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Vorwort. 


Nich der Gewinnung der Skaaksmachk in Rußland durch die Bolſche⸗ 
wiki im November des vorigen Jahres mußte man mik der Möglich- 
keit, wenn auch noch nichl Wahrſcheinlichkeik eines baldigen allgemeinen 
Friedensſchluſſes und daher mik einem Nahen der Uebergangswirlſchafl 
rechnen. Dem enlſprach es, daß damals aus Parkeikreiſen eine Reihe von 
Anfragen über ſtriktige Punkte der Uebergangswirkſchaft an mich gerichtet 
wurden. Das veranlaßte mich, ſie eingehender zu unkerſuchen. 

War aber der Friede wirklich jo nahe, als es damals mitunter 
ſchien, dann mußte die Arbeit raſch abgeſchloſſen und veröffentlicht werden. 
Denn es wäre zu ſpäk, wollten wir die kheoreliſchen Schwierigkeilen der 
Uebergangswirkſchaft erſt zu klären beginnen, wenn wir bereils in ihrer 
Praxis mitten drinn find. 

Ich brachle die vorliegende Schrift daher ſchon im März zum Ende, 
ungefähr zur Zeit des Friedensſchluſſes von Breſt⸗Lilowsk. Leider hal 
ſich meine Eile als völlig überflüſſig herausgeſtellt, die Beendigung des 
Krieges ſcheink heute ferner zu liegen, als in den erſten Monalen dieſes 
Jahres. 

Techniſche Hinderniſſe, die mit dem Kriegszuſtand zuſammenhängen, 
haben die Drucklegung meiner Arbeit erheblich verzögert, und doch er— 
ſcheint fie immer noch zu einer Zeit, in der die Beſchäftigung mik der 
Uebergangswirlſchaft faſt nur theorefifcher Art iſt und noch erheblich 
lange jo zu bleiben verſprichk. 

Die Eile der Abfaſſung, zu der ich mich unter dem Drang der 
erwähnten Verhälkniſſe zwang, veranlaßte mich, von einer ſyſtemaliſchen 
Erörterung des Gegenſtandes abzuſehen. Ich habe nicht alle Fragen 
der Uebergangswirlſchaft behandelt, von Slkeuerfragen z. B. gänzlich 
abgeſehen, und nicht alle, die ich in Belracht zog, mit gleicher Ausführlich» 
keit erörkert. Ich wendele mich haupkſächlich jenen zu, die für manche 
meiner Freunde ſtriltiger Nakur waren. So erwähne ich z. B. die 
Wohnungsfrage nur kurz, widme dagegen der Geldfrage mehr als ein 
Drittel der Schrift. Sie ſchien mir die meiſten kheoreliſchen Schwierig⸗ 
keiten zu bielen und hier durfte ich am wenigſten vorausſetzen, denn es 
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fehlt noch an einer populären Darſtellung des Geldweſens vom Warx⸗ 
ſchen Slandpunkle aus. Es erſchien mir daher nolwendig, um meine 
Auffaſſung zu begründen, eine allgemein verſtändliche Auseinanderſetzung 
der Theorie vom Gelde zu geben. Das hat den Umfang meiner Schrift 
erheblich erweiterf, jedoch, wie ich hoffe, ihre Nützlichkeit nicht vermindert, 
wenn die Löſung der Aufgabe, die ich mir da geſetzt, gelungen iſt. 
Gerade über das Geldweſen herrſchen ja die abſonderlichſten Vorſtellungen. 

Da ich in dem vorliegenden Büchelchen nicht eine ſyſtemaliſche Unker⸗ 
ſuchung aller Seilen der Uebergangswirlſchaft gab, bezeichne ich es bloß 
als „Bemerkungen zur Uebergangswirtichaft“. 

Ich nehme dabei die Uebergangswirlſchaft im herkömmlichen Sinne, 
als die Wirlſchaft der Zeit des Uebergangs vom Kriegszuſtand in den 
normalen Friedenszuſtand auf kapitaliſtiſcher Baſis. Nun iſt es keines⸗ 
wegs nolwendig, daß wir es gerade mit dieſer Ark Uebergangswirlſchaft 
zu fun bekommen. Der Krieg kann, wenn er noch lange dauert, in 


einer Weiſe enden, die die kapitaliftiihe Baſis aufs kieſſte erfchüttert und 


dem Prolefariat den Weg zur Wacht eröffnet. Dann würde die Ueber⸗ 
gangswirtſchaft die Zeit des Uebergangs nicht nur vom Kriegszustand 
in den Friedenszuſtand, ſondern auch des Uebergangs vom Kapitalismus 
zum Sozialismus bedeuten. Die Aufgaben der einen Ark würden dann 
kompliziert durch die der anderen. 

Von dieſer Unkerſuchung habe ich hier abgeſehen, obwohl ſie von 
größter Wichligkeit werden kann und einen Sozialdemokraten in höchſtem 
Maße beſchäfligen muß. 

Will man wiſſenſchaftliche Reſullale erzielen, muß man von den 
einfachſten Erſcheinungen ausgehen; erſt wenn man dieſe begriffen hat, 
kann man an Unterfuchungen komplizierferer Erſcheinungen mit Erfolg 
herantreten. Die theoretifche Erforſchung der Probleme des Uebergangs 
vom Kapikalismus zum Sozialismus als Nachwirkung des Krieges ſetzt 
daher voraus, daß die einfacheren Probleme einmal des Uebergangs 
vom Krieg zum Frieden bei gleichbleibender Produkkionsweiſe und dann 
die des Uebergangs vom Kapilalismus zum Sozialismus milfen im 
Frieden unklerſucht find. 

Dieſe zweite Unterſuchung habe ich ſchon vor ſechzehn Jahren in 
meiner Schrift über „Die ſoziale Revolution“ angeftellt. Die erſtere 
liefere ich hier. 

Zur Seit ihres Erſcheinens wird, ohne vorhergehende theorefijche 
Unterfuchung, ein rieſenhaftes Experiment zur Löſung des verwickelten 
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Geſamiproblems, der gleichzeitigen Liquidierung der Kriegswirlſchaft und 
des Kapitalismus unter den nach ökonomiſcher Enkwicklungshöhe und 
ſozialer Zuſammenſetzung ungünſtigſten Bedingungen unkernommen in 
Rußland. Hier werden die Ergebniſſe der Praxis früher zulage krelen, 
als die der Theorie. Leider ſind ſolche Ergebniſſe zur Zeik noch nicht 
mik genügender Deullichkeik feſtgeſtelll. Wir kennen wohl die Dekrefe 
der Bolſchewiki, aber die prakkiſchen Reſullate, die fie erzielten, find 
ſehr umſtrilten. Es fehlt ihnen noch das einzige Mittel, Klarheit über 
Maſſenerſcheinungen herzuffellen, eine zuverläſſige Statiffik, die unenk⸗ 
behrliche Grundlage jeder ſozialiſtiſchen Wirktſchaft. 

Die Uebergangswirtichaft im zweiten, komplizierkeren Sinne kheore⸗ 
liſch zu behandeln, erſcheink mir daher im Moment verfrüht, krotzdem 
fie bald auch für uns in Weſleuropa prakliſche Bedeutung erlangen 
kann. Wie immer aber man ſich die Uebergangswirlſchaft vorſtellen 
mag, ob hapilaliſtiſch oder ſozialiſtiſch, das Verſtändnis ihrer Probleme 
in kapitaliſliſcher Form iſt eine unerläßliche Vorbedingung auch für das 
Verſländnis ihrer Probleme bei ſozialiſtiſch gerichteler Entwicklung. 

Müſſen wir eine ſolche Entwicklung bereits für abſehbare Zeit als 
möglich ins Auge faſſen, ſo müſſen wir doch nicht minder mik der Mög⸗ 
lichkeit rechnen, daß zunächſt der Kapitalismus noch weitergehf. 

Der Marxismus war ſtets gekennzeichnet durch feine große Elaftizität, 
darauf beruht zum erheblichen Teile feine gewaltige prakkiſche Kraft. Er 
hat ſtets mit dem Kommen der Revolulion gerechnet, aber nie alles auf 
dieſe eine Karle geſetzt, nie eine Politik gelrieben, die die ganze Exiſtenz 
des prolelariſchen Sozialismus von dem Einkrelen einer Revolution zu 
einem beſlimmten Dakum abhängig machte. Der Marxismus wappnete 
ſich ſlets nicht bloß für die Zeiten der Profperifät, ſondern auch für die 
der Kriſe; ebenſo für die Zeilen der Reaktion wie für die der Revolu— 
lion. Er rechnefe mit der einen Möglichkeit ebenſoſehr wie mik der 
anderen. 

Auch von dieſem Standpunkt aus müſſen wir die Probleme der 
Uebergangswirtſchaft auf kapikaliſtiſcher Baſis erforſchen und unterfuchen, 
welche beſondere Aufgaben fie dem Prolekariak ſtellt. 

Da find es vor allem drei Geſichlspunkle, die in Betracht kommen. 

Einmal gilt es, das Proletariak mit der Tatfache verkrauk zu machen, 
daß auch dann, wenn die Produkklionsweiſe eine kapikaliſtiſche bleibt, 
eine Rückkehr zum Status quo vor dem Kriege unmöglich iſt. Ganz 
neue Bedingungen werden erſtehen, die ganz Neues, Unerhörtes möglich 
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machen. Jede Klaſſe wird in dem allgemeinen Durcheinander ihre Anz 
forderungen aufs höchſte ſteigern, und das Prolefariat muß in gleichem 
Sinne feine vollſte Energie anwenden ſchon zu feiner eigenen phyſtſchen 
Rettung. Denn das allgemeine wirtſchafkliche Niveau der Gefellichaft 
wird nach dem Kriege ein ſo niedriges ſein, daß ſelbſt eine gewallige 
relakive Hebung der Lage des Prolelariaks nur eine geringfügige abjolute 
fein kann. Ohne eine ſolche gewaltige relative Hebung muß es abjolut 
lief herabkommen. 

Zweitens aber darf das Prolekariak in der Uebergangswirlſchaft wie 
auch ſonſt nicht an ſich allein denken. Seine geſchichkliche Bedeukung 
beruht darauf, daß fein Klaſſeninkereſſe zuſammenfällt mik dem Gejamt- 
inkereſſe der Geſellſchaft. So iſt es ſeine Pflicht, in der Uebergangs⸗ 
wirfichaft, die jo chaoliſch ſein, jo ſehr nach neuen Formen ringen wird, 
nicht nur ſeine eigenen augenblicklichen Inlereſſen, ſondern auch die der 
geſellſchaftlichen Entwicklung aufs kräfligſte zu verfrefen, möglichſt viel 
Anſätze in ſozialiſtiſchem Sinne zu ſchaffen und jede der Fragen der 
Uebergangswirlſchaft nicht für ſich allein, ſondern in ihrem Zuſammen⸗ 
hange mit der Gejamtheit der ökonomiſchen und geſellſchaftlichen Er⸗ 
ſcheinungen zu betrachten. 

Drittens endlich hat das Vrolefariat im Gegenſatz zu den anderen 
Klaſſen die Aufgabe, ſich des inkernakionalen Zuſammenhanges der 
modernen Produkkionsweiſe bewußt zu bleiben und die Solidarität der 
Prolelarier aller Länder zur Geltung zu bringen gegenüber allen Ver⸗ 
ſuchen, den Krieg der Waffen durch einen Wirkſchafkskrieg forkzuſetzen 
und den Prolelariern eines Landes einzureden, daß fie ihre Inkereſſen 
am bejfen dadurch wahrken, wenn fie ſich Sondervorleile auf Koſten der 
Prolelarier anderer Länder verſchafflen. 

Kühnheit in den Forderungen zur Beſſerung der Klaſſenlage, Kühn⸗ 
heit in den Forderungen zur Anbahnung ſozialiſliſcher Einrichtungen, 
endlich unerſchülterliche internationale Solidarität: das find die drei Eigen⸗ 
ſchaflen, deren das Prolelariak in der Uebergangswirlſchaft am meiſten 
bedürfen wird, die ihm große Errungenſchaflen verſprechen, wenn ſie 
aufgebaut find auf ausreichender ökonomiſcher Einficht. 

Sollte es meiner Schrift gelingen, in dieſem Sinne im Proletariat 
zu wirken, dann erfüllt ſie ihre Aufgabe. 


Charlottenburg, im Juli 1918. 
Karl Kautsky. 
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Nachwort zum Vorwort. 


Die vorliegende Schrift, im März zum Abſchluß gebracht, im Juli 
druckferlig, kann jetzt endlich erſcheinen. Natürlich iſt ſeikdem manches 
hier Vorgebrachle durch die Ereigniſſe überholt, teils gegenſtandslos, teils 
in neues Licht gerückt worden. So hat z. B. die Frachkraumnot vom 
inlernalionalen Geſichtspunkk aus ein neues Geſicht bekommen durch die 
ungeheuren Schiffsbauten Amerikas. 

Doch meine Arbeit jetzt nochmals in Angriff nehmen, um ſie zu 
moderniſieren, hieße ihr Erſcheinen von neuem verzögern. Und doch 
kann jeder Tag Verhälkniſſe bringen, die uns aus der Zeit der Vor⸗ 
bereitung in die Zeit der Durchführung verſetzen. 

Heule ſchon ſind wir ſo weil, daß die Mahnung am Schluſſe meines 
Vorworles überflüſſig geworden iſt. Ich forderte dort das Prolekariak 
zu Kühnheit in feinen Forderungen auf, befrachtefe es als Aufgabe 
meiner Schrift, es zu kühnen ökonomiſchen Forderungen aufzumunlern. 

Seitdem haben ſich die Dinge bereits jo gewandelt, daß die weileſt⸗ 
gehenden Forderungen nicht mehr kühn erſcheinen, ſondern als elwas 
Unvermeidliches betrachtet werden. 

Trotzdem haben die ökonomiſchen Grundfäße, die ich hier darlege, 
nicht ihre Gellung verloren, und fie werden auch dann zu beachlen fein, 
wenn die Uebergangswirlſchaft nicht mehr den Uebergang zur Friedens- 
wirtſchaft des Kapitalismus, ſondern den Uebergang zu ſozialiſtiſcher 
Wirlſchaft darſtellen ſollle. 


Charlottenburg, 6. November 1918. 
Karl Kautsky. 
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Einleitung. 


ur Seit, da dieſe Zeilen geſchrieben werden, iſt das Dakum des all⸗ 

gemeinen Friedens noch völlig unberechenbar, aber immerhin muß 
doch einmal Friede werden, und fo dürfen wir mit der Möglichkeit, 
wenn auch leider noch nicht mit der Wahrſcheinlichkeik eines Friedens⸗ 
ſchluſſes in abſehbarer Zeit rechnen und müſſen uns dafür rüſten. Neben 
den Fragen, wie wir uns zum Kriege ſtellen, wie wir den Frieden er- 
reichen, welcher Ark der Friede ſein muß, den wir anſtreben, haben uns 
nun auch die Fragen der Uebergangswirfichaft zu beſchäfligen. 

Sie wären überflüſſig, wenn die Kriegswiriſchaft nur die Forkſetzung 
der Friedenswirtſchaft darſtellte. Aber jene Wirtſchaft iſt das gerade 
Gegenteil dieſer. Die Bedingungen der Kriegswirkſchaft ſtellen die Friedens⸗ 
wirkſchaft völlig auf den Kopf. Es find nun vier Jahre, daß unſer 
ökonomiſches Leben in dieſer unbequemen Situalion pulſtert. Die Kriegs⸗ 
induſtrie hat dabei pralle, role Backen bekommen, aber der Blukzulauf 
zu den Beinen war unterbunden. So iſt deren Kraft dahingeſchwunden, 
und wenn der Friedenszuſtand die Wirlſchaft wieder vom Kopf auf die 
Füße ſtellt, wird ſie auf ausgemergelten, zitternden Beinen ruhen, die nicht 
imffande fein werden, ſofork den geſellſchaftlichen Körper zu fragen und 
daher ſehr ſtarker Krücken bedürfen. 

Dieſe Stützung durch Krücken iſt das, was man die „Uebergangs⸗ 
wirlſchaft“ nennt. 

Wie der jetzige Krieg der gewalligſte der bisherigen Wellgeſchichle 
it, jo hat er auch die gewalligſten Eingriffe der Staatsgewalt in das 
wirlſchaftliche Leben hervorgerufen. Sie war die große Wacht, die es 
in völlig neue Bahnen drängte. Sie beſitzt am eheſten die Kraft, die 
erheiſcht iſt, die Rückkehr der Wirlſchaft in das Friedensgeleiſe ohne 
unnötige Reibungen herbeizuführen. 

Die Frage der Uebergangswirlſchaft iſt darum eine politiſche Frage. 
Sie iſt aber auch eine Parteifrage, eine Frage politiſcher Gegenſätze. 

Man ſollte freilich meinen, daß an der Wiederherſtellung eines ge⸗ 
ordneten und blühenden ökonomiſchen Lebens alle Klaſſen in gleicher 
Weiſe intereffiert ſeien, jo daß die Feſtſezung der Uebergangsmaßregeln 
bloß Sachkunde erfordere, und man ruhig den „Sachverſtändigen“, das 
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heißt den großen Bankiers, Induſtriellen, Landwirten jene Regelung 
überlaſſen könnte. 

Das iſt eine Auffaſſung, die beherrſcht wird von dem allen ökono⸗ 
miſchen Srrfum, der die Oekonomie in drei verſchiedene Gebiele keilt: 
Produktion, Verkeilung, Konſumkion. In der Produkfion ſeien die 
Inlereſſen aller Klaſſen die gleichen, alle hälken dasſelbe Inkereſſe daran, 
daß mit dem gleichen Aufwand möglichſt viel Produkt hergeſtellt werde. 
Erſt wenn es an die Verleilung des Produkts ginge, kämen die ver⸗ 
ſchiedenen Klaſſen in Konflikt miteinander. 


In Wirklichkeit ſind Produktion und Verkeilung der Produkte aufs 
engſte miteinander verbunden. Von der Art des Produkkionsprozeſſes, 
von der Rolle der einzelnen Klaſſen in ihm hängt der Anteil am Produkt 
ab, den jede von ihnen einheimſt. Der Lohn des Arbeiters wird beſtimmt, 
ehe er an die Arbeit geht, die Nachfrage nach Arbeit hängt ab von den 
Bedürfniſſen und nicht den Ergebniſſen der Produktion, Ebenſo 
der Preis der Rohmalerialien, der Zinsfuß des Bankkrediks uſw. Be⸗ 
zahlt werden Löhne, Maferialpreife, Zinſen aus dem Produkt, aber ihre 
Höhe wird beſtimmk vor ſeiner Herſtellung durch die Bedingungen, unker 
denen die Produktion vor ſich geht. 


Es haben daher auch nicht alle Klaſſen das gleiche Inlereſſe an den 
gleichen Produktionsmekhoden, an der möglichſt billigen und möglichſt wirk⸗ 
ſamen Produkfionsart. Die Produzenten des Rohmalerials haben kein 
Inkereſſe an einem Verfahren, das den MWalerialverbrauch herabſetzt oder 
einen billigeren Erſatzſtoff einführt. Der Zwiſchenhändler hat kein Snterefje 
daran daß der Induſtrielle ſeinen Materialbedarf direkt vom Produzenten 
beziehl; die Arbeilerklaſſe muß ſich enkſchieden dagegen wehren, daß 
Männerarbeit durch Kinderarbeit erſetzt wird u. dgl. 

1 Salt alle ſozialen Gegenſätze, die anſcheinend erſt bei der Verteilung 

auftrelen, entſtammen dem Produkkionsprozeß. Sie werden ſich auch 
wieder gellend machen bei der Geffaltung der Uebergangswirlſchaft und 
werden dieſe zu einem Kampf geffalten. Nicht bloß zu einem Kampf 
zwiſchen beſſer und weniger gut Unlerrichleten, zwiſchen Kurzſichtigen und 
MWeiterblickenden, zwiſchen Aengſllichen und Kühnen, ſondern auch zu 
einem Kampf der Inkereſſen und der Klaſſen. 

Die Gegenſätze werden um jo jchroffer fein, als der Uebergang von 
der Kriegswirtſchaft zur Sriedenswirffchaft viel ſchwieriger fein dürfte, als 
der umgekehrte Vorgang. 

So vieles Drückende die Kriegswirkſchaft mit ſich brachte, fie vollzog ſich 
unter faſt völliger Ausſchalkung der auswärtigen und ſogar der inneren 
Konkurrenz. Die Produktion wurde ſtark eingefchränkt, aber was an 
Produktion blieb, war des Abſatzes ſicher, und zwar lohnenden Abſatzes. 
Der Preis ſpielle keine Rolle. Selbſt erhebliche Teile der Lohnarbeiker⸗ 
ſchaft durften an dieſer günſtigen Konjunktur leilnehmen. Dabei konnte 
die Induſtrie von den Vorräten zehren, die eine Friedensperiode von faſt 
einem Jahrhunderk aufgeſtapelt halte. Von 1815 an bis 1914 hatte es 


2 


in Europa keinen allgemeinen Krieg gegeben. Von 1815 bis 1853 und 
von 1878 bis 1912 herrſchte jo gut wie allgemeiner Friede. Und die 
Kriege in der Epoche von 1853 bis 1878, die mit einem Türkenkrieg 
begann und einem ſolchen endete, waren jo kurz und jo lokal geweſen, 
daß fie die Anhäufung von Kapital nicht hemmken. Die Kriegs wirlſchaft, 
die 1914 einſetzte, fand eine ungeheure Anſammlung von Gebrauchs» 
werfen vor, die ihr neben dem Ergebnis der laufenden Produktion zur 
Verfügung ſtanden und von denen fie lange zehren konnte. 


Eine derartige Wirkſchaft iſt jedoch nur vorübergehend, während eines 
Kriegszuſtandes, möglich. Sie kann nicht als Friedens wirtſchaft forkgeſetzt 
werden, die auf den dauernden Beſtand der Geſellſchaft berechnet ſein muß. 
Je länger der Krieg dauert und den Reichlum der kriegführenden Staaten 
vermindert, deſto energiſcher müſſen ſie nach feiner Beendigung ſofork daran 
gehen, wieder die Lücken auszufüllen, die er geriſſen. Deſto größer die 
Aufgaben der Friedenswirtſchaft, deſto geringer ihre Mittel. 


Der Uebergang von der Kriegs- zur Friedenswirkſchaft vollzieht ſich 
alſo unter viel ungünſtigeren Bedingungen, als der umgekehrte Vorgang. 
Der Krieg fand eine breite materielle Baſis der Geſellſchaft vor, maſſen⸗ 
hafte Produkkipkräfte und Produkte. Der Friede wird bei feinem Wieder⸗ 
eintreten auf eine erheblich geſchmälerte materielle Baſis ſtoßen, auf unge⸗ 
mein verminderte Produkkivkräfte und Produkte. Je länger die Kriegs⸗ 
wirkſchaft dauert, deſto ſchwieriger wird der Uebergang zur Friedens⸗ 
wirkſchaft werden, deſlo gewaltiger und verwickelker die Probleme der 
Uebergangswirlſchaft, deſto größer ihre Ohnmachl. 

Dieſes Moment wird meiſtens von denen überſehen, die von der 
Uebergangswirtjchaft handeln. Und doch hängen die Forderungen, die 
man an dieſe Wirkſchaft ſtellen muß, die Mittel, die für ſie zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, die Ausſichlen des Erfolges, ſowie die Höhe der Intereſſen⸗ 
5 die ſie zeitigt, weſenklich davon ab, wie lange der Krieg noch 
dauert. 

Die Uebergangswirtichaft kann nicht zaubern, fie kann weder Schiffe 
noch Rohſtoffe nach Belieben vermehren. Nichts irriger als der Glaube, 
nach dem Kriege bedürfe es nur der nökigen Geriſſenheit und Rückſichks⸗ 
loſigkeit, um alles zu erlangen, was man brauche. Und ebenſo irrig 
die Anſchauung, der Friede müſſe eine joforfige Proſperilälsära bringen, 
gerade wegen der vorhergehenden Verwüſtungen, weil der Bedarf an 
allen Produkten ein ungeheurer ſein werde. In der Geſellſchaft der 
Warenproduklion wird die Nachfrage nach Waren nicht durch den Bedarf 
an ſich gebildet, ſondern bloß durch den kaufkräftigen Bedarf. Der 
wird ſehr eingeengt fein. Und in jeder Produkkionsweiſe, welche geſell⸗ 
ſchaftlichen Formen immer ſie annehmen mag, iſt die Produktion ab⸗ 
hängig von ihren ſtofflichen Vorausſetzungen. Keine Produktion iſt 
möglich ohne die erforderlichen Mittel des Produzierens und des Trans⸗ 
ports. Auch die ſcharfſinnigſte Uebergangswirtihaft kann uns darüber 
nicht hinweghelſen. 
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Darin liegt ein Grund, der Frage der Kriegsdauer für unſere öko⸗ 
nomiſchen Ausſichken größere Bedeutung beizumeſſen, als der Frage der 
Uebergangswirkſchaft. Ein Grund, den Leiſtungen dieſer Wirtichaft 
nicht mit großen Erwarlungen enkgegenzuſehen, aber doch kein Grund, zu 
verzweifeln. Der ökonomiſche Reichtum der Gefellichaft beſteht nicht bloß 
aus materiellen, ſondern auch aus ideellen Gütern. Nicht bloß aus 
Produktionsmitteln und Produkten, ſondern auch aus Erhennkniſſen, 
Entdeckungen und Erfindungen. Dieſe geiſtige Seite des Reichlums iſt 
feine wichligſte. Alle Produkte und Produktionsmittel find mehr oder 
weniger raſch vergänglich. Das einzige Produkt, das nicht vergeht, ſo⸗ 
lange Menſchen beſtehen und ſich mit Work und Schrift verſtändigen, iſt 
ihr Wiſſen, ihre Einſicht in die Kräfte der Natur und die Mittel, fie 
ſich dienſtbar zu machen. Dieſer Beſitz iſt ſeit Hunderktauſenden von Jahren 
in ftefem Zunehmen begriffen, er iſt in dem letzten Jahrkauſend raſch, im 
letzten Jahrhunderk lawinenhaft angewachſen. 

Die Verheerungen des Krieges haben nur einen großen Teil des 
materiellen Reichkums vernichkelt. Wohl haben fie auch jo manches 
forſchende Gehirn begraben, das die reichſten Schätze in ſich barg, aber 
fo unermeßlich groß dieſer Verluſt auch für die Menfchheit iſt, es iſt ein 
Verluſt an werdenden Schätzen der Zukunft. Von dem Wiſſen, das 
die Vergangenheit angefammelt hat, iſt im Kriege nichts verlorenge⸗ 
1 5 Seine Not ſelbſt hal unſer kechniſches Wiſſen noch weiler be⸗ 

uchtef. 

Die geiſtigen Bedingungen der Produktion werden nach dem Kriege 
nicht verminderk, eher vermehrt ſein. Seine Zerſtörungen werden eine 
umfangreiche Neuſchaffung von Produklionsapparalen notwendig machen. 
Dieſe werden alle modernſler, vollkommeniter Art fein können und viel⸗ 
fach fein müſſen. So wird die Seit der Uebergangswirkſchaft eine Aera 
rapideſter Anwendung kechniſchen Forlſchritls fein, fie wird die Produk⸗ 
kivikät der geſellſchafllichen Arbeit rieſenhaft ſteigern, weit über das Niveau 
hinaus, das ſie vor dem Kriege erreicht hakle, und damit die materielle 
Grundlage des Wohlſtandes für alle, des Sozialismus, enorm erweitern. 
Wer imſtande iſt, das Elend und die Kämpfe des Stadiums des Neu⸗ 
aufbaues zu überdauern, das freilich jahrelang, vielleicht ein Jahrzehnt 
lang in Anſpruch nehmen wird, der mag herrliche Tage erleben, in denen 
das Prolekariak nicht bloß ſiegt, ſondern auch den Sieg zur Beglückung 
der Wenſchheit auszunutzen imffande if. Da wird für diejenigen, die 
den Kriegsſchrechen erlebt, die Zeit kommen, die Romeo für ſich und 
ſeine Julia erſehnte, und fie mögen heute mit ihm ſich kröſten: 


. All das Weh wird dann uns Stoff 
zu ſüßer Unterhaltung bieten.“ 


Doch zwiſchen dieſen ſchönen Tagen der Zukunft und der ſchreckens⸗ 
vollen Gegenwart ſtehk eine Zeit des Ueberganges voll von Leiden, von 
Problemen, inneren Kämpfen. 
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In dieſer Zeit ſich zurechtzufinden, wird nicht leicht jein. Und die 
Situationen, die da auftauchen, werden fo eigenartige ſein, daß unſere 
bisherige, aus dem Friedenszuſtand geſchöpfle ökonomiſche Einſicht allein 
nicht ausreichen dürfte, fie zu meiſtern. Das Unvorhergeſehene wird eine 
große Rolle ſpielen, ebenſo wie im Kriege. Aber eine Reihe von Pro— 
blemen der Uebergangswirlſchaft erhalten heute ſchon greifbare Geſtalt, 
werden diskutiert und verdichten ſich zu prakkiſchen Vorſchlägen und 
De verſchiedener Vertretungskörper. Zu ihnen Stellung zu nehmen, 
iſt gebolen. 

Dies ſoll in folgendem geſchehen, nicht vom ſpezifiſch deutſchen, 
ſondern vom inkernaklonalen Standpunkt aus. Dafür ſprechen ſchon eine 
Reihe von Zweckmäßigkeitsgründen. 

Noch fliehen wir im Kriege. Da ſucht jeder der kriegführenden 
Staaten jo ſtark als möglich zu ſcheinen, ſeine ſchwachen Seiten möglichſt 
zu verbergen. Es iſt daher nicht möglich, die volle Wahrheit über die 
ökonomiſche Lage der einzelnen kriegführenden Staaten zu erfahren; und 
auch das, was man weiß, vermag man nicht immer zu veröffentlichen, 
Endlich aber iſt es nicht möglich, heule ſchon die beſondere Sikualion zu 
erkennen, in der ſich der eine oder der andere der kriegführenden Staaken 
nach dem Friedensſchluß befinden wird. 

Man kann daher in die Probleme der Uebergangswirtſchaft heute 
faſt nur inſoweik eindringen, als fie allgemeiner, internationaler Natur, 
allen Kriegführenden gemeinſam ſind. 

Zu dieſen Zweckmäßigkeitsgründen gejellt ſich bei uns noch die 
prinzipielle Anerkennung der internationalen Solidarität. Wir Sozial⸗ 
demokralen haben dieſen Grundſatz, wie überall, jo auch in der Ueber— 
gangswirlſchaft zu beachten. Sie darf nicht eine Fortſetzung des Krieges 
werden, nicht zu einem Wirtichaftskrieg führen, nicht zu einem Verſuch, 
dem einen Lande Sondervorkeile auf Koſten der anderen zu erringen. 
Das wäre nicht nur unſozialiſtiſch, es wäre direkf ſchädlich. Die Ueber- 
gangswirlſchaft wird auf jo ſleinigem Boden erwachſen, ein jo ſchwaches 
Pflänzlein fein, daß fie den rauhen Sturmwind internationaler Konflikte 
nicht erträgt, nur in der milden Temperatur inlernalionaler Gegenfeitigkeit 
gedeiht. 


e — aller —.— — die Webern aft 
roduklionspr 5, wird die Haup abe der Uebergangswirtſcha 
fa men Jeder internationale Konflikt, welcher Art er auch fein möge, 
bedeufet dagegen Verſchwendung, bedeutet Verſchwendung von Kräften 
und Mitteln, die dem Produkkionsprozeß dienen ſollten, für Zwecke des 
Kampfes. 

Wir können von bürgerlichen Regierungen und Parteien nicht die 
Anerkennung des Grundſatzes der internationalen Solidarität der Völker 
erwarten. Dieſer Grundſatz bildet eine Beſonderheit der prolefarijchen 
Demokratie. Aber auch von den bürgerlichen Regierungen und Parteien 
müſſen wir verlangen, daß mit dem Friedensſchluß der Kriegszuſtand in 
jeder Form ein Ende findek, der internationale Verkehr auf der Grund⸗ 
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lage gleicher Berechtigung aller Nationen wieder aufgenommen wird, und 
daß der Friedensſchluß eine Form annimmt, die für kein Volk eine Ver⸗ 
gewaltigung bringt, die nicht bloß Frieden, ſondern auch Freundſchaft 
mit allen Völkern ermöglicht. 

Die Frage der Uebergangswirtſchaft ſteht in engſter Verbindung 
nicht bloß mit der Kriegsdauer, ſondern auch der Ark des Friedens⸗ 
ſchluſſes. In dieſem Sinne hat eine wohlerwogene Uebergangswirlſchaft 
Forderungen nicht erſt dann zu ſlellen, wenn der Krieg zu Ende iſt, 
ſondern ſchon heuke. 


J. Die Arbeiterſchaft. 


1. Arbeiksloſigkeit und Demobiliſation. 


Die Arbeiterfragen find für uns nalürlich die wichtigſten. Sie werden 
bereits ausgiebig erörtert, trozdem können wir hier die meiſten von 
ihnen kurz erledigen, da ſie vielfach für die Uebergangswirtſchaft keine 
neuen kheoreliſchen Probleme bringen. 

Den Praktikern freilich wird die Verkrekung der Arbeiterinkereſſen 
in der Uebergangswirkſchaft eine Fülle neuer Aufgaben bringen. 

Die Arbeikerſchaft wird nach dem Kriege vor völlig neue Verhälte 
niſſe geſtellt ſein. Sie wird nicht einfach dort anknüpfen können, wo 
fie bei Kriegsbeginn aufgehört hat. Von den Millionen, die aus dem 
Kriege heimkehren, wird ein großer Teil nicht an feine alten Arbeiks⸗ 
ſtellen zurückkehren. 

Eine Reihe von Belrieben haben aufgehört zu eriffieren, andere 
find zu einem neuen Produkkionszweig übergegangen und nehmen den 
früheren nicht wieder auf. Viele andere haben eine neue Arbeikerſchaft 
gewonnen, bei der fie bleiben wollen. Und die Reihen der Lohnarbeiker⸗ 
ſchaft find unendlich erweitert durch das Eindringen der Frauenarbeit in 
zahlreiche Berufe, die ihr bisher verſchloſſen waren, und durch den Ruin 
vieler Kleinbetriebe. So werden die erſten Monate nach Friedensſchluß 
ungeheure Verſchiebungen in der Arbeikerſchaft, ein raſtloſes Suchen und 
Wandern bringen. 

Unter dieſen Umffänden wird die Organifierung der Arbeitsver- 
mittlung von größter Bedeukung. Sie muß ſoweik als möglich in 
den Händen der Arbeiler fein oder doch von ihnen überwacht werden, 
muß dabei aber auch das ganze Reich umfaſſen. Mögen die einzelnen 
lokalen Einrichlungen der Arbeitsvermiltlung gewerkſchaftlich, paritätifch 
oder kommunal organiſierk ſein, ſie müſſen alle durch das ganze Reich 
in innigem Zuſammenhang miteinander ſtehen, raſch und überſichllich 
arbeiten. g 

Damit wird es jedoch nicht abgekan fein. Das Suchen nach Arbeit, 
der Antritt neuer Arbeiksſtellen wird die Orksveränderung großer Mens 
ſchenmaſſen hervorrufen. Niedere Tarife im Perſonenverkehr 
der Eiſenbahnen, wenigſtens für die drikte und vierke Klaſſe, werden zu 
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einer dringenden Notwendigkeit der Uebergangswirtſchaft. Man wird 
um ſo energiſcher darauf beſtehen müſſen, als die Finanznok nach dem 
Kriege in der Eiſenbahnpolitik das fiskaliihe Moment mehr in den 
Vordergrund ſlellen wird, als das ſoziale. 

Die großen lokalen Verſchiebungen in der Arbeilerſchaft werden vor 
allem ein Zuſammendrängen großer Arbeitermaffen in jenen Gegenden 
und Ortichaften hervorrufen, in denen der Grad wirklicher Beſchäftigung 
oder doch die Ausſicht auf Beſchäftigung am größten iſt. 

Im allgemeinen ſchon wird nach dem Kriege eine große Wohnungs⸗ 
knappheit beſtehen, da ja während feiner Dauer die Bauläligkeit faſt 
vollſländig ruhte. In den Induſtriezenkren droht die Knappheit zu 
fürchterlichſter Wohnungsnot zu werden, zu erſchreckender Verſchlechterung 
und Verteurung der Wohnungen zu führen. Es wäre ganz verkehrt, 
diba ele umd ſteuern zu wollen, daß Gemeinden und Slaak den 
pripalen Haus beſitzern unter die Arme greifen und die private Baulälig⸗ 
keit r Was die Volksmaſſe braucht, find Wohnungen, ſind 

äuſer, nicht Hausbeſitzer. Slaak und Gemeinde müſſen wohl in die 
Baukäligkeik eingreifen, aber in der Weile, daß fie direkt ſelbſt Woh⸗ 
nungen bauen und dadurch nicht nur der Volksmaſſe geſunde Wohn⸗ 
ſtätten bieten, ſondern auch die Mielzinſe der Privalhäuſer herabdrücken. 

Zu ergänzen iſt dieſe Baukäkigkeit durch ein Exproprialionsrecht, 
das den Gemeinden das Recht gibt, jeden Hausbeſitzer zu erpropriieren, der 
gefundheitswidrige Wohnungen vermiefet oder die Notlage feiner Mieter 
zu ungebührlicher Steigerung der Miekzinſen ausbeutet. 

Daß dieſes Recht ausgiebig und wirkſam gebraucht wird, iſt jedoch 

nur dann zu erwarten, wenn für die Gemeinden das allgemeine, gleiche, 
direkle und geheime Wahlrecht gilt, uneingeſchränkt durch Vorrechte 
irgendwelcher Art, elwa der Hausbeſitzer oder der länger anſäſſigen Be⸗ 
völkerung. 
a Dies Wahlrecht ebenſo wie das gleiche für den Staat iſt für die 
Arbeiterſchaft eine der wichligſten Bedingungen der Uebergangswirlſchaft 
und muß heulte ſchon verlangt werden, damit es zur Zeit dieſer Wirt⸗ 
ſchaft ſchon in Geltung iſt. 

Alle dieſe Maßregeln, jo wichtig fie find, genügen jedoch nicht, die 
größte Gefahr zu bannen, die der Arbeilerſchaft nach dem Kriege droht, 
und das iſt der Mangel an Arbeiksgelegenheit. Gegen die hilft 
auch das beſte Syſtem der Arbeitsvermiltlung nichts. Sie vermag zu 
zeigen, wo Arbeitsſlellen frei find, vermag aber die Zahl der freien 
Arbeitsſtellen nicht zu vermehren. 

Nun meinen viele freilich, es werde nach dem Kriege nicht ein 
Mangel an Arbeitsgelegenheit herrſchen, ſondern einer an Arbeitern, 
wegen der großen Menſchenverluſte: 

„Wenn elwas durch den Krieg knapp geworden iſt, dann ſind es die Menſchen. 
Die Angaben darüber, wieviel Tote dieſer Krieg gekoſtet hat, gehen auseinander. 


Man wird kaum übertreiben, wenn man ſagt, daß der Krieg 10 bis 12 Millionen 
Menſchen, Männern im kräftigiten Alter, das Leben gekoſtet hat. Da werden die 


Arbeiter überaus knapp werden und man braucht dann jeden gelernten Arbeiter 
in der Induſtrie, die er kennt. 

Zu den fehlenden Arbeitskräften der Gefallenen kommen noch die Millionen, 
die Krüppel geworden ſind, die durch Krankheit und Strapazen Kriegsbeſchädigten, 
deren Arbeilskraft verringert iſt; weiter die, deren Arbeitskraft dadurch verringert 
iſt, daß ſie zum Militär eingezogen wurden, ehe ſie in ihrem Beruf angelernt 
worden ſind, ebenſo wie die, die in dem langen Krieg das Gelernte vergeſſen haben.“ 
(Gothein, Wellwirtſchaftliche Fragen der Zukunft. Leipzig, Verlag Naturwiſſen⸗ 
ſchaften, 1918, S. 19.) 

Bei der Frage, wie die ohne Zweifel enormen Menſchenverluſte in 
dem jetzigen Kriege ökonomiſch wirken werden, iſt dreierlei zu unfer= 
ſcheiden: die Wirkung auf die Bevölkerungszahl im allgemeinen, 
die Wirkung auf die Produktivkraft der Geſellſchaft und endlich die 
auf das Angebot von Arbeitskräften. 

Die Bevölkerungszahl braucht ſich nicht abſolut zu vermindern, wenn 
auch auf jeden Fall ihre Vermehrung ſlark gehemmt wird. Im Frieden 
hat die Bevölkerung aller jetzt im Kriege ſtehenden Staaten, mit Aus⸗ 
nahme Frankreichs, erheblich zugenommen, ſo in a ee ANGGER, | 
England, Ikalien um je rund eine halbe Million, im Deutichen Reich 
um faſt eine Million, in Rußland um zwei Millionen im Jahr. 

Das bedeutet bei dieſen ſechs Staaten allein eine Zunahme um 
achlzehn Millionen in vier Jahren. Die Kriegsverluſte wären damit mehr 
als gedeckt, allerdings in der Weiſe, daß es nach dem Kriege elwas 
weniger Männer und weit mehr Frauen geben wird, als vorher. Bei 
einem Kriegsverluſt von zwölf Millionen hätte die männliche Bevölkerung 
um drei Willionen abgenommen, indes ſich gleichzeitig die weibliche um 
neun Millionen vermehrle. 

Dies unter der Vorausſetzung, daß die Bevölkerungszunahme wäh⸗ 
rend des Krieges in gleichem Maße voranging, wie im Frieden. Das 
iſt nun ſicher nicht der Fall. 

Die Sterblichkeit hat ſich auch bei der Zivilbevölkerung erhöht, 
indes die Geburtenziffer zurückging, aus ökonomiſchen wie phyſiologiſchen 
Gründen, unter denen die Verbreitung der Geſchlechtskrankheiten der 
wichligſte. Ein Krieg war dieſer Verbreitung ſtels ſehr günſtig. Im 
Kriege 1870/71 waren in der deulſchen Armee im dritlen Kriegsmonat 
10, im ſechſten 61, im neunten bereits 77 von je 1000 Soldaten 
veneriſch erkrankt. Je größer das Heer, je mehr es der Ausdehnung 
nach ein „Volksheer“ iſt, deſto verheerender für das ganze Volk muß 
dieſe Kriegsfolge wirken. (Vergleiche die bemerkenswerte Abhandlung 
von Prof. Jul. Tandler über „Krieg und Bevölkerung“, „Ergebniſſe 
der Hygiene uſw.“, II. Band, Berlin 1917, S. 541, 542). 

Dieſe beiden Faktoren, Vermehrung der Sterblichkeit und Ver⸗ 
minderung der Geburten, vermögen wohl zu bewirken, daß die Zunahme 
der Bevölkerung völlig zum Stillſtand kommt, vielleicht ſogar in eine 
Abnahme umſchlägt, aber eine Verminderung der vorhandenen Arbeils⸗ 
kräfte wird dadurch zunächſt nur in dem Maße herbeigeführt werden, in 
dem die Sterblichkeit die arbeilsfähigen Teile der Bevölkerung trifft. Die 
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Sterblichkeit der arbeitsunfähigen Greiſe und der kleinen Kinder ebenſo 
wie der Rückgang der Geburken wirkt vermindernd auf die Bevölke- 
rungszahl, nicht aber ſofork auf die Arbeiterzahl. Erſt nach einer 
Reihe von Jahren werden die Lücken, die Geburkenſtreik und Kinder- 
ſterblichkeit geriſſen, in einer Verminderung der Arbeiterzahl zutage kreten, 
nicht aber ſchon in der Seit der Uebergangswirtſchaft. 

Was ſich jedoch ſofort zeigen wird, das iſt eine Abnahme der durch 
die menſchlichen Arbeitskräfte dargeſtellten Produktivkraft der Geſellſchaft. 
Selbſt wenn die Zahl jener gar nicht abnehmen follte, wird dieſe doch 
ſehr verringert fein. Die vielen Millionen Gefallener, Verkrüppelter, 
geſundheiklich Geſchädigter, der Arbeit Enkwöhnker gehörten zu den 
kräftigſten und ausgebildelſten Elementen des Volles. Was an ihre 
Stelle tritt, mag fie an Zahl erſetzen, beſteht aber aus unreifen, ſchwächeren, 
unausgebildeten oder doch unerfahrenen Arbeitskräften. Das Wertprodukt 
der Geſellſchaft wird ſinken. 

Keineswegs in gleichem Maße das Angebot von Arbeikskraft auf 
dem Arbeiksmarkk. Die Verkrüppelken, Kränklichen, der Arbeit Enk⸗ 
wöhnken werden weniger leiſten als vorher, aber, wenn fie noch einiger⸗ 
maßen arbeitsfähig find, ebenſoſehr, wie früher, nach Arbeit und Ver⸗ 
dienſt verlangen. 

Die Zahl der Lohnarbeiter hat der Krieg auch gar nicht vermindert, 
vielmehr vergrößert, indem er die Erwerbsarbeit der Frau in ganz uns 
erhörter Weiſe ausgedehnt hat, während gleichzeitig die Zunahme der 
weiblichen Bevölkerung weilerging. Ein großer Teil der erwerbenden 
Frauen wird nach dem Kriege fortfahren, um Lohn zu arbeiten. Ihre 
Zahl wird die der gefallenen oder arbeiksunfähig gewordenen Männer 
überſteigen. 

Werden die Armeen enklaſſen, müſſen wir alſo damit rechnen, daß 
die Geſamkzahl der Arbeitskräfte, die Lohnarbeik ſuchen, Männer und 
Frauen zuſammengenommen, nach dem Kriege größer ſein wird, als ſie 
vor ihm war. 

Die Induſtrie aber wird eingefchränkt fein, was in folgendem noch 
ausführlicher dargelegt werden ſoll. 

Beſonders ſchwierig wird ſich die Sikuakion unmittelbar nach dem 
Friedensſchluß geſtalten. Da kann die Induſtrie ſogar noch weiter ein⸗ 
geſchränkt fein, als fie es während des Krieges war. Die Kriegs⸗ 
induſtrien werden zum Stillſtand kommen, indes die Friedensinduſtrien 
nur zögernd und ſtockend wieder ihren Gang aufnehmen werden. Die 
Induſtrie mag da vorübergehend nicht einmal ſo viel Kräfte brauchen, als 
ihr heule zur Verfügung ſtehen. Und dabei fritt zu ihnen im Frieden die 
ungeheure Menge der jetzt unter den Waffen Stehenden hinzu. 

Die Arbeitslofigkeit droht da furchlbare Dimenſionen anzunehmen, 
freilich nicht in allen Arbeilszweigen. Das Verkehrsweſen zu Land, 
Bergbau und Hüttenweſen dürften, wie wir noch ſehen werden, große 
Arbeikermaſſen in Anſpruch nehmen. Der Landwirkſchaft droht Arbeiter⸗ 
mangel. Jedoch die meiſten verarbeitenden Induſtrien und das Bau⸗ 
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gewerbe werden nur ſchwer und langſam in Fluß kommen und für Jahre 
hinaus nur wenig Arbeitskräfte beſchäftigen können. 

So weit denkt man freilich in der Regel nicht. Aber alles ſieht mit 
Bangen den erſten Monaten nach Friedensſchluß enlgegen, wenn bei 
ſlockender Induſtrie ſich mit einemmal die ganze Maſſe der Demobili⸗ 
fierfen auf den Arbeitsmarkt ergießt. Der daraus erwachſenden Gefahr 
5 8 ericheint als eine der wichtigſten Aufgaben der Uebergangs⸗ 
nduſtrie. 

Man hak vorgeſchlagen, die Demobiliſierung, die Entlaſſung der 
Soldaten, während der Seit der Uebergangswirtſchaft einzuſchränken, 
zunächſt nur jene Soldaten zu enklaſſen, die notwendig find, die Produk⸗ 
tion wieder in Gang zu bringen oder die von vornherein auf eine Arbeiks⸗ 
ſtelle rechnen können, und die anderen noch einige Monate zurück⸗ 
zubehallen. 

So erklärte vor dem Ausſchuß für Handel und Gewerbe bekreffend 
Ueberführung der Kriegs- in die Friedenswirkſchaft der Kommiſſar des 
preußiſchen Kriegsminiſteriums: 

„Die Enklaſſungen werden dem Dringlichkeitsbedürfnis angepaht werden, auch 
hat die Heeresverwaltung den Grundſaß aufgeſtellt, daß kein Mann entlafjen 
werden ſoll, der keine Arbeit gefunden hat. Um das durchführen zu können, hat 
man eine Beſtimmung aufgenommen, nach der Leute, die keine Arbeit, keine Stelle 
bekommen können, bis zu vier Monaten noch im Heere zurückbehalten werden 
dürfen . .. Es iſt dann weiter in dieſen Beſtimmungen gejagt worden, daß im 
allgemeinen die älteſten Jahresklaſſen zuerſt entlaſſen werden.“ 

Gegen dieſe Maßregeln erheben ſich ernſte Bedenken. Trieben wir 
Bosheitspolifik, jo könnten wir uns nichls beſſeres wünſchen, als die 
Durchführung von Vorſchlägen, die die ganze Armee in zwei Teile keilen, 
einen bevorzuglen und einen benachteiligten. Jeder Kriegskeilnehmer 
ſehnk ſich nach Hauſe, nach der Ungebundenheil des Zivilſtandes, ſobald 
nicht mehr die mililäriſche Notwendigkeit ihn feſthält. Und nun ſoll ohne 
eine ſolche ein Teil der Feldgrauen nach Friedensſchluß in den Kaſernen 
zurückbleiben, untätig oder zwecklos beſchäftigt. Die Wohlhabenden, die 
Selbſländigen ſowie die Glücklichen, die ſich in feſter Stellung befinden, 
die dürfen ohne weiteres zu ihren Lieben. Wer zurückbleibt, das find 
ausſchließlich arme Teufel. In welche Gemüksſtimmung die kommen, 
läßt ſich denken. 

Man wird enkgegnen, daß man ſich dadurch nicht abſchrecken laſſen 
dürfe. Es ſei doch zum eigenen Beſten der Zurückbleibenden, daß man 
ſie nicht gleich loslaſſe. Dieſe Argumenkakion wird wenig wirken, da die 
Verzögerung der Demobiliſierung durchaus nicht die guten Abſichten ver⸗ 
wirklichen kann, von denen ſie eingegeben ſein mag. 

Sie will bewirken, daß die Löhne nicht durch das maſſenhafte An⸗ 
gebot der Demobiliſierken gedrückt werden. Nun aber ſoll nach dem 
Plan, ſobald die milikäriſche Möglichkeit der Demobiliſierung gegeben, 
jeder Soldak freikommen, der eine Arbeiksſtelle gefunden hak. Kann er 
nur frei werden, wenn er eine ihm gebotene Stelle annimmt, dann wird 
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er auf jedes Angebot eingehen, und wenn die Stelle noch ſo ſchlecht be⸗ 
zahlt würde. Die Zurückbehaltung der Soldaten wird alſo ihren Druck 
auf den Lohnmarkt nicht vermindern, wohl aber dieſen Druck um ein 
neues Moment vermehren: den Drang, um jeden Preis baldigſt frei⸗ 
zukommen. 

Dazu gejellt ſich noch ein anderes Bedenken. Ins Endloſe kann 
man die völlige Demobiliſierung nicht hinausſchieben. Man rechnet ge⸗ 
wöhnlich mit einer Periode von vier Monaten, während der alle, die 
nicht zu einer Beſchäfligung geholt werden, unter den Waffen bleiben 
ſollen. Aber was dann? Die Zeit der großen Arbeitsloſigkeik wird 
ſich aller Vorausſicht nach über weit mehr als vier Monate, vielleicht 
a lam i Sale hinaus erſtrechen. Was geichiehf da mik jenen, die 
erſt nach vier Monaten von den Fahnen wegkommen? Sie finden alle 
Poſten bejegt und keine Ausſicht, einen zu erwiſchen. Sie find ſchlimmer 
daran, als wenn man ſie gleich mit den anderen enklaſſen und inſtand 
geſetzt hälle, mit dieſen unter gleichen Bedingungen am Suchen nach 
Plätzen teilzunehmen. Nun find die anderen, bevorzugfen, nicht nur 
inſofern beſſer daran, als fie vier Monate früher der Heimat und 
ihren Lieben wiedergegeben wurden, ſondern auch inſofern, als ſie 
inzwiſchen alle freien Plätze beſetzen konnten.. Die anderen erkaufen 
mit dem über das militärische Bedürfnis hinaus ausgedehnten Aufenk⸗ 
halt in der Kaſerne nichts als hoffnungsloſes Elend. 

Die einzige Ausſicht, die ſich den Späkerkommenden böke, beſtände 
darin, daß Früherbeſchäftigke entlaffen werden, weil ſie nicht genug 
leiſten, und andere, friſche Arbeitskräfte an deren Skelle treten. 

Solche Fälle find natürlich möglich, ja wahrſcheinlich, aber fie be⸗ 
feifigen den einzigen Vorteil, den die Verzögerung der Demobiliſierung 
mit ſich bringen könnte, Man plant nämlich, zunächſt die älteren Sahr- 
gänge zu enklaſſen, die ſchwer Arbeit finden. Sie haben eher Ausficht, 
angenommen zu werden, wenn die Konkurrenz der jüngeren, kräftigeren 
Arbeiter fehlt, die in den Kaſernen bleiben. Aber das iſt ein magerer 
Troſt für die Alten, wenn ihre Beſchäftigung nur ein kurzfriſtiges Pro⸗ 
viſorium iſt und ihnen die Gefahr droht, ſchon nach vier Monaten wieder 
von leiſtungsfähigeren Elementen verdrängt zu werden. 

Von welchem Standpunkt immer man alſo die geplante Verzögerung 
der Demobiliſierung befrachten mag, eine gute Seile zeigt fie nirgends. 

Sie kann in heiner Weiſe das leiſten, was ſie leiſten will. Das 
vermag nur eine ausreichende Unkerſtützung der Arbeilsloſen, eine Ar- 
beitsloſenverſicherung von Reichs wegen, nicht bloß für vier Monate, 
ſondern als dauernde Einrichtung. Gerade den allen Arbeitern, deren 
Inkereſſen durch die Zurückbehaltung der jungen gedient werden ſoll, 
käme eine ſolche Verſicherung am meiſten zuguke. Durch ſie würde aber 
auch der allgemeine Druck auf den Arbeitsmarkt von Beginn der Ueber- 
gangswirlſchaft an weit wirkſamer eingedämmt als durch die Verlängerung 
des Kriegsdienſtes der Arbeiksloſen über die Kriegszeit hinaus. 
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Der freie Arbeiter kann von feinen Parfei- und Gewernkſchafts⸗ 
genoſſen eher erreicht und ihren Kampfgemeinſchaften eher eingereiht 
werden, als der in der Kaſerne. In dieſer Gemeinjchaft liegt aber das 
Härkffe Hindernis gegen blindes, ſelbſtſüchtiges Drücken der Löhne, dem 
der vereinzelte Arbeiter in einer Notlage leicht verfällt. 


2. Arbeiterſchutz. 


Die Arbeilsloſenunſerſtütung aus Mitteln des Reiches iſt eine der 
wichtigſten Forderungen des Prolelariaks unter allen Umſtänden. Sie 
wird doppelt dringend für die Zeit der Uebergangswirtichaft. 

Aber fie genügt noch nicht. Wir müſſen auch krachlen, die Arbeits- 
lofigkeit ſelbſt möglichſt einzuſchränken, die Nachfrage nach Arbeitern zu 
ſteigern. Die Unterſtützung der Arbeitsloſen iſt eine recht keure Sache 
— die Zurückhaltung großer Arbeikermaſſen in den Kaſernen allerdings 
auch. Und die Arbeitsloſigkeit iſt für den Arbeiter ein Fluch auch dann, 
wenn er nicht zu hungern braucht, denn fie bringt ihm unter den heutigen 
Verhällniſſen nicht Muße zu ſelbſtgewählter Arbeil und freier Entwicklung 
feiner Kräfte, fie bringt ihm völlige Tatlofigkeit, lroſtloſeſten, einlönigſten 
Müßiggang, ein Brachliegen und Verkümmern aller feiner Fähigkeiten. 
Ihm Arbeitsgelegenheit ſchaffen heißk ihn nicht bloß ökonomiſch, ſondern 
auch moraliſch rellen. 

Nokſtandsarbeiken kommen jedoch in der Seit der Uebergangs⸗ 
wirlſchaft nicht in Betracht. Der Bedarf an Produkten aller Art wird 
fo groß fein, daß die Produklion von vornherein den größken Umfang 
annehmen muß, den die kechniſchen und die ökonomiſchen Bedingungen 
geffatten. Nur die Beſchränktheit dieſer Bedingungen wird die Produk⸗ 
lion einengen. Sie über dieſen Rahmen hinaus durch beſondere Nolſtands⸗ 
bauten künſtlich auszudehnen, wird maleriell unmöglich ſein. 

Trotzdem werden fie immer wieder geforderk. So von Umbreit in 
einer Schrift, belikelt der „Tag der Heimkehr, ſoziale Fragen der Ueber- 
gangswirkſchaft“ (Jena, G. Fiſcher, 1918). Namenllich Kanalbauken 
erſcheinen ihm als Nolſtandsbaulen ſehr geeignet: 

„Eine großzügige 6 iſt die wirkſamſte Förderung der Ueber- 
gangswirtſchaft, die beſte Arbeitsloſenfürſorge.“ (S. 28.) 

Ganz anders äußert ſich darüber ein anderer Mitarbeiter des Sammel- 
hefts, Baurat E. Bernhard. Er jagt über die Idee, einen Kanalbau als 
Nolſtandsarbeiten auszuführen: 

„Es iſt ein Irrtum, wenn angenommen wird, daß hierbei Maſſenverwendung 
von arbeitsloſen Leuten möglich iſt. Ueberhaupt iſt zuerſt zu bemerken, daß man 
einen Kanal nicht baut wie ein Familienhaus. Um einen wichtigen Verkehrsweg 
8 ann man nicht etwa mit einem Lineal einen Strich durch die Landkarte 
iehen und dann jagen: hier wird er gebaut! Selbſt wenn die wirtſchaftlichen 

orbereitungen über die Hauptlinienführung durch den Kanal 17 rel braucht 
man ein Heer von Baumeiſtern, Ingenieuren, Technikern ufw., die in jahrelangem 
Studium die Spezialpläne feſtlegen müſſen, und wenn dann alles ſo weit gediehen 
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iſt, daß ein folder Kanal wirklich baureif geworden iſt, jo darf man nicht elwa 
annehmen, daß man hierbei eine unbegrenzte Zahl von Arbeitern beſchäftigen kann. 
Man baut keinen Kanal mit Menſchen, die man etwa in dichten Reihen aufſtellt 
und dann den Boden herauswerfen läßt. Die Kanäle werden vorzugsweiſe mit 
Maſchinen ausgeführt, und die Zahl der hierneben erforderlichen Hilfskräfte iſt 
recht klein. Bei dem Erweiterungsbau des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals, wofür etwa 
300 Millionen Mark Baukojten in drei Jahren erforderlich wurden, ſind nur 
12 000 Menſchen beſchäftigt worden.“ (S. 47, 48.) 

Mit Kanalbauten als Mittel gegen die Arbeiksloſigkeit wird es alſo 
in der Uebergangswirtſchaft nichts fein. Und mit anderen Nolſtandsbauken 
ebenſowenig. 

Wird es aber nicht angehen, auf dieſe Weiſe die Maſſe der Arbeiks⸗ 
gelegenheit für die Arbeiterklaffe zu vermehren, jo iſt es doch möglich, 
dieſe ſelbe Maſſe über eine größere Menge von Individuen zu ver— 
teilen. Dabei kann der Arbeiterſchutz ſehr behilflich ſein. Der wird 
viel wichtiger, als Notſtandsbauten. 


Sein eigenklicher Zweck iſt allerdings anderer Art. Er ſoll den 
Raubbau verhindern, den die kurzſichtige Habgier des Kapitalismus 
mit der menſchlichen Arbeitskraft ebenſo kreibt, wie elwa mit Wäldern 
und wilden Nutztieren. Der uneingefchränkte Kapitalismus würde die Welt 
raſch in eine unbewohnbare Einöde verwandeln, daher ſehen ſich nicht 
nur die Gegner der kapilaliſtiſchen Ausbeutung, ſondern auch ihre weitere 
ſehenden oder nur indirekt an ihr beleiliglen Freunde veranlaßt, ihr 
Schranken aufzuerlegen, die fie nicht beeinträchtigen, ſondern vielmehr erſt 
ihre längere Dauer ermöglichen. 

Der Krieg hat dieſe Schranken aufgehoben. Es iſt bezeichnend für 
den Charakter deſſen, was manche Sozialiſten gedankenlos Kriegsſozialis⸗ 
mus nennen, daß eine feiner erſten Taken die Beſeiligung der Arbeiler⸗ 
ſchutzgeſetze war. Eine der dringendſten Aufgaben der Uebergangswirlſchaft 
iſt ihre ſchleunige Wiederherſtellung. 

Anſcheinend hat man es in maßgebenden Kreiſen nicht ſehr eilig damit. 

So führle im März 1917 vor dem Reichskagsausſchuß für Handel 
und Gewerbe, befreffend die Uebergangswirtſchaft, der Kommiſſar des 
preußiſchen Kriegsminiſteriums aus: 

„Die jetzt mehrfach im Ausnahmeweg außer Kraft geſetzten Arbeiterſchutz⸗ 
beſtimmungen werden allmählich wieder in Kraft geſetzt werden. . .. Das wird erſt 
im Laufe einer gewiſſen Uebergangszeit geſchehen können, die aber ſo kurz 
wie irgend möglich zu bemeſſen ſein wird.“ 

In der Sitzung des Ausſchuſſes des deutſchen Handelskages vom 
8. und 9. Auguſt 1917 empfahl der Referent über Arbeiler und Ange⸗ 
ſtellte in der Seit der Uebergangswirlſchaft eine Reſolukion, die nur die 
„baldige“ Wiedereinführung der Arbeilerſchutzbeſtimmungen empfahl. Wie 
das gemeint iſt, ging aus ſeinem Referat hervor, in dem er „die, wenn 
auch nicht ſofortige, jo doch allmähliche Wiederinkraftſetzung der 
Arbeikerſchutzbeſtimmungen“ für wünſchenswerk erklärte. 

Die Arbeiter müſſen auf der ſoforkigen Wiederherſtellung der 
Arbeilerſchutzgeſetze beſtehen, ſte können ſich nicht auf eine Uebergangszeik 
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einlaſſen, auch dann nicht, wenn verſprochen wird, fie „möglichſt kurz zu 
bemeſſen“, was ſich hübſch anhört, aber ein ſehr unſicherer Wechſel auf 
die Zukunft iſt. 

Gerade für die Uebergangszeit, die Zeit der Arbeitsloſigkeit, find 
die Arbeilerſchuzgeſeze doppelt notwendig. Sie ſind nichk bloß wieder⸗ 
herzuſtellen, ſondern zu erweitern. 

Völlig ungenügend iſt in dieſer Beziehung die Pekition an den 
Beichskagsausſchuß für Handel und Gewerbe, die von der General- 
kommiſſion der Gewerkſchaften Deukſchlands, dem Gejamtverband der 
Chriſtlichen Gewerkſchaften, dem Verband der deutſchen Gewerkvereine 
und noch einigen kleinen Organiſakionen im Frühjahr 1917 eingereicht 
wurde und in der die „gewerkſchaftlichen Forderungen für den Uebergang 
von der Kriegs- zur Friedenswirlſchaft“ dargelegt werden. Sie verlangt 
für den Arbeiterſchutz nur: 

„Die während des Krieges vorübergehend außer Kraft geſetzten Arbeiterſchutz⸗ 
e müſſen ſofort nach Friedensſchluß wieder in ihre volle Wirkſamkeit 

Erheblich weiter geht Hermann Jäckel in feiner Schrift: „Ueber⸗ 
gangswirlſchaft und Texkilarbeiker“ (Berlin, Karl Hübſch, 1918). Er 
verlangt für die Texkilinduſtrie „die ſoforkige Verkürzung der käglichen 
Arbeitszeit von zehn auf neun Skunden und ihre in weileren Inkervallen 
folgende Reduklion auf allmählich acht Stunden“. (Seite 43.) 

Dagegen fordert das „Korreſpondenzblakk der Generalkommiſſion 
der Gewerkichaften Deulſchlands“ noch in feiner Nummer vom 6. Juli 1918 
in einer Arlikelſerie über den „gewerkſchaftlichen Wiederaufbau nach dem 
Kriege“, S. 245, nur einen Maximalarbeikskag von neun Stunden und 
den Achlſtundenlag bloß für „alle umſchichtig arbeitenden Betriebe“. 

Schon vor dem Kriege waren die Arbeiterſchutzgeſetze völlig unzu⸗ 
reichend. Die lezten Jahre haben nun an Muskeln und Nerven der 
Bevölkerung, im Felde wie daheim, jo unerhörle Anforderungen bei vers 
ringerker Ernährung geffellt, daß ihre Leiſtungsfähigkeit und Widerſlands⸗ 
kraft erheblich gemindert iſt. Da bedarf fie erhöhten Schutzes, ſoll fie 
nicht nur nicht völlig degenerieren, ſondern vielmehr wieder auf eine 
höhere Skufe gelangen. 

Jetzt ſchon iſt der Kampf für den Achkſtundenkag aufzunehmen. 
Er wird gerade für die Zeit der Uebergangswirffchaft von äußerſter 
Wichtigkeit, als Mittel, nicht nur die geſchwächte Menſchheil phyſiſch wieder 
zu heben, ſondern auch der Arbeiksloſigkeit entgegenzuwirken, vermehrte 
Arbeitsſtellen zu ſchaffen. 

Nehmen wir an, in einem Induſtriezweig ſei Beſchäftigung für zwei 
Millionen Arbeilsſtunden im Tage vorhanden, jo bedeutet das unter ſonſt 
gleichen Umſtänden, bei zehnſtündiger Arbeitszeit, Beſchäftigung für 200 000, 
bei achlſlündiger für 250000 Arbeiter. 

Nun bleiben ſich allerdings die Umſtände nicht gleich. Mit ſinken⸗ 
der Arbeitszeit ſteigt die Produktivität der Arbeit der einzelnen Arbeifs- 
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Hunde, da der ausgeruhte Arbeiter raſcher, wirkſamer, ſorgfältiger arbeitet 
als der ermüdeke. In der Induſtrie vermag unter Umſtänden bei acht- 
ſtündiger Arbeitszeit ebenſoviel produziert zu werden, wie bei zehnſlündiger. 

Aber für alle Arbeitszweige gilt das nicht, z. B. nicht für das Trans⸗ 
portweſen. Wird die Arbeitszeit des Lokomotivführers von zehn auf 
acht Stunden im Tage reduzierk, ſo wird das ſicher auch für den Betrieb 
von Vorteil fein, die Gefahr des Ueberſehens von Signalen, unzweck⸗ 
mäßigen Handelns in kritiſchen Momenten iſt bei übermüdelen Arbeitern 
größer als bei friſchen. Aber die Zahl der Kilomeler, die die Lokomokive 
in der Stunde zurücklegt, vermehrt ſich nicht bei verringerker Arbeitszeit. 
Im Transporigewerbe bedeutet deren Verkürzung direkt enlſprechende 
Vermehrung der Nachfrage nach zuſätzlichen Arbeitskräften. 

Nun könnte man befürchten, daß eine derartige Beſchränkung der 
Arbeitszeit manche Betriebe in der intenfiven Ausnutzung ihrer technifchen 
Möglichkeiten zu ſehr behindern würde. Und möglichſte Ausnutzung des 
vorhandenen Materials wird während der Uebergangszeik mehr geboten 
ſein denn je. 

Wir haben ja nicht eine allgemeine Arbeitslofigkeit auf allen Gebieten 
der Produktion zu erwarten. Die Kriſts der Uebergangsperiode wird 
nicht aus mangelndem Abſatz, ſondern in erſler Linie aus mangelnden 
Produktionsmitteln erſtehen, ähnlich wie die Kriſis, die zur Zeit des 
Amerikaniſchen Bürgerkrieges in der engliſchen Baumwollinduſtrie aus⸗ 
brach. Nur wird diesmal die Kriſis weit umfaſſender fein, da fie nicht 
aus dem Mangel eines, ſondern ſehr vieler Produkkionsmiltel hervor⸗ 
gehen und daher die mannigfachſten Induſtrien kreffen wird. Jedoch nicht 
alle, und die belroffenen nicht alle in gleicher Weiſe. Manche werden 
imffande fein, die Produktion in vollem Umfange aufzunehmen oder ſogar 
zu erweitern, und das kann, wenn fie geſuchte Bedarfsmittel produzieren, 
ſehr wichtig werden. Andere leiden nicht unter einem Mangel an Roh⸗ 
makerial, ſondern bloß an firem Kapikal, die Zahl der Maſchinen und 
Anlagen, über die fie verfügen, iſt beſchränkk und dieſe find nicht ſofort 
zu vermehren. Eine raſche Ausdehnung der Produktion in ſolchen Be⸗ 
trieben kann nicht dadurch erreicht werden, daß man mehr Arbeiter neben⸗ 
einander anwendet. Wohl aber können Bekriebe dieſer Ark ihre Pro⸗ 
duktion ſofort dadurch erweitern, daß fie die Betriebszeit ausdehnen. Das 
geſchieht am einfachſten und für das Kapital am profitabelſlen durch Aus⸗ 
dehnung der Arbeitszeit des einzelnen Arbeilers, durch Ueberſtunden. Es 
kann jedoch viel zweckmäßiger dadurch erreicht werden, daß man mehrere 
Schichten von Arbeitern hintereinander arbeiten läßt. 

Bei Betrieben mit koſtſpieligen Maſchinen und Anlagen — hoher 
organiſcher Zuſammenſetzung des Kapitals, wie Marx ſich ausdrückt — 
biefet die auf dieſe Weiſe erlangte Ausdehnung der Betriebszeit ſolche 
ökonomiſche Vorteile, daß man verlangen kann, den Arbeitern ſolle ein 
Anteil daran eingeräumt werden. Das geſchähe am zweckmäßigſten durch 
weitere Einſchränkung der Arbeitszeit der einzelnen Arbeiter unter enk⸗ 
ſprechender Erhöhung des Slundenlohnes oder bei gleichbleibendem Tagelohn. 
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Oer vermehrte Profit für die Kapitaliſten rührt bei der Ausdehnung 
der Betriebszeit durch Schichtarbeit daher, daß bei doppelter Schicht die 
Produhlion ſich verdoppelt, indes die Abnutzung des fixen Kapitals nur 
wenig, wenn überhaupt zunimmt. 

Eine kurze Rechnung zeigt, wie der Kapikaliſt durch die doppelte 
Schicht bei hoher organischer Zuſammenſetzung des Kapitals auch dann 
gewinnt, wenn die Arbeitszeit der zweiten Schicht kürzer iſt, als die der 
erſten, und der Tageslohn der zweiten krotzdem ebenſo hoch iſt, wie der 
der erſten. 

Nehmen wir eine Fabrik mit achlſtündigem Arbeitstag. Der Arbeiter 
bekommt kläglich 4 Mk. Arbeitslohn. Das Rohmalerial, das er in der 
Stunde verarbeifet, elwa Baumwollgarn, koſte 1 Mk. Alſo verbraucht 
er im Tage für 8 Mk. Malerial. Die Baulichkeiten und Maſchinen 
koſten pro Arbeiler 8000 Mk. Sie nutzen ſich in 1000 Arbeitstagen 
ab — nicht im kechniſchen Sinne, daß fie dann überhaupt nicht mehr 
verwendbar ſind, ſondern im ökonomiſchen Sinne, daß ſie dann nicht mehr 
mit Profit gebraucht werden können, daß ſie nicht mehr konkurrenzfähig 
find. Der Betrag der täglichen Abnutzung beträgt alſo 8 Mk., die im 
Werk des Produkts wiedererſcheinen. Der Arbeiter produziere in der 
Stunde 1 Mk. Neuwerk, alſo doppelt ſoviel Wert, als er Lohn bekommt, 
demnach 8 Mk. im Tage, wovon 4 Mk. Erſatz des Lohnes, 4 Mk. 
Mehrwert. 

Sehen wir nun von den Komplikationen durch Profitrate und Pro⸗ 
duktionspreis ab, feßen wir der Einfachheit halber den Wert gleich dem 
Preis und den Wehrwerk gleich dem Profit, dann wird der Preis des 
Tagesprodukts eines Arbeiters gleich 24 Mark fein — nämlich 


8 Mk. Abnutzung des fixen Kapitals, 
8 Mk. Rohmaterial, 
8 Mk. Neuwerk. 


Der Preis des Produkts einer Arbeitsftunde — etwa eine Elle 
Kallun — wird alſo 3 Mk. ausmachen. 

Nun wird dem Betrieb geſtaklet, an die erſte Schicht Arbeiter eine 
zweite anzufügen, doch nur unter der Bedingung, daß dieſe nur ſechs 
Stunden arbeitet, etwa von 2 bis 8 Uhr abends, und ihr Tageslohn 
der gleiche bleibt. In unſerem Beiſpiel alſo 4 Mk. Jeder Arbeiter der 
zweiten Schicht produzierk nur 6 Mk. Neuwerk. An Rohmaterial ver- 
arbeitet er auch entiprechend weniger, 6 MR. Die Abnutzung der Gebäude 
und vielfach auch der Maſchinen wird jedoch durch eine Verlängerung der 
Arbeitszeit nicht enkſprechend vermehrt. Der Mehrbefrag der Abnutzung 
wird kaum merkbar ſein. Setzen wir ihn auf 2 Mk. an, fo befragen 
die Koffen des Produkks des Arbeiters der zweiten Schicht 12 Mk. — 


4 Mk. Arbeitslohn, 
6 Mk. Rohmaterial, 
2 Mh. Abnutzung des firen Kapitals. 


Verkauft wird es zu demſelben Preis, wie das der erſten Schicht, 
alſo das Stundenprodukt um 3 Mk., das von ſechs Stunden demnach um 
18 Mh. Bei der zweiten Schicht profitiert der Kapilaliſt alſo 6 Mk. 
pro Arbeiter, gegenüber 4 Mk. bei der erſten, krotz der verkürzten Arbeils⸗ 
zeit und des erhöhten Stundenlohnes der zweiten Schicht. 


Die gleiche Mehrung des Profiks käme nalürlich heraus, wenn die 
Kürzung der Arbeitszeit bei gleichbleibendem Lohne auf beide Schichten 
gleichmäßig verteilt würde, jo daß jede ſieben Stunden zu arbeiten hätte. 
Jedoch wäre es hygieniſch richtiger, die zweite Schicht kürzer zu geſtallen 
als die erſte. Denn der Wenſch iſt keine Maſchine, er verbraucht Kraft 
durch den bloßen Lebensprozeß, auch wenn er nicht arbeitet. Die Menſchen 
ſind daher gegen Abend nicht mehr ſo leiſtungsfähig, verfügen nicht mehr 
über fo viel Kraft und Aufmerkjamkeit, wie am Morgen, auch wenn fie 
den Tag über feierten. 

Eine weitere Verkürzung der Arbeitszeit wäre erſt recht nolwendig, 
wenn die Anfügung der zweilen Schicht nicht genügte und noch eine 
driffe erforderlich würde. Genoſſe Schneider hat ſich ſogar für die Nachl⸗ 
arbeit ausgeſprochen in Fällen, in denen die inkenſtoſte Ausnutzung der 
vorhandenen Arbeitsmittel am Platze iſt. Seine ökonomiſchen Argumente 
find ſehr beachtenswert, ihnen ſlehen aber ſchwere hygieniſche Bedenken 
gegenüber. Die dreifache Schicht wird unker Umſtänden gebolen ſein, 
doch müßte die dritte Schicht noch kürzer werden als die zweite, wenn die 
Arbeiterſchaft nicht großen körperlichen Schädigungen ausgeſetzt werden 
ſollte. Eine durchgehende Arbeitszeit von drei achtſtündigen Schichlen ift 
unter allen Umſländen abzulehnen. Wo lechniſche Gründe ununter- 
Brochenen Belrieb unvermeidlich machen, müßten die einzelnen Schichten 
weniger als acht Stunden ausmachen. Dieſen Preis muß das Kapital 
für den Vorteil vollſter Ausnutzung feines kechniſchen Apparats zahlen. 
Es käme bereits auf feine Koſlen und die Produktivkräfte würden ſtark 
ausgenutzt bei einer Ausdehnung der käglichen Betriebszeit auf achtzehn 
Stunden, von 6 Uhr morgens bis Mitternacht, mik drei Schichten von 
acht, ſechs und vier Stunden. 

Für die AUrbeiterfchaft würde dieſes Schichlſyſtem eine bedeulende 
Vermehrung der Arbeitsgelegenheit bei gleichen Arbeiksmilteln bedeuten. 

Das Kapital wird freilich zetern, obwohl fein käglicher Gefamtprofit, 
bei geringen Mehrkoſten für Arbeikslohn und Rohmalerial, ſich mehr 
als verdreifachen würde. Es wird ſich in feinem Streben nach Profil 
beengk fühlen, denn dieſer ſtiege noch weit mehr bei drei Schichten von 
je acht Stunden oder bei zwei Schichten von je neun oder zehn oder gar 
zwölf Stunden. Und jede Profitmöglichkeif, die ihm enkgehl, befrachtet 
der Kapilaliſt als poſiliven Verluſt. Wie hoch auch feine Profile ſteigen 
mögen, ſein Profildurſt iſt maßlos und wird durch jede Profitmöglichkeit 
angeftacpell, ———— 

Das Kapital wird ſich daher derarfigen Beſchränkungen der Arbeits» 
zeit auf das energiſchſte widerſezen. Doch wäre nichts verkehrkter, als 
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deswegen unſere Forderungen für Ukopien zu erklären und auf ihre 
Erkämpfung mullos zu verzichten. 

Welche Macht das Proletariat heute ſchon beſitzl, hal gerade der 
Krieg deutlich gezeigt. Noch deullicher freilich zeigt er, wie wenig es 
fie auchen verſteht, wie leicht es ſich noch nasführen und für 
fremde Zwecke gebrauchen läßt. 

An dieſem Unvermögen, die eigene Kraft und die eigenen Aufgaben 
klar zu erkennen, mag auch der Kampf für einen ausreichenden Arbeiter 
ſchuz und gegen die Arbeitsloſigkeit nach dem Kriege fcheitern. Das 
Prolekariak wird dann die Leiden der Ueberarbeit wie der Arbeilsloſig⸗ 
keit gleichzeilig über ſich ergehen laſſen müſſen. Nicht als unenkrinn⸗ 
bares elementares Unheil, ſondern als Folge eigener Unwifjenheit und 
des Verkrauens auf falſche Freunde. 
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II. Staatswirtſchaft. 


1. Das Sparen. 


Wie gingen bisher von der Vorausſetzung aus, die erſte Zeit nach 
dem Aufhören des Krieges bringe große Arbeitslofigkeit, denn die Zahl 
der verfügbaren Arbeitskräfte werde ungeheuer raſch anſchwellen, indes die 
Arbeiksgelegenheit nur langfam zunehme. Dieſe Annahme wird freilich be— 
ffritfen. So äußerte ſich vor dem Ausſchuß für Handel und Gewerbe, betreffend 
die Ueberführung der Kriegs» in die Friedenswirtſchaft, im März 1917 
der Unkerſtaaksſekrekär im Reichsamk des Innern folgendermaßen: 

„Ich glaube nicht, daß wir mit einer erheblichen Arbeitslofigkeit nach dem 
Kriege zu rechnen haben werden, wenigſtens nicht in den erſten Fahren. Wir müſſen 
uns gegenwärtig halten, daß eigentlich unſere ganze Wirtihaft liquidiert ift, daß 
alles von neuem wieder aufgebaut werden muß. Dieſer Neuaufbau wird natürlich 
eine große Maſſe von Kräften beanſpruchen, die wir zunächſt kaum verfügbar haben 
werden. Wir werden ſowohl unſer Heer () als auch unſere innere Wirkſchaft und 
unſere gende Außenwiriſchaft, unſern ganzen Exporthandel, neu aufbauen müſſen . 
Zu alledem werden wir ſehr viel Kräfte brauchen, ſo daß ich zunächſt nicht annehmen 
kann, daß wir einen Ueberfluß an Arbeitskräften haben werden. Im Gegenteil, 
wir werden wahrſcheinlich Arbeitermangel haben, ſo daß wir in den 
erſten Jahren nach Friedensſchluß für Arbeitsloſe kaum zu ſorgen haben werden.“ 
(8. Teilbericht, S. 4, 5.) 

In einem hat der Herr Unterflaatsjekretär vollſtändig recht: „unfere 
ganze Wirtſchaft iſt eigentlich liquidiert, alles muß von neuem wieder auf⸗ 
gebaut werden“. Er ſcheint jedoch zu glauben, daß zu dieſem Neuaufbau 
nur Arbeitskräfte notwendig find, von denen man nicht genug haben kann. 
Leider ſind aber in dieſer unvollkommenen Welk zum Produzieren nicht 
bloß Arbeiter nölig, ſondern auch Produkkionsmittel, Rohſtoffe, Maſchinen, 
Bauten uſw. Die ganze Wachlſtellung der industriellen Kapitaliften beruht 
auf dieſer Nolwendigkeik. Das, was der Herr Unkerſtaaksſekrelär Liqui« 
dierung unſerer ganzen Wirkſchaft nennt, iſt aber im Grunde nichts anderes, 
als das Verſchwinden der vorhandenen Produktionsmittel. 

Der Neuaufbau der Wirkſchaft wird alſo mit äußerſt verringerfen 
Produktionsmilteln beginnen müſſen, ihre Ausdehnung kann nur in dem 
Maße vor ſich gehen, in dem die Menge der Produktionsmittel wieder 
zunimmt. 

So ſteht die Sache leider nicht, wie ſichs der Herr Unkerſtaaksſekrelär 
vorſtellt, daß die Arbeiler um ſo mehr Beſchäftigung finden, je weniger 
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Produktionsmittel vorhanden find, je größer alſo das Bedürfnis nach 
Vermehrung dieſer Mittel. 

Gerade in den erſten Jahren nach dem Kriege werden die Produklions⸗ 
miffel in keiner Weiſe hinreichen, die freiwerdenden Arbeitskräfte alle 
zu beſchäftigen. 

Energiſche Förderung der Produkkion von Produktionsmitteln wird 
eine der wichtigſten Aufgaben der Uebergangswirtichaft fein. Eine der 
wichligſten, aber auch ſchwierigſten. Denn noch dringender als die Pro⸗ 
duklion von Produktionsmitteln iſt die von Konjumtionsmitteln, von Lebens⸗ 
miffeln. Zunächſt muß der Lebensunterhalt der Bevölkerung geſicherk fein, 
ihre Ernährung, Wohnung, Bekleidung, ehe man daran denken kann, 
das Bereich der Produktion zu erweitern. 

Die Geſamtproduktion zerfällt in die Produklion der Konſumkions⸗ 
und der Produktionsmittel. Bei gegebenen Produktionskräften kann man 
die eine nur erweikern auf Koſten der andern. Will man die Produktion 
der Produktionsmittel ausdehnen, muß man die der Konſumkionsmillel 
einſchränken, wenigffens vorübergehend, bis die zuſätzlichen Produktions- 
mittel in Wirkſamkeit treten und vermehrte Konſumkionsmittel ſchaffen helfen. 

Einſchränkung der Konſumlion nennt man Sparen. Sparſamheit 
wird die Signakur der Zeit nach dem Kriege fein. f 

Auch hier freten ſofork die Klaſſengegenſätze zulage. Sparfamkeit 
bedeutet für jede Klaſſe etwas anderes. Die Kapitaliſten verlangen, die 
Arbeiter ſollen ſparen, das heißk, ſich mit geringerem Lohn zufrieden geben. 
Doch unter dem kapitaliffiichen Lohngeſetz, das den Arbeitslohn ſchon in 
normalen Zeilen ſo niedrig hält, kann der Arbeiter nur ſparen auf Koſten 
feiner Arbeitskraft und der Entwicklung feiner Fähigkeiten als Staats» 
bürger und Kulturmenſch. Die Erſparnis an Geld bedeutel für ihn Ver⸗ 
ſchwendung feiner Kräfte. Wohl gibt es in manchem prolelariſchen Saushalts« 
budget Ausgaben, die dem Arbeiter keinen Nutzen bringen, unter Umſtänden 
ſogar ſchaden, wie z. B. für Alkohol. Aber die Vermeidung ſolcher Aus⸗ 
gaben würde bloß die Mittel freimachen zur Deckung anderer notwendiger 
Bedürfniſſe, etwa Bücher oder eine gefündere Wohnung, fie würde keines⸗ 
wegs dem Arbeiter eine Geldſumme in der Hand laſſen, die nicht ein nofs 
wendiges Bedürfnis feiner Perſon oder feiner Familie zu befriedigen hätte, 

Geſpart werden kann und darf bloß auf Koſten des Mehrwerls, 
das heißt jenes Teils des Mehrwerks, der nicht der Akkumulation von 
neuem Kapital, ſondern dem Konſum des Kapitaliſten und ſeines Ans 
hangs dienl. 

Es iſt ſehr wohl möglich, daß der hapitaliſtiſche Luxus nach dem 
Kriege nicht nur nicht eingeſchränkk, ſondern ſogar noch ausgedehnt wird, 
troß der allgemeinen Notlage, wie er auch während des Krieges mitunter 
ſchon ſehr provozierende Formen angenommen hat. 

Der Gewinn der Kapitaliſtenklaſſe in ihrer Geſamtheil fällt zuſammen 
mit der Maſſe des produzierten Mehrwerks, er läßt ſich nicht nach Be⸗ 
lieben und nicht außerordentlich raſch ſteigern. Der einzelne Kapikaliſt 
aber kann Gewinn ziehen nicht bloß aus der Ausbeutung der Arbeiter, 
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ſondern auch aus der Ueberlölpelung und Ruinierung anderer Kapitaliffen. 
Er kann in feinen Taſchen den Erkrag der Ausbeutung nicht bloß ſeiner 
eigenen Arbeiter anſammeln, ſondern auch den Erkrag der Ausbeutung 
vieler fremder Arbeiter durch andere Kapilaliſten. Er kann auf dieſe Weiſe 
reich werden, ſogar ohne ſelbſt direkt Arbeiter auszubeulen, ein Haifiſch, 
der viele andere Haifiſche frißt. Dieſe Art Reichlum kann am leichleſten 
und ſchnellſten gewonnen werden und ſprunghaft anwachſen, das Maß 
ſeines Wachskums findet faſt keine Grenzen. 

Das Reichwerden durch glückliche Spekulalionen vollzieht fi) am 
eheſten und erſolgreichſten in unruhigen, abnormen Verhällniſſen. Das 
find die Zeilen, in denen ſich ſkrupelloſe, gewandte Glücksritter aus dem 
Nichts zu märchenhaften Reichlümern emporſchwindeln. Eine derartige Zeit 
war die der kapitaliflifchen Ausbeutung der großen Revolution, die Zeit 
des Direktoriums und des Kaiſerreichs. Balzac hat meiſterhaft geſchildert, 
wie damals die großen Vermögen entifanden. 

Elwas Aehnliches vollzieht ſich heule vor unſeren Augen und wird 
ſich in der Zeit nach dem Friedensſchluß vollziehen. 

Parvenüs dieſer Art, die bis in die Sozialdemokratie hineinreichen 
und fie mit ihren reichen Mitteln zu korrumpieren ſuchen, haben die Piyche 
der Spieler. Sie werfen das ſo leicht gewonnene Geld mit vollen Händen 
hinaus, können ſich in Luxus nicht genug fun. 

Hier hemmend zu wirken, wird ſehr nolwendig fein. Aber das iſt 
nicht fo leicht zu erreichen. Luxusſleuern haben erfahrungsgemäß nur 
geringen Erfolg. Sie erreichen in der Regel nicht, daß die von den reichen 
Leuten unproduktiv verausgabte Summe kleiner wird, ſondern nur, daß 
ein Teil dieſer Summe auf die Erhebungshkoſten der Steuer fällt. Luxus- 
ſteuern, die nicht einen einzigen Maſſenarkikel, ſondern zahlreiche, ſehr ver⸗ 
ſchiedenartige Artikel treffen, verurſachen ſtels im Verhältnis zu ihrem Ertrag 
ſehr hohe Erhebungskoften. 

Eher würde dem privaten Luxus eine ſehr ſtark progreſſiv anſteigende 
Beſleuerung der großen Einkommen ſowie des Vermögenszuwachſes enk⸗ 
gegenwirken, dielzu völliger Konfis kation der Kriegsgewinne anſteigen könnte. 
Soweit das mit den unvollkommenen, plumpen Mitteln der Steuerpolitik 
überhaupt möglich iſt, würde man dadurch am eheſlen den unprodukliven 
Konſum der Kapitaliſtenklaſſe einſchränken. 

Freilich wäre damit nicht viel gewonnen, wenn der Ertrag der Steuer 
vom Staake wieder nur unprodukkiv verwendet würde, ffatt zur Erneuerung 
des Verkehrs» und Produktionsapparals. Das wäre aber der Fall, wenn 
man mit dem Herrn Unkerſtaalsſekrelär zum Neuaufbau unſerer Wirlſchaft 
auch den „Neuaufbau unſeres Heeres“ rechnen würde. Umbreit ſtimmt 
ihm zu. Das Reich ſoll Arbeitsgelegenheit ſchaffen als „Kriegsinlereſſent“: 
„Es bedarf der Erneuerung und Ergänzung feiner Verteidigungsmittel, 
Heeres⸗ und Flottenausrüflung“* (Der Tag der Heimkehr, S. 27, 28). 
Der Erfolg dieſer „Erneuerung“ wäre ein ganz anderer, als Umbreit und 
ſeine Freunde wähnen. Endet der Krieg nicht mit allgemeiner Abrüſtung, 
ſondern allgemeiner Neurüſtung, dann kann ſich die Uebergangswirkſchaft 
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von vornherein begraben laſſen — oder, wenn man lieber will, dann 
kann man ihr ewige Dauer verſprechen, denn zu normalen, geordneten 
Zuſländen innerhalb der gegebenen Staals- und Wirkſchaflksordnung kommen 
wir dann überhaupk nichk mehr. Solange dieſe Wirlſchaft noch ihre Exiſtenz 
friftet, wird fie bei Fortfegung des Weltrüſtens aus jenem Stadium des 
Uebergangs nicht mehr herauskommen, das zwei Löcher aufmacht, um 
eines zuzumachen. Der unvermeidliche wirtfchaftlihe Aufſchwung, der ſich 
einige Zeit nach dem Krieg einſtellen muß, wird dann auf die heufe vor» 
wiegend agrariſchen Gebiele außerhalb Europas beſchränkk bleiben, wenn 
nicht früher ſchon in deſſen Induſtrieſtaalen das Prolekariak ſich ermannk 
und eine wirkliche und ernfthafte „Neuorientierung“ in feinem Sinne vor⸗ 
nimmt, eine „Erneuerung“ nicht der „Heeres⸗ und der Floltenausrüſtung“, 
ſondern der Geſellſchaft. 


2. Proportionalität und Kontinuität. 


Durch die Herbeiführung der allgemeinen Abrüſtung kann die Staats- 
gewalt am wirkfamften die Erneuerung des Produktionsapparats nach 
dem Kriege unterffüßen. Aber damit iſt ihre Aufgabe gegenüber dem 
Produhkionsprozeß nicht erſchöpft. Dieſer wird nicht nur durch Mangel 
an Produktionsmitteln gehemmt werden, ſondern auch dadurch, daß der 
Krieg die Proportionalität und Kontinuität der Produktion durch⸗ 
brochen hat. 

Der Leſer braucht über dieſe ſchweren Fremdworte nicht zu erſchrecken. 
Die Talſachen, die mit dieſen Worten bezeichnet werden, ſind nicht ſo ſchwer 
zu begreifen. 

Die Warenproduktion beruht auf der Arbeitsteilung zwiſchen ſelb⸗ 
ſtändigen, voneinander unabhängigen Betrieben. Dieſe Arbeitsteilung nimmt 
in der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe rieſenhafte Dimenſionen an. Während 
unter primiliven Zuſtänden jede ſich ſelbſt genügende Gemeinſchaft, elwa 
eine Hausgenoſſenſchaft, nicht nur das Rohmalerial, ſondern auch die 
Werkzeuge ſelbſt herſtellt, mit denen fie einen konſumferligen Gegenſtand 
produziert, und Rohmaterial, Werkzeug, Produkt höchſt einfacher Art find, 
werden heute Rohmalerialien, Werkzeuge und Maſchinen in verſchiedenen 
Betrieben hergeſtellt, werden die verſchiedenartigſten Malerialien ſowie 
Werkzeuge und Maſchinen bei der Erzeugung eines Produkts in An⸗ 
wendung gebracht und dieſes ſelbſt ſelten in einem einzigen Betrieb völlig 
für den perſönlichen Konſum hergeſtellt. Meiſt muß es eine Reihe von 
Betrieben durchwandern, ehe es aus dem Bereich der Produklion heraus⸗ 
und in den des perſönlichen Konſums einkritt. 

Bei dieſer fo weit gefriebenen Arbeitsteilung hängt jeder einzelne 
Bekrieb und Induſtriezweig von zahlreichen andern ab. Keiner kann 
feine Produklipkraft ungehemmt entfalten, wenn nicht gleichzeilig alle andern, 
auf die er angewieſen iſt, im gehörigen Ausmaß die erforderlichen Produkte 
produzieren, die für ihn Produklionsmittel find. Wenn nur eines davon 
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nicht in genügendem Ausmaß vorhanden iſt, kann der ganze Betrieb, der 
ganze Induſlriezweig flillgefeßt werden. Oft genügt dazu der Mangel 
eines ſehr untergeordnnefen Materials. Eine Spinnerei kann über ausreichend 
Baumwolle und Kohle verfügen, über die vollkommenſten Maſchinen, aber 
in ihrem Betrieb gehindert werden durch Mangel an Schmieröl für die 
Maſchinen. Bei der Herſtellung eines Buches mögen Autor, Papierfabrik, 
Setzerei, Druckerei ihre Schuldigkeit gefan haben, und doch kann das Er⸗ 
ſcheinen verzögerk werden, weil dem Buchbinder der Hefldrahk fehlt. 

Soll der Produkkionsprozeß ungeflört vor ſich gehen, iſt es alſo nol⸗ 
wendig, daß gleichzeitig alle Produklionszweige in dem richtigen Ver⸗ 
hältnis zueinander ſtehen und in dieſem Verhällnis produzieren; keiner 
ſoll zuviel produzieren, denn das bedeutet Verſchwendung von Material 
und Arbeitskraft auf Koften anderer Produklionszweige, die fie brauchen 
könnten. Vor allem darf keiner zuwenig produzieren, denn jedes Zurück» 
bleiben hinter dem Bedarf hemmt und ſtört andere Produkkionszweige. 

Das richtige Verhältnis der Produklionszweige zueinander, ihre 
Proportionalitkät, iſt eine unerläßliche Vorbedingung des ungeſlörten 
Forkgangs der Produktion. 

Wie wird dieſe Proporlionalikät aber erzielt? Die Produktion iſt 
heute nicht geſellſchaftlich geregelt. Jeder Belrieb iſt Privakeigenkum, pro» 
duziert unabhängig von den anderen, das ihn regelnde Prinzip iſt nicht 
das geſellſchaftliche Bedürfnis, ſondern der höchſtmögliche Profit. Dabei 
hat die Arbeitsteilung eine internationale Ausdehnung gewonnen. Sie 
umfpannt die ganze Well. Wie wird es da erreicht, daß unker dieſen 
Millionen ſelbſtändiger Belriebe aller Zonen und Weltteile die richlige 
1 herrſcht, die Produktion nicht in einem anarchiſchen Chaos 
erjlicht 

Die Ordnung in dieſem, jeder planmäßigen Regelung entbehrenden 
Gewirr wird dadurch möglich gemacht, daß im ganzen und großen der 
Produklionsprozeß ſich immer wieder in gleicher Weiſe wiederholt. Durch 
dieſe ununferbrochene Wiederholung, die Kontinuität des Prozeſſes, 
wird die Proportionalikät ermöglicht. 

In ihren Anfängen vollzieht ſich die Warenprodukfion meiſt in kleinem 
Kreiſe, oft auf Beſtellung, als Arbeit für den Kunden, nicht für den Markt. 
Da iſt es nicht ſchwer, die verſchiedenen Belriebsſtälten und Induſtrien 
in das richtige Verhällnis zueinander zu ſetzen, in dem fie füreinander 
arbeiten, ohne daß eine von ihnen ins Stocken kommt. Sobald ſich der 
Kapitalismus der Induſtrie bemächtigt, knüpft er an die Proporlionalität 
an, die er vorfindek. Er dehnt wohl die Induſtrie aus, führt die Arbeiks⸗ 
teilung in ihr immer weiter, aber doch ohne Unterbrechung der Kontinuität 
der induſtriellen Produktion, die ſich im ganzen und großen von einem 
Jahre zum andern nur wenig änderk. 

Aber freilich, das gilt bloß „im ganzen und großen“. Im einzelnen 
unkerliegt fie oft ſehr bedeutenden Veränderungen und Schwankungen, mit 
der Tendenz zu ſleler Erweiterung. Poliliſche, ſoziale, natürliche, lechniſche 
Veränderungen bewirken auch Veränderungen im Verhältnis der Pro⸗ 
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duklionszweige zueinander, fo Wechſel der Moden, der Handelspolikik, 
der Ernleerlräge, neue Erfindungen, der Bau neuer Verkehrswege uſw. 
Daher iſt die Produktion bei aller Kontinuität nicht eine ffarre, ſondern 
eine elaſtiſche Größe, fie vollzieht ſich unter ſtelen gelegentlichen Erwei⸗ 
lerungen an manchen Stellen und Verengerungen an anderen. 

Daß dabei die Proporkionalikäk nicht in die Brüche geht, ſondern 
fi) immer wieder herſlelll, dafür ſorgt das Streben nach dem Profit. 
Dort, wo mehr produziert wird, als der Proporlionaliläk enkſpricht, ſinken 
die Preiſe und damit der Profi. Wo zu wenig produziert wird, da 
ſteigen die einen wie die andern. Den Produklionszweigen erſterer Ark 
wird kein neues Kapilal zugeführt, eher Kapital enlzogen, ihre Produklion 
wird eingeſchränkkt. Das freiwerdende Kapilal ſtrömk mit Vorliebe den 
letzteren zu, die ihre Produklion ausdehnen. So wird durch das Spiel 
von Angebot und Nachfrage die Proporlionalilät der Produkkionszweige 
und damit der Produktionsprozeß ſelbſt im Gange gehalten. Es iſt kein 
ſehr ralionelles Verfahren, mit häufigen Stößen, ſlelem Ach und Krach, 
aber 7 zur Not dort, wo die Konlinuität der Produktion ges 
wahrk iſt. 


3. Krieg und Kontinuität. 


Jetzt, in dem Weltkrieg, wird die Kontinuität unkerbrochen in einer 
Weiſe, wie nie zuvor. Die großen Kriege der Epoche von 1853 bis 1878 
waren lokale Ereigniſſe, verglichen mit dem jetzigen. Sie vollzogen ſich 
bloß zwiſchen zwei oder drei großen Staalen, waren meiſt kurz, mit 
Ausnahme der Drienikriege, die ſich außerhalb des hapilaliſliſchen Teils 
Europas abjpielten, Die Armeen waren noch relaliv klein, die Zahl der 
Arbeitskräfte wurde dadurch nur unerheblich vermindert. Die Induſtrie 
ſpielle für die Kriegführung noch lange nicht jene Rolle wie heute, der 
Wellverkehr wurde nur wenig geſlört. 

Das gilt ſelbſt für den gewalligſten jener Kriege, den deulſch-fran⸗ 
zöſiſchen von 1870. Er dauerte ſieben Monate, die deuffche Armee zählte 
am Ende efwa eine Million Mann, es ſtarben an Verletzungen und Krank» 
heilen im ganzen rund fünfziglauſend Mann. 

Im deulſchen Zollgebiek betrug die Ausfuhr von Weizen (nach Abzug 
der Einfuhr) 


TOUR 2,39 Millionen Sentner 
S 4,98 5 ” 
1 3,74 = 4 

Die Einfuhr von Baumwolle (nach Abzug der Wiederausfuhr) 
BB Fr, 1,51 Millionen Zenkner 
1800 ¹ ö 1,24 1 2 
1810 l 1.69 5 3 


An Maſchinen, Lokomotiven, Dampfkeffeln wurden im deuffchen 
Zollgebiet 


eingeführt ausgeführt 
1868. . . . 216373 Zenkner 280 960 SZentner 
1869. . . . 291 104 = 411 088 8 
18705 229722 5 422 327 


Man fieht, wie gleichmäßig der Produkkionsprozeß vor ſich ging, 
wie wenig ſeine Kontinuilät durch den Krieg geftört wurde. 

Die damaligen Kriegskoſten erſcheinen uns auch winzig. Adolf Wagner 
ſchätzte fie für Deutſchland auf 1½ Milliarden Mark. (Vgl. über dieſe 
Zahlen meine Studie im „Kampf“, Auguſt 1916, über „Die ökonomiſche 
Seile des Erſchöpfungskrieges“.) 

Selbſt Frankreich, das unter dem Kriege jo ſehr litt, hatte im Ver⸗ 
gleich zu jetzt minime Kriegskoſten. 

Die franzöſiſche Staaksſchuld betrug (1870) bei Ausbruch des Krieges 
13,7 Milliarden Franken, am Ende desſelben 16,5 Milliarden Franken (ohne die 
Kriegsentſchädigung an Deulſchland). (F. Lederer, Die Ueberleitung der Wirtſchaft 
in den Friedenszuſtand, Archiv für Sozialwiſſenſchaft, Juli 1916.) 

Frankreich halte alſo während des Krieges nur 3 Milliarden Franken 
— etwa 2½ Milliarden Mark — Schulden gemacht. 

Was find das für Ziffern gegenüber den jetzigen! 

Weit länger dauerte die Epoche der Kriege der Franzöſiſchen Revo⸗ 
lution und des Kaiſerreichs, die im Grunde nur einen einzigen großen 
Krieg ausmachten, der mit kurzen Unterbrechungen über zwei Jahrzehnte 
lang, von 1792 bis 1815, dauerfe und ganz Europa in Milleidenſchaſt 
zog. Doch die ökonomiſchen Nachleile dieſer Kriege lagen vor allem in 
den Verwüflungen, die fie anrichlelen. Die Kontinuität der Produktion 
ſpielte damals noch eine geringe Rolle, der lokale Markt herrſchle für 
die Induſtrie vor und dieſe ſelbſt war gering gegenüber dem Ackerbau. 
Nur in England war der induſtrielle Kapitalismus ſchon ſehr entwickelt. 
Dort führte aber auch der Uebergang von der Siriegs zur Friedens⸗ 
wirtfchaft zu großen Geſchäftsſtockungen, der erſten jener allgemeinen Kriſen, 
die ſeildem ungefähr aller zehn Jahre die kapitaliſtiſche Welt heimſuchen. 

Und doch halte die Epoche der Napoleoniſchen Kriege ſelbſt für die 
engliſche Induſtrie nur eine Slörung, nicht aber eine völlige Aufhebung 
der Konlinuität bedeutet. Der Produklionsprozeß war dort während des 
Krieges nie gehemmt geweſen, die Produktivkräfte der Induſtrie hallen ſich 
rapid entwickelt, die Kriſis von 1815 war die erſte der allgemeinen Kriſen 
aus Ueberproduktion. 

Das wird nicht das Merkmal der kommenden Kriſis ſein. Mangel 
an Produkkionsmilteln und Produkkivkräften wird fie kennzeichnen, vor 
allem aber nicht mehr bloße Störung, fondern völlige Unterbrechung der 
Kontinuität der Produktion. » 

Sie hat nach dem Kriege ganz von neuem zu beginnen, nicht in dem 
einen oder anderen Staale, ſondern in der ganzen kapitaliſliſchen Well. 
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Da genügt nicht das Spiel des Hebens und Senkens der Preiſe und 
Profile durch Angebot und Nachfrage zur Regelung der Produktion. Es 
war ſchon ein dürftiger Notbehelf, um gelegentlichen Störungen der 
Kontinuität abzuhelfen, es verfagt völlig, wenn es gilt, in das Chaos 
Ordnung zu bringen, das der Krieg hinlerlaſſen wird. 


4. Die Neuorganiſierung der Produktion. 


In einer Beziehung iſt die Organiſalion der Produktion heufe leichter 
als nach den Kriegen des neunzehnlen Jahrhunderks. Damals waren 
die Betriebe der Warenprodukkion relativ klein, dafür höchſt zahlreich 
und ohne Zuſammenhang unkereinander. Seitdem hat der Großbelrieb 
enorme Forlſchrilte gemacht. Wohl gibt es neben ihnen noch viele Klein⸗ 
belriebe, fie haben in manchen Induſtriezweigen ſogar zugenommen, aber 
noch weit raſcher die Großbekriebe. In der deulſchen Induſtrie zählte 
man 1882 2176000 Kleinbetriebe, 85 000 Miltelbetriebe, 9 500 Groß- 
betriebe, 1907 dagegen 1870 000 Kleinbetriebe, 187 000 Mittelbetriebe, 
29 000 Großbelriebe. Noch überwiegen die Kleinbelriebe weitaus an Zahl, 
aber ökonomiſch haben fie wenig mehr zu bedeuten, 1882 umfaßten fie 
noch 55 Prozenk aller induſlriellen Arbeiter, 1907 nur noch 29,5 Prozent. 
Die Zahl der Arbeiter der Großbelriebe iſt dagegen von 26 Prozent auf 
45,5 geſtiegen. 

Noch mehr iſt natürlich der Anteil gewachſen, den die Großbelriebe 
zum Gejamiprodukt der Induſtrie beilragen, denn im Großbelrieb iſt das 
Produkt des einzelnen Arbeiters weit größer als im Kleinbekrieb. Endlich 
find viele Kleinbetriebe nur noch Anhängſel des Großbetriebs. Die Groß⸗ 
belriebe beherrſchen das ökonomiſche Leben. Es iſt aber klar, daß es 
leichter iſt, die Produktion von 30 000 Großbetrieben zu organifieren, als 
die von 2 Millionen Kleinbetrieben. 

Talſächlich hat ſchon ſeit einigen Jahrzehnten vor dem Kriege die 
organiſaloriſche Zuſammenfaſſung der Großbetriebe in einzelnen Induſtrie— 
zweigen große Forlſchrilte gemacht. Dieſe Entwicklung wurde durch den 
Wellkrieg nicht durchbrochen, ſondern vielmehr erheblich gefördert. Die 
Karlellierung wird nach dem Kriege noch ausgedehnter und ſtärker fein 
als vor ihm. 

Beſonders iſt der Großbetrieb gewachſen im Bankweſen; dabei iſt 
der Einfluß der Banken auf die Induſtrie mit der Entwicklung des Kredil⸗ 
weſens enorm geſtiegen. Die Banken haben auf den induſtriellen Belrieb 
den größlen Einfluß erlangt, und die Banken ſelbſt werden von wenigen 
Großbanken beherrſcht. Die neun Berliner Großbanken beſtimmen die 
Wege. die die Induſtrie einſchlägk. für ganz Deulſchland. Wir kommen 
darauf noch in einem andern Zuſammenhang zurüc. 

Die Entwicklung der Karlelle und Truſts ſowie des Bankweſens 
bieket weit mehr als jemals bisher die Möglichkeit, die Induſtrie plan⸗ 
mäßig zu organifieren und zu leiten. Aber doch nur die Möglichkeit, 
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keineswegs die Sicherheit. Denn Banken, Karkelle, Truſts find nicht 
geſellſchaflliches Eigentum, ſondern privates Eigentum, allerdings nicht 
im Einzelbejiß, ſondern dank der Aktienform im Beſitz von Kapilaliſten⸗ 
geſellſchaften, die von einzelnen überragenden Kapikaliſten kommandiert 
werden. Sie dienen nichl der Befriedigung des gejellichaftlichen Bedarfs, 
ſondern der Gewinnung von Profik. Und Karkelle wie Truſts ſind überdies 
nicht Organiſalionen der Produktion überhaupk, ſondern nur einzelner 
Induſtriezweige. Sie bringen wohl vermehrle Planmäßigkeit in den ein⸗ 
zelnen Induſtriezweig hinein, nicht aber in die geſamle Induſtrie. Im 
Gegenleil. Eine der Melhoden, ihre Profile zu erhöhen, beſleht gerade 
darin, der Proporlionalilät der Induſtriezweige enkgegenzuwirken, das 
Angebot der eigenen Branche ſtels hinter der Nachfrage zurückzuhallen, 
um jo die Preiſe, die fie erzielt und damit auch ihre Profile dauernd 
über den Durchſchnilt zu erheben, den ſie bei freiem Spiel von Nachfrage 
und Angebot erreichen würden. 

Dieſe Einrichtungen biefen keine Gewähr, daß fie der Noklage der 
kommenden Uebergangswirlſchaft ſtels aufs zwechmäßigſte und eifrigſte 
feuern und nicht vielmehr verſuchen werden, fie auszubeulen, um ihre 

Macht und ihre Gewinne zu ſteigern. 
! Es wird unbedingt nölig werden, daß der einzige Yaktor eingreift, 
der ihnen heule an ökonomiſcher Macht noch überlegen iſt und der den 
Sonderinkereſſen der einzelnen Berufsgruppen gegenüber die Geſamk⸗ 
inlereſſen der ganzen bürgerlichen Geſellſchaft wenigſtens innerhalb feines 
Bereichs verlrilt: der Siaat. 

Ohne energiſche ſtaalliche Eingriffe wird die Uebergangswirlſchaft 
gar nicht wieder in Gang kommen können, wird die Anarchie, die im 
Weſen der Warenproduktion enthalten iſt und nur durch deren Kontinuität 
erträglich wurde, in kraſſeſter Weiſe zum Ausbruch kommen und das 
Werk der Verwüſtung durch den Krieg auf die Spike kreiben. 

Doch auch die ſtaallichen Eingriffe ſichern uns noch nicht das wirk⸗ 
ſchaflliche Gedeihen. Wir gehen bei unſeren Erörkerungen immer vom 
bürgerlichen Slaake aus, von einem Slaaksweſen, das von einer oder 
mehreren der beſitzenden Klaſſen beherrſcht wird. In einem prolelariſchen 
Slaale würden ja die Probleme der Uebergangswirlſchaft weſenllich andere 
fein. Dieſe hälle dort nicht bloß den Uebergang vom Kriegszuſtand zum 
Friedenszuſtand, ſondern auch den von kapilaliſtiſcher zu ſozialiſtiſcher 
Produklion zu bewerkffelligen. 

Eine bürgerliche Staatsgewalt wird den Reſpekt vor dem Prival⸗ 
eigentum an den Produklionsmilleln und vor dem Profit nie los. Sie 
vermeidek es daher ſoviel wie möglich, in das wirklſchaflliche Leben in 
einer Weiſe einzugreifen, die jenes Privakeigenkum gefährdet oder die Ge⸗ 
legenheiten, Profit zu machen, einſchränkk. Die ſlaalliche Regelung der 
3 erheiſcht aber die Beſitzergreifung der Produkkionsmittel durch 
en Slaal. 

Muß der bürgerliche Staat in die Wirtſchaft eingreifen, jo zieht er 
es vor, den Warenauskauſch, ſkatt die Warenproduklion zu regeln, und 
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zwar in einer Weiſe, die den herkömmlichen Profit nicht verkürzt. Der 
Austaufch bei privater Produktion iſt aber ein recht queckfilbernes Gebilde, 
zu deſſen Bewältigung die Starrheit des bureaukratifchen Staates wenig 
taugt. Er vermöchte wohl die heute ſchon organiſierle Großproduktion 
zu regeln und daraus ergäbe ſich leicht die Regelung des Austaufches. 
Oer umgekehrte Weg iſt unendlich verwickelter und führt leicht irre. Wir 
erleben es ja jetzt ſchaudernd, in welches unenlwirrbare Netz von Ver⸗ 
ordnungen uns bereils die Kriegswirtichaft dank ihrer Scheu vor den 
„Produzenten“ verwickelt hat. Die gleiche Scheu mag leicht in der 
Uebergangswirtichaft die gleiche Wirrnis erzeugen, das Chaos noch dunkler 
und undurchſichkiger machen, zu deſſen Klärung ſie berufen iſt. 

Dazu kommt noch, daß die jeweiligen Träger der Staatsgewalt wohl 
an den einzelnen Sonderinkereſſen innerhalb der bürgerlichen Gejellfchaft 
weniger direkt beteiligt fein mögen als die Geichäftsleute, daß fie jedoch 
über dieſe Intereſſen keineswegs jo erhaben find, wie es die Theorie 
vom Staate gewöhnlich behauplel. 125 Staakslenker haben nicht ſellen 
ſtarke privale Inlereſſen, ſei es kapilaliſliſcher, ſei es agrariſcher Natur. 

Auf der andern Seite finden wir, daß, je mehr die Skaaksgewalt 
in das Wirlſchaſtsleben eingreift, deſto lebhafter das Inkereſſe der ſonſt 
recht unpoliliſchen Geſchäftsleule für die Skaatspolilik wird. Deſto mehr 
ſuchen die einzelnen Cliquen und Klüngel ſich der Staatsgewalt direkt 
oder indirekt zu ihren Gunſten zu bedienen. Auch das vermehrt wieder 
die Gefahr, daß das Eingreifen des Staales die Verwirrung zugunſlen 
von Augenblicks⸗- und Sonderinkereſſen eher ſteigerk als mindert. 

Endlich geſellt ſich als driltes Gefahrenmoment in der Zeit der 
Uebergangswirlſchaft zum Eingreifen des Staates noch feine Finanznot, 
die ihn drängt, die Skaakswirlſchaft nicht vom ſozialpoliliſchen, ſondern 
vom fiskaliſchen Standpunkt zu betreiben, ſelbſt unter jene Produzenten 
zu gehen, die ihre Profile zu erhöhen ſuchen entweder auf Koften ihrer 
eigenen Lohnarbeiler oder der Konjumenten, die zum großen Teil nichls 
anderes find, als die Lohnarbeiler der anderen. 

Auf der Suche nach Steuern bevorzugt der bürgerliche Politiker ſolche, 
die möglichſt wenig erkennen laſſen, von wo der Druck ausgeht, den ſie 
üben. Neben indirekten Steuern ſcheinen auch manche Monopole dazu 
ſehr geeignel. Namentlich dann, wenn ſich ſozialdemokraliſche Theorekiker 
finden, die der Volksmaſſe einzureden ſuchen, die Gewinne aus fiskaliſchen 
Monopolen würden auf Koſten dense, Mi nal b. Sl Beber 
alſo die Beſteuerung durch das Monopol, deſlo näher der Sozialismus. 

Es iſt klar, daß die fiskaliſchen Inlereſſen des Staates feine Un⸗ 
inkereſſiertheit gegenüber den Sonderinkereſſen der einzelnen bürgerlichen 
Kolerien ſtark herabſezen. Er wird, namentlich durch die Monopole, 
ſelbſt Teilhaber an der Mehrwerkaneignung, bekommt ein Inkereſſe, ein- 
zelne der Gebiele dieſer Aneignung auf Koſten anderer zu ſtärken. 

Alles das wirkt darauf hin, daß das Eingreifen des Staates in die 
Wirtſchaft noch lange nicht deren zweckmäßigſle Regelung ſichert. Er kann 
ihren Ruin noch beſchleunigen, ſowohl durch eine unzweckmäßige allgemeine 
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Politik — wir haben ſchon auf das Welkrüſten hingewieſen — wie durch 
eine, kurzſichligen Sonderintereffen dienende Wirlſchaftspolikik. Anderſeits 
geht es einfach nicht ohne Eingreifen des Staates in der Zeit des Uebergangs. 

Um fo dringender nofwendig wird es, daß die Arbeiter Einfluß auf 
dieſe Polilik nehmen, nicht nur im beſonderen Inlereſſe ihrer Klaſſe, ſondern 
auch in dem allgemeinen der Geſellſchaft, deren Entwicklung durch ihr 
Klaſſeninlereſſe am beſten gefördert wird. Sie müſſen Einfluß üben in 
allen öffentlichen Körperſchafken, in denen fie verfrefen find, fie müſſen 
verlangen, daß fie in alle öffentlichen Körperſchaflen ihre Verlreler enk⸗ 
ſenden können, auch in die zu Zwecken der Uebergangswirtichaft beſonders 
geſchaffenen. Es geht nicht an, daß dieſe ausſchließlich aus Bureaukraten 
und „Intereſſenken“, das heißt den Verkrelern kapilaliſtiſcher Sonder⸗ 
inlereſſen, zuſammengeſetzt werden. 

Die Arbeitervertreter dürfen jedoch nicht Verkreker der „poſiliven 
Arbeit“, das heißt geduldige Jaſager fein, die durchdrungen find von der 
Harmonie der Inkereſſen aller „ſchaffenden Stände“. Und fie dürfen ſich 
nicht damit begnügen, ihre Ralſchläge zu erteilen und Anträge zu ſtellen, 
die, wenn fie einigermaßen durchgreifend find und nicht bloße Schönheiks⸗ 
fehler kreffen, doch abgelehnt werden. Sie müſſen dafür ſorgen, daß die 
Arbeiten der Körperſchaflen der Uebergangswirlſchaft ſich in voller Oeffenk⸗ 
lichkeit vollziehen, daß auch hier alle Geheimdiplomalie aufgehoben iſt. 

Wohl und Wehe der Volksmaſſen hängt von der Ark der Uebergangs- 

wirlſchaft ab, das Prolelariat muß gründlich über fie unkerrichlet fein. Es 

muß nicht nur die Verordnungen der Uebergangswirtſchaft, ſondern auch, 
was nichl minder wichtig, die Ark ihrer Ausführung ſtets kontrollieren 
können, um imſtande zu fein, wohlinformierk auf fie durch die Organi⸗ 
ſalionen und Aktionen feiner alien einzuwirken. Nur unter dieſer Voraus⸗ 
feßung dürfen wir erwärfen, daß das Eingreifen des Staates in die 
Uebergangswirlſchaft Erſprießliches ſchaffl. 
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III. Die Frachtraumnot. 


Es. 


Raumveränderungen des Stoffes. Man kann nicht produzieren, 
ohne die Rohmaterialien von der Stätte, auf der fie erzeugt oder ge⸗ 
funden wurden, loszulöfen, fie einer neuen, oft recht entfernten Produk- 
lionsſtälle zuzuführen, von der fie als Halbfabrikaf wieder zu einer 
anderen kransporkierk werden, vielfach noch zu einer dritten und vierten uſw., 
bis fie endlich fertig find, um dem letzten Konſumenlen übergeben zu 
werden, der fie nicht mehr produktiv konſumierk, ſondern perſönlich 
verbraucht. 

Je mehr die Arbeitsteilung wächſt, die Produkkion zur Weltproduks 
tion wird, die ihre Produklionsmittel aus aller Welt zufammenholf und 
ihre Produkte an die ganze Welk abgibt, um ſo wichliger wird die Rolle, 
die das Transporlweſen im Produktionsprozeß ſpiell. 

Der Krieg hat es aufs gewallſamſte geſtört. Eine der erſten Auf⸗ 
gaben der Uebergangswirtſchaft wird dahin gehen, es wieder in vollem 
Maße funktionieren zu laſſen. 

Das wird nicht allzu ſchwer fein für die Mittel des Maſſenkransporks 
innerhalb der einzelnen Staaten, die Eiſenbahnen und Kanäle. Der 
moderne Krieg mit feinen Millionen von Soldaten und feinen ungeheuren 
lechniſchen Behelfen, die ſich aufs rapideſte abnußen und immer wieder 
erneuerf und an beſtimmten Punkten raſch konzentriert werden müſſen — 
dieſer Krieg wäre ganz unmöglich ohne ein dichtes, leiſtungsfähiges Netz 
von Eiſenbahnen. 

Allerdings, gerade weil die Eiſenbahnen ein ſo unenkbehrliches Kriegs⸗ 
miltel geworden find, fucht jeder Teil die Schienenwege des Gegners 
möglichſt zu zerſtören. Aber die Schäden, die elwa durch Flieger in 
dieſer Beziehung angerichtet werden konnten, waren doch relakiv ges 
ringfügig. Weit größer find die Zerſtörungen, die eine Armee auf dem 
Rückzug an den eigenen Eiſenbahnen, z. B. durch Sprengung von 
Brücken, anrichkek, um das raſche Nachrücken des Verfolgers zu er⸗ 
ſchweren. Aber das gleiche Inkereſſe, das auf der einen Seile dieſe 
Zerſtörungen veranlaßt, kreibk die andere Seile, fie möglichſt raſch und 
vollkommen wieder auszubeſſern. Schädigungen dieſer Ark bleiben auf 
den Kriegsſchauplatz beſchränkt. Andere Schädigungen beeinlrächligen 
die Leiſtungsfähigkeit der Eiſenbahnen im ganzen Lande. Namenllich 
die große Abnutzung des Bahnkörpers und des rollenden Walerials, 
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die während des Krieges nicht durch enkſprechende Erneuerungsarbeiten 
weltgemacht wird. Doch wird das haupkſächlich für Länder gelten, die 
keine ausreichende eigene Eiſenproduktion und Eiſenverarbeitung aufe 
weiſen und vom Weltverkehr während des Krieges abgeſchnitten find, 
die ſich alſo außerſtande ſehen, ſelbſt in genügendem Maße neue Loko⸗ 
moliven, Waggons, Schienen zu erzeugen. Wo ein Induſtrieland in 
der Lage if, ſolche herzuſtellen, wird es auch im Kriege danach frachten, 
daß dies in ausreichendem Maße geſchieht, denn dieſe Transportmittel 
ar ebenſo unentbehrliches Kriegsmalerial, wie Flugapparake und Unker⸗ 
eeboote. 

Fallen einmal die Bedürfniffe des Krieges an Transporfen von 
Soldalen, Pferden, Kanonen, Munition, Proviank uſw. fort, dann darf 
man erwarlen, daß die Eiſenbahnen in den meiſten Ländern wieder weil⸗ 
gehenden Anſprüchen der Produktion vollauf gerecht werden können, 
um jo mehr, da dann genügende Arbeilermaſſen für Reparalurzwecke 
frei werden. Nur der Mangel an manchen Rohmalerialien kann da noch 
eine Zeitlang hemmend wirken. 

Nicht ebenſo ſteht es mit dem überſeeiſchen Verkehr. Der Krieg 
wirkt heufe auf die Handelsfloklen ganz anders als ehedem. Früher 
war der Seekrieg vornehmlich Kaperkrieg, die Wegnahme feindlicher 
Schiffe, die man der eigenen Flolle einverleibte. Die Schiffe und ihr 
Inhalt wurden dabei nicht zerſtört, es wurde nur der Reichtum, den fie 
darſtellten, von dem zur See ſchwächeren Lande auf das flärkere Land 
übertragen. Der Unkerſeeboolkrieg wirkt ganz anders. Er kann die 
nach dem Feindesland fahrenden oder von ihm kommenden Schiffe bloß 
zerſtören. Das bedeulet im Kriege eine Verminderung des Schiffs⸗ 
raums, über den der Feind verfügt, es wird im Friedensz uſtand nach» 
wirken als eine Beſchränkung des Schiffsraums, der dem Welthandel 
zur Verfügung ſtehk. Der überſeeiſche Schiffsverkehr iſt eben eine infer- 
nationale Angelegenheit geworden. So kamen z. B. 1912 nach deutſchen 
Häfen (abgeſehen vom Küſtenverkehr): 


Schiffe Regiſtertonnen 
Deulſche Schiffe 25 427 12 960 000 
Fremde Schiffe 23 079 12 530 000 
Es fuhren aus den deulſchen Häfen: 
Schiffe Regiſtertonnen 
Deutihe Schiffe 25 545 12 962 000 
Fremde Schiffe 23 307 12 579 000 


Man ſieht, der deulſche Seeverkehr war auf fremde Schiffe ebenſoſehr 
angewieſen, wie auf deulſche. Aehnlich ſteht es natürlich auch mit anderen 
Staaten. Selbſt England, deſſen Handelsmarine vor dem Kriege die 
jedes anderen Staates weit überragte, ſah in ſeinen Häfen fremde Flaggen 
faft ebenſo ſtark vertreten, wie die eigene. Es liefen 1913 in die 
britiſchen Häfen ein: 
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Britiihe Schiffe mit einem Rauminhalt von 46,6 Mill. Tonnen 
Fremde Schiffe „ „ 5 >- 30 >, ” 


Das gleiche gilt für Norwegen, das nach England und Deulſchland 
die ſtärkſte Handelsflokte Europas beſaß; die weitaus ſtärkſte im Ver⸗ 
hälfnis zur Bevölkerung. In Norwegen kamen 1913 10 Tonnen Frachk⸗ 
raum auf 14 Perſonen, in England auf 37, im Deutſchen Reich auf 206. 
Trotzdem kommen nach Norwegen faſt ebenſoviel fremde Schiffe wie eigene. 
Im Jahre 1913 liefen ein in die norwegiſchen Häfen: 


Schiffe Rauminhalt 
Norwegiſche Schiffe. . 5820 2 934 143 Tonnen 
Fremde Schiffe 5133 2831 892 


Dieſe Zahlen bezeugen deuklich den internationalen Charakter der 
Seeſchiffahrt. Er iſt ſchon dadurch bedingt, daß das Meer ein inker⸗ 
nationaler Waſſerweg iſt, der allen Nationen in gleicher Weiſe zur Vers 
fügung ſteht. Die „Freiheit des Meeres“ beſtand bereits für die Zeit 
des Friedens, es wäre finnlos geweſen, um ihrelwillen Krieg zu führen. 

Und wie das Meer allen Nationen freiſteht, dient es auch vor⸗ 
nehmlich dem Verkehr der Nationen unkereinander, im Gegenſatz zu den 
meiſlen Eiſenbahnen und Kanälen, die vornehmlich den Verkehr inner⸗ 
halb jeder Nation vermitteln. 

Die Kanäle im Deulſchen Reich bewältigen 1912 im Inlandsver⸗ 
kehr 53,5 Millionen Tonnen, im Auslandsverkehr 40 Millionen. 

Auf den deukſchen Eiſenbahnen wurden im gleichen Jahre im In⸗ 
landsverkehr 411 Willionen Tonnen befördert, im Auslandsverkehr bloß 
67 Millionen. 

Dagegen kommen von den 65 Millionen Tonnen, die im gleichen 
Jahre der Seeverkehr der deulſchen Häfen im allgemeinen umfaßt, nur 
14 Millionen auf den Küſtenverkehr mit anderen deulſchen Häfen. Faſt 
viermal ſoviel entfielen auf den Auslandsverkehr. 

Die Seeſchiffahrt iſt alſo das inkernationalſte aller Verkehrsmittel. 
Dem enlſpricht es, daß der Seeverkehr eines Landes weit weniger von 
der Ausdehnung feiner eigenen Handelsflotte abhängt, als von der der 
Welt überhaupt. 

Der Handel Belgiens litt durchaus nicht darunter, daß ihm 1912 
auf eigenen Schiffen nur 1,9 Millionen Tonnen Waren zugeführt und 
ebenſoviel ausgeführt wurden, daß Zufuhr wie Ausfuhr auf fremden 
Schiffen je 14,5 Millionen Tonnen ausmachten. Und auch das Gedeihen 
der Vereinigten Slaaken wurde nicht dadurch beeinträchtigt, daß von 
ſeinem Seeverkehr 74,6 Millionen Tonnen auf fremde Schiffe und bloß 
27 Millionen auf eigene enkfielen. Eine Verminderung der Welttonnage 
verſpürt dagegen jeder am Seeverkehr beteiligte Staat in empfindlichſter Weiſe. 


Alles, was die Welttonnage vermindert, trägt dazu bei, den Seever⸗ 
kehr des einzelnen Landes ſelbſt dann zu beengen, wenn deſſen eigene 
Tonnage nichl abnimmt, 
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Aber natürlich kann das einzelne Land die Wellkonnage nur dadurch 
vergrößern, daß es die eigene vermehrt. Den Schiffbau in jeder Weiſe 
zu fördern, wird eine der wichtigſten Aufgaben der Uebergangswirtichaft 
fein. Das Deutſche Reich ſoll zu dieſem Zwecke in der Form von nicht 
rückzahlbaren Beihilfen an die Schiffsreeder zur Erſatzbeſchaffung für 
verlorengegangene oder beſchädigke Schiffe eine Milliarde Mark — 
manche rechnen, daß es drei Milliarden werden — aufwenden. Eine ſehr 
ſchöne Sache, nur iſt nicht einzuſehen, warum dieſe Riefenfumme dazu 
dienen ſoll, das private Reederkapital zu vermehren. So ſehr wir gegen 
fiskaliſche Monopole ſind, weil wir indirekke Skeuern bekämpfen, ſo 
müſſen wir uns doch noch enlſchiedener dagegen wenden, daß Staaks⸗ 
eigentum in privates Kapital verwandelt wird. Die für den Ausbau 
der Handelsfloſte aufzuwendende Williarde ſollte allerdings nicht dazu 
dienen, dem Staat erhöhle Einnahmen zu ſchaffen, fie könnte aber wohl 
in einer Weile verwendet werden, die den Staat in den Beſitz einer 
Flotte ſetzte, mit deren Hilfe er imſtande wäre, alle Verſuche der Reeder zu 
durchkreuzen, durch Karkellierung die Frachtraumnok zu wucheriſcher Er— 
höhung der Frachtralen und damit der Produktionskoften und ‚Produkten- 
dazu verwendet wird, auf Slaalskoſten Schiffe bauen zu laſſen, die 
Staalseigenlum bleiben und nicht Zwecken des Profits, ſondern Zwechen 
des geſellſchaftlichen Bedarfs dienſtbar gemacht werden. 


In welcher Weile das am zweckmäßigſten geſchieht, iſt wieder eine 
Frage für ſich. 

Die Seeſchiffahrk zerfällt in zwei Gruppen: die „freie“ („wilde“ 
oder „Tramp“) Schiffahrt und die Linienſchiffahrt. Die erſte iſt die ur- 
ſprüngliche Art der Schiffahrt. Ihre Fahrten find nicht von vornherein 
beſtimml. Bei ihr wird für jedes Schiff feine Abfahrtszeit und fein Reiſe⸗ 
ziel von Fall zu Fall beſtimmt, es iſt auch nicht an beſtimmte Fracht⸗ 
tarife gebunden, ſondern dieſe richten ſich ganz nach dem Wechſel des 
Angebots und der Nachfrage. Dieſe Art der Schiffahrt erfordert ebenſo 
wie der Handel eine große Bewegungsfreiheit, die dem bureaukrafifchen 
Staatsbeſrieb widerſtrebt. 

Neben der freien Schiffahrt entwickelt ſich jedoch mik der Zunahme 
des Seeverkehrs immer mehr die Linienſchiffahrt, die beſtimmle Linien 
zu beſtimmten Zeilen regelmäßig befährt und Güter wie Perſonen nach 
feſtgeſetzten Tarifen befördert. Dieſe Regelmäßigkeit erinnert an die des 
Eiſenbahnverkehrs, fie macht die Linienſchiffahrt ebenſo wie die Eiſen⸗ 

bahnen geeignet für den bureauhrakiſchen Staatsbelrieb. 

Die Einrichtung ſtaatlicher Dampferlinien wäre die zwechmäßigſte 
Methode, die Skaatsſchiffe in Betrieb zu ſetzen. Wo das nicht aus⸗ 
reicht, könnte man Staats chiffe an einzelne Spedilionsfirmen verpachlen, 
unter beſtmmten Bedingungen zur Regelung der Frachtraten und der 
Arbeikerverhältniſſe. Auf keinen Fall aber dürfte die Sozialdemokralie 
zugeben, daß ſie freies kapilaliſtiſches Eigentum werden. 
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Wie immer fich unfer dieſen Bedingungen der Schiffbau geifalten 
mag, er braucht Zeit. Die neuen Schiffe werden nicht jo raſch fertig 
werden, um alle Gefahr einer Frachtraumnok zu beſeitigen. Man muß 
auf Mittel bedacht fein, die ſofort wirken. 8 

Da hat man bisher eines zuwenig ins Auge gefaßt, wodurch ohne 
weileres ſehr viele Seeſchiffe geſpart werden könnken: die Konkurrenz 
der Eiſenbahnen. 

Nakürlich kann man nicht von Hamburg nach Neuyork oder nach 
Sidney per Eiſenbahn fahren. Aber eine Reihe von Reifen kann eben⸗ 
ſowohl zu Lande wie zur See gemacht werden. Zum Beiſpiel von 
Pelersburg, Odeſſa, Konſtanſinopel führen nach dem Welten Eiſenbahnen 
und Dampferlinien. Nach Oſtaſien gelangt man ebenſowohl über Sibirien 
wie auf dem Wege durch den Suezkanal und den Indiſchen Ozean. 

Bei mancher anderen Reiſe, die zur See gemacht werden muß, 
kann der Seeweg durch Benutzung der Eiſenbahn keilweiſe abgekürzt 
werden. Wenn 3. B. Baumwolle von Bombay nach Sachſen zu trans» 
porlieren iſt, erſpart man ſehr viel an Seeweg und damit an Schiffs⸗ 


raum, wenn man ſie in Genua ausladet und von da per Eiſenbahn 


nach Sachſen bringt, ftatt fie zur See bis Hamburg kommen und dort 
erſt den Landweg belrelen zu laſſen. 

Für den Güterfransporf wird bei möglicher Konkurrenz zwiſchen 
Schiff und Eiſenbahn in der Regel der Seeweg vorgezogen, als der weil⸗ 
aus billigſte. Bloß Güter, die bei großem Werte relativ wenig Raum 
beanſpruchen oder bei denen Schnelligkeit und Pünktlichkeit der An⸗ 
kunft eine große Rolle jpielt, ziehen die Benutzung der Eiſenbahn vor. 

Die Zahl der Güler, für die der eine oder der andere Weg der pro— 
fitablere, iſt keine feſlſtehende, ſondern hängt ſehr von dem Verhältnis 
der Frachktarife hier und dork ab. Je höher die Eiſenbahnkarife und 
je billiger die Schiffskarife, deſto geringer die Zahl der Güter, für die 
der Eifenbahntransport lohnend iſt, deſto größer die Zahl derjenigen, von 
denen die Schiffsräume in Anſpruch genommen werden, und umgekehrt, 
Je mehr Güter dort, wo Eiſenbahn und Schiff konkurrieren, die Eiſen⸗ 
bahn wählen, deſto mehr Schiffe werden für die anderen Fahrlen frei, 
bei denen kein Landweg in Betracht kommt. 


Die Trahlraumnot nach dem Kriege iſt alſo in hohem Grade zu 
beheben durch eine vernünflige Eiſenbahnpolitih. Je fiskalifcher dieſe 
wird, je mehr die Eiſenbahnen kapilaliſtiſch von den verſchiedenen Staaten 
ausgebeutet werden, um der Finanznotk abzuhelfen, deſto größer wird in 
der Seeſchiffahrt der Mangel an Schiffsraum werden und deſto höher 
werden die Frachtraken zur See ſteigen. k 
Wir haben früher ſchon gezeigt, daß billige Perſonenlarife der Eiſen⸗ 
bahnen im Inkereſſe der Arbeiter nach dem Kriege nolwendiger ſein 
werden als je, wo rieſige Arbeitermaſſen umherziehen müſſen, um Arbeit 
zu ſuchen oder Arbeit außerhalb ihres bisherigen Wohnorks aufzunehmen. 
Nicht minder wichtig find billige Gütertarife der Eiſenbahnen im Inlereſſe der 
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Neubelebung des Produkkionsprozeſſes, der durch den Mangel an Schiffs⸗ 
raum ernſllich bedroht wird. 

Eine internationale Eiſenbahnpolikik vom Standpunkte des geſell⸗ 
ſchafllichen Bedarfs, nicht des fiskaliſchen Profils geleitet, vermöchte in 
hohem Maße der Frachtraumnok enkgegenzuwirken, vielleicht ſogar fie 
gänzlich unſchädlich zu machen. 

Denn zunächſt wird die Nachfrage nach Schiffsraum kaum ſo groß 
fein, wie vor dem Kriege. Die Zahl der zu verſchiffenden Rohmalerialien 
und Lebensmiltel wird erheblich abnehmen. Einmal deswegen, weil 
vielfach weniger davon produziert wurde, dann aber auch deshalb, weil 
die Unterbrechung des Weliverkehrs während des Krieges die induſtrielle 
Verarbeitung der Rohmalerialien in manchen bisher agrariſchen Er— 
zeugungsländern ſehr gefördert hat. Es wird alſo nicht nur die Menge 
der Rohmalerialien vermindert ſein, ſondern von dieſer verringerlen 
Menge wird auch mehr im Erzeugungslande ſelbſt verbraucht werden, 
io daß ein geringerer Bruchteil für den Export übrigbleibt. 

So werden die auſtraliſchen Blei- und Zinkerze jetzt in Auffralien 
ſelbſt verhültet, von denen vor dem Kriege große Mengen verſchifft 
wurden. Im Jahre 1913 bezog das Deutjche Reich 165000 Tonnen 
Zinkerze und 127000 Tonnen Bleierze von Auſtralien. 

Auf der anderen Seite haben die Unlerbrechungen des Seeverkehrs 
während des Krieges dazu geführt, daß Induſtrieſlaaken dazu über⸗ 
gegangen find, künſtlichen Erſatz für manche Rohſtoffe zu produzieren, 
die ſie bisher aus dem Auslande bezogen. Das geſchah vielfach mit 
ſolchem Erfolg, daß die Produktion des Erſatzes im Innern auch im 
Frieden forkgeſetzt und auf die Zufuhr von außen verzichtet werden wird. 
Deutſchland bezog z. B. vor dem Kriege jährlich 800 000 Tonnen 
Salpeter von Chile. Dieſe Frachtmenge fällt künftighin infolge der Er⸗ 
zeugung von künſtlichem Skichſtoff wohl zum großen Teil weg. 

Immerhin iſt heule noch nicht abzuſchätzen, wie fi) das Verhälknis 
zwiſchen den zu kransporlierenden Rohſtoffmengen und den verfügbaren 
Transporlmilteln nach dem Kriege geſtalten wird. Die Schiffahrt durch 
Verbilligung der Eiſenbahnfrachten zu entlaften, davon werden die bürger⸗ 
lichen Regierungen und "Parteien aber nichts willen wollen, denn der 
Ausfall an Einnahmen müßte auf anderem Wege, fo vor allem durch 
ſtarke Belaſtung der großen Einkommen und Vermögen mit direklen 
Steuern eingebracht werden. Eine ſolche Belaſtung iſt ihnen ein Greuel. 
Die Ausnutzung der Eiſenbahnen zu fiskaliſchen Zwecken wird daher in 
ihrer Finanzpolitik eine große Rolle ſpielen. 

Um dem befürchkelen Mangel an Frachlraum in der Uebergangszeit 
zu ffeuern, haben fie ein anderes Mittel erdacht, das jetzt in der Kriegs⸗ 
zeit jo oft bei Gütern angewandt wurde, die nicht in ausreichendem 
Maße vorhanden ſind: Man überläßt ſie nicht dem freien Verkehr, 
ſondern ralioniert oder kontingentiert fie, feßt genau feſt, in welchen 
Wengen und unter welchen Bedingungen fie den einzelnen Verbrauchern 
zugänglich werden. Eine vom Slaale eingeſetzte Kommiſſton ſoll die Ver⸗ 
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fügung über die Schiffsräume bekommen, beſtimmen, welche Waren und 
wieviel von ihnen in den Schiffen aus- und wieviel eingeführt werden 
dürfen. So ſoll verhinderk werden, daß überflüſſige Güter den unenk⸗ 
behrlichen den Raum wegnehmen. 

Dieſer Gedanke erſcheint auf den erſten Blick ſehr plaufibel. Aber 
feine Durchführung begegnet den größken Schwierigkeiten wegen des 
internationalen Charakters des Seeverkehrs. 

Die Rakionierung des Schiffsraumes kann ein Land nalürlich nur 
für die eigenen Schiffe vornehmen. Es ſchließk ſie damit zugleich von 
der Benutzung durch den Handel anderer Nationen aus. Die Folge 
wird ſein, daß dieſe zu Gegenmaßregeln greifen und ihren eigenen Schiffen 
verbieten, Waren nach dem rafionierenden Lande zu bringen. Das letztere 
kann dabei leicht in die Lage kommen, daß der Ausfall an Schiffsraum, 
den es durch das Fernbleiben der fremden Schiffe von ſeinen Häfen 
erleidet, größer iſt als der Gewinn an Raum, den ihm die Monopoliſierung 
der eigenen Schiffe biekel. 

Der rakionierende Staaf müßte feinen Seehandel ausſchließlich mit 
feiner eigenen Handelsflotte führen. Das würde die Anſprüche an fie 
gewaltig ſteigern. Nach jedem der Tauſende von Häfen, aus denen er 
Produkte importiert oder nach denen er welche exporkierk, müßfe er nun 
eigene Schiffe ſenden. Wenn jedem Schiff genau vorgeſchrieben wird, 
welche Frachten von ihm aufgenommen und nach welchen Häfen ſie 
gebracht werden dürfen, dann iſt die Wahrſcheinlichkeit weik größer, daß 
es eine Fahrt, ſei es die Hin- oder die Rückfahrt, unbeladen machen muß. 
als dann, wenn es in bezug auf Frachtark und Frachtziel keinen Be⸗ 
ſchränkungen unkerworfen iſt. 

Schon vor dem Kriege war bei völlig freiem Verkehr die Zahl der 
Schiffe beträchtlich groß, die nach der einen oder der anderen Richtung 
keine Fracht fanden, entweder leer ausfuhren, um Güler zu holen, oder 
beladen abgingen, um leer heimzukommen. Man zählte 1912 in den 
deutſchen Seehäfen leinſchließlich des Küſtenverkehrs): 

beladen nicht beladen 


Ankommende Seeſchi ff 101915 12 492 
Ausfahrende Geeihiffe - - - - - - 83 635 30 296 


Es belrug der Raumgehalk der Schiffe: 
Regiftertonnen Regiſlerlonnen 
Anüsmmende 29 763 000 2 778000 
Dislahrende sen 22 066 000 10 540 000 


Alſo ein Drittel des Raumgehalts der ausfahrenden Seeſchiffe halle 
keine Ladung gefunden, mehr als ein Zehntel der einfahrenden kam leer an. 

Jede Beſchränkung der Verkehrsfreiheit droht dieſe Leerfahrten zu 
vermehren. 

Nehmen wir elwa an, ein deulſcher Dampfer bringe Eiſenwaren 
von Hamburg nach Pernambuco in Brafilien, Er fände dorf eine Fracht 
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nach Neuyork, aber keine nach Deukſchland. Seine Kontingenfierung 
erlaubt ihm leider nicht, anderswohin als nach Deutſchland Frachten zu 
übernehmen. Statt beladen abzufahren, muß er alſo nur unter Ballaſt 
in See gehen, enkweder um leer in ſeine Heimak zurückzugehen, oder 
um anderswo, etwa in Buenos Aires, eine Ladung einzunehmen, die 
den Vorſchriften der deulſchen Kontingentierung enlſpricht; dafür muß 
ein engliſcher Dampfer, der in Buenos Aires bereit geweſen wäre, bei 
freiem Verkehr dieſe Fracht nach Deulſchland zu bringen, nun leer nach 
Pernambuco fahren, um dorf die Ladung für Neuyork aufzunehmen. 
Dank der Konkingenkierung müſſen fo zwei Leerfahrten gemacht werden, 
die bei freiem Verkehr ausgefallen wären. 

Jede Vermehrung der Leerfahrlen bedeukek eine Verminderung der 
lakſächlich benutzten Welttonnage, wodurch direkk oder indirekk auch die 
Ausnutzung der Tonnage eines einzelnen Landes eingeſchränkt wird. 

Freilich brauchte der Dampfer aus Pernambuco nicht leer auszufahren, 
wenn er warfefe, bis eine für ihn paſſende Ladung bereiklag. Aber 
dadurch wird die Sache nicht verbeſſert. Nicht nur die unbeladen 
fahrenden Schiffe, ſondern auch die unbenutzt im Hafen liegenden nutzen 
dem Seeverkehr nichls, ſind für ihn nicht vorhanden. 

Nehmen wir an, ein Schiff zu beladen ſeien zwei Tage erforderlich 
und feine Reife dauere acht Tage. Muß es aber zehn Tage auf feine 
Ladung warten, fo wird es flatt zehn Tagen zwanzig brauchen, um den 
Transport zu bewirken. Unter ſolchen Bedingungen leiften zwei Schiffe 
nur jo viel, wie eines leiſten könnte. 

Die Konkingentierung des Schiffsraumes mik den Hinderniſſen und 
Kontrollmaßregeln, die fie mit ſich bringt, droht die Abferkigung der 
Schiffe zu verlangſamen und auch dadurch die volle Ausnutzung des 
vorhandenen Schiffsraumes einzuſchränken. 

Vergellungsmaßregeln der anderen Nationen, die zum mindeſten 
das Ausbleiben der fremden Schiffe aus den heimiſchen Häfen, wenn 
nicht ſchlimmeres, elwa Boykokt oder Zollkrieg, bewirken, Vermehrung 
der Leerfahrten, Verlangſamung des Verkehrs, das find die Gefahren, 
mit denen eine Konkingenkierung des Schiffsraumes jedes Land bedroht, 
das zu dieſer Art ſtaatlicher Regelung des Seeverkehrs greift. 

Dennoch iſt die Idee nicht völlig abzuweiſen. Nur läßt fi das 
an ihr, was rationell iſt, bloß als internationale, nicht als nationale 
Regelung durchſetzen. Es enkſpricht dem internationalen Charakter des 
überſeeiſchen Verkehrs, daß auch ſeine Regelung international fein muß. 
Die allantiſche Linienſchiffahrt war wohl der erſte große hapilaliſtiſche 
Erwerbs zweig, der zu einer internationalen Karlellierung gelangte. Schon 
1895 ſchloſſen ſich der Gemeinſchaft der deulſchen Linien nach Nord» 
amerika die engliſchen an. Das Verhältnis wurde noch enger 1902, 
als der von Pierpont Morgan begründete amerikaniſch⸗engliſche Schiff⸗ 
fahrtstruft in ein enges Verhällnis zum Norddeutſchen Lloyd und der 
Hamburg » Amerikalinie trat. Zu weiteren Vereinbarungen zwiſchen 
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deulſchen und engliſchen Linien iſt es für den ſüdamerikaniſchen und 
oflaſiatiſchen Dienſt gekommen. 

Zunächſt halten dieſe Verbände, wie alle Kartellierungen und Ver⸗ 
kruſlungen, den Zweck, den Profit auf Koſten der Konſumenken zu 
ſteigern. Aber fie krachteten doch auch, ihre Profite durch Senkung 
der Belriebskoffen, durch beſſere Ausnutzung der Betriebsmittel zu erhöhen; 
indem fie den Verkehr planmäßig regelten, verhinderten fie, daß mehrere 
ah verſchiedener Geſellſchaften dort liefen, wo eines dem Bedürfnis 
genügle. 

Eine inlernalionale Regelung dieſer Art wird nach dem Kriege, 
angeſichls der drohenden Knappheit an Schiffsraum, doppelt notwendig 
werden. Eine der bin adi u e dete enen überlaſſen 1. 

rden darf, bei der di — Arbeiterorgani tionen entheibend 

mitreden wüfen Die gegen die Frachtraumnot 
wird die beſondere de eg in dab er Sozialdemokratie fein. 
Sie hak ſchon während des Krieges und bei den Friedensverhandlungen, 
wie fie im allgemeinen aller Völkerverhetzung enigegentrilt, jo auch im 
beſonderen dahin zu krachlen, daß alle Faktoren vermieden oder aufs 
gehoben werden, die geeignet find, die Not an Schiffsraum zu ffeigern, 
oder die dem Trachten enkſpringen, dieſer Not durch einen Kampf der 
Nationen unlereinander um den Frachtraum durch deſſen nationale 
Monopoliſierung zu begegnen. 


- Das iſt eine der il die ſeil jeher unſere Hallung gegenüber 
em U⸗Book⸗ 
Wir würden dabei 285 auch darauf Bedacht nehmen müſſen, daß 


ku inlernattonalen Regelungen nicht ein Mittel der Ausbeukung der 

Völker durch das interngttongle Finanzkapital werden. Ebenſowenig 
wie Organiſakion an ſich, bedeutel Inlernalionalität an ſich ſchon Sozia⸗ 
lismus. Nur die proletarifhe Organiſaktion, nur die proletariſche 
Internationalität trägt ſozialiſtiſchen Charakter, 

Es war und iſt ein Un ſinn, in der Ueberwindung des Mancheſler⸗ 
kums durch Kartelle, Truſts und e e bereits einen Sieg 
des ſozialiſtiſchen Gedankens zu ſehen. ilt für den. Ball, f 
daß der nationale Imperialismus durch eine Aeg des 
Fmanzkapilals überwunden wird, wa 8 ausgeſchloſſen iſt. 

Unſere Aufgabe iſt es, nicht nur dem nationalen Imperialismus 
gegenüber die Inkernationalität, ſondern auch dem internationalen Finanz⸗ 
kapital gegenüber das prolelariſche Klaſſeninlereſſe wie das geſellſchaft⸗ 
liche Geſamkintereſſe zu verfſechten und zur Geltung zu bringen. 


wird für uns auch der Kampf gegen die Frachlraumnot zu | 
e eee nalionale wie as Inlemalionale _Reeder- | 
— werden. 
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IV. Die induſtriellen Arbeitsmittel. 


1. Die Verminderung der Arbeitsmittel. 


Ebenso wichlig wie die Raumveränderungen find für die Produktion 
die Formveränderungen des Stoffes. Sie bilden den Produktions» 
prozeß im engeren Sinne des Workes. Aufgabe der Uebergangswirtſchaft 
wird die Vermehrung und möglichſt beſte Ausnutzung nicht nur der Trans⸗ 
porfmittel, ſondern auch der eigentlihen Produktionsmittel fein. 

Dieſe zerfallen wieder in zwei Gruppen: die der Arbeiksgegen— 
fände und der Arbeitsmittel. Ob ein Ding Arbeilsgegenſtand iſt 
oder Arbeitsmittel, iſt nicht jedesmal ſchon durch ſeine Beſchaffenheit be⸗ 
ſlimmk. Dieſelbe Sache kann einmal Arbeiksgegenſtand und ein andermal 
Arbeitsmittel fein, je nach der Ark, wie fie angewandt wird. Die Erde 
iſt zunächſt bloßer Arbeiksgegenſtand für den Menſchen, aber die bearbeitete 
Erde in der Landwirtſchaft wird ein Arbeitsmittel für ihn. 

Alles, was als Rohmalerial dient, gehört zu den Arbeiksgegenſtänden. 
Zu den Arbeitsmitleln zählen Werkzeuge, Maſchinen, bauliche Anlagen. 

Im Arbeiksprozeß verhalten ſich die beiden Gruppen ſehr verſchieden. 
Das Rohmaterial geht vollſtändig in ihn ein und wird in ihm ver⸗ 
arbeilet, um in ganz neuer Geſtalt, als neues Produkt aus ihm hervor⸗ 
zugehen, wie elwa Baumwolle im Garn, oder in ihm ſcheinbar völlig zu 
verſchwinden, wie die Kohle, mit der der Dampfkefjel geheizt wurde. 
Dieſe Stoffe müſſen immer wieder von neuem herangebracht werden, ſoll 
der Arbeilsprozeß ohne Stocken vor ſich gehen. 

Die Arbeitsmittel verändern ihre Form nicht während des Arbeits- 
prozeſſes. Das Werkzeug, die Maſchine, die Waſſerkraftanlage, das 
Hüttenwerk find im weſenklichen am Ende des einzelnen Arbeitsprozeſſes 
dieſelben, die ſie bei ſeinem Beginn waren. Sie überdauern ihn längere 
oder kürzere Zeil, gehen in einen Arbeiksprozeß nach dem anderen ein. 
Das Kapital, das zu ihrer Anſchaffung angewandt wird, nennt man daher 
das ſtehende oder fire Kapital, im Gegenſatz zum zirkulierenden oder 
1 das zur Bezahlung des Arbeitslohnes und der Rohffoffe 

ient. 

Die Arbeitsmittel bedürfen nicht der Erneuerung nach jedem Arbeits⸗ 
prozeß, mag dieſer nun einen Tag oder eine Woche oder noch länger 
dauern. Wanche von ihnen, etwa Waſſerkraftanlagen, können für un⸗ 
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endliche Dauer berechnet ſein. Im allgemeinen jedoch nutzen fie ſich in 
abſehbarer Zeit ab, bedürfen fteter Pflege, Reparaturen und ſchließlicher 
Erneuerung. 

Nakürlich find nicht alle gleichartigen Arbeitsmittel, elwa alle Spinn⸗ 
maſchinen, gleichzeitig ferliggeſtellt und in Betrieb geſetzt worden. Die in 
Betrieb ftehenden find ſehr verſchiedenen Alters. Sie werden nicht alle 
gleichzeitig unbrauchbar, müſſen nicht alle gleichzeitig erfeßt werden. Wohl 
aber müſſen, ſoll der Produkkionsprozeß keine Einſchränkung erleiden, 
im Jahre mindeſtens ebenſoviele Arbeilsmiktel neu geſchaffen werden, als 
durch Abnutzung aus der Produktion ausſcheiden. Sie bedürfen alſo ebenjo 
beſtändiger Zufuhr, wie das Rohmalerial, trotz ihrer längeren Dauer. 

Nehmen wir an, in einem Lande beſchäftige ein Zweig der Spinnerei 
im Jahre 10 Millionen Spindeln. Um das Beiſpiel möglichſt zu ver⸗ 
einfachen, ziehen wir bloß die Spinnmaſchinen in Belrachk und ſetzen 
einfache Reproduklion voraus, daß alſo die Produklion nicht erweilert 
wird, ſondern jahraus, jahrein die gleiche bleibt, ohne Vermehrung der 
Zahl und der kechniſchen Leiſtungsfähigkeit der Maſchinen. Die Lebens⸗ 
dauer einer Spinnmaſchine befrage zehn Jahre (die Zahl iſt ganz will⸗ 
kürlich genommen). Die älleſten Maſchinen — eine Million Spindeln 
umfaſſend — werden an zehn Jahre, die jüngſten nicht über ein Jahr all 
ſein. In jedem Jahre müſſen ebenſoviel Spinnmaſchinen gebaut werden, 
als ausfallen (alſo Maſchinen mit einer Million Spindeln), ſoll die Pro⸗ 
duklion auf gleicher Höhe bleiben. 


Nun breche ein Krieg aus, der alles Rohmaterial und alle Menſchen, 
die einigermaßen in der Induſtrie enkbehrlich ſind, für ſeine Zwecke in 
Anſpruch nimmt. Die Fabrikation der Spinnmaſchinen hört auf. Des» 
wegen braucht die Spinnerei nicht eingeſtellt zu werden, wenn es ihr an 
Rohmaterial und Arbeitskräften nicht fehlt. Sie mag eine Zeiklang 
ſogar uneingejchränkt im Gange bleiben, etwa weil fie für die Bekleidung 
des Mililärs unenkbehrlich iſt. 

Allmählich werden freilich die älkeren Spinnmaſchinen unbrauchbar 
und aus dem Belrieb gezogen, dieſer eingeſchränkt werden. 

Der Zeilpunkt, wann eine Maſchine anfängt, für unbrauchbar zu 
gelten, hängt indes nicht bloß von lechniſchen, ſondern auch von ökono⸗ 
miſchen Erwägungen ab. Eine Maſchine kann noch ganz floff laufen 
und trotzdem ökonomiſch unbrauchbar werden, wenn eine neue erfunden 
wird, die die alle in Schatten ſtellk. Andererſeiks kann eine Maſchine, 
die nur wenig mehr leiſtungsfähig iſt und nur mik Ach und Krach im 
Gange bleibt, doch noch mit Vorteil angewandt werden, wenn große 
Nachfrage nach ihren Produkten herrſcht, deren Preiſe außergewöhnlich 
hoch find. Bei Ueberangebot dagegen, bei jcharfer Konkurrenz können 
ſich nur die beiten Maſchinen behaupten, In Zeilen der Brofperität werden 
ſelbſt die älteſten Kaften jo lange als möglich im Gange gehalten, Neue 
Maſchinen dienen da vornehmlich der Erweiterung der Produktion durch 
Neuanlagen. Zeilen der Depreſſion führen zu raſcher Säuberung der 
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Induſtrie von veralteten Arbeilsmikleln, neugebaufe Maſchinen dienen da 
zu deren Erſetzung. - 

In Kriegszeiten, wenn neue Maſchinen ausbleiben, wird die Lebens» 
dauer der alten jo weit ausgedehnt, als nur lechniſch möglich. 

Das hat natürlich ſeine Grenze. Einmal muß für jede Maſchine 
der Zeitpunkt kommen, an dem ſie kechniſch völlig unbrauchbar wird. 
Aber bis zu dieſem Zeilpunkk kann und wird fie im Kriege ausgenutzt 
werden können, weit über die Grenze hinaus, die ſie im Frieden ökonomiſch 
unbrauchbar, das heißt, konkurrenzunfähig gemacht hätte. 

Dauert der Krieg mehrere Jahre lang, dann wird nach feiner Be⸗ 
endigung die Zahl der lechniſch noch brauchbaren Maſchinen verringert 
fein. Dazu wird ſich aber nun, unker dem Druck der im Frieden ein⸗ 
ſetzenden internationalen Konkurrenz, auch eine Reihe Maſchinen geſellen, 
die noch laufen können, aber nicht mehr konkurrenzfähig find und des» 
halb außer Betrieb geſetzt werden müſſen. 

Beträgt die durchſchnittliche Lebensdauer einer Spinnmaſchine zehn Jahre 
und währt der Krieg vier Jahre, ſo werden von den 10 Willionen 
Spindeln, die er bei ſeinem Ausbruch vorfand, nach ſeinem Abſchluß 
nur noch 6 Millionen betriebsfähig ſein. Die Fabrikation der Spinn⸗ 
maſchinen iſt aber nach unſerer Vorausſetzung, ſelbſt wenn ſie ſofork 
wieder im alten Umfange einſetzen kann, bloß auf die Lieferung von 
einer Million im Jahr eingerichtet. In einem Jahr nach Kriegsende 
kann ſie vielleicht ſo weit ſein, daß ſie von da an imſtande iſt, zwei 
Millionen im Jahre zu liefern. Bis dahin wird der Produktionsapparak 
der bekreffenden Spinnereiinduſtrie nicht umfangreicher geworden fein, als 
bei Kriegsende, ſie wird bloß ihren normalen Verſchleiß erſetzt haben 
und am Ende des erſten Friedensjahres wie bei ſeinem Beginn über 
6 Willionen Spindeln verfügen. Erſt am Ende des zweiten Jahres wird 
die Spindelzahl auf 7 Millionen geſtiegen, alſo immer noch weit von 
der Höhe der Zeit des Kriegsausbruchs entfernt ſein. Erſt im fünften 
Jahre wird ſie dieſe Höhe wieder erklommen haben. 


2. Die Ausnutzung der Arbeitsmittel. 


Muß die Induſtrie, um zu ihrem vollen Belrieb zu kommen, ſo 
lange warten, bis fie ihre Arbeitsmittel wieder auf die alte Höhe gebracht 
hat? Das wäre eine verzweifelte Ausſicht. Doch ſleht es zum Glück 
damit nicht immer fo ſchlimm, wie es auf den erſten Blick ausfieht. Die 
Arbeitsmittel laſſen ſich freilich nur langſam erſetzen und vermehren. 
Wanche, namentlich Baulen, die vielleicht ein einziger Kanonenſchuß, eine 
einzige Fliegerbombe in einem Moment zerſtörke, können Jahre brauchen, 
bis fie wieder völlig hergeſtellt find, 

Aber das Quantum der Leiſtungen der vorhandenen Arbeiksmiklel 
iſt nicht eine ſtarre, ſondern eine ſehr elaſliſche Größe. Es läßt ſich unter 
Umſländen gewaltig ausdehnen. Dies in höchſtem Maße zu bewerk- 
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ſtelligen, wird die Uebergangswirfihaft zu ihren wichkigſten Aufgaben 
zählen. Nicht für alle Induſtriezweige, denn nicht bei allen haben die 
Arbeitsmikel in gleicher Weiſe gelitten. Manche, die für den Kriegs⸗ 
bedarf arbeiteten, werden nach dem Kriege ſogar mehr Arbeitsmittel aufs 
weiſen, als vorher. Andere wieder werden in noch höherem Maße an 
Arbeiksmilleln eingebüßt haben, als unſer Beiſpiel veranſchaulicht. Diele 
Verſchiedenheit in der Ausſlaklung mit Arbeitsmitteln wird ſehr dazu bei⸗ 
fragen, jene Proporlionalität der Produkkionszweige zu flören, von der 
wir ſchon in einem früheren Kapitel gehandelt haben, und die Schäden 
zu vermehren, die aus dieſer Störung entſpringen. Auch da wird es 
gellen, für die richtige Proporkionalilät zu ſorgen, ſowohl in der Aus⸗ 
llattung der einzelnen Induſtriezweige mit Arbeitsmilteln, wie in der Aus» 
beufung der Produktivkraft dieſer Mittel. 

Die Leiſlungen des vorhandenen Produkfionsapparats einer Reihe 
von Induſtriezweigen zu ſteigern, wird eine dringende Notwendigkeit fein — 
für die ganze Gefellfchaft, für alle Klaſſen. Und doch wird dies Bedürfnis 
nicht geſteigerte Harmonie der Klaſſen, ſondern die erbiktertſten Kämpfe 
unter ihnen hervorrufen. Denn die einfachſte bequemſte und profitabelite 
Melhode, dieſe Leiſtungen zu ſteigern, iſt die, die Arbeikslaſt des Arbeiters 
zu vergrößern. 

Das kann auf zwei Wegen geſchehen. Einmal: man ſteigert die 
Sntenfität der Arbeit. Dadurch ſchafft der Arbeiter mit demſelben 
Arbeilsmitlel in der gleichen Seit, elwa einer Stunde, mehr als früher. 
Vermehrt man die Inkenſilät der Spinnerarbeit um 20 Prozent, fo wirkt 
das ebenſo, als wenn die Zahl der in Betrieb ſtehenden Spindeln bei 
gleicher Intenftlät der Arbeil von 6 Millionen (nach unſerem Beiſpiel) 
auf 7,2 Millionen vermehrk wurde. 

Der zweite Weg beſteht in der Verlängerung der Arbeikszeit 
des Arbeiters. Wenn in der Spinnereiinduflrie die Arbeitszeit bisher 
9 Stunden betrug, und man fie, bei gleichbleibender Inkenſilät der Arbeit, 
auf 12 Stunden ausdehnt, jo wird dadurch das Produkt dieſer Induſlrie 
ebenſo vermehrt, wie durch eine Vergrößerung ihrer Spindelzahl von 6 
auf 8 Millionen. 

Beide Wege haben für den Kapikaliſten die angenehme Eigenſchaft, 
daß ſie ihn nichts koſten, während die Anſchaffung neuer Spinnmaſchinen 
neues Kapital erfordert. Er trachtet ſtets, fie zu gehen, fein Verlangen 
danach wird in der Zeit der Uebergangswirtichaft aufs höchſle geſleigerk fein. 

Nun widerſprechen einander die Beſtrebungen nach Intenſivierung 
und die nach Verlängerung der Arbeit. Lange Arbeitszeit und inlenſive 
Arbeit ſchließen einander auf die Dauer aus. Beide aber wirken dahin, 
Raubbau an der menſchlichen Arbeitskraft zu treiben. Sie find daher 
Verſchwendung, nicht vom Profitſtandpunkt des einzelnen Kapilaliſten 
aus, wohl aber von dem des Gejamtintereffes der kapilaliſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft ſelbſt. 

Für den Arbeiker freilich kommt ein anderer Standpunkt in Betracht, 
Für denjenigen, der dieſe Fragen vom hapitaliſtiſchen Standpunkte be⸗ 
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frachtef, find die Arbeifer bloßes Produkfionsmilfel, wie das Laſtvieh. 
Sein aufgeklärfes, weiferfchauendes Inkereſſe verurteilt den Raubbau an 
ihrer Arbeitskraft, aber ein anderes Sntereffe an den Arbeikern, als dem 
der Erhaltung und Fortpflanzung, ja möglichſten Steigerung ihrer Arbeits- 
kraft, hat er nicht. Die Arbeiter ſind ihm bloß Mittel zum Zweck: der 
Fortdauer der Produktion des höchſtmöglichen Mehrwerks. 

Der Arbeiter dagegen fühlt ſich nicht als Mittel zum Zweck der 
Produktion, ſondern er betrachtet die Produktion als Mittel für die 
Zwecke feiner eigenen Perſönlichkeik. Inkereſſieren den Kapikaliſten die 
Arbeiter nur infoweit, als fie die Produktion fördern, fo inkereſſterk den 
Arbeiter die Produktion nur inſoweit, als ſie ihn ſelbſt fördert. Er muß 
daher von vornherein Methoden ablehnen, die die Leiſtungen der Arbeits- 
mittel auf Koſten feiner Perſönlichkeit ſteigern. Und er darf es in dem 
gegebenen Falle um fo eher, als es andere Methoden gibk, die den gleichen 
Zweck erreichen und ihm dabei geffatten, ſeine Perſönlichkeik zu entwickeln. 


Den Beſtrebungen nach Inklenſivierung der Arbeit wird er nicht von 
vornherein ablehnend gegenüberſtehen können. Uber fie werden entjchieden 
ſchädlich und verwerflich, wenn fie nicht mit einer erheblichen Verkürzung 
der Arbeitszeit Hand in Hand gehen. Dieſe durch rein gemwerkichaft- 
liche Methoden zu erreichen, wird nach dem Kriege jedoch nicht einmal 
für die Arbeiterariſtokraten möglich fein, angeſichts der großen Xrbeits- 
loſigkeit, die herrſchen wird. 

Die geſetzliche Feſtſetzung eines Normalarbeikstkages von acht 
Skunden wird unerläßlich werden. Wir haben dieſe Forderung ſchon 
erhoben als Mittel, der Arbeitslofigkeit in manchen Berufen enkgegenzu⸗ 
wirken, wir müſſen fie hier wiederholen als Mittel, die Inkenſivierung 
der Arbeit ohne Schädigung der Arbeilerſchaft durchzuführen. 

Die Verkürzung der Arbeitszeit ſcheink freilich dem Streben nach 
möglichſt großer Ausnutzung der vorhandenen Arbeitsmittel im Wege zu 
ſtehen. Aber das iſt keineswegs der Fall. Denn die klägliche Arbeitszeit 
des einzelnen Arbeiters braucht ſich keineswegs zu decken mik der käg⸗ 
lichen Dauer des Bekriebes überhaupt. Durch das Schichkſyſtem kann 
letzlere weit über die erſlere hinaus verlängert werden. Wir haben darüber 
ſchon gehandelt und brauchen dem dort Gefagten nicht viel hinzuzufügen. 
Durch ein Schichtſyſtem mit kurzen Schichten, die ein höchſt inkenſives 
Arbeiten ohne Schädigung des Arbeilers geffatten, läßt ſich die größte 
Ausnutzung des vorhandenen Produkkionsapparaks erreichen, die, ſelbſt 
wenn von der bedenklichen Nachtarbeit abgeſehen wird, doch unter Um⸗ 
ſtänden ebenſoviel zu bewirken vermag, wie eine Verdoppelung dieſes 
Apparals. 

Nehmen wir an, die normale Arbeitszeit habe im Frieden 10 Skunden 
befragen und es ſei nur in einer Schicht gearbeitet worden. Wenn jetzt 
drei Schichten von je 8, 6, 4 Stunden eingeſtellt werden, ſo wird die 
kägliche Betriebsdauer von 10 auf 18 Stunden erhöht. Bei jo kurzen 
Schichten läßt ſich jedoch die Arbeit vielleicht um 20 Prozent inkenſiver 
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geſtalten, ohne Schädigung des Arbeikers, jo daß in 18 Stunden fall 
ebenſoviel produziert wird, wie ſonſt in 22 Stunden. 

Das würde ebenſoviel bedeuten, als wenn die Zahl der Spindeln 
von 6 Millionen auf mehr als 12 Millionen vermehrt worden wäre. 
Und dieſe Einrichtung läßt ſich ſofork kreffen, ehe noch eine einzige neue 
Spinnmaſchine gebauk iſt. 


3. Die Auswahl unfer den Arbeitsmitteln. 


Doch nicht nur auf die Menge, ſondern auch auf die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der einzelnen Maſchinen und Werkzeuge kommt es an. Inner⸗ 
halb desſelben Landes und zur gleichen Zeit finden wir dabei die größten 
Verſchiedenheiken, von alten ganz unzulänglichen Formen, die noch aus 
dem Miftelalter unverändert überliefert find, bis zu den neueſten, 
vollendelſten Formen, die die Arbeit und das Material weil vollkommener 
auszunutzen geffatten, als jene. Welch ein Unkerſchied etwa zwiſchen 
dem Webſtuhl des Hauswebers und dem modernen Kraflſtuhl! Im 
allgemeinen kann man annehmen, daß die Großbelriebe die vollkommenſten, 
die Kleinbetriebe die unvollkommenſten Formen benutzen. Der Klein⸗ 
belrieb iſt ein Ueberbleibſel der Vergangenheit, der Großbetrieb um fo 
jünger, je größer er if. Jenem mangeln die ökonomiſchen wie die 
kechniſchen Vorbedingungen, ſich aller der modernen Erfindungen zu 
bemächtigen, die faſt ausſchließlich von dieſem verwertet werden. 

Trotzdem geht der Kleinbetrieb nicht fo raſch zurück, wie man 
angeſichts ſeiner Unterlegenheit erwarten durfte. Es find eben zwei 
Seelen, die in der Bruſt des Kapitkaliſten, ebenſo wie in der feiner 
Politiker und Gelehrten leben. Das Streben nach dem höchſten Profit 
treibt den Induſtriellen, ſeine Konkurrenlen durch die vollkommenſten 
Maſchinen und Apparate zu überbiefen, das heißt, die kleinen, kapilal⸗ 
armen Konkurrenten, die nicht miktun können, aus der Produkkion aus⸗ 
zuſchalten, ins Proletariat zu werfen. Auf der anderen Seile aber graut 
ihm vor der Vermehrung des Prolekariaks, denn das heißt, Vermehrung 
feiner Feinde in Staat und Geſellſchaft. Daher ſucht er der DVer- 
minderung derjenigen enkgegenzuwirken, die an dem Privateigentum an 

R -interefftert ſind; ſuchl er, Handwerk und Klein⸗ 
bauern e ee zu erhalten, durch polififche und ökonomiſche 
Maßnahmen aller Ark. So ſchlägk er ununterbrochen Kleinbelriebe kot 
und hilft immer wieder neue ſchaffen, mit Hilfe von Staat, Genoſſen⸗ 
ſchaften, Banken. Der ökonomiſche Fortſchriktt äußerk ſich weniger in 
der Abnahme der Kleinmeiſter als in der Zunahme ihrer Abhängigkeit, 
ihrer Ueberarbeit, ihrer Ausbeutung unreifer Arbeitskräfte, dem allgemeinen 
Elend ihrer Arbeils⸗ und Exiſtenzbedingungen. Namentlich in der 
Induſtrie. In der Landwirtſchaft wirkt dieſer degradierenden Tendenz 
unter Umſtänden das Steigen der Grundrente entgegen. 
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Die Erhaltung des klechniſch rückſtändigen Kleinbelriebs bedeutef 
eine ungeheure Verſchwendung in der heutigen Geſellſchaft. Sie bedeulef 
einen Abzug von den Produklivkräften, die fie nach dem Stande der 
heutigen Technik entfalten könnte; einen Abzug, der vielleicht ebenſo 
gewaltig iſt wie der, den die Kriegsrüſtungen und das ſtehende Heer 
bewirkten. Der eine wie der andere Abzug wurde gerechtfertigt damit, 
daß er eine Maßregel der Sicherung für die herrſchenden Klaſſen darſtellle. 

Die kolofjalen Produktivkräfte, die der induſtrielle Kapitalismus 
entwickelt hat, erlaubten ihm, derartigen unproduktiven Luxus zu kreiben. 
Der Wellkrieg hat dieſe Produktivkräfte entſetzlich verringert, er verbietef 
für die Seit der Uebergangswirtſchaft jeglichen Luxus. Der Nolſtand, 
den er hinterläßt, wird allgemeine Abrüſtung erzwingen, wie ſehr man 
ſich heute noch dagegen ſträuben mag. Er wird es verbieten, daß Mittel 
aufgeboten werden, um das Handwerk, das der Krieg in hohem Maße 
ruiniert hat, wiederherzuſtellen, oder es künſtlich dort fortvegelieren zu 
laſſen, wo es feine Lebensfähigkeit verloren hat. 

Das geſellſchaftliche Intereſſe geht in dieſer Richtung Hand in Hand 
mit dem allgemeinen, weiterbiickenden Inlereſſe des Prolelariaks, das 
dem Kapilal gegenüber politich um fo kraftvoller wird, je zahlreicher 
ſeine Reihen. Wohl muß das Prolelariat, als unterſle aller Klaſſen, 
ſich aller Mühſeligen und Beladenen annehmen, alſo auch der Klein— 
meiſter und Zwergbauern. Aber es iſt ausgeſchloſſen, daß dieſe in der 
kapitaliftiichen Geſellſchaft noch auf einen grünen Zweig kommen. Die 
Lohnarbeilerſchaft iſt die einzige der heuligen arbeilenden Klaſſen, die 
eine Zukunft hak. Im Intereſſe der kleinen Handwerker und Bauern 
liegt es nicht, fie künſtlich an ihre völlig unzureichenden Arbeitsmittel 
zu feſſeln, ſondern zu krachken, daß ihr Uebergang ins Prolekariat keine 
Degradation bedeutet, ſondern einen Aufſlieg. Das iſt erreichbar und 
für eine Reihe von Arbeilerkakegorien ſchon erreicht. Der kraftvoll 
geführte prolekariſche Klaſſenkampf iſt die beile Methode, auch für jene 
zu ſorgen, die bisher noch als Leibeigene einer kleinen Werkftatt oder 
von ein Paar Heklar Land ein mühſeliges Leben friſtelen. 

Auf bürgerlicher Seile denkt man freilich anders. Die Erhaltung 
und Wiederbelebung des Handwerks wird als eine wichtige Aufgabe 
der Uebergangswirtichaft bezeichnet. Der Krieg hat ihm ſchwere Wunden 
geſchlagen. Zahlreiche Handwerker find gefallen und damit die Betriebe 
ausgeſchaltket, die mit ihrer Periönlichkeit untrennbar verquickt waren, 
Andere ſind am Leben geblieben, aber ökonomiſch zugrunde gegangen, 
haben ihr gelamtes Hab und Gul verloren, entbehren aller Mittel, um 
wieder von neuem anzufangen. Manche wieder verfügen noch über 
dürftige Arbeitsmittel, aber wo die Rohmalerialien hernehmen? « 

Auf der anderen Seile hat die Zuſammenfaſſung der großen Unter= 
nehmungen der Induſtrie während des Krieges enorme Forlſchrilte ges 
macht, zum Teil durch den Staat nicht nur unterffüßt, ſondern geradezu 
erzwungen. Der Krieg machle die größte Sparſamkeit im Verbrauch der 
Rohmaterialien und in der Benutzung der Transporkmitlel dringend not⸗ 
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wendig. Das führle vielfach ſogar zur Zenkraliſalion der ganzen Pro⸗ 
duklion einzelner Induſtriezweige in einigen wenigen Unternehmungen, 
zur Zuſammenlegung der Betriebe. 

Den Umfang dieſer Stillegungen von Betrieben in einzelnen Induſtrie⸗ 
zweigen zeigt die Zuſchrift eines „führenden Induſtriellen“ an die „Nord⸗ 
deutſche Allgemeine Zeilung“ im März 1918. Er jagt dorf: 

„In der Baumwollinduſtrie ſind von 1700 Spinnereien und Webereien 
70 ſogenannte Höchſtleiſtungsbelriebe aufrechterhalten worden; in der Schuh- 
induſtrie hal eine Zuſammenlegung von 1400 Betrieben auf 300 ftatlaefunden; 
in der Oelinduſtrie hat man aus 720 Beirieben 15 Höchſtleiſtungsbetriebe ge⸗ 
macht: die Seideninduſtrie hat ſich eine Reduzierung ihrer Stuhlzahl von 45000 
auf 2500 gefallen laſſen müſſen.“ = 

Den Vorſchlag derartiger Zuſammenlegungen habe ich ſchon 1902 
in meiner Schrift über die joziale Revolulion gemacht, als Mittel, die 
Produktivität der Arbeit raſch aufs höchſte zu ſteigern und die Organiſation 
der Arbeit zu erleichtern. Dieſer Vorſchlag war nicht rein ſpekulaliv ge⸗ 
wonnen, ſondern beruhte auf der Praxis amerikaniſcher Truſts. Der 
Krieg hal jetzt für Deulſchland dieſe Methode in verſchiedenen Induſlrie⸗ 
zweigen durchgeſehk. 

Sollen wir nun nach dem Kriege den Forlſchrilt des Großbefriebs 
wieder ungeſchehen machen und die jo dürftigen Mittel der Uebergangs⸗ 
wirtichaft dazu verſchwenden, lechniſch längſt überholte Beklriebsweiſen 
wieder für einige Zeit zu galvanifieren? In der Weberei des Deutſchen 
Reiches waren 1907 in 58309 Betrieben 486 456 Menſchen beſchäftigt, 
davon 282671 in 57 793 Belrieben mik 1 bis 200 Arbeikern. Unter 
dieſen wieder 62 356 Arbeiter in 48 767 Betrieben mik 1 bis 3 Arbeitern. 

Die reſllichen 516 größken Webereien mit mehr als 200 Arbeitern, 
ſicher krefflich ausgeflattele Betriebe, die zuſammen über 200000 Arbeiter, 
faſt die Hälfte der Geſamkheit der Arbeiterſchaft des Induſtriezweiges 
beſchäftigten, würden bei doppelter Schicht wohl ebenſoviel produzieren, 
wie die geſamten 58 309 Betriebe bei einfacher Schicht; bei dreifacher 
Schicht (trotz entiprechender Verkürzung der ſpäkeren Schichfen, und unker 
Vermeidung der Nachtarbeit) noch weit mehr. Wieviel wird aber allein 
an Transporkmikteln erjpart, wenn ſtakt 58 000 weit zerftreufen Belrieben 
hundertmal weniger Betriebe mit Rohmalerial zu verſorgen find! 

Bei den Beralungen, die der Ausſchuß des Deutjchen Handelskages 
am 8. und 9. Auguſt 1917 abhielt, teilte der Berichterſtakter über die 
Frage der Uebergangswirtſchaft (Dr. Brandt, Düſſeldorf) unter anderem mik: 

„Eine Induſtrie zählt 4 B. 700 Betriebe, von denen im Frieden ein Teil 
nur gelegentlich oder einen Teil des Jahres arbeitet, 16 Belriebe ſtellen allein 75 
Prozent der ganzen deutſchen Erzeugung dar. Bei einer anderen Induſtrie liefern 
von insgeſamt 1700 Betrieben 5 Betriebe 75 Prozent der gejamten deutſchen 
Fabrikalion.“ 8 

In dieſer wie in jeder anderen Frage des kechniſchen Forkſchriltes 
geht die Aufgabe der Sozialdemokratie nicht dahin, ihn zu hemmen, 
ſondern dahin, dafür zu ſorgen, daß er nicht vom Kapikal monopoliſiert 
und zur Vermehrung der Ausbeutung und Knechtung des Proletarials 
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benutzt, ſowie dafür, daß er aller Härten enlkleidet wird, die unter 
kapitaliſtiſchem Einfluß jeder Forlſchritt nur zu gern mik ſich bringt. 
Wo ſchon im Kriege vorgenommene Zuſammenlegungen im Frieden 
beibehalten oder durch Rohſtoffmangel, Transporlſchwierigkeilen oder andere 
Gründe neue nolwendig werden, dürfen die Vorteile dieſes Verfahrens 
nicht den Beſitzern der bevorzugten Betriebe allein zufallen. Den Profit, 
der ihnen daraus entſteht, ſollen ſie teilen mit den Beſitzern der ſtill⸗ 
gelegten Betriebe. Auf der anderen Seite muß man frachten, durch eine 
weilgehende Verkürzung der Arbeitszeit die ungünſtigen Folgen wettzu= 
machen, die für den Arbeiter aus der Zentralifterung der Produktion in den 
produktivffen Belriebsſtätlen unter der heuligen Produklionsweiſe hervor⸗ 
gehen, in der jeder lechniſche Forlſchrilt, der Arbeit ſpark, jo leicht vermehrte 
Arbeitsloſigkeit nach ſich zieht. Immer wieder ſtoßen wir auf die Forderung 
des achlſtündigen Marimalarbeitstages als eine der wichligſten der Uebergangs⸗ 
wirtjchaft, die an Bedeulung nichts dadurch verliert, daß fie eine allgemeine, 
ſtehende Forderung des Proletariats auch außerhalb dieſer Wirlſchaft iſt. 
Und ebenſo kommen wir auch hier wieder zu der Forderung, daß 
die Arbeiter in den flaatlidy geſchützten und geregellen induſtriellen Ge⸗ 
ſellſchaften und Syndikaten der Uebergangszeit ausreichend vertrefen fein 
müſſen durch Delegierte, die fie ſelbſt wählen, die nicht von oben ernannt 
werden, wie das nach der neueſten Auslegung der Selbſtbeſtimmung 
geſchieht. Ihre Vertreter müſſen genügende Befugniffe haben, darüber 
zu wachen, daß die Arbeiter wie die bisherigen Beſitzer kleiner Betriebe 
nicht geſchädigt werden bei den Veränderungen der Arbeitsmethoden, die 
der Mangel an Arbeiksmilteln und die Notwendigkeit mit ſich bringt, 
die vorhandenen Arbeitsmittel möglichſt erfolgreich auszunutzen, ſowie 
unter dieſen Arbeiksmitleln die produkfivffen am meiſten zu bevorzugen. 
Wir haben alle Urſache, den Großbekrieb zu fördern, aber wir 
haben nicht die mindeſte Urſache, der Aera der Kriegsgewinne der Groß⸗ 
kapitaliſten noch eine Aera von Uebergangsgewinnen folgen zu laſſen. 
Wir müſſen ihnen ſcharf auf die Finger ſehen und dafür ſorgen, daß 
die Vorteile des Großbekriebes nicht von feinen Herren monopoliſtert 
werden, ſondern den Arbeitern und der Gejamtheit zugule kommen, ſo⸗ 
weit das unter den hapikaliſtiſchen Bedingungen möglich iſt, ſei es durch 
Arbeiterſchutzgeſeze, Steuerpolitik oder andere Eingriffe. Um da fach- 
gemäß vorgehen zu können, müſſen gejchäftskundige Verkreler der Arbeiter» 
intereſſen die Möglichkeit bekommen, in die Geſchäftsgebarungen der 
großen Syndikake und anderen Unkernehmerverbände Einſicht zu ge⸗ 
winnen. Auch da muß die bisherige Geheimdiplomatie ein Ende nehmen. 
Das kann ein wichtiges Uebergangsſtadium werden für die Zeit, 
in der die Arbeiter die Produktion ſelbſt organiſieren. Die Uebergangs⸗ 
wirlſchaft mit ihren unerläßlichen ſtaaklichen Eingriffen in das Wirkſchafts⸗ 
leben liefert den beſten Boden für die Entſendung von Arbeifervertretern 
in die Swangsiyndikate. Unter den zahlreichen Objekten dieſer Zeit, 
die in Klaſſenkämpfen heiß umſtrikten werden, muß dies Objekt eines 
derjenigen werden, für die die Arbeiter ſich beſonders energiſch einſetzen. 


48 


V. Die landwirtſchaftlichen Arbeitsmittel. 
1. Die ländliche Arbeilerfrage. 


ie Landwirlſchaft hat in vielen Punkten ihre eigenen, von denen der 

Induſtrie verſchiedenen ökonomiſchen Geſetze. Das wird auch in der 
Uebergangswirlſchaft zutage krelen. 

Sie erzeugt den größten Teil ihres Rohmalerials ſelbſt, Saatgut, 
Vieh, Dünger. Ihr wichligſter Arbeiksgegenſtand iſt gleichzeitig auch ihr 
wichligſtes Arbeitsmiltel, die Erde. Diele wird weder im Arbeilsprozeß 
verbraucht, wie Rohſloffe, noch abgenutzt, wie Maſchinen. Andererſeiks 
iſt der kulkurfähige, wie der in Kultur genommene Boden, nicht beliebig, 
in allen Kulturländern überhaupt nicht mehr nennenswerk vermehrbar. 
Doch nimmt er auch ſellen ab. Der Krieg hat die Rohſtoffe und 
Arbeitsmittel vieler Induſlrien auf ein Minimum reduziert, auch in 
Gegenden, die fern von den Kriegsſchauplätzen lagen. Dagegen hat er 
ſelbſt dort, wo er am verwüſtendſten wirkle, in den Gebieten des 
Stellungskrieges, die Erdoberfläche nicht verringert. Er hat fie dort 
nur vielfach auf die Stufe des jungfräulichen Bodens zurückgebracht, 
der, ſo wie er iſt, nicht in Anbau genommen werden kann, ſondern erſt 
wieder urbar gemacht werden muß. Solcher Boden iſt nicht fofort 
Arbeitsmiltel, wohl aber Arbeilsgegenſland. Er iſt das Rohmalerial, 
aus dem Kullurboden zu ſchaffen iſt. 

Abgeſehen aber von den umgewühlten Lohalikäten des Stellungs⸗ 
krieges hat die Ackerfläche auch auf den Kriegsſchauplätzen nicht aufs 
gehört, Kulturboden zu ſein. Freilich, als Arbeitsmittel hat er ſich 
überall verſchlechterk und feine Produktivität hat abgenommen, denn er 
wurde wegen Mangels an Arbeikern, Geräten und Zugvieh ſchlechler 
beſtellt und die Düngermaſſen nahmen ab, die ihm zugeführt wurden. 

Durch alles das wurde jedoch die Arbeitsgelegenheit auf dem Lande 
nicht vermindert, eher vermehrt. Schon vor dem Kriege unterſchied ſich 
die Landwirtſchaft von der Induſtrie dadurch, daß jene keine Arbeils⸗ 
loſigkeit kannte, vielmehr an Arbeitskräften Mangel litt. Dieſer Unter⸗ 
ſchied wird nach dem Kriege in noch erhöhtem Maße wieder einlrelen. 
Sie wird ebenſoviel Arbeiter brauchen, wie vorher. Sie hat aber viele 
verloren, die teils vor dem Feinde gefallen, teils Verwundungen oder 
Erkrankungen erlegen find, keils jo verſtümmelk oder in ihrer Geſundheil 


4 49 


geſchwächt wurden, daß fie zur landwirtichaftlihen Arbeit unkauglich 
wurden, die robuſte Menſchen erheiſcht, deren Sinne und Muskeln alle 
intakt find, 

Man könnte meinen, die Arbeiksloſigkeit in den Städten werde 
viele ihrer Arbeiter wieder der Landwirkſchaft zuführen, aber das iſt 
nicht zu erwarken. Die Arbeiſernok auf dem Lande rührt hauplſächlich 
daher, weil dort die Einförmigkeit des Daſeins und die Abhängigkeit 
der Lebensführung auch außerhalb der Arbeitszeit in immer drückenderen 
Gegenſatz zu den ſtädtiſchen Lebensbedingungen gerät. Solange dieſer 
Gegenſatz nicht überwunden iſt, wird auch weitgehende Arbeifslofigkeit 
in den Städten die Landfluchl nicht in eine Flucht aus der Stadt ums 
kehren, ſondern höchſtens die Abwanderung vom flachen Lande zeilweiſe 
zum Stillſtand bringen können. Ganz abgeſehen davon, daß diejenigen 
kräftigen Leute in der Stadt, die zur Landwirtſchaft kaugen würden, am 
eheſten in der Stadt Arbeit finden. Die Alten und Schwachen, die die 
erſten Opfer der Arbeitsloſigkeit find, eignen ſich nicht für die Landarbeit, 
namentlich dann nicht, wenn fie ihrer ſchon längere Zeit entwöhnt waren. 
Und wer nicht von Jugend auf landwirtichaftliche Arbeit betrieb, findet 
ch ſpäter überhaupt nicht mehr hinein. 

Von den Städten hak alſo die Landwirlſchaft keinen Zuzug zu 
erwarten. Darf fie auf das Ausland rechnen? Es gab Gebiete, 
namenklich in Oſt⸗ und Südeuropa, vor dem Kriege, die einen Ueber⸗ 
ſchuß an ländlichen Arbeitskräften produzierken und dabei eine jo 
langſame Entwicklung der Induſtrie aufwieſen, daß dieſe nicht imffande 
war, den ganzen Ueberſchuß aufzuſaugen. Ein erheblicher Teil davon 
zog in Länder, die an ländlichen Arbeitskräften Mangel litten, ſei es, 
weil ihre Induſtrie ſtark wuchs, ſei es, weil ihre Landwirtichaft ſich raſch 
ausdehnte, wie in manchen Gebielen Amerikas. Zu den Ländern erſterer 
Art zählte Deutichland. Im Jahre 1912/13 wurden im Deutjchen Reiche 
an 767000 ausländiſche Wanderarbeiter Legilimationskarken ausgefertigt, 
darunter 412 000 für die Landwirtſchaft. Von dieſen ausländiſchen 
Wanderarbeitern kamen 317000 aus Rußland, 281 000 aus Oeſterreich. 

Nach dem Kriege iſt dieſer Zuzug nicht mehr zu erwarken. Jene 
agrariſchen Gebiete haben ſelbſt große Menſchenverluſte erlitten und 
zunächſt keinen Ueberſchuß abzugeben. Es iſt fraglich, ob ſie je wieder 
einen ſolchen zur Wanderarbeit ins Ausland enkſenden werden. Denn 
ihre politiſchen Verhältniſſe haben ſich im Kriege gründlich gewandelt, 
ihre induſtrielle Entwicklung dürfte im Frieden ein raſches Tempo ein⸗ 
ſchlagen. Der Druck, der dort auf den arbeilenden Klaſſen in Stadt 
und Land laſtete, iſt gewichen, die Verhällniſſe bei ihren Nachbarn 
dürften eher abſchreckend wie anziehend auf fie wirken. Die deutſche 
Zandwirtichaft hat weder auf polniſche, noch auf ſonſtige Landarbeiler 
aus dem Oſlen zu rechnen. Sie muß ſogar, wenn der benachbarte 
polniſche Staat gedeiht, auf eine Maſſenabwanderung landloſer Polen 
gefaßt fein, eine Löſung der preußiſchen Polenfrage, die unſeren Hakatiften 
die unerwünſchteſte ſein dürfte, obwohl ſie ihrem Ideal der möglichſten 
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Verminderung der polniſch redenden Elemente in Deukſchland am 
nächſten käme. 

Der Mangel an Arbeitskräften wird alſo in vielen Induſtrieſtaalen 
eine große Gefahr für die Landwirlſchaft und damit auch für die Bes 
völkerung überhaupt werden. Wohl wäre es lächerlich, irgendeinem 
der großen Arbeilszweige den Vorzug vor allen anderen zuſprechen zu 
wollen. In der modernen Arbeitsteilung find fie alle gleich wichtig, 
keiner zu enlbehren. Aber manche können doch vorübergehend ausſetzen, 
ohne daß wir gleich zugrunde gehen, andere nicht. Zu den Arbeiks⸗ 


zweigen, die unter den gegebenen Produklionsverhällniſſen nicht lillgeſetzt 


werden können, ohne ſofort das ganze menſchliche Leben in ihr zu ge⸗ 
fährden, gehörk neben dem Kohlenbergbau und den Eiſenbahnen die 
Landwirlſchaft. 


Das iſt freilich anders zu verſtehen, als die Agrarier meinen, die 
unter den Inkereſſen der Landwirkſchaft die ihres Grundbeſitzes und 
ihrer Grundrente verſtehen. Unentbehrlich iſt die landwirlſchaftliche 
Arbeit, nicht der landwirlſchaftliche Beſitz. Eine Form des Grund— 
beſitzes, die die Arbeiker von der Landwirlſchaft abſtößt, iſt für dieſe 
direkt verderblich, und das hohe Inlereſſe der geſamken Geſellſchaft an 
der landwirtfchaftlichen Produktion gebietet nicht die Erhaltung, ſondern 
die Abſchaffung eines derartigen Grundbeſitzes. 

s ſoll kein Plädoyer — Zerſchlagung des großen Grundbeſitzes 
in. kleine en ſein. haflen dem kleinen Grundbeſitz nicht 
die Nachteile des großen an, 1 5 allem nicht die der Lohnarbeit, die in 
der Landwirlſchaft größere Hemmniſſe der Produktivität der Produkkions⸗ 
mittel entwickelt, als in der Induſtrie. Aber der kleine Grundbeſitz 
entwickelt andere, noch größere Hemmniſſe der Produktivität der 
Produktionsmittel und verurteilt überdies feine Arbeitskräfte noch mehr 
zu Ueberarbeit und geiſtiger Verödung, als der Großbetrieb. Er wirkt 
daher nicht minder abſtoßend auf fie wie dieſer. 

Im Deulſchen Reiche haben alle Staaten und Provinzen in der 
Seit von 1895 bis 1907 einen nicht bloß relativen, ſondern ſogar abjoluten 
Rückgang in der Zahl der Berufszugehörigen der Landwirtſchaſt zu ver⸗ 
zeichnen, mit nur zwei größeren Ausnahmen: Südbayern, wo die Zahl 
der Berufszugehörigen von 1201496 auf 1233045, alſo um 31549 
ſtieg, — auch noch ein relaliver Rückgang bei einer Zunahme der Geſamt⸗ 
bevölkerung des Gebiekes um 318 649, und Poſen, wo die landwirk⸗ 
ſchaftliche Bevölkerung 1895 1053351 Perſonen zählte und 1907 
1062 147, eine Zunahme um ganze 8796 bei einer Zunahme der enk⸗ 
ſprechenden Geſamlbevölkerung um 190 760. Ein ſehr mageres Ergebnis 
der mit Hunderlen von Willionen Anſiedlungspolitik. Badens 
landwirlſchaftliche Bevölkerung, 729 187, verminderle ſich um 56 242, 
Württemberg verlor 51155 von 933 576, Elſaß-Lothringen 47917 von 
616 074, Heſſen 30 020, faſt ein Zehntel feiner landwirlſchaftlichen Be⸗ 
völkerung von 371919! So Gebiete überwiegenden Kleinbetriebes. 
Dagegen verlor von den Gebieten des Großbetriebes Pommern von 
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790 983 nur 27678, Weſtpreußen 9313 von 822 666, Wecklenburg⸗ 
Schwerin 9634 von 295 299, Oſtpreußen allerdings 105289 von 
1171300, Brandenburg 76 900 von 962 789. 

Es iſt ganz unmöglich zu ſagen, welche Bekriebsark in der Land— 
wirlſchaft auf ihre Arbeitskräfte mehr abſloßend wirkt, der Großbefrieb 
oder der Kleinbetrieb. Und es will mich ſchier bedünken, daß in dieſer 
Beziehung beide ſtinken. 

Die künſtliche Schaffung kleinbäuerlicher Stellen hilft nicht, der 
Landwirkſchaft ihre Arbeitskräfte zu erhalten. Will man gar den Zug 
in die Stadt in einen Rückſtrom auf das Land verwandeln, dann muß 
man ſchon zum Sozialismus greifen. Er allein vermag auf dem flachen 
Lande kulturelle und ſoziale Einrichtungen zu ſchaffen, die imffande find, 
zuſammen mit den fanifären und äſtheliſchen Vorzügen der innigeren 
Verbindung mit der Natur die Anziehungskraft der Stadt zu überwinden. 

Aber wir handeln ja nicht von dem großen Thema des Ueberganges 
vom Kapitalismus zum Sozialismus, ſondern von dem viel kleineren, 
doch einſtweilen näherliegenden des Ueberganges vom Kriegszuſtand in den 
Friedenszuſtand auf kapitaliſtiſcher Grundlage. 

Auf dieſer Grundlage läßt ſich verhälknismäßig wenig kun, um die 
Anziehungskraft des flachen Landes gegenüber der Sladt zu ſteigern. 
Immerhin noch weit mehr, als tatfächlich geſchieht. Doch die meiſten 
der Maßnahmen zur Verbeſſerung der Lage der Landbevölkerung erheiſchen 
Seit, um zur Wirkfamkeif zu kommen, fallen alſo nicht in das Bereich 
der kurzlebigen Uebergangswirtichaft. 

Zum mindeſten aber müßte man die geſetzlichen Beſlimmungen be⸗ 
ſeitigen, durch die heute noch die ländlichen Arbeiter in bezug auf 
Koalitionsrecht, Kontraktbrud, Schuß vor Wißhandlungen 
ſchlechter geſtellt find als die induſtriellen. Die Beſeikigung dieſer Ueber⸗ 
bleibjel der feudalen Hörigkeit könnte und müßte fofort geſchehen. Die 
Agrarier ſcheinen freilich eher Luft zu haben, die Feſſeln dieſer Hörigkeit 
noch ſtärker anzuſpannen, gerade wegen des Arbeitermangels, den fie be⸗ 
fürchten, wenn ihnen die Kriegsgefangenen forkziehen. Ihre ganze innere 
und äußere Politik beruht ja auf Methoden der Gewalt und des Zwanges. 
Daß ſie damit den Ankrieb der Landflucht nur verſtärken, vermögen ſie 
nicht einzuſehen, wie ſie überhaupt Argumenke ſchwer einzuſehen vermögen. 
Das einzige, wovor ſie ſelbſt Reſpekt haben und Reſpekk bei anderen 
vorausſetzen, iſt die Macht überlegener Gewalt. 

Neben den geſetzlichen Feſſeln, die dem Landarbeiter geringere Frei⸗ 
heit laſſen als dem jtädtifchen, wird ihm dieſe noch eingeengt durch das 
Wohnungsweſen. 

Gewiß, die Wohnungsverhältniſſe der ſtädtiſchen Arbeiterfchaft find 
auch alles andere eher als erfreulich. Auf dieſem Gebiele kreten die 
Berelendungstendenzen des Kapitalismus am kraſſeſten zukage. Doch 
ſchlimmere Löcher als die Behauſungen der ländlichen Arbeiter ſind die 
der ſtädkiſchen auch nicht. In einem aber zeigen die ſtädtiſchen Arbeiler⸗ 
wohnungen einen ausgeſprochenen Vorzug vor den ländlichen: Der Ver⸗ 
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miefer, mit dem der ſtädtiſche Arbeiter zu kun hat, iſt ein anderes Indi⸗ 
viduum als der Unternehmer, der ihn beſchäfkigkt. Vermieter und Unker⸗ 
nehmer find in der Stadt ohne jeden geſellſchaftlichen Zuſammenhang und 
die Zahl der Arbeiterwohnungen eine jo große, daß es unmöglich iſt, 
jeden Arbeiler in feiner Wohnung zu kontrollieren. Wie abhängig er 
auch in ſeiner Fabrik ſein mag, ſobald er ſie verlaſſen hat, iſt er ein 
relativ freier Mann. 

Ganz anders der Landarbeiker. Er findet eine Wohnung nur enk⸗ 
weder bei dem Unkernehmer, der ihn beſchäfligt, oder bei einem ihm nahe⸗ 
ſtehenden Klaſſengenoſſen. Dieſe können jeden feiner Schritte auch außerhalb 
feines Arbeits verhällniſſes, ſeinen geſellſchaftlichen Verkehr, feine Lektüre uſw. 
überwachen. Keine Minute wird da der Arbeiter die Abhängigkeit von 
ſeinen Herren los. 

Um ihr zu entgehen, krachket mancher, fo viel von feinem armſeligen 
Lohn abzuknapfen, daß er ſchließlich eine elende Hütte ſein Eigen nennen 
kann. Doch damit kommk er aus dem Regen in die Traufe, denn er 
verliert nun feine Freizügigkeit, die Möglichkeit, abzu wandern, um anderswo 
eine andere Arbeit zu ſuchen. Seine Abhängigkeit wird dadurch noch vermehrt. 

Sie erheblich zu mildern, gibt es nur einen Weg: die Errichtung 
ausreichender Mietwohnungen für die Landarbeiter durch eine Gemein 
ſchaft, die unabhängig von den Grundbeſitzern iſt, mit ihren Sympathien 
auf Seite der Landarbeiler fleht; eine öffentlich-rechlliche Körperſchaft, die 
mit öffenklichen Mitteln arbeitet und nach allgemeinem und gleichem ſowie 
geheimem Wahlrecht gewählt iſt und wirkliche Selbſtverwaltungsbefugniſſe 
beſitzt. Enkweder die Gemeinde — oder noch beſſer, da in dieſer die 
Einflüſſe der lokalen großen Grundbeſitzer leicht überwiegen, der Kreis 
oder die Provinz —, aber freilich nicht die heulige Kreis- oder Provinzial⸗ 
verlrelung preußiſcher Ark, ſondern eine völlig demohraliſche. 

In England hat man die Wichtigkeit der Wohnungsfürſorge für die 
Landarbeiter bereits anerkannt und ſie zu einer der Aufgaben der Uebergangs⸗ 
wirkſchaft gemacht. Daneben ſollen ſtaatlich feſtgeſetzte Minimallöhne 
die Anziehungskraft der Landarbeit erhöhen. 

Für ſich allein bedeuten Minimallöhne ebenſo wie Preistaren wenig. 
Es finden ſich immer Mittel, fie zu umgehen, wenn das Spiel von Nach⸗ 
frage und Angebot auf dem Arbeiksmarkl für die Arbeiter ungünflig iſt. 
Staatlich vorgeſchriebene Minimallöhne können ſogar ſchädlich wirken, 
wenn fie in der Arbeiterfchaft, für die fie gelten, das Gefühl der Sicherung 
hervorrufen und ſie ihre gewerkſchaftliche Organiſalion vernachläſſigen laſſen. 

Dagegen können ſie gute Erfolge erzielen bei einer Arbeiterſchaft, 
die gewillt und imſtande iſt, ſich eine beſſere Poſition zu erkämpfen, aber 
noch des nöfigen Selbſtgefühls ermangelt. Da meg Ein. Minimallohn 
als moraliſche Unterſlützung ſehr günſtig wirken und gewerkichaftliche 
Drganifation fördern, als Miltel, die Durchführung des Minimallohns 
zu überwachen und zu erzwingen. 

Alle dieſe Maßregeln zugunſten der Landarbeiter fordern wir nalürlich 
nicht als vorübergehende, ſondern als dauernde. Sie ſollen nicht bloß 
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für die Zeit der Uebergangswirtſchaft gelten. Sie werden aber doppelt 
nolwendig in dieſer Zeit, nicht bloß im beſonderen prolelariſchen, ſondern 
auch im allgemeinen Inlereſſe, weil da die größte Produktivität der Land⸗ 
wirtfchaft noch wichtiger iſt als ſonſt. Dieſe Produktivität erheifcht zahl⸗ 
reiche, leiſtungsfähige und willige Arbeitskräfte. Zwangsarbeit iſt die 
unproduktivffe Arbeik. 


2. Die Maſchine in der Landwirtſchaft. 


Was immer man aber für die Landarbeiter kun mag, innerhalb der 
kapitaliſtiſchen Produklionsweiſe wird es nicht ausreichend ſein, die Land⸗ 
flucht in eine Skadlflucht zu wandeln. Es wird den Mangel an Land⸗ 
arbeitern vermindern, man darf jedoch nicht damit rechnen, daß es ihn befeitigf. 

Um jo notwendiger wird die vermehrke Anwendung der Maſchine 
in der Landwirkſchafl. Man braucht nicht zu fürchten, daß die Arbeiter 
dadurch geſchädigt werden. Die Maſchine wirkt in der Landwirtichaft 
ganz anders als in der Induſtrie. In letzlerer degradierk ſie oft den 
Arbeiter, ermöglicht fie die Erſetzung qualifizierter Arbeiter durch ungelernte, 
männlicher Erwachſener durch Frauen und Kinder, vieler Arbeiler durch 
eine geringe Anzahl. Ganz anders in der Landwirlſchaft. In der Induſtrie 
iſt die Maſchine an einen Platz gebannt, den fie nicht verläßt; fie iſt dorf 
tagaus, fagein tätig, derſelbe Arbeiter hat ſtels dieſelbe Maſchine zu be= 
dienen. Die Arbeiter find auf einem Flecke konzentriert und leicht zu 
überwachen. Die landwirlſchaftlichen Maſchinen dagegen wirken, joweit 
fie Feldarbeit verrichten, in beſtändiger Orksveränderung auf wechſelndem 
Gelände; fie werden nur zeikweiſe angewandt von Arbeikern, die noch 
zahlreiche andere Hankierungen daneben zu verrichten haben. Die Arbeiter 
verrichten ihre Arbeiten, auf weiten Flächen zerſtreut, in kleinen Gruppen 
oder jeder für ſich allein. Ihre Ueberwachung iſt ſchwierig. Nur intelligente, 
geübte Arbeiter vermögen die Maſchinen in der Landwirkſchaft zweckmäßig 
anzuwenden. Wenn die Maſchine in der Induſtrie die Zahl der Arbeits- 
kräſte vermehrt, die im Arbeitsprozeß anwendbar find, ſo ſcheilerk die 
Anwendung der Maſchine in der Landwirkſchaft oft vielmehr daran, daß 
fie nicht genug Arbeiter vorfindet, die imſtande find, fie anzuwenden, da 
die bisherigen Lebens- und Arbeitsbedingungen auf dem flachen Lande 
bei den Arbeitern Intelligenz und Sorgſamkeit ſchwer aufkommen laſſen. 
Vermehrung der Maſchinen in der Landwirtichaft bedeutet nicht Verdrängung 
qualifizierter, reifer Arbeitskräfte durch unqualifizierfe, unreife, ſondern zwingt 
vielmehr die Landwirte, auf die Hebung der Intelligenz und der Sorgjamkeif 
ihrer Arbeiter bedachkzu ſein, dieſe alſo nicht herabzudrücken, ſondern zu heben. 

Dabei bewirkt die Maſchine in der Landwirkſchaft in der Regel 
geringere Arbeikserſparnis als in der Induſtrie, ſchon deshalb, weil ſie 
meiſt nicht ſtändig, ſondern nur für gewiſſe, vorübergehende Gelegenheilen, 
Pflügen, Säen, Ernten, Dreſchen in Verwendung kommt. Ein Produkt 
des Mangels an Arbeitskräften, daher am maſſenhafteſten in Verwendung 
gekommen in den Vereinigten Staalen, hat ſie noch nirgends dieſen Mangel 


54 


in einen Ueberfluß verwandelt, ſondern nur bewirkt, daß die vorhandenen 
Arbeitskräfte wirkſamer angewandt werden konnten, die landwirtſchaftliche 
Arbeit intenſtver befrieben wurde. 

Zur Illuſtrierung der Wirkungen der Waſchine auf die Arbeiter- 
verhältniffe in der Landwirkſchaft mögen folgende Daten dienen, die einer 
Unterfuhung des amerikaniſchen Arbeikskommiſſars (commissioner of 
labor) über Hand- und Maſchinenarbeit entnommen find. Zur Bearbeitung 
eines Acres Weizenboden (Pflügen, Säen, Eggen) waren 1829 drei Tage⸗ 
löhner beſchäftigt, deren jeder 50 Cents (2 Mark) Tagelohn erhielt. Bei 
Anwendung des Dampfpfluges wurden 1895 für die gleiche Fläche auch 
drei Arbeiter beſchäftigt, ein Maſchiniſt, ein Heizer, ein Kuffcher. Der 
Lohn eines Tagelöhners war inzwiſchen auf 1 Dollar 50 Cents (6 Mark) 
geſtiegen, doch der Lohn jedes der drei beim Dampipflug tätigen Arbeiter 
ſtand noch höher. Der Maſchiniſt bekam 4 Dollars (16 Mark), der 
Heizer 2.50 Dollars (10 Mark), der Kutſcher 2 Dollars (8 Mark). 
Trotzdem war die Maſchinenarbeil billiger, weil ſie ſich viel raſcher vollzog. 
Bei der Handarbeit brauchte der Pflüger 6 Stunden 40 Minuten, der Säe⸗ 
mann 1 Stunde 25 Minuten, der Egger 2 Stunden 50 Minuten. Dagegen 
verrichlele die Maſchine alle dieſe Arbeiten zuſammen in einer Vierlelſtunde. 

Ein weilerer Vorteil mancher landwirlſchaftlichen Maſchine iſt, nebenbei 
gejagt, der, daß fie nicht bloß menſchliche Arbeit ſpart, ſondern auch Ntaterial. 
So geht beim Handſäen viel Saatgut verloren. Die Drillmaſchine erzielt 
beſſere Refultate mit weniger Saatgetreide. Ebenſo kann durch die Dünger⸗ 
ſtreumaſchine die Zufuhr des Düngers genau geregelt werden, ſo daß 
nicht mehr Dünger verbrauchk wird, als nolwendig iſt, und die Pflanzen 
gerade jene Menge erhalten, die fie brauchen. 

Die Anwendung von Maſchinen in der Landwirlſchaft zu fördern, 
wird eine wichtige Aufgabe der Uebergangswirlſchaft fein. 

Doch nicht bloß der Mangel an Arbeitern und Material wird dies 
notwendig machen, ſondern ebenſoſehr der Mangel an Zugvieh, das bisher 
als bewegende Kraft im Ackerbau die größte Rolle fpielte. Der Ackerbau 
im heutigen Sinne des Wortes datiert erſt von der Zeit, als das Rind 
vor den Pflug geſpannt wurde. Spät geſellt ſich zum Rind das Pferd 
als Zugtier der Landwirtichaft. Lange hat das Pferd nur den Zwecken 
des Krieges, der Jagd und des Luxus gedient. Im Kriege iſt es heute 
noch unentbehrlich. Die Bedeutung und Stärke der Kavallerie iſt relativ 
freilich ſehr zurückgegangen, im Verhältnis zu der Geſamkzahl des Heeres, 
aber abſolut hat fie an Zahl nicht abgenommen. Im Jahre 1880 betrug 
in der deulſchen Armee die Zahl der Dienſlpferde der Kavallerie 63 000, 
1914 (nach dem Friedens voranſchlag) dagegen 81000. Erheblich ver⸗ 
mehrk wurde die Artillerie, damit auch ihr Pferdebeſtand. Er belief ſich 
1880 auf 15000 Pferde, 1914 dagegen nach dem Friedensvoranſchlag 
auf 61000. Endlich iſt auch der Train ſehr vermehrt worden. Wohl 
werden durch Automobile und Feldeiſenbahnen viele ſeiner Aufgaben 
erfüllt, die ehedem dem Pferdegeſpann zufielen. Aber die Aufgaben des 
Transporlweſens find jo enorm gewachſen, daß die Anzahl der Pferde 
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beim Train doch bedeukend zugenommen hat. Im Jahre 1880 zählte 
man bloß 2500 Pferde beim Train des deulſchen Heeres, 1914 dagegen 
8000. Die geſamte Zahl der Armeepferde des Friedensſtandes iſt von 1880 
bis 1914 von 80000 auf 160000 geſtiegen, fie hak ſich gerade verdoppelt. 

„Alles in allem iſt die Zahl der beſpannten Fahrzeuge, einſchließlich der 
Geihüße, bei einem deutſchen Armeekorps heute ungefähr doppelt jo groß, wie die 
eines an Infanterie und Kavallerie ebenſo ſtarken preußiſchen Armeekorps im 
Kriege 1866 war.“ (W. v. Blume, Strategie, Berlin 1912, S. 97.) 

Das galt im Frieden. 

Im Kriege wächſt mit der Armee natürlich auch die Menge ihres Pferde⸗ 
materials. Wenn die deukſche Armee 1880 80000 Pferde im Dienſt hatte, jo 
wurde ihr Pferdebeſtand im Auguſt 1870 auf 250000 berechnet. Man kann 
danach ermeſſen, welche Pferdemengen der jetzige Krieg in Anſpruch nimmk. 

Wie die angewandte Pferdemenge wird auch der Verluſt an Pferden 
bei der langen Dauer des Krieges und dem Fuklermangel bei jeder der 
kriegführenden Mächte ungeheuer groß fein. Der „ſiebenkägige Krieg“ 
von 1866 koſtetke die preußiſche Armee 4500 koke Soldaten, die auf 
dem Schlachtfelde fielen oder ihren Verwundungen erlagen, und 6500 
Pferde, die verlorengingen. Verglichen mit dem jetzigen, erſcheink dieſer 
Krieg geradezu idylliſch. Kein Wunder, daß er bei ſeiner Kürze und 
ſeinen großen Erfolgen mehr fröhliche als düſtere Nachwirkungen zurückließ. 

Wenn in dem jetzigen Kriege die Pferdeverluſte zu den Menſchen⸗ 
verluſten in einem ähnlichen Verhältnis ſlehen follten, wie 1866, muß man auf 
eine ungeheure Verringerung des Reichkums an Pferden gefaßt fein. 

Gleichzeitig wird das Rindvieh an Zahl zurückgegangen ſein, da der 
Welthandel unterbunden iſt, ſo daß die Induſtrieſtaaten von außen weder 
die Fuklerſtoffe, noch die Fleiſchmengen bekommen, die fie im Frieden 
bezogen, und daher gezwungen find, mehr Rindvieh zu ſchlachlen, als 
dem normalen Zuwachs enkſpricht. Man ſpark dadurch an Fulkter für 
das Vieh und ſchafft vermehrte Nahrung für die Menſchen — aber auf 
Koſten der Zukunft. Der Viehbeſtand wird verringert. 

Nach dem Kriege wird alſo die Landwirtſchafk viel ärmer an Zugkieren 
ſein, wie vor ihm. Allerdings reicher, als ſie während des Krieges 
war. Die Demobiliſierung wird viele Pferde frei machen, aber längſt 
nicht ſo viele, als an das Heer abgegeben wurden. 

Mehr als jeder andere Erwerbszweig verwendet die Landwirkſchaft 
Pferde. Im Jahre 1917 zählte man im Deutjchen Reich 4345 000 Pferde, 
davon in der Landwirkſchaft 3491000, Soll die Landwirlſchaft ſo 
ſchnell wie möglich wieder ihre alte Produklivkraft gewinnen, müſſen ihr 
an Stelle der tieriihen Zugkräfte möglichſt viele mechaniſche Motoren 
geliefert werden. Die moderne Technik iſt ſo weit, die lieriſche Zugkraft 
durch mechaniſche in der Landwirkſchaft völlig zu erſezen, und Motoren 
ſind ſchneller gebaut, als Pferde und Rinder großgezogen. 

Noch von einem anderen Gefichtspunkt aus iſt die größtmögliche 
Erſetzung des Zugtieres durch den Motor in der Landwirlſchaft wie im 
Transporkgewerbe wünſchbar. 
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Srachfraumnof und andere Umſtände drohen die Zufuhr von Lebens⸗ 
mitteln nach dem Kriege ſehr einzuengen. Deren Haupkmaſſe wird überall 
zunächſt ſo nahe wie möglich von den Konſumenken, alſo im eigenen 
Lande gewonnen werden müſſen. Jedoch die Produkfivität der Land⸗ 
wirkſchaft wird gemindert fein. Sollen die Menſchen mehr Lebensmittel 
für ſich aus der gleichen Bodenfläche bei gleichem oder gar gemindertem 
Bodenerkrag ziehen können, müſſen fie frachten, die Kulkurfläche zu ver⸗ 
mehren, die dem Anbau ſolcher Lebensmittel gewidmet wird, was bei 
gleichbleibender Bodenfläche nur möglich iſt durch Verminderung des 
anderen Zwecken dienenden Areals. Zu dieſen anderen Zwecken gehört 
der Anbau von Handelspflanzen, vornehmlich Rohmaterialien, und von 
Viehfutler. 

Der Anbau von Handelspflanzen wird ſich nicht einſchränken laſſen, 
er wird vielmehr ebenfalls nach Ausdehnung ſtreben, weil die Zufuhr 
von Rohmakerialien aus dem Auslande zunächſt ebenſo wie die von 
Lebensmitteln gehemmt ſein wird. Auch da wird es gelten, den Ausfall 
möglichſt im eigenen Lande zu decken. 

So bleibt nur die Einſchränkung der dem Anbau von PViehfufter 
gewidmeten Fläche übrig. Die der Erhaltung des Fleiſch- und Milch- 
viehes dienende Fläche darf aber ebenfalls nicht verringert werden. Die 
Verminderung des Zugviehes, feine Erſetzung durch Motoren, bietet die 
einzige Möglichkeit, die Leiſtungen der Landwirtſchaft für die Ernährung 
und induſtrielle Beſchäftigung der Menſchen raſch zu ſteigern, auch wenn 
die Produktivifät der landwirtſchaftlichen Arbeit nicht wächſt. 


Es handelt fi) dabei um ſehr erhebliche Bodenflächen. Im Deutſchen 
Reich waren 1913 bebaut mit Brotgetreide: 


Bög gen 6414000 Hektar 
Weizen: FE. 1974000 5 
Zuſammen 8 388 000 Sektar 
Dagegen mit Viehfutter: 
% ee na 4438000 Hektar 
Webb wre ae 5 924 000 x 
Zuſammen 10362000 Hektar 


Ein erheblicher Teil der dem Viehfutker gewidmeten Bodenfläche 
könnte dem Anbau von Nahrungsmitteln für Menſchen entweder direkt 
oder indirekt durch Verfülterung der Produkte an Fleiſch- und Milch⸗ 
vieh, ſtalt an Zugvieh zugeführt werden, wenn in Landwirlſchaft und 
Transportweſen die kieriſche Zugkraft durch mechanische erſetzt würde. 
Der jetzige Krieg bielek dazu den ſtärkſten Anſtoß, er macht dieſe Um⸗ 
wandlung geradezu unerläßlich. 

Die kechniſchen Bedingungen dafür find gegeben. Die Landwirk⸗ 
ſchaft vermag ſich der Dampfkraft wie der Verbrennungsmokoren, der 
Elektrizität, die in Zenkralen erzeugt wird, ſowie der Waſſerkraft und 
der Windkraft zu bedienen. Letztere wird noch viel zu wenig beachtef, 
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„Uneingeſchränkt und bei weitem mehr, als man für gewöhnlich denkt, kann 
die Windkraft in der Landwirtſchaft vorteilhaft ausgenutzt werden: zum Schrot⸗ 
und Häckſelſchneiden, zur Ent⸗ und Bewäſſerung landwirtſchaftlicher Grundſtücke uſw., 
vor allem zur Waſſerverſorgung der Güter und ländlicher Ortſchaften. Es iſt eine 
alte Erfahrung, daß die hygieniſchen Verhältniſſe auf dem Lande durch die 
Gruppen⸗Waſſerverſorgung erheblich verbeſſert werden ... Die Milchergiebigkeit 
hat immer ganz erheblich zugenommen, wenn die Waſſerverſorgung unabhängig 
von menſchlicher und kieriſcher Arbeitsleiſtung der mechaniſchen Arbeit überlaffen 
worden iſt. Auch Elektrizität. .. kann durch Wind erzeugt werden ... Die 
Elektri ne durch Windkraft ſtellt ſich in der Regel billiger als der 
Anſchluß an eine Ueberlandzentrale.“* (Dr. W. Buſſelberg, Die Technik in der 
Landwirtſchaft, Technik und Wirtihaftl. Oktober 1917.) 


3. Großbetrieb und Kleinbetrieb. 


Natürlich kommt es nicht bloß darauf an, daß der Landwirkſchaft 
fo viel Maſchinen und Wokoren als nur möglich zugeführt werden, 
ſondern auch darauf, daß jede Maſchine, jeder Motor volle Ausnutzung 
findet. Und da kommen wir wieder zu der alten Frage: Kleinbetrieb 
oder Großbetrieb? 

Dieſe iſt jedoch nur eine ökonomiſche Skreilfrage, keine lechniſche. 
Man kann ftreiten vom Standpunkte des Profits, welche Belriebsform 
die renkablere ſei. Merkwürdigerweiſe wird dieſer Geſichtspunkk nicht 
nur von den bürgerlichen, für die er wohl begreiflich iſt, ſondern auch 
von den ſozialdemokraliſchen Verfechtern des Kleinbetriebs eingenommen. 
Und doch ſollte für uns der Standpunkt der Arbeit der entſcheidende 
fein; ſollle die Frage für uns die fein, welche Betriebsform bei gleichem 
Arbeitsaufwand das größere Produkt lieferk. Die Antwort auf dieſe 
Frage iſt aber nicht zweifelhaft. Der Großbelrieb iſt darin dem Klein- 
betrieb enlſchieden überlegen, namentlich im Feldbau, in dem die meiſten 
landwirlſchafklichen Maſchinen zur Anwendung kommen; weniger in der 
Viehhaltung, dem Gemüſebau, der Obſtzucht, obgleich auch hier die größere 
Beherrſchung der Wiſſenſchaft, die größere Arbeitsteilung, die Erſparniſſe 
an Bauten und Wegen und ähnliches dem Großbetrieb die Möglichkeit 
kechniſcher Ueberlegenheit bieten. 

Ein Verfechler des Kleinbetriebs, Profeſſor Sering, gibt in feiner 
Schrift über „Die Verteilung des Grundbefißes und die Abwanderung 
vom Lande“ (Berlin 1910, S. 32) zu: 

„Man wendet ein, die Bauernkoloniſation bedeutet einen kechniſchen Rück⸗ 
ſchrikt, fie führt zur Arbeitsverſchwendung. Es iſt in der Tat wohl anzunehmen, 
daß der Großbetrieb auf den Kopf des Perſonals größere Rohſtoffmengen 
dem Boden „ pflegt. Ballod hat berechnet, daß in den Jahren 1904 
bis 1908 auf landwirtſchaftliche Erwerbstätige in Weſtdeutſchland, alſo in 
bäuerlichen Gegenden, 274 Tonnen Geireide geerntet wurden, in Mitteldeutſchland 
438 Tonnen, in Pommern 499, in den beiden Mecklenburg 573 Tonnen. Aehnlich 
verhält es ſich mit der Kartoffelernte: Auf 100 landwirtihaftlihe Erwerbstätige 
gewann man in Weſtdeutſchland 436 Tonnen, in Mitteldeutſchland 590 Tonnen, 
in den beiden Mecklenburg 666 Tonnen, in Pommern 944 Tonnen.“ 


58 


Die Ueberlegenheit des Großbefriebs erſcheint geringer, wenn man 
nicht von der Arbeit ausgeht, ſondern vom Beſitz, von der Boden⸗ 
fläche, da der Kleinbelrieb weit mehr Arbeitskräfte auf die gleiche Boden⸗ 
fläche verwendet, als der Großbetrieb. Man zählte im Deuffchen Reich 


1907 in den landwirtfchaftlichen Betrieben: 
Auf 100 Hektar landwirtſchaftl. benutzter 


Größenklaſſe Flache landwirtſchaftl. beſchäftigte Perf. 
ier rtr une a 560,2 
0,5 bis 2 FF 170,5 
Ae 5 ER e de de K. 88,2 
ee, Er 44,1 
00 T 22,2 
über 100 en nn I en er 17,5 
darunter über 200 „ 16,9 


Wir können abſehen von den Betrieben unter 2 Hektar. Diefe 
find überwiegend Nebenbetriebe, ihre Arbeitskräfte widmen nur einen 
Teil ihrer Zeit der Landwirlſchaft. Aber auch, wenn wir nur die Be⸗ 
triebe mit mehr als 2 Hektar in Belracht ziehen, finden wir ebenfalls, 
daß die kleineren auf gleicher Fläche weit mehr Arbeitskräfte aufwenden, 
wie die großen, die kleinſten fünfmal ſoviel, wie die größten. 

Trotzdem produzieren die kleinſten nicht mehr Gelreide auf der 
gleichen Bodengröße, ſondern eher weniger. Bei der Vergleichung der 
Ernteerträge verſchiedener Gegenden muß man natürlich in Betracht ziehen, 
daß die Bodenfruchkbarkeit nicht überall dieſelbe iſt. Das erſchwerk die 
Vergleichung der Ernkeerkräge. Je nach der Auswahl der Gegenden 
kann man dann eine Ueberlegenheit des Kleinbekriebs oder Großbetriebs 
konflatieren. So hob der Verfechter des Kleinbetriebs, der jüngſt ver⸗ 
ſtorbene A. Schulz, 1911 in einer Polemik gegen mich hervor, daß die ſechs 
öſtlichen Provinzen Preußens im Durchſchnikt des Jahrzehnts 1899/1908 
nur 15 Doppelzenlner Roggen pro Hektar ernkelen, dagegen die klein⸗ 
bäuerlichen Gegenden viel mehr, ſo Rheinland 18, Heſſen und das links⸗ 
rheiniſche Bayern 19, Braunſchweig 20. Ich konnte ihm aber zeigen, 
daß ſich das Bild ändert, wenn man andere Gegenden in Vergleich ſetzt. 
Ich ſtellte ihm folgende Tabelle entgegen. 


Von 100 Hektar landwirt- Noggenertrag 
ſchafll. benutzter Fläche ent- 
fallen 3 — mit pro SHehlar 18891908 
100 und mehr Hektar Doppelzentner 


Gegenden mit ſtärkſtem Großbetrieb: 


Meclenburg-Streliß . zz 60,0 15,8 
Mecklenburg: Schwerin . . .» . . . .» 59,7 17,0 
ET ae er Me Bea 38,2 18,0 
Gegenden mit ſchwächſtem Großbetrieb: 
Wittenberg gg oe 1,7 13,9 
Bayer. An ER 2 Dar 00. 2,2 15,7 
Sihm gs 2,8 15,5 
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Man ſieht, auch nach der Fläche berechnet liefert der Kleinbetrieb 
nicht mehr Erlrag. Er liefert weit weniger pro Arbeitskraft. Nur der 
Großbelrieb liefert einen erheblichen Ueberſchuß an Gelreide über den 
Konſum ſeiner Arbeikskräfte hinaus. Der Kleinbelrieb muß ſo viel mehr 
Arbeit aufwenden, um das gleiche Refultat zu erreichen, wie der Groß— 
betrieb, weil er die Maſchinen nur unvollkommen ausnutzen kann. Dies 
im Verein mit der Armut und Unwiſſenheit des Bauern bildet das 
große Hindernis der Maſchinenarbeit in der Landwirtſchaft. 

Trotzdem eine Reihe von Maſchinen auch dem Kleinbetriebe zugäng⸗ 
lich ſind, iſt er in ihrer Anwendung weil zurückgeblieben. 


Man zählte 1907: 
Größenklaſſ Betriebe Belriede, welche irgend-] Von je 1000 Hansen 
REN Ihe d luen | der betr. Größenkl 
überhaupt Maschen 8 er Pierre 


unter 0,5 Sektar . . . - 
m bis 2 Sektar . . . 


100 und darüber . . . - 
darunter 200 und darüber 


So gering die Zahl der Großbetriebe iſt, der Fläche nach ſpielen 
fie für die Landwirkſchaft eine wichlige Rolle. Die nicht ganz 23 000 
Großbetriebe über 100 Hektar umfaßten über 7 Millionen Hektar, die 
mehr als 4 Millionen kleinſter Betriebe (unter 5 Hektar) dagegen nur 
5 Millionen Hektar. 

Je kleiner der Betrieb, deſto weniger Maſchinen wendet er an. Und 
wie langſam iſt die Zunahme dieſer Anwendung im Kleinbetrieb! Man 
kann die Geſamtzahlen von 1907 nicht mit denen von 1895 vergleichen, 
weil früher nicht jo viele Maſchinengaktungen gezählt wurden, wie das 
letztemal. Wir geben die vergleichenden Zahlen für drei wichtige Ma⸗ 
fchinenarten, in denen der Kleinbetrieb auffallend weit zurück iſt. Es 
benutzten unter 1000 landwirtſchaftlichen Betrieben jeder Größenklaſſe: 


Mäh⸗ Dampfjdreſch⸗ 
Größenklaſſe Dampfpflüge er. Fi 


1895 | 1907 | 1885 1907 


unter 0,5, re.. 5 
05 dis Schlar Din ar an. 47 
% 1 127 
Br % ET 191 
"Re: \0.: Sr N 263 
Fro een 741 
darunter über 200 Sehtar ... . . . 832 


60 


Dieſe Zahlen bezeugen deutlich, welches Hindernis für die Einführung 
der Maſchine in den Landbau der Kleinbelrieb bedeutet. Es wäre daher 
ganz verkehrt, wenn die Uebergangswirtichaft verſuchen würde, wie es 
ſchon die Friedenswirlſchaft getan, den Kleinbekrieb in der Landwirtſchaft 
künſtlich zu fördern, Hunderke von Willionen zur Zerſchlagung großer 
Güter und Schaffung kleiner Bauernſlellen zu verausgaben, zu Zwecken 
der ſogenannken „inneren Koloniſation“. Das heißt jetzt, in Seiten der 
Not, nicht nur Geld verſchwenden, ſondern es zur Verminderung der 
Produktivität der Landarbeik verausgaben, alſo direkt zu einem ſchäd⸗ 
lichen Zweck verwenden. 

Hierher gehören auch manche Experimenke, die man mit den Kriegs⸗ 
invaliden anſtellen will, den „Kriegsbeſchädigten“, wie das Kriegsdeutſch 
fie nennt, um der Gefahr zu entgehen, einen Ausdruck des internationalen 
— oder zwiſchenvolklichen? — Workſchatzes anzuwenden. Ich weiß 
nicht, ob man auch die „Invalidenverſicherung“ künftig in „Beſchädigten⸗ 
verſicherung“ umtaufen will. 

Es wurde der Wunſch ausgeſprochen, die Anſiedlung der Kriegs⸗ 
invaliden auf Zwerggülchen zu begünſtigen. Den Invaliden wie der 
Produktivität der Landwirtſchaft würde dadurch kein Dienſt erwieſen. 
Denn, wie ſchon bemerkt, fie erheiſcht einen robuſten, vollkräftigen Körper. 
Sie kann auch einem Invaliden ſehr heilſam ſein als Nebenbeſchäftigung, 
wenn er eine auskömmliche Rente bezieht und daneben noch zu ihrer 
Aufbeſſerung elwas Gartenarbeit, Obſtbau und Geflügelzucht treibt. Aber 
einen Invaliden ausſchließlich auf die Landarbeit als Erwerbsquelle 
anzuweiſen, legt ihm zu harle Fron auf, und hunderlfaufend kleiner 
Gütchen ſchaffen, auf denen die Landarbeik nur mit halber Kraft geleiffet 
wird, hieße die Produktivität der Landwirkſchaft arg herabdrücken. 

In der Praxis liefe das Experiment darauf hinaus, daß der In⸗ 
valide gedrängt würde, Weib und Kind aufs äußerſte im Landbau an⸗ 
zuſpannen, daß⸗ die Laſt feiner Erhaltung feiner Familie aufgehalſt wird. 

Bisher ſchon überwogen im ländlichen Kleinbetrieb die weiblichen 
Arbeitskräfte. Von je 1000 beſchäftigten Perſonen waren 1907: 


Größenklaſſe 


unter 0,5 Hekkar . 741 weibliche Perſonen 


0,5 bis 2 e 5 u 

BIT. 5 „ „ 2 5 

5 20 3 49 3 a 

20 „ 109 2 . 449 1 5 
über 100 deen 1 5 
darunter über 200 = 327405 > 8 


Je größer der Belrieb, deſto mehr überwiegen die männlichen Ar⸗ 
beiter. In den Kleinbetrieben find dagegen die weiblichen Arbeitskräfte 
in der Ueberzahl, am meiſten in jenen Betrieben, die nicht nur der Boden⸗ 
fläche, ſondern auch der Perſonenanzahl nach zu den kleinen gehören. 
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Das find jene, die ſtändig nur eine Perſon beſchäftigen. Ueber dieſe 
finden wir folgende Zahlen in der Skakiſtik von 1907. 


Zahl der Betriebe 
mit einer Perſon 


Von je 1000 Perſonen 


Größenklaffe waren weibliche Perſ. 


Anderthalb Millionen landwirkſchaftlicher Zwergbekriebe (unter 2 
Hektar) beruhen alſo faſt ausſchließlich auf der Arbeik der Frauen, die 
86 bis 88 Prozent ihrer Arbeitskräfte ausmachen. Die Männer dieſer 
Frauen ſind nakürlich nicht unkätig. Sie verrichten Lohnarbeit, zum nicht 
geringen Teil induſtrieller Art. Von den Inhabern der Kleinbetriebe bis 


5 Hektar waren Unſelbſtändige in der 


Landwirtſchaft 
752 278 


„een. ene 367 024 
305 102 


Größenklaſſe im Verkehr 


32 454 
8286 


Zuſammen 1122384 | 144751 


Nebenbei gejagt, nimmt die Zahl der Kleinbetriebe in der Land⸗ 
wirffhaft nur zu dank der nebenberuflichen Tätigkeit der Induſtrie⸗ 
arbeiter in ihr. Die Zahl der Inhaber oder Leiter landwirlſchaftlicher 
Belriebe, die in ihrem Haupkberuf Landwirlſchaft befreiben, haf von 
1895 bis 1907 um 245 125 abgenommen, darunter 74 710 Selbſtändige. 
Dagegen iſt die Zahl der Inhaber landwirlſchaftlicher Betriebe, die in 
der Induſtrie, beziehungsweiſe dem Verkehr als Unſelbſtändige kälig 
waren, in dem genannten Zeikraum um 337046 und 44 096 gewachſen, 
zuſammen um 381 142. 

Will man die Invaliden aufs Land verſetzen, nichk damit fie ſelb⸗ 
ſtändige Landwirkſchaft treiben, ſondern als billige Lohnarbeiler den ver— 
ſchiedenen Unternehmungen auf dem Lande zur Verfügung ſtehen? 

Wir haben nicht den mindeſten Grund, die Vermehrung der Klein⸗ 
befriebe auf dem Lande zu fördern. Wir haben auch keinen Grund, 
es verhindern zu wollen, daß einzelne Güter ihre Fläche vergrößern, 
was nach dem Kriege vielfach vor ſich gehen dürfte. 

Wohl iſt durch ihn der Bauernſtand nicht in der Weiſe ökonomiſch 
ruiniert worden, wie das Handwerk. Aber immerhin ſind viele Tauſende 
von Inhabern kleiner Landwirlſchaftsbetriebe gefallen, andere Tauſende 
ſo verſtümmelk oder geſchwächt, daß fie die harte Landarbeik aufgeben 
und einen leichteren Beruf ſuchen müſſen. Wer ſoll die verwaiſten 
Gütchen übernehmen? Landarbeiter, die mik Hilfe ihrer Erſparniſſe ſich 
zu Grundbeſitzern aufſchwingen wollen? Aber den Landarbeitern, den 
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4 wie den zurückbleibenden, brachte der Krieg nicht reichlichen 
ewinn. 

Wohl aber den Grundbeſitzern, namenklich den großen, die er mit 
billigen Arbeitskräften verſah, den Kriegsgefangenen, und denen er hohe 
Preiſe für ihre Produkte brachte. Sie find im Kriege ihre Hypotheken⸗ 
ſchulden losgeworden, ſie haben noch Erſparniſſe in Genoſſenſchaften 
und Banken angehäuft. Sie werden jede Gelegenheit benutzen, ihre 
Betriebe durch Ankauf freiwerdenden Grundbeſitzes zu erweitern. 

Es liegt nicht im Inkereſſe der Produktivität der Landwirkſchaft, 
dieſen Prozeß zu ſtören. 


4. Die Landwirtſchaft der Dorfgemeinde. 


Welche Ausdehnung das Wachskum einzelner Güter gewinnen wird, 
iſt nalürlich nicht abzuſehen. Indes iſt nicht anzunehmen, es werde ſo 
weit gehen, daß die Bedeutung des Kleinbekriebes für die Land wirkſchaft 
fühlbar eingeſchränkk würde. Die Betriebe unker 20 Hektar umfaßlen 
in Deulſchland 1907 beinahe die Hälfte der landwirlſchaftlich benutzten 
Fläche — 48,5 Prozent —, die Belriebe von 5 bis 20 Hektar faſt ein 
Driltel — 32,7 Prozenk. 

In der Landwirtſchaft geht es aber nicht jo wie in der Induſtrie, 
daß man die Produktivität eines Produklionszweiges durch Skillegung 
der rückſtändigen Betriebe und Konzenkrierung der Produklion auf die 
höchſtenkwichelten ſteigern kann. Der Grund und Boden iſt für die 
Landwirlſchaft das wichkigſte Produkkionsmillel, auch nicht das Rleinffe 
benutzbare Stück feiner Fläche darf ungenutzt bleiben. Und ein ſchlecht 
kultivierter Boden liefert immer noch mehr, als ein gar nicht kullivierker. 

Weik entfernt, landwirkſchaftliche Belriebe ſtillzulegen, wird man 
vielmehr lrachten müſſen, die Kulkurfläche noch auszudehnen. 

Vor dem Kriege war fie merkwürdigerweiſe im Deutſchen Reiche 
im Abnehmen, fkakt im Zunehmen, trotz der Kultivierung von Mooren 
und Heiden, der Trockenlegung von Sümpfen und anderen Melioralionen. 
Die landwirtichaftlih benutzte Fläche hat ſich im Seitraum von 1895 
bis 1907 von 32 518 000 auf 31835 000, alſo um 683 000 Sektar 
vermindert. 

Die zuſammenfaſſende Darſtellung der Ergebniſſe der landwirtichaft- 
lichen Belriebsſtaliſtik, herausgegeben vom Kaiſerlichen Stakiſtiſchen Amt 
(1912), betrachtet dieſe Minderung zum Teil als bloß formale, da 1907 
die „reichen Weiden“ ſchärfer definiert wurden, als 1895. Doch kann 
das keine große Verſchiebung der Zahlen bedeutet haben. Die Dar⸗ 
ſtellung fährt fort: 

„Weiler dürfte neben dieſem formalen Grund auch die ſeit 1895 bedeutend 
gewachſene Vergrößerung der Städte, die umfangreichen Anlagen von gewerblichen 
Betrieben auf dem Lande, Bahn⸗ und Wegebauten, die Anlage von Militär⸗ 
ſchießplätzen und die Auff Horitung von im Jahre 1895 landwirkſchaftlich 

a 


. die Verminderung der landwirtſchaftlichen Fläche verurſacht haben.“ 
eile 10.) 
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Das Wachſen, im flatiffiihen Amtsdeutich „die gewachſene Vergröße⸗ 
rung“ der Slädte, der Bahnbauten, der Induſtrie auf dem Lande läßt 
ſich nicht verhindern. 

Anders ſleht es mit der Verringerung der Anbaufläche durch 
milikäriſche Zwecke — Schießplätze, Exerzierplätze, Feſtungsbauten und 
dergleichen — ſowie der Aufforſtung von Kulturboden, um den Reichſten 
der Reichen die Gebiete ihres Jagdvergnügens zu vergrößern. 

Letzteres ſcheint die Haupkurſache der Verminderung des landwirfichaft- 
lich benutzten Bodens zu fein, denn die anderen hier genannten Fakkoren 
mußten nicht nur dieſen, ſondern die Geſamtfläche der Landwirtſchafts⸗ 
betriebe einſchränken. Deren Geſamkfläche nahm jedoch weit weniger ab, 
als die Kullurfläche. Jene um 178 000 Hektar, dieſe um 683 000 Hekkar. 
Es gab Gegenden, in denen die von den Betrieben eingenommene Ge⸗ 
famtflähe wuchs und krotzdem die von ihnen landwirtichaftlich benußte 


Fläche abnahm. So finden wir in 
Zunahme Abnahme 
der der 
Geſamlfläche] Kulturfläche 
Hektar Hektar 


„ Re EN è ü 33 135 
GONE EINE: IRRE 
Sans iur re une 
Schwarzwaldkreis (Württemberg 
Mecklenburg⸗Schwerinn. 
„„ A N ei Bine Tee Se 
er 


Eine allgemeine Abrüſtung würde die Beanſpruchung des Kultur⸗ 
bodens durch den Militarismus ſehr einſchränken. Vor allem aber hätte 
die Uebergangswirkſchaft Urſache, alle landwirtſchaftlich nutzbare Fläche, 
die der Jagdluſt hoher Herren zum Opfer fiel, der Lebensmittelproduk⸗ 
tion wieder zuzuführen. Das geht freilich nicht ohne ſtarke Demokratie, 

Muß man krachken, allen verfügbaren Kulkurboden der Bodenkultur 
zuzuführen, fo muß man andererfeits auch alles aufbieten, daß dieſem 
Boden die höchſtmöglichen Erkräge abgewonnen werden. Mögen auch 
die Kleinbetriebe der Landwirkſchaft in der Ausnutzung der Maſchinen 
noch ſo ſehr hinker den Großbetrieben zurückſtehen, die Staatsgewalt 
wird die Aufgabe haben, ſie ſoviel wie möglich mit Maſchinen zu 
verſorgen. 

Es wäre jedoch kechniſch ebenſo unmöglich wie widerſinnig, wollte 
man jeden Kleinbauern mit den Maſchinen verſehen, die er anwenden 
kann und ſoll und ihn zu ihrem Privafeigenfümer machen. 

Wir haben ſchon darauf hingewieſen, daß die meiſten Maſchinen 
der Landwirkſchaft, namentlich die dem Feldbau dienenden, nicht an einen 
Ort gefeſſelt ſind, ſondern zur Orksveränderung geeignet ſein müſſen. Auch 
werden fie meiſt nicht ſtändig, ſondern nur zu gewiſſen Zeilen gebraucht. 
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Es beſleht daher im Gegenſatz zur Induſtrie in der Landwirtfchaft die 
Möglichkeit, dieſelbe Maſchine nacheinander in verſchiedenen Betrieben 
funktionieren zu laſſen. Von dieſer Möglichkeit wird auch reichlich Ge— 
brauch gemacht, namenklich bei den Dampfdreſchmaſchinen und den Dampf⸗ 
pflügen. Erſtere wurden 1907 in 488 900 Betrieben angewandt, von denen 
aber nur 19800 eigene Dampfdreſchmaſchinen beſaßen. Letztere fanden 
in 2995 Betrieben Anwendung, aber nur 415 von dieſen verfügten über 
eigene Dampfpflüge. Darunter ein Bekrieb aus der Größenklaſſe zwiſchen 
5 bis 20 Ar, der den eigenen Dampfpflug ſicher nicht anzuwenden vermochte. 
Ferner verzeichnet die Skaliſtik drei Bekriebe in der Größenklaſſe von 
1 bis 2 Hektar mit vier Dampfpflügen, alſo einen mit zweien dieſer 
Ungeküme, ebenſo in der Größenklaſſe von 8 bis 4 Hektar zwei Betriebe 
mit drei, in der Klaſſe von 4 bis 5 Hektar drei Betriebe mit vier Dampf⸗ 
pflügen. Daß dieſe alle ihre Pflugmaſchinen nur deshalb erworben halten, 
um fremde Felder damit zu pflügen, iſt klar. 

Allgememe Anwendung wird der Dampfpflug nicht finden, auch 
nicht im Großbetrieb. Nicht überall find feine Vorbedingungen gegeben. 
Neben ihm kommt der elektriiche Pflug dort in Betracht, wo elektrijche 
Ueberlandzenkralen eingerichtet find. Doch hat er ſich noch wenig ein» 
gebürgert. Dagegen findet raſchen Eingang der von einem Verbrennungs⸗ 
mofor gezogene Pflug, der auch auf kleineren Flächen anwendbar iſt. In 
Amerika hat er ſchon vor dem Kriege weile Verbreikung gefunden. Der 
Arbeiter- und Pferdemangel verhilft ihm zu raſchem Vordringen auch in 
Deutichland. 

So berichtet z. B. die „Zeilſchrift des Vereins deulſcher Ingenieure“ 
(1915): 

„Bei der Feldbeſtellung Oſtpreußens nach Verkreibung der Ruſſen wurden 
in großem Umfang Motorpflüge verwendet. Nur dadurch wurde es möglich, die 
Gegenden zu beſtellen, in denen Menſchen, Wagen und Pferde fehlten. Mit Hilfe 
eines beträchtlichen Glaatsdarlehens wurden deshalb 123 Molor- und 12 Dampf⸗ 
pflüge angeſchafft, die den Landwirten gegen jährliche Ratenrückzahlung gegeben 
wurden. Außerdem wurden durch die Milikärverwalkung mit 29 Motorpflügen 
die ganz verlaſſenen Gegenden beackert. Bisher find von den für derartige Zwecke 
zur Verfügung ſtehenden 5,8 Millionen Mark 3,5 Millionen Mark verausgabt 
worden. Es fehl zu erwarten, daß ſich in den nächſten Jahren Motorpflüge in 
der Landwirtſchaft weiter einbürgern werden.“ (Seite 1047.) 


Aus Frankreich berichtet dieſelbe Zeilſchrift (März 1917): 

„Der franzöſiſche Landwirlſchaftsminiſter hat einen Ausſchuß ernannt, der die 
Aufgabe hat, zu unlerſuchen, wie die aus dem Heeresdienſt ausgeſchiedenen Motor» 
wagen am zweckmäßigſten zur Förderung der Bodenkultur verwertet werden 
können. Wan ſchlug vor, namenklich von Wagen mit beſchädigtem Untergejtell 
die Motoren den Landwirten zum Betrieb ihrer Maſchinen zur Verfügung zu 
ftellen. Um dieſen Beſtrebungen bei der 3 in möglichſt großem 
Umfang Eingang zu verſchaffen, iſt durch Erlaß des Präſidenten in Noisy-le- 
Grand auf einem 130 Hektar großen Landgut eine Schule geſchaffen. ... Die 
Schüler werden als Mechaniker ausgebildet und erhallen Unterricht im Bedienen 
landwirtſchaftlicher Maſchinen und Motoren. Außerdem ſoll die Anjtalt Verſuche 
mit neuen Maſchinen anſtellen und Muſterkurſe zum Bekanntmachen und Fördern 
der Motorkultur bei den Landwirten veranftalten. Hierbei find drei Geſichtspunkte 
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maßgebend: die fehlenden menſchlichen und kieriſchen Arbeitskräfte ſollen durch 
mechaniſche Kraft erſetzl, die ausgemuſterten Heereskraftfahrzeuge nach Möglichkeit 
ausgenützt und Kriegsbeſchädigte für derartige Arbeiten ausgebildet werden.“ 
(Seite 300). 

Zur Seit iſt freilich die Zahl der Mokorpflüge in Frankreich noch 
gering. Im April 1918 fand in Noisy-le-Grand ein ſtaallicher Motor- 
kulturweltkampf flaft, bei dem Angaben über den Stand der franzöſiſchen 
Motorkultur gemacht wurden. Es wurde berechnek, daß Frankreich 
17 000 bis 20000 Motorpflüge nötig hätte, daß aber nur 1000 vor- 
handen find, von denen die eine Hälfte in ſtaatlichem, die andere in 
privatem Beſitz. 


Für Deutfchland iſt mir eine derarlige Skaliſtik nicht bekannt, 


Nach dem Kriege wird man mechaniſche Pflüge in großen Mengen 
brauchen. In dem Sammelwerk über „Arbeitsziele der deutſchen Land— 
wirlſchaft nach dem Kriege“ (Berlin 1918) ſagt Prof. Guſt. Fiſcher: 


„Wenn die mechaniſchen Pflüge ſchon im Frieden in größeren Belrieben nicht 
zu eribehren waren, um die Ackerung gut und rechtzeitig auszuführen, jo kann 
man ſagen, daß unſere Ernährung im Kriege ohne die Dampf- und Mokorpflüge 
ganz undurchführbar geweſen wäre. Sobald in ruhigeren Zeiten die Schwierige 
eiten in der Herſtellung der mechaniſchen Pflüge und in der Beſchaffung ihrer 
Betriebsmittel wieder verſchwinden, muß die Benutzung der Dampf- und Motor- 
pflüge noch weit mehr geſteigert werden, um dem Mangel an Zugtieren und Menſchen 
abzuhelfen.“ (S. 754.) 


Nachdem er dann ausgeführk, „daß das eigenkliche Anwendungsgebiet 
des Dampfpfluges der Großbetrieb iſt“ (S. 755) und daß „weder die 
eleklriſchen noch die Mokorpflüge bisher die leichten Anlriebsmaſchinen 
für Ackerarbeiten haben bringen können, die für kleinere Wirtjchaften 
gewünſcht werden“ (S. 763), fährt er fort: 


„Die Unentbehrlichkeit der Motor» und Dampfpflüge hat ſich im Kriege, be⸗ 


fonders aber im Frühjahr 1917, aufs deutlichſte erwieſen ... Wo keine Kraft⸗ 
pflüge ur Verfügung ſtehen, iſt es unvermeidlich, daß die Bodenkullur unter dem 
Mangel an Xıbeitskräften leidet, daß der Acker verqueckt und nicht tief genug ge⸗ 
lockert wird. Ohne Zweifel iſt wahrend des Krieges in dieſer Hinſichk manches 
verſäumt worden, und es bedarf einiger Jahre * Arbeit, um nur den alten 
Kulturzuſtand, der außerdem durch mangelhafte Düngung gelitten hat, wiederher— 
zuſtellen. Um ihn darüber hinaus noch auf eine höhere Stufe zu bringen, wird 
erſt recht die Heranziehung der Kraflpflüge notwendig ſein.“ (S. 763, 764.) 


Natürlich wäre es unmöglich, jedem Bauern einen Molorpflug 
zuzuweiſen. Und ſelbſt wenn es ermöglicht würde, bedeulete es eine ſinn— 
loſe Verſchwendung, die man ſich gerade nach dem Kriege am wenigſten 
geſtatten darf. 

Wohl gibt es bereits ſolche Pflüge für kleine Betriebe, aber die 
größeren find weit wirkſamer. Dieſe vermögen 4 bis 6, die kleineren 
nur 1,5 bis 2,5 Hektar im Tage zu pflügen. Ein Pflug mit zwei 
Pferden freilich im Durchſchnitt nur ein halbes Hektar. 

Außerdem aber erheiſcht der Mokorpflug einen geſchullen Führer. 
In einem Artikel über Molorpflüge in der nun ſchon mehrfach zitierten 
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„Zeitihrift des Vereins deuffcher Ingenieure* (Januar 1916) jagt 
Profeſſor Fiſcher: 

„Die Benutzung der Mokorpflüge ſetzt voraus daß der Führer die Kennkniſſe 
Be ihre Führung und Wirkung erworben hat. Aber das iſt auch bei anderen 
andwirtſchaftlichen Maſchinen der Fall und wird dazu beitragen, daß die Land⸗ 
wirke immer mehr die Notwendigkeit der Einſtellung eines tüchtigen Maſchiniſten 
einjehen, der in einem größeren Betriebe kaum noch entbehrt werden kann.“ 
(Seite 72.) 

Wo der Mokorpflug von kleineren Bekrieben angewandk wird, 
geſchieht es am beiten von einer Vereinigung ſolcher Betriebe. Wie für 
andere landwirkſchafkliche Maſchinen haben ſich auch für die Mokorpflüge 
Genoſſenſchaften gebildet, die fie anſchaffen und an ihre Mitglieder ver⸗ 
leihen. Indeſſen follte man dort, wo man von Staats wegen die Ver⸗ 
breitung der Motorkultur fördern will, nicht von ſolchen privaten, 
zufälligen Vereinigungen ausgehen, ſondern die Pflüge einzelnen Ge— 
meinden zuweilen, in denen die nötigen Vorbedingungen für ihre An- 
wendung zu finden find. Die Gemeinde könnte dann die gejamte Feld— 
flur ihres Gebietes mit dem Motor beackern, wie heute ſchon arme 
Bauern, die über kein eigenes Geſpann verfügen, ihre kleinen Felder 
von einem Nachbar pflügen laſſen, der ein oder zwei Pferde beſitzt, oder 
wie größere Grundbeſitzer einen fremden Dampfpflug leihen. 

Wo aber die Gemeinde den einzelnen Bauern bei der Pflugarbeik 
ausſchallet und dieſe für ihr ganzes Gebiet beſorgt, da liegt es nahe, 
daß es jo kommt, wie Genoſſe Hofer im preußiſchen Abgeordnetenhaus 
ſchon vor dem Kriege (30. Januar 1914) ausführte: ö 

„Wenn die Motorpflüge erſt in Tätigkeit freien, dann ſehen die Bauern auch 
bald, daß ihre kleinen Felder, ihre Grenzen zu eng geworden ſind. Sie ſtoßen 
überall an den Ecken an, und fie werden überall auf dieſem Wege dahin kommen, 
daß ſie ihre Flächen zuſammenlegen.“ 

Jedes Wenden bedeutet für den Mokorpflug einen Zeitverluſt, einen 
Kraftverluf. Die Raine bedeuten einen Verluſt an Boden ſowie an 
Saatgut, das auf fie fällt. Die Ecken machen ein Nachhelfen mit Hand— 
arbeit erforderlich. Je größer die zuſammenhängende Fläche, die zu 
pflügen iſt, deſto beſſer kann der Molorpflug ausgenutzt werden. 

Im Intereſſe der Produktivität der landwirtichaftlihen Arbeit wird 
alſo die Uebergangswirkſchaft die Zuſammenlegung der Flächen zu fördern 
haben. Es wäre jedoch höchſt unzweckmäßig, wenn jeder einzelne Bauer 
nach vollzogener Pflügung wieder fein Feldſlück abgrenzen und für ſich 
bepflanzen wollte. Die logische Folge der Zuſammenlegung der Fläche 
iſt nicht bloß ihre gemeinſame Beackerung, ſondern ihre Bewirtſchaftung 
überhaupt nach einem gemeinſamen kommunalen Plan. 

In gewiſſem Sinne wäre das gar nichts Neues. In der alfen Mark» 
genoſſenſchaft galt ſchon für alle auf gleicher Flur liegenden Felder der 
Dorfgenoſſen der Flurzwang, das heißt die Pflicht, die gleiche Frucht an— 
zubauen. Wohl bewirtſchafteke dabei jeder Bauer fein Feld für ſich, aber 
nach der Ernte wurden alle Grenzen zwiſchen ihnen aufgehoben und ihre 
zuſammenhängende Fläche in gemeinſame Weide verwandell. 
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Nun gilt es, dieſe markgenoſſenſchaftliche Wirlſchaft den modernen 
Berhältniffen, dem Mafchinenbetrieb, anzupaſſen. Das Endergebnis wäre, 
daß Haus, Hof und Garten von Bauern wohl privat bewirtſchaflet 
würden, wie fie auch in der Marhgenoſſenſchaft volles Privaleigenkum 
waren, der Feldbau dagegen mit den Arbeitskräften der Gemeinde ge= 
meinſam belrieben würde. Sein Produkt oder der Erlös dafür könnte 
dann unfer die einzelnen Bauern je nach dem Anteil, den ihre Arbeit 
oder ihr Boden an dem Ertrag halle, verkeilt werden. 

Selbſt bürgerlichen Autoren drängt der Zwang der Not ähnliche 
Vorſchläge auf. 

Wir haben bereits auf das Sammelwerk über „Arbeitsziele der 
deulſchen Landwirlſchaft nach dem Kriege“ hingewieſen. Dort fordert 
Friedrich v. Braun, Präfident des Kriegsernährungsamts, zwingende ſtaat⸗ 
liche Vorſchriflen für die Düngung, die Saalgutwahl und die Bekämpfung 
der Pflanzenkrankheiten (S. 7). 


„Die Herſtellung von Slickſloff geſchieht jetzt ſchon unter ſtaallicher Führung, 
und eine ähnliche Entwicklung iſt bei der Kaliinduſtrie FR He Von da bis 
zur öffentlichen Zuweiſung des feſtgeſtellten Bedarfs an künſtlichem Dünger für alle 
andwirtſchaftlich benutzten Grundjlücke unter Einziehung der Koſten als öffentliche 
Laſt des Grundſtücks iſt kein weiter Weg.“ (S. 8, 9. 

„Es erſcheint die Frage berechtigt, warum man nicht bei der Auswahl des 
Saalguts dieſelbe jtaatlihe Einwirkung anwenden ſoll, wie bei der Körung der 
Zuchttiere. Sie iſt für die Volkswirlſchaft zum mindeſten von der gleichen Wichtige 
keit und die Vorbedingung für den raſchen Erfolg ... Man kann ſich die Ent» 
wicklung jo denken, daß für den Bezirk jeder unteren Verwaltungsbehörde ein 
Khrausſchuß unter dem Vorſitz des Landwirtſchaftslehrers oder des Saalgutinſpektors 
gebildet wird, der nicht nur die Auswahl des für die Gegend geeignelen Saalguts 
vorzunehmen, ſondern auch für die kleineren Betriebe das Saatgut gemeinſchaftlich 
zu ſchaffen und vor der Ausgabe gemeinſam zu behandeln hätle.“ (S. 9, 10.) 

Endlich die ſtaakliche Bekämpfung der Pflanzenſchädlinge ſei ſchon 
begonnen, brauche nur energiſcher ausgebaut zu werden, wie es in anderen 
Ländern ſchon geſchähe, wie in den Vereiniglen Staalen, wo man Felder, 
die nicht von Unkräutern reingehallen werden, rückſichkslos von Staats 
wegen umpflügt. 

In der früher ſchon zifierfen, von der „Geſellſchaft für ſoziale 
Reform“ herausgegebenen Schrift über „Soziale Fragen der Uebergangs⸗ 
wirljchalf“, betitelt: „Der Tag der Heimkehr“, berichtet Dr. W. Biſſelberg 
über „Die Bereilſtellung von Arbeit durch Inkenſivierung und Wechani⸗ 
ſierung der Landwirlſchaft“, da forderk er unter anderem: 

„Wie für die anderen Gewerbe, müſſen für die Landwirtſchaft ſchon jetzt zur 
Verleilung der Arbeiter Wirtihaftspläne aufgeſtellt werden .. 

Die Wirtſchaftspläne ſind von den Kriegswirtſchaftsäamtern mit den Kom» 
munalverwaltungen oder doch wenigſtens durch deren Vermittlung und unter 
ihrer Verantwortung feſtzuſetzen. 

Die kleinen landwirtſchaftlichen Beſitzer find unter der Führung der Kreis⸗ 
. am beiten in Anlehnung an Großbetriebe, genoſſenſchaftlich zuſammen⸗ 
zuſchließen. 

Das Wort Produktionszwang klingt zwar auch nichtlandwirlſchaftlichen 
Ohren noch unheimlich, aber auch prakliſche Landwirte glauben, daß wir im öffent⸗ 
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lichen Intereſſe ohne eine planmäßige Regelung der un und der Bewirk⸗ 
ſchaftung (was übrigens im Intereſſe der Beſitzer liegen würde, wie auch die Er⸗ 
fahrungen der brandenburgiſchen Rıtterfchaft gezeigt haben), unfer 2 ſelbſt 
auf dem Zwangswege, nicht mehr auskommen können.“ (Seite 14, 15.) 

Das wäre immer noch keine ſozialiſtiſche Wirlſchaft. 5 beſitzende 
Bauer bekäme mehr, als der beſitzloſe Landarbeiler. Die Produktion 
geſchähe immer noch zum Verkauf, für den Markt. Die Triebkraft der 
Produklion wäre immer noch der Mehrwert, in den beiden Erſcheinungs⸗ 
formen des Profils und der Grundrente. 

Dieſe Regelungen bedeulen noch nichl Uebergang zum Sozialismus, ſie 
gehören noch in das Gebiet der Uebergangswirlſchaft, die wir hier behandeln. 
Sie ſind ein Mittel, ohne Veränderung der Grundlagen der beſtehenden 
Geſellſchaft die Produklivkraft der bäuerlichen Landwirkſchaft aufs höchſte 
zu ſteigern, ihr eine Reihe von Vorteilen des Großbetriebes zugänglich 
zu machen. 

Immerhin bedeulelen aber dieſe Regelungen einen erheblichen Schrift 
in der Richtung zu ſozialiſtiſcher Landwirtſchaft, die auf der Baſis des 
Kleinbekriebes unmöglich iſt. Zwei weitere Schrifte wären dann noch nok⸗ 
wendig, um die Dorfwirlſchaft in ſozialiſtiſche Wirlſchaft zu verwandeln: 
Einmal die Verſtaaklichung der Feldflur, der Ankauf der Anteile 
der einzelnen Bauerngüfer an dieſer Flur durch den Staal. Haus, Hof 
und Garten könnten auch dabei noch Privateigentum bleiben. Der moderne 
Kommunismus iſt nicht der urchriſtliche. Er verlangt die Gemeinſchaft 
der Produklionsmillel, die der kapitaliſtiſchen Warenproduklion dienen, 
nichl die Gemeinſchaft der Haushalkungen. 

Der Ankauf des Acherlandes durch den Skaak brauchte kein gewalt⸗ 
ſamer, er könnke ein allmählicher fein. Die Feſtſetzung des Vorkaufs⸗ 
rechts des Staates bei jedem Beſitzwechſel würde genügen. 

Je größer der Anteil des Staates an der Bodenfläche wird, deſto 
mehr fällt ihm alles weitere Wachstum der Grundrenfe zu, deſto mehr 
wird der Anteil des einzelnen Gemeindegenoſſen am Gemeindeprodukf 
bloß nach der Arbeit bemeſſen werden, die er dabei aufgewandt hat, und 
nicht nach der Größe ſeines Beſttzes. 

Der andere Schritt in der Richtung zur Sozialiſierung der Lande 
wirlſchaft, der noch zu fun wäre, beflände darin, daß die Gemeinde nicht 
mehr für den Markt zu produzieren hätte, ſondern für die Gemeinſchaft, 
für den Bedarf der Bevölkerung, durch Vermitklung der Staats verwallung. 

8 das könnte bereits durch die Uebergangswirkſchaft vorbereitet 
werden. 

Schon während des Krieges wäre es dringend nölig geweſen, die 
landwirtſchaſtliche Produktion direkt in den Dienſt der Geſamkheik zu 
ſlellen. Es iſt das, krotz der Not der Zeit, nirgends gelungen, dank der 
Macht der Agrarier — nicht der Landwirkſchaft, ſondern des Grundbeſitzes, 
des Privaleigenkums am Boden, was elwas ganz anderes iſt. Aber 
auch ohne dieſes ſoziale Moment wäre die Leitung der landwirkſchaft⸗ 
lichen Produklion durch Organe der Gemeinſchaft aus kechniſchen Gründen 


dorf geicheiterf, wo der Kleinbekrieb vorherrſcht. Die 4621 größten 
Betriebe (über 100 Hekkar) mit 1930000 Hektar Land in Pommern 
könnte man durch Organe des Staales oder der Provinz überwachen, 
aber doch nicht die 538000 kleineren Belriebe (unter 100 Hektar) der 
Rheinprovinz mit ihren 1300000 Hekkar landwirtſchaftlicher Fläche. 

Zu den ſtärkſten Eingriffen des Staales in den landwirklſchaftlichen 
Betrieb (der wohl zu unlerſcheiden iſt vom landwirkſchaftlichen Beſitz) 
während des Krieges iſt es nicht in Rußland gekommen, dem Lande 
der prolekariſchen Revolution, aber auch eines rieſenhaften zahlen» 
mäßigen Uebergewichts der Bauernſchaft. Auch nicht im Deulſchen Reich, 
deſſen ſtaatliche Organijation und deſſen Unterordnung aller privaten Bes 
dürfniſſe unter die Forderungen der Kriegführung fo ſehr erhoben wird, 
ſondern in England, dem Lande des Freihandels, des „Mancheftertums“, 
aber auch des zahlenmäßig überwiegendſlen Großgrundbeſitzes und Groß— 
betriebes auf der einen Seite und der — wenn fie nur will! — ſtärkſlen 
Arbeiterklaffe und der größten Ueberzahl der ſlädliſchen über die ländliche 
Bevölkerung auf der anderen Seite. Im Deutſchen Reiche macht dieſe 
noch 40 Prozenk der Bevölkerung aus, in England nur mehr 22. 

Die Engländer ſchiechen nicht davor zurück, durch das Landwirk⸗ 
ſchaſtsminiſlerium (Board of agriculture) Betriebsinipektoren einſetzen 
zu laſſen, die die einzelnen landwirkſchaftlichen Betriebe zu überwachen 
haben. Das würde an ſich noch wenig bedeuten. Doch ſollen fie das 
Recht bekommen, bei unwirlſchaftlich arbeitenden Belrieben die Leitung 
ſelbſt in die Hand zu nehmen. Der private Unternehmer iſt dadurch 
noch nicht ausgeſchaltet, aber nur der füchtig gebildete und gewiſſenhafke 
Unternehmer ſoll künftighin in der Landwirtſchaft geduldet werden. 

Derartiges muß ebenfalls bei uns im Intereſſe der größtmöglichen 
Produktivität der Landwirtſchaft gefordert, es müſſen ihr auch die Pro> 
dukte, die fie zu erzeugen hat, vorgeſchrieben werden. Das läßt ſich 
unſchwer bei dem Großbelriebe durchführen, nicht aber bei den unzähligen 
Kleinbelrieben. Auch da würde der kommunale Landbau die Aufgaben 
der Uebergangswirtſchaft ſehr erleichtern, 

Der Satz, daß die Ueberwachung und Leikung der Landwirlſchaft 
beim Großbetrieb unſchwer durchzuführen ſei, iſt natürlich nur in lech⸗ 
niſchem, nicht ſozialem oder politiſchem Sinne gemeint. Da wird ein ver⸗ 
zweifelter Widerſtand des agrariſchen Intereſſes zu überwinden fein. Aber 
hier unterſuchen wir nicht die Ausſichken der Uebergangswirtſchaft, die 
noch ganz unberechenbar find, ſondern die Forderungen, die im Inlereſſe 
des Prolelariaks und der Geſamtheik an fie zu ſtellen find, für die wir 
zu kämpfen haben. 

Wit Recht weiſen die Agrarier darauf hin, daß die Landwirkſchaft 
die Grundlage des ganzen gejellichaftlichen Gebäudes, der wichligſte aller 
Produkkionszweige iſt. Aber es iſt ganz widerſinnig, wenn fie daraus 
ſchließen, die Geſellſchaft habe den heuligen Herren dieſes Produklions⸗ 
zweiges nun die ausſchweifendſten Privilegien zu gewähren, ihnen Arbeits» 
kräfte zwangsweiſe zuzuführen und die fetteſten Profite zu ſichern, um 
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fie an der Beſorgung ihrer Wirkſchaft zu inkereſſieren. Dieſe Methode 
enlſpricht den Intereſſen der für die Geſellſchaft unnützen Privateigentümer 
am Boden, nicht dem Inlereſſe der Gefellichaft ſelbſt. Dieſes Inkereſſe 
erheiſcht vielmehr aufs dringendſte, gerade wegen der Bedeutung der Land- 
wirlſchaft, daß fie unabhängig wird von der Willkür des Privaleigen- 
{ums und direkt unter geſellſchaftliche Kontrolle kommt, und daß an 
Stelle unproduktiver Zwangsarbeit die produktive gern geleiſtete Arbeit tritt, 


5. Sklädliſche Landwirtſchaft. 


Neben der Landwirkſchaft der Dorfgemeinden kommk noch eine andere 
Ark kommunaler Landwirtſchaft in Belracht, die der Stadigemeinden, die 
auch in der Uebergangswirkſchaft an Bedeukung gewinnen dürfte als 
Mittel, die Ernährung der ſtädtiſchen Bevölkerung zu erleichtern, ihr die 
Vorkeile des „Selbſtverſorgers“ bis zu einem gewiſſen Grade zugänglich 
zu machen. 

Schon vor dem Kriege waren Anſätze zu ſolcher Ark Landwirtichaft 
vorhanden. Auf der einen Seite mußten die Skadkgemeinden Grund 
und Boden aus kechniſchen Gründen, z. B. Rieſelfelder, erwerben, den 
ſie nicht brach liegen laſſen wollten. Anderſeiks drängte das Steigen der 
Lebensmittelpreiſe und das Wachſen der Ernährungsichwierigkeiten der 
Stadigemeinden dazu, wenigſtens einem Teil ihrer Bevölkerung gute und 
billige Nahrungsmiktel zuzuführen, entweder durch Verträge mik den 
Produzenten oder durch eigene Produklion. In der Zeit der Webers 
gangswirlſchaft wird der Antrieb zu ſolchem Vorgehen durch die hohen 
Preiſe und die geſteigerle monopoliſtiſche Stellung des Grundbeſitzes ſehr 
verſlärkt werden. 

Dieſe ſlädliſche Landwirlſchaft wird fi von jener der Dorfgemeinden 
ſchon nach den Hauplobjekten ihrer Produktion unterfcheiden. Es wird 
ſich da das Thünenſche Geſetz geltend machen, mit den Modifikationen, 
die die moderne Technik des Transporks und der Konſervierung an ihm 
hervorbringt. 

Die ſlädtiſche Landwirlſchaft muß ihr Schwergewicht auf die Er⸗ 
zeugung von Produklen legen, die weilen Transport ſchwer verkragen 
und die von der Landwirtſchaft ohne jede Zwiſchenſtufe in den Haushalt 
übergehen, alſo vor allem Milch und Gemüſe. Die Dorfgemeinde wird 
eher Produkte herſtellen, die einen längeren Transport ſowohl lechniſch 
wie ökonomiſch ſehr wohl verkragen und die nicht direkt vom Produzenten 
in den Haushalt eingehen, ſondern noch eine oder mehrere Zwiſchenſtufen 
paſſieren müſſen, alſo vor allem Getreide, Milch, die in Butler und Käſe 
verwandelt wird, Magervieh, Gemüſe für Konſervenfabriken, Rüben 
für Zuckerfabriken uſw. 

Doch nicht nur in den Objekten der Produktion unlerſcheidek ſich 
die Landwirtſchaft der bäuerlichen von der der Stadligemeinde, ſondern 
auch in ihrer ſozialen Bedeulung. Kann die Landwirtſchaft der Dorf⸗ 
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kommune noch Warenprodukfion, gefrieben von dem Streben nach Mehr⸗ 
werk, das heißt Profit und Grundrenke, bleiben, fo iſt die Landwirkſchaft 
der Stadlgemeinde, joweit fie nicht fiskaliſchen Zwecken dient, direkt 
auf die Befriedigung des Bedarfs ihrer Bewohner gerichkek, ohne jede 
Abſicht auf Profit. Sie gewinnt damit bereits ſozialiſliſchen Charakter. 

Beide Arten der Landwirtſchaft find von der Uebergangswirtichaft 
zu fördern. Soweit fie ſich durchſetzen, werden ſie aber ſolche Vorteile 
bieten, daß ſie mit dem Skadium des Ueberganges nicht wieder ver= 
ſchwinden, ſondern ſich über dieſes hinaus erhalten und weiterentwickeln 
werden. Sie liegen in der Linie der Entwicklung. Ihre größten 
Schwierigkeilen finden ſie im Anfang. 

Die Uebergangswirtjchaft wirft jo vieles Alle und Herkömmliche 
über den Haufen, mehr noch, als es der Krieg ſelbſt bewirkt, weil ſie 
mit dieſem den Nolſtand keilk, gleichzeitig aber den Kampf der Klaſſen 
im Innern in voller Macht, ohne jede Ablenkung durch äußere Bes 
drängnis, wirken läßk. Sie kann am eheſten den Anſtoß geben, dieſe 
ſchwerſten erſlen Schritte zu wagen. Für die Landwirlſchaft würde fo 
die Zeit der Uebergangswirlſchaft eine Seit, die nicht nur den Uebergang 
vom Kriegszuſtand in den Friedenszuſtand vollzöge, ſondern auch den 
Uebergang von privater zu geſellſchaftlicher Landwirtſchaft anbahnte. 

Daran iſt heute, nach den Erfahrungen der letzten Jahrzehnke, nicht 
mehr zu zweifeln, daß die Entwicklung der Landwirkſchaft eine andere 
iſt, als die der Induſtrie. Wenn wir Marxiſten im Verein mik einem 
großen Teil der bürgerlichen Oekonomie ehedem annahmen, der Groß— 
betrieb werde in der Landwirlſchaft den gleichen Siegeszug anlreken, wie 
in der Induſtrie, jo beruhte das auf wohl beobachleken Talſachen, deren 
Bedeutung wir jedoch überſchätzten. Das habe ich bereits vor zwanzig 
Jahren in meiner „Agrarfrage“ anerkannt. Ich habe dork jedoch auch 
ſchon die entgegengeſetzte Anſchauung zurückgewieſen, als gingen wir dem 
Ende des landwirlſchaftlichen Großbekriebes, dem Siege des Kleinbelriebes 
entgegen: 

„So wenig wir in der Landwirtſchaft auf eine raſche Aufſaugung der Alein- 
betriebe durch die Großbetriebe rechnen dürfen, jo haben wir noch weniger Urſache, 
den enlgegengeſetzten Prozeß zu erwarten.“ (Seite 298.) 

Eine Reihe von Sozialiſten haben daraus, daß der Großbetrieb in 
der Landwirtſchaft nicht vorfchreitet, geſchloſſen, eine ſozialiſtiſche Land⸗ 
wirlſchaft ſei unmöglich, der Sozialismus werde bloß in der Induſtrie 
zur Herrſchaft kommen — und ſie nehmen an, auch da erſt nach ein 
paar hundert Jahren. In Wirklichkeit folgt aus dem verſchiedenen 
Gange der Entwicklung in Zandwirtfchaft und Induſtrie nur, daß der 
Weg zum Sozialismus hier ein anderer fein wird als dorf, 

In der Stadl wird er vorbereikek und unerläßlich gemacht durch 
das Vorſchreiten des Großbefriebes, der das Proletariat immer mehr 
zur zahlreichſten Klaſſe macht, zugleich aber das Streben des einzelnen 
Proletariers, ſich zum Privaleigenkümer eines Kleinbelriebes empor⸗ 
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auarbeifen, immer ausfichtslofer und finnlofer erſcheinen läßk. Seine 
Kraft entwickelt das induſtrielle Prolekariak im Klaſſenkampf, deſſen 
Ausgangspunkt der Kampf um die Arbeilsbedingungen iſt, deſſen Ziel 
die Enteignung der Kapitaliſten durch die Geſellſchaft wird. 

Auf dem flachen Lande nimmt der prolekariſche Klaſſenkampf nicht 
die gleiche Ausdehnung und Inkenſikät an. Die Zahl der Proletarier 
nimmt da nicht auffallend zu, und dem Prolefarier erſcheink das Streben 
nach Erringung eines Kleinbetriebes nicht jo ausſichtslos und finnlos, 
wie in der Induſtrie. Sein Kampf gegen den großen Grundbeſitz geht 
da weniger auf deſſen Verſtaaklichung als auf deſſen Verkeilung aus, 
alſo auf Vermehrung und Verſtärkung des Privafeigentums am Boden, 
nicht auf Verdrängung dieſes Eigenlums durch geſellſchaftliches. 

Dieſem Streben wirkt entgegen die forkſchreitende Induſtrialiſterung 
der Landwirlſchaft in ihren beiden Formen, der einen, die einen land⸗ 
wirlſchafllichen Belrieb in Verbindung mit einem induſtriellen bringt, 
und der anderen, die kleine Landwirte in Lohnarbeiker einer auf dem 
Lande erwachſenden Induſlrie verwandelk. Damit werden die ſozialiſtiſchen 
Tendenzen der Induſtrie dem flachen Lande nähergebracht. 

Darauf wies ich ſchon in meiner „Agrarfrage“ hin. ‚Seitdem iſt 
aber noch ein neuer, gewalliger Faktor aufgekreten. Damals lebten 
wir in einer Zeit ſinkender Lebensmilkelpreiſe. Das hörte bald danach 
auf. Wir tralen in eine Periode ſtekig ſteigender Lebensmillelpreiſe ein, 
die die Not der ſtädliſchen Maſſen immer mehr ſleigerke und ſchon vor 
dem Kriege fie ſtetig radikaliſterte. Damit wuchs ihr Gegenſatz nicht 
nur gegen die induſtriellen Unternehmer, ſondern auch gegen den Grund⸗ 
beſitz. Die Vergeſellſchaftlichung der Landwirkſchaft wurde nun ein 
ebenſo dringendes Inkereſſe der ſtädtiſchen Proletarier, wie die Vergeſell⸗ 
fchaftlihung der Induſtrie. Und jene blieb nicht ein prolekariſches 
Inlereſſe, fie wurde ein Inkereſſe der geſamlen ſtädtiſchen Bevölkerung. 
Dabei iſt die Sozialiſierung der Landwirlſchaft aber ſehr wohl vereinbar 
mit dem Inkereſſe der großen Mehrheit der Landbevölkerung, die von 
ihrer Hände Arbeit, nicht von dem Einftecken von Grundrenke lebt, 

So wirkt die ökonomiſche Entwicklung ebenſo auf dem Lande wie 
in der Stadt in der Richtung auf den Sozialismus, wenn auch hier 
mit anderen Methoden als dork. Die Uebergangswirlſchaft, in der die 
Mot an Lebensmilleln auf die Spitze getrieben fein wird, iſt berufen, 
dieſem Entwicklungsgang einen gewaltigen Stoß nach vorwärts zu verſetzen 
— vorausgeſetzt, daß das induſtrielle Proletariat ſeine Schuldigkeit kut. 
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VI. Die Rohmaterialien. 


1. Erjagitoffe. 


Se wichlig in der Uebergangswirlſchaft die Beſchaffung und Aus⸗ 
nutzung der Arbeiksmittel wird, noch wichtiger wird die der Arbeiks⸗ 
gegenſtände, unter denen die Rohmalerialien die wichtigſlen find. Wir 
haben früher ſchon darauf hingewieſen, daß die Arbeitsgegenitände in 
dem Arbeitsprozeß ihre urſprüngliche Form verlieren und als Gegenſtand 
dieſes Prozeſſes aus ihm verſchwinden, während das Arbeitsmittel ſeine 
Form dabei nicht verändert und imſlande iſt, den Arbeiksprozeß mehrere⸗ 
mal, oft unzähligemal durchzumachen. Die Spindel iſt am Ende des 
Arbeitstages die gleiche, wie bei ſeinem Beginn und braucht nicht erneuert 
zu werden. Die Baumwolle dagegen, die im Laufe des Tages ver⸗ 
ſponnen wurde, ebenſo wie die Kohle, die den Dampfkefjel heizte, 
ſcheiden aus dem Arbeitsprozeß aus. Dieſer kann nur dann fortgejeßt 
werden, wenn bei Beginn des nächſten Tages die gleiche Menge neuer 
Baumwolle und neuer Kohle bereititeht. 

Dabei iſt aber auch die Ausnutzung der Arbeitsmittel weit elaſtiſcher, 
als die der Arbeiksgegenſtände. Man kann die lägliche Produktivkraff 
einer Maſchine dadurch vergrößern, daß man ſie ſchneller laufen läßt, 
aber auch dadurch, daß man die Zahl der Stunden im Tage vermehrt, 
die fie in Tätigkeit iſt. Aus einer beſlimmken Menge Rohmalerial kann 
ich dagegen unter gegebenen kechniſchen Verhältniffen bloß eine gegebene 
Menge Produkte erzeugen. Will ich die Menge des Produktes vermehren, 
muß ich die des Rohmalerials vermehren — wenn nicht neue Erfindungen 
ſeine beſſere Ausnutzung ermöglichen. 

Wenn für einen Induſtriezweig keine neuen Arbeitsmittel geſchaffen 
werden, die die abgenutzten erſetzen, jo mindert das die produktive Kraft 
dieſer Induſtrie, ſie wird aber doch ihren Belrieb, wenn auch immer 
mühſamer und mit wachſenden Einſchränkungen, noch für kürzere oder 
längere Zeit aufrechthalten können, wenn ihr die nötigen Rohmaterialien 
zugeführt werden. 

Werden dagegen für einen Induſtriezweig die Arbeitsgegenffände 
oder einer der Arbeitsgegenſtände, die er verarbeitet, nicht neu geſchaffen, 
die die vernutzten erſetzen, dann iſt dieſer Zweig unweigerlich jofort zu 
völligem Stillſtand verurteilt. 
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Und vermag ein Belrieb eine Maſchinerie, die bei zehnſtündigem 
Arbeitstag unzulänglich iſt, durch Anberaumung zweier oder dreier 
Schichten, die zuſammen etwa 14 bis 18 Stunden im Tage arbeiten, 
in eine zulängliche zu verwandeln, ſo iſt etwas ähnliches bei einer 
unzulänglichen Menge Rohmaterial ausgeſchloſſen. Wenn eine Spinnerei 
im Jahre 10 000 Ballen Baumwolle braucht, um alle Spindeln in Gang 
zu hallen, und fie bekommt nur 5000 Ballen, wird fie bloß die Hälfte 
deſſen erzeugen, was fie zu erzeugen vermöchte, 

Ein Mangel an Rohſloffen iſt alſo eine noch weit ernſtere An⸗ 
gelegenheit, als die Verminderung und Verſchlechkerung des Produktions» 
apparals. Ein ſolcher Mangel wird nach dem Kriege eintrefen. Bei 
einer Reihe von Rohfloffen, die nicht direkt für Kriegszwechke erheiſcht 
waren, wurde die Produktion in den kriegführenden und auch in 
neutralen Ländern ſchon durch Mangel an Arbeitskräften, aber auch an 
Produktionsmilteln, die anderen Zwecken zugeführt wurden, eingejchränkt, 
mitunter ganz unterbrochen. 

Nur ein Beiſpiel. Die Baumwollproduktion iſt während des Krieges 
zurückgegangen. Die Ernten wurden ſchlecht, was wohl kein Zufall war, 
ſondern wenigſtens zum Teil durch Mangel an künſtlichen Düngern und 
Ichlechtere Bearbeilung des Bodens hervorgerufen wurde. Aber auch die 
Anbaufläche iſt in den Vereinigten Staaten zurückgegangen; fie belrug 
1916 36,1 Millionen und 1917 nur noch 34,6 Millionen Acres. Dies 
iſt namentlich der Abwanderung der ſchwarzen Arbeiter in die Induſtrie⸗ 
zentren des Nordens zuzuſchreiben, denen die Kriegslieferungen vermehrte 
Beſchäſtigung brachten, indes ihnen der Krieg die Einwanderung euro» 
päiſcher Arbeiter vorenthielt. In Aegypten wird der Anbau der Baum— 
wolle von Regierungs wegen eingeſchränkt, damit das Land mehr Getreide 
anbaut. Auch die indiſche Baumwollproduktion iſt zurückgegangen. 

Ueberdies wurden Maſſen von Rohſtoffen, namentlich durch den 
U⸗Boolkrieg vernichtel. Anderſeits hat der Bedarf des Krieges von 
manchen Rohſtoffen, die für Heereszwecke erforderlich waren, alle Vorräle 
weit ſchneller aufgebraucht, als durch neue Produktion erſetzt werden 
konnten. Das machle ſich am ſtärkſten in Ländern geltend, die der Krieg 
vom Welthandel abſchnilt. Um die fehlende Zufuhr zu erſetzen, mußte 
man da vielfach zu dem Auskunftsmiltel greifen, Gegenſtände, die dem 
perjönlichen Verbrauch dienten und längſt aus dem Bereich des Produklions⸗ 
prozeſſes ausgeſchieden waren, mit Beſchlag zu belegen, um fie als Roh— 
ftoff wieder jenem Prozeß zuzuführen. Das geſchah mit Metallwaren 
wie mit Texlilſtoffen. 

Nach dem Kriege wird in dieſen Staaten der Rohſtoffhunger beſonders 
groß ſein. Doch von ſolchen beſonderen Fällen handeln wir augenblicklich 
nicht, da wir bei der Belrachlung der Dinge hier vom internationalen 
Standpunkt ausgehen, nicht vom nalionalen, von dem aus fie oft ein 
ganz anderes Geſicht bekommen. 

Vom nationalen Standpunkt aus beſteht das Problem der Rohſloff⸗ 
verſorgung während der Uebergangswirlſchaft in der Frage, wie man 
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möglichſt viel vom Produkt der Welk den anderen abnehmen und für 
den eigenen Staat gewinnen kann, das heißt, in der Forlſetzung des 
Krieges als Wirlſchaftskrieg. Vom inkernalionalen Standpunkt aus 
beſteht es in der Frage, wie man mit den vorhandenen Vorrälen am 
beſten auskommen und wie man ſie am raſcheſten vermehren könne. Die 
Löſung der Frage vom nationalen Standpunkt aus führt zu Forderungen 
an die fremden Regierungen und Völker, die vom internationalen Stand» 
punkt aus führt dazu, daß in jedem Staat die gleichen Forderungen an 
das eigene Volk, die eigene Regierung geſtellt werden. 

Die nächſtliegende Methode, mit den vorhandenen Rohſtoffen aus⸗ 
zukommen, beſteht darin, daß man den Konſum jener Gebrauchsgegen— 
ſtände, die aus ihnen hergeſtellt werden, möglichſt einfchränkt, daß man 
alſo auf die Produktion alles Ueberflüſſigen und auf jeden vermeidbaren 
Verbrauch verzichlet, ſowie darin, daß man die Rohſtoffe möglichſt gul 
ausnutzt, jede Verſchwendung vermeidet, mit anderen Worten, daß 
man ſpart. 

Vom Sparen haben wir ſchon gehandelt und gezeigt, wie durch 
Einſchränkung des Luxus, durch Abrüſtung, durch möglichſt zweckmäßige 
Geſtaltung des produktiven Verbrauchs viel geholfen werden kann. Aber 
wieviel man auch ſparen mag, es ſoll nicht auf Koſten des Konſums der 
Maſſen geſchehen, die ſchon im Frieden weniger zu verbrauchen hallen, 
als den Forderungen der Hygiene und des erreichten Kulkurniveaus 
enlſprach. Mit dem Sparen allein wird man der Schwierigkeiten nicht 
Herr, mik denen uns der Rohſtoffmangel bedroht. 

Eine andere Methode, ſich zu helfen, beſteht darin, daß man die 
ſeltenen Rohſtoffe durch andere, in reicherem Maße vorhandene erjeßt. 
Dieſe Erſatzwirkſchaft ſpielt jetzt ſchon, im Kriege, eine große Rolle. Aber 
was uns als Erſatz angeboten wird, erſetzt nur in den jeltenjten Fällen 
wirklich den Stoff, der nicht zu haben iſt. Weiſt käuſcht es den Erſatz 
nur vor, nutzt nicht nur nichts, ſondern ſchadet vielmehr, indem es eine 
unzweckmäßige Verſchwendung von Kräften und Sloffen herbeiführt. 


Andere Erjaßmittel wieder bedeuten nur, daß man ein Loch auf⸗ 
macht, um ein anderes zuzumachen. Man pries uns das Papiergarn als 
Retter in der Baumwollnok. Was ſollte durch das Papier nicht alles 
erſetzt werden! Aber dieſer Erſatz wird zu einem Mittel, die Papiernot 
zu verſchärſen. 

Hermann Jäckel keilt in feiner Schrift „Uebergangswirlſchaft und 
Texlilarbeiter“ nach einem im Vogklande erſcheinenden Blalte folgende 
Ziffern über das während des Krieges eingeführte Papierſpinnverfahren mik: 

„Im Jahre 1914 waren jo viele Spindeln im Gange, daß läglich 60 000 bis 
80 000 Kilogramm Garne hergeſtellt werden konnten. Am 1. Januar 1917 gab 
es in Deutihland ſchon 380000 Spindeln auf Papiergarn, am 1. März war die 
au auf 550000 geſtiegen und heute beträgt fie weit über eine Million. Die 

robgarnmaſchinen haben eine Tagesleinung von durchſchnittlich 2 Kilo pro 
Spindel. Das bedeutet für die Grobgarnſpinnerei bei 450 000 Spindeln einen 
Tagesbedarf von 1 Willion Kilo Papier, im Jahre alſo wenigſtens Millionen 
Kilo 000 Feinſpindeln verbrauchen auf der Grundlage von etwa 1 Kilo 
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Tagesleiſtung rund gerechnet 500 000 Kilo, das macht im Jahre mindeſtens 
250 Millionen Kilo in Rohpapier.“ (S. 13.) 

Die Papierſpinnerei verbraucht alſo ungefähr eine halbe Milliarde 
Kilogramm Papier im Jahr. 

Nur wenige Erſatzmiklel erweiſen ſich als wirklicher Gewinn. So 
3. B. der aus der Luft gewonnene Slickſtoff, der den Chiliſalpeler erſetzt. 

Ebenſowenig wie das Sparen, werden die Erſatzmittel der Not an 
Rohſtoffen abhelfen, und der an Nahrungsmitteln, dieſen Rohſtoffen des 
Lebensprozeſſes. 


2. Die Bergwerke. 


Das Haupiproblem bleibt die Vermehrung der Menge der Rohſtoffe 
und Lebensmittel. Das hann vom internationalen Standpunkt aus nur 
durch die Ausdehnung ihrer Gewinnung geſchehen. Vom nakionalen 
Standpunkt aus auch durch vermehrte Einfuhr vom Ausland. 

Das wichligſte iſt zunächſt für jeden Staat die Vermehrung feiner 
eigenen Gewinnung von Rohmalerialien. Nur wenn dies allſeilig geſchieht, 
wird die Verarmung der ganzen Welt an ſolchen Materialien am raſcheſten 
geheilt werden, nicht durch Verfchickung der Rohſtoffe von einem Land 
zum anderen. 

In Bezug auf die Gewinnung zerfallen nun die Arbeiksgegenſtände 
wie die Lebensmittel in zwei Gruppen. Die eine von ihnen beſtehl aus 
Dingen, die vom Menſchen in der Nalur ferlig vorgefunden und bloß 
angeeignet werden. Die andere beſleht aus Organismen, die der Wenſch 
unter beſonderen, von ihm herbeigeführlen oder begünſtigten Bedingungen 
zur Entwicklung und Vermehrung bringt. 

Zu den Dingen der erſten Art, die rein exkrakliv gewonnen werden, 
gehören nicht nur anorganiſche Stoffe, ſondern auch organiſche, ganze 
Organismen oder einzelne ihrer Teile. Es ſind jene Organismen, deren 
Vermehrung und Entwicklung der Wenſch der Nakur überläßt. Er eignet 
ſich bloß die für feine Zwecke kauglichen Exemplare oder ihre Produkte 
an, deren er habhaft wird, elwa Seefiſche, Wild, Beeren, Kräuler und 
Wurzeln, oder der Saft von Bäumen, z. B. Kautſchuk oder Fichtenharz. 
Sie bilden die urſprünglichſten Objekle menſchlichen Erwerbs, verlieren 
aber mit wachſender Kultur immer mehr an Bedeutung. Die ökonomiſche 
Bedeutung der Jagd iſt heuke eine rein negalive. Das bischen Fleiſch. 
das fie liefert — in Preußen kommt jährlich auf den Kopf etwa ein 
Pfund Wildpret — wird mehr als weit gemacht durch den Verluſt an 
Kullurboden, den die Ausdehnung der Jagdreviere hervorruft, und durch 
den Schaden an Kulkurgewächſen, den das äſende Wild anrichkel. 

Wichtig iſt dagegen für die Ernährung der Volksmaſſe die See⸗ 
ſiſcherei. Aber auch ihr Wertprodukt wird weit in den Schallen geſtellt 
durch das der Gewinnung mineraliſcher Stoffe in den Bergwerken. 
Der Werk der durch deulſche Fiſcher in der Nordſee und der Oſtſee 
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gefangenen Geefiere betrug 1914 45 Millionen Mark. Dagegen der 
Werk der 1912 im Deulſchen Reich geförderten Steinkohlen 1840 Millionen, 

Die Stoffe, die in den Bergwerken gewonnen werden, find nicht durch 
menſchliches Zutun erzeugt worden, fie reproduzieren fich auch nicht von 
ſelbſt, wie Fiſche und Wild oder Waldbäume. Ihre Menge im Erdinnern 
iſt gegeben und in keiner Weiſe vermehrbar. Indeſſen auch den Fiſch— 
reichtum des Meeres kann man in einem beſtimmken Moment als gegeben 
und nicht vermehrbar bekrachten. Wieviel von den vorhandenen See— 
fiſchen, Erzen, Kohlen u. dgl. jeweilig gewonnen wird, hängt einmal vom 
Stand der Technik ab, z. B. dem Bau der Schiffe, der Geffaltung der 
Netze, der Kunſt, Schächle zu graben, zu ventilieren, zu entwäſſern, 
Materialien zu finden uſw., kurz von der Ausdehnung der lechniſchen 
Anlagen und Behelfe, und andererſeits von der Menge der bei der 
Gewinnung angewandten MWenſchen. 

Wenn die Seefiſcherei beim Aufhören des Krieges nich! fofort im 
alten Umfang aufgenommen werden kann, wird das zum Teil an der 
Verminderung der geſchulken Kräfte, anderſeits an der Einbuße von 
Fahrzeugen liegen, die der Krieg herbeigeführt hak. Wie groß dieſe 
Berlufte in den einzelnen Ländern find, läßt ſich zur Seit nicht ermeſſen. 
Es wird dringend notwendig fein, die Lücken im Schiffsmaterial der 
Seefiſcherei durch Neubauten zu ergänzen. Dabei erhebt ſich die gleiche 
Frage wie beim Bau von Fayrzeugen für die Frachlſchiffahrt: Soll der 
Staat Mittel anwenden, um neues hapilaliſtiſches Privateigentum zu 
ſchaffen? Die Seefiſcherei wird immer mehr ein hapitaliſtiſches Gewerbe. 
Von den 17027 Perſonen, die 1907 in der Seefiſcherei beſchäftigt waren, 
kamen bereits 3700 auf Großbetriebe mit mehr als fünfzig Perſonen. 
Anderſeiks werden viele der kleinen Belriebe nicht von Eigentümern, 
ſondern von Pächtern bewirkſchaftet. Man zählte in der Gerftfcherei 1907 
7970 Betriebe, von denen 1197 von Pächlern geleitet wurden. Die Ver⸗ 
luſte von Schiffen durch den Krieg dürften hauptiächlich die kapitaliſliſchen 
Unternehmungen freffen, die mit größeren Fahrzeugen und Dampfern 
arbeiten. Auch bei der Fi cherei wie der Seeſchiffahrt müſſen wir ver— 
langen, daß die auf Staatskoften erbauten Schiffe Staatseigentum bleiben. 
Der ſtaatliche Betrieb der Seefiſcherei mag freilich zunächſt noch auf 
Schwierigkeiten ſtoßen. Am eheſten dürfte es ſich empfehlen, daß der 
Staat die Schiffe, die er für die Seefiſcherei erbauen läßt, in ſeinem Beſitz 
behält und unter beſtimmten Bedingungen Genoſſenſchaften oder Gemeinden 
von Fiſchern oder Konſumentengenoſſenſchaften zur Benutzung überläßt. 

Ungleich wichtiger als die Fiſcherei iſt der Belrieb der Bergwerke. 
Ihre Produktion kann, wenn die nötigen baulichen Anlagen gegeben ſind, 
beliebig geſteigert werden, ſolange ſie abbauwürdige Mineralien überhaupt 
enthalten. Die Steigerung der Produktion iſt da in erſter Linie eine 
Frage der Vermehrung der Arbeitskräfte. Dieſe den Bergwerken in 
ausreichendem Maße zur Verfügung zu ſtellen, wird nirgends ſchwer 
fallen. Wir dürfen daher erwarten, daß die Bergwerksproduktion in 
allen Ländern nach dem Kriege bald aufs höchſte geſleigert fein wird. 
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Die größten Schwierigkeiten der Verſorgung der weiferverarbeitenden 
Induſtrien dürften nicht in den Schwierigkeiten der Produkkion von 
Erzen und Kohlen, ſondern in denen ihrer Verfrachkung liegen. 

Sit aber bei Bergwerksprodukten nicht abſoluler Mangel zu befürchten, 
fo um fo mehr ein unerſchwinglich hoher Preis, der ihre Anwendung ebenſo 
hemmen kann, wie der Mangel ſelbſt. 

Um die Bergwerksproduklion auszudehnen, wird es nolwendig 
werden, auch Minen in Ausbeulung zu nehmen, die ihrer geringen 
Ergiebigkeit wegen bisher nicht in Angriff genommen oder wieder aufs 
gegeben wurden. Sie liefern das gleiche Produkt, nur unker Aufwand 
von mehr Arbeit, alſo auch mehr Koſten, als die reicheren Minen. So 
lange der Profit die Triebfeder der Produktion iſt, werden ſolche Berg— 
werke nur in Betrieb geſetzt, wenn die Preiſe ihrer Produkte erheblich 
geſtiegen ſind. a 

Die Koſten, die der Belrieb der ärmſten Mine erheijcht, deren 
Produkte zur Deckung des geſellſchafllichen Bedarfs noch notwendig find, 
beſtimmen, unter Zurechnung der durchichnittlichen Profikrale, den Preis, 
den das belreffende Produkt aus allen Minen, auch den reichſten, bezahlt 
erhält, denn auf dem gleichen Markt gibt es zu gleicher Zeit nicht zweierlei 
Preiſe für das gleiche Produkt, 

Die Preiſe der Bergwerksprodukke werden alſo enorm ſteigen; oder, 
foweit der Krieg fie ſchon enorm erhöht hat, werden fie auf dieſer Höhe 
ſtehen bleiben. Die Koften der Bearbeitung der Bergwerke werden aber 
für die reicheren unler ihnen, die keine zuſätzliche Arbeit erheiſchen, um 
das gleiche Produkt wie früher zu liefern, in keiner Weiſe ſteigen, ſie 
werden eher finken, da die Fülle von Arbeitskräften nach dem Kriege 
die Arbeikslöhne herabdrücken wird. 

Sinkende Löhne, ſteigende Preiſe und damit ſteigende Grundrenken 
in der Bergwerksinduſtrie, das wird die Signatur der Uebergangszeif 
ſein. Die Herren der Bergwerke, die während des Krieges ſchon die 
fetteffen Gewinne einſackten, werden auch aus der Nollage der Uebergangs— 
wirlſchaft neue Mittel rapideſter Bereicherung ſchöpfen und dadurch die 
Entwicklung der Induſtrie hemmen, die Arbeiksloſigkeit entjeglih an- 
ſchwellen laſſen, wenn — ja wenn die Geſellſchaft das ruhig hinnimmt, 
und namentlich wenn die Arbeiter, die am fühlbarſten getroffen werden, 
es nicht verſtehen, Gegenmaßregeln durchzuſetzen. 

Es wird unter dieſen Umſtänden dringend nolwendig werden, daß 
eine demokratiſche, von den Volksmaſſen abhängige Staatsgewalt die 
Bergwerke an ſich zieht und ſelbſt in Betrieb nimmt. Auch wenn fie fie 
nicht konfisziert, ſondern zu dem Erkragswerk ablöſt, den ſie vor Kriegs⸗ 
ausbruch hatten, alſo bloß die weitere Forlſetzung ihrer Kriegsgewinne 
mil Beſchlag belegt, wird fie der induſtriellen Not in hohem Maße 
ſteuern, freilich nur dann, wenn die Siaatsgewalt nicht ihrerjeits Profit⸗ 
zwecke bei dem Belrieb der Bergwerke verfolgt, ſondern den Bedarf der 
Geſellſchaft zu ihrer direkten Triebkraft macht. 
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Berftaatlihungen von Bergwerken, wie fie Cunow predigt, zu fis⸗ 
kaliſchen Zwecken, als verfteckte indirekte Steuern, die dem Staale 
Milliarden einbringen ſollen, find enkſchieden verwerflich. Verſtaal⸗ 
lichungen zur Herabſetzung der Preiſe der Bergwerksprodukte 
find dagegen dringend geboten. 

Der Staat als Beſitzer aller Bergwerke einer Gaftung iſt nicht an 
jene Preisfeſtſetzung gebunden, die ſich unker der Herrſchaft des Profils 
und des Privateigentums am Boden durchſetzt und die den Preis eines 
Bergwerksprodukls durch die Produktionsbedingungen der ärmſten 
Mine beſlimmen läßk. Der Staat iſt imſtande, ohne jeden Verluſt, den 
Preis durch den Durchſchnitt zu beſtimmen, der ſich zwiſchen den 
Produklionsbedingungen der reichſten und der ärmſten Minen ergibt. 

Die Verſtaatlichung ergäbe außerdem noch die Möglichkeit, am 
zweckmäßigſten und planmäßigſten einer Reihe von Induſtriezweigen ihre 
Rohmalerialien in dem Ausmaße zukommen zu laſſen, in dem die normale 
Proporlionalikät der verſchiedenen Produklionszweige es erheiſcht, und 
fo dieſe wichlige Bedingung ungeflörten Produzierens wenigſtens für 
einige Gebiete der Produktion raſcheſt herzuffellen. Als Herr der Er⸗ 
zeugungsftätten der mineraliſchen Rohmaterialien kann der Slaak da 
ganz anders regelnd eingreifen, als durch die zentralen Handelsgeſellſchaften, 
die nur die fertigen Produkte erfaſſen, die auf den Markt kommen. 

Aehnliches wie für den Bergbau und die mit ihm eng verbundenen 
Hüllenwerke gilt für die chemiſche Induſtrie. 

Die Verſlaallichung würde weder auf lechniſche noch auf ökonomiſche 
Schwierigkeiten ſtoßen. In keinem anderen Induſtriezweig iſt die kech— 


niſche Zenkraliſakion, der Großbetrieb, weiter fortgejchritten, als im Berg⸗ 


bau und dem Hültenweſen. In der gejamten deutſchen Snduffrie waren 
1907 879 000 Arbeiter in Betrieben mit mehr als 1000 Perſonen be⸗ 
ſchäftigt. Von dieſen 879 000 entfiel mehr als die Hälfte, 452 000, auf 
Bergbau und Hüktenweſen. In den 2432 Kleinbetrieben (mit ein bis 
fünf Perſonen) des Bergbaus und Hüttenweſens waren nur 4900 Perſonen 
beſchäftigt, in den 1159 Mittelbetrieben (ſechs bis fünfzig Perſonen) nur 
24000, dagegen in den 1675 Großbefrieben (über fünfzig) 832 000. 
Von je 1000 im Bergbau beſchäfligten Perſonen kommen 966 auf die 
Großbetriebe. Am nächſten in der kechniſchen Sentralifation find die 
Induſtrie der Maſchinen mik 704 und die chemiſche Induſtrie mit 698 
Perſonen (von 1000) im Großbetrieb. 

Die ökonomiſche Zenlraliſalion iſt aber noch weit über die technifche 
hinausgegangen. Viele verſchiedene Betriebe find in einer Hand vers 
einigt, und nirgends iſt die Karlellierung und Verkruſtung weiter gediehen, 
wie in dieſem Induſtriezweig. 

Seine Verſtaatlichung iſt nur noch eine Frage der Macht. Gerade 
dieſer Induſtriezweig, der am reifſten iſt für den Sozialismus, bildet die 
Hochburg des Kapilalismus, deſſen ſtärkſte, rückſichtsloſeſte, gewallläligſle 
Formen er umfaßt. Im Kampfe gegen ihn werden die Entſcheidungs⸗ 
ſchlachten des Sozialismus geſchlagen werden. Setzen ſich die geſellſchafk⸗ 
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lichen Be dürfniſſe der Uebergangswirffchaft gegenüber dem Privateigentum 
an Bergwerken und Hültenbekrieben durch, dann bildet dieſe Wirtjchaft 
den Uebergang zum Sozialismus. Gelingt es ihnen nicht, ſich durchzu⸗ 
ſetzen, dann iſt die Uebergangswirkſchaft von vornherein verurteilt, unzu⸗ 
längliches zu leiſten auch dork, wo lechniſch die Möglichkeit zu aus⸗ 
reichenden Leiſtungen gegeben iſt. 


3. Die Landwirkſchaft. 


Ganz verſchieden von der extrakkiven Induſtrie iſt die Gewinnung 
von Rohſtoffen und Lebensmikteln in der Landwirtichaft. Sie hat nicht, 
wie der Bergbau, mit anorganiſchen, unvermehrbaren Skoffen zu kun, die 
in der Erde bereitliegen, bloß gefunden und gehoben zu werden brauchen, 
um der Induſtrie zu weiterer Verarbeitung einverleibt zu werden. 

Sie gleicht der Seefiſcherei darin, daß fie mik Organismen zu lun 
hat, unlerſcheidet ſich aber von ihr dadurch, daß Vermehrung und Wachs⸗ 
tum dieſer Organismen ihrer Kontrolle unterliegt. 5 

Sie kann Vermehrung und Wachskum fördern durch ſorgfälkige 
Bearbeikung und Düngung des Ackers, durch reichliche Ernährung und 
gute Pflege der Tiere. Aber dabei bleibt fie doch abhängig von den 
Geſetzen der Natur. Die beſte Düngung kann nicht erreichen, daß ein 
einjähriger Apfelbaum Früchte krägt, die reichlichſte Nahrung vermag nicht 
aus einem Kalb gleich eine Milchkuh zu machen. 

Dabei zeigt die Landwirkſchaft die Eigenart, daß fie einen großen 
Teil, vielfach den größten, ihrer Arbeitsmittel und Arbeiksgegenſtände 
ſelbſt erzeugt, wenn auch nicht immer in dem gleichen Betrieb, der fie 
anwendet. Ein Teil ihres Gelreides, ihrer Kartoffeln, muß als Saatgut 
zurückbleiben. Ein Teil des Viehs, das ſie aufzieht, bleibt ihr als 
Zuchkvieh, ein anderer als Zugvieh, ein dritter als Milchvieh uſw. Sie 
vermag alſo nicht ihr geſamkes Produkt als Lebensmiltel oder Rohmalerial 
an die Konjumenten abzugeben. Und je raſcher fie ihre künftige Produktion 
ſteigern will, deſto mehr von ihrem gegenwärtigen Produkt muß fie für 
die Zwecke ihres eigenen Betriebes zurückhalten. 

Auch bei manchem anderen Produktionszweig geht ein Teil des 
eigenen Produktes wieder als Produktionsmiltel in den Arbeitsprozeß 
ein, ſo liefern die Kohlenbergwerke die Kohlen für die Heizung der eigenen 
Dampfmaſchinen. Doch iſt das meiſt nur in geringem Maße der Fall. 
Und dieſe Produkte find nicht Organismen, wie die Produktionsmittel, 
die die Landwirlſchaft ſich ſelbſt liefert. Ihre Gewinnung iſt nicht, wie 
die der Landwirkſchaft, an die Schranken gebunden, innerhalb denen ſich 
die Vermehrung und das Wachskum der Organismen vollzieht. 

Alles das bewirkt, daß die landwirkſchaftliche Gewinnung von Pro⸗ 
duklen ſich nicht jo ſprunghaft ausdehnen kann, wie die rein ertraklive, 
wie Bergbau, Fiſcherei, Jagd. 
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Ich habe auf dieſen Unterfchied ſchon vor mehreren Jahren hin⸗ 
gewieſen als einen der Gründe der Periodizität der Kriſen. Ich ſagle 
damals unter anderem: 

„Die Induſtrie kann ihre Produktion immer raſcher ausdehnen, das Tempo 
der Ausdehnung der Landwirtſchaft bleibt immer mehr dahinter zurück. Schon 
deshalb, weil ſie mit lebenden Organismen zu kun hat, deren Vermehrung und deren 
Wachstum fie nit willkürlich beſchleunigen kann, während in der Induſtrie ſeit 
der Entwicklung des i mehr die Aneignung und Verarbeitung 
unorganiſcher Materie über die Aneignung und Verarbeitung organiſcher Stoffe 
überwiegt. Jene kann aber leicht ſprunghaft gejteigert werden, wenn der nölige 
324. 20 zuſätzlicher Arbeitskräfle möglich iſt.“ („Finanzkapilal und Kriſen“, Neue 

eit. XXIX, 1, S. 840.) 

Das raſchere Ausdehnungsvermögen der erfrakliven Produkfions- 
zweige bedeutet kein ungemiſchtes Glück. Es hat auch feine Schalken— 
ſeiten. Die Landwirlſchaſt iſt auf die Reproduhlion auf gleicher oder 
ſteigender Slufenleiter eingerichtet. Sie kann ihren Produkfionsprozeß 
ins Endloſe forlſetzen, jo lange ſich die heuke wirkenden Bedingungen des 
organiſchen Lebens nicht ändern. Die mineraliſchen Schätze der Erde 
erneuern ſich dagegen nicht wieder Jedes Bergwerk, jede Petroleum 
quelle erſchöpft ſich einmal, erſchöpft ſich um jo raſcher, je intenfiver die 
Bearbeitung und Ausbeutung. Angſtvoll berechnet man heute bereits, 
wie viele Sahrhunderte noch die zugänglichen Kohlenfelder der Erde für 
den Bedarf der Menſchheit ausreichen werden. 

Tiere und Pflanzen der Wildnis erneuern ſich wohl wieder, können 
aber bei höher entwickelten Fang- oder Vernichlungsgerälen doch völlig 
ausgerottet werden, wenn man ſich darauf beſchränkt, die vorhandenen 
Beſlände exkraktiv auszubeuten. So ſind kalſächlich ſchon viele ſehr nütz⸗ 
liche Tier- und auch manche Pflanzenarten vernichlek worden; die Nakur 
verarmt. 

In den Zeiten der Uebergangswirtſchaft wird man jedoch weniger 
die größere Steligkeil und Dauer der Erträge von Bodenkultur und 
Viehzucht ſchätzen, als die damit verbundenen Schranken raſcher Aus» 
dehnung der Produklion unangenehm empfinden. 

Nalürlich wird die Landwirklſchaft der Uebergangszeit alles aufbieten 
müſſen, ihre Produktion raſch zu ſleigern. Wir haben darüber keilweiſe 
ſchon im vorigen Kapitel gehandelt. Die Uebergangswirkſchaft wird den 
fo viel wie möglich vergeſellſchaftelen landwirkſchafllichen Betrieben nicht 
nur Motoren und Maſchinen, ſondern auch Düngemittel in auseichendem 
Maße zugänglich machen und die Anziehungskraft der Landarbeit auf 
die vorhandenen Arbeitskräfte erheblich ſteigern müſſen. Aber ſofort wird 
die Landwirlſchaſt nicht erhöhten Ertrag abwerfen. Deſſen Zunahme wird 
je nach der Art der kultivierten Tiere und Pflanzen eine Reihe von 
Monaten oder Jahren auf ſich warten laſſen. Hier gelangt die Ueber- 
gangswirtſchaft vor eines ihrer ſchwierigſten und ſchmerzlichſten Probleme. 
Vor das dringendſte von allen, weil dabei das tägliche Brot direkt in 
Frage kommt; vor dasjenige, dem fie am ohumächligſten gegenüberſteht, 
bei dem ſich am deutlichiten zeigt, daß auch der größte Scharfſinn 
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die Menſchen nicht in Stand ſetzt, ſich den nofwendigen Konſequenzen 
ihrer Taten zu entziehen. Der menſchliche Scharfſinn hak vielmehr die 
Aufgaben, die notwendigen Konſequenzen jeder Tat vorher zu erkennen, 
und, wenn er die Konſequenzen nicht will, die Taten zu verhindern, 
denen ſie unvermeidlich folgen müſſen. 


4. Die Holzproduktion. 


Eine eigenartige Stellung unker den Produkktionszweigen nimmt die 
Holzproduktion ein. Zum Teil gehört fie zur erfraktiven Produktion, dorf, 
wo Urwald erſchloſſen wird. Wo ein regelmäßiger Forſtbekrieb ein- 
gerichtet iſt, gehört fie zur Bodenkullur. Aber fie läuft immer Gefahr, 
nach den Regeln ertraktiver Produktion behandelt zu werden. Es iſt 
möglich, die Holzzufuhr auf dem Markte ſprunghaft zu ſteigern, eben 
dadurch aber die Waldvernichtung herbeizuführen. 

In dieſer Richtung wirken in der Forſlkulkur namentlich zwei 
Umſtände. Einmal iſt das Holz im Walde nicht, wie die Kulturpflanzen, 
zur Nutzbarmachung an einen beſtimmten Termin der Reife gebunden, 
Niemand wird Kirſchen oder Baumwolle pflücken oder ein Weizenfeld 
mähen, ehe ſie reif ſind. 

Auch Waldbäume haben ein beſtimmtkes Aller, in dem fie ihr 
Oplimum leiſten, vor dem eine rationelle Waldwirlſchaft geſunde Stämme, 
die nicht überſchüſſig find, nicht fällt. Aber verwertbar find fie ſchon 
früher. Ein Waldbeſitzer, der Geld braucht, kann den Wald fällen 
laſſen und verkaufen, lange bevor er ſchlagreif geworden iſt. 

Veranlaſſungen zu ſolchem vorzeiligen Abholzen werden ſich um ſo öfter 
einſtellen, je länger das Wachslum des Holzes dauerk. Die gewöhnliche 
Umtlriebszeit von Fichten beträgt 100 bis 120 Jahre, fie geht bei Eichen 
bis zu 200 Jahren. Kein Kapilaliſt, der einen Wald pflanzt, hat alſo 
Ausſicht, ihn ſelbſt verwerten zu können. 

„Während bei fait allen Betrieben die Ferligſtellung des Produkts einen 
Zeitraum von einigen Tagen oder höchſtens Monaten erfordert und nur für die 
ſchwierigſten und umfangreichſten Arbeiten mehrere Jahre notwendig ſind, während 
die Landwirtihait auf gleicher Fläche innerhalb eines Jahres mindeſtens einmal 
ſät und ern tel, verſtreichen bei der Forſtwirlſchaft zwiſchen der Begründung eines 
Beltandes und feinem Abtrieb mehrere Menſchenaller, durchſchnittlich 100 bis 
120 Jahre. Der einzelne Private iſt daher nur felten geneigt, bisher unbeſtockte 
Flächen der Forſtwirtſchaft zuzuwenden, weil er nur Auslagen für die Begründun 
und Erziegung, dagegen kaum nennenswerte erg zu erwarten hat.? (Prof 
Sa Wald- und Forſtwirlſchaft in Krämers „Der Menſch und die Erde“, III, 
Seile 282.) 

Aus dem angegebenen Grunde iſt „der Private“ nicht nur nicht 
geneigt, unbeftocte Flächen aufzuforſlen, ſondern auch eher geneigt, be— 
ſtehende Wälder abzuholzen als ſolche zu erneuern. Die Profitwirtichaft 
des einzelnen Kapilaliſten hat daher ſeit jeher waldzerſtörend gewirkt, 
nachdem ihr die Sorgloſigkeit des Nalurmenſchen gegenüber dem anſcheinend 


6* 83 


unerſchöpflichen Holzreichtum der Natur ſtellenweiſe ſchon ſehr verheerend 
vorgearbeilet hat. 

Der Wald behauptet ſich bei entwickelter kapikaliſtiſcher Produktion 
auf die Dauer nur dort, wo feine Bewirlſchaftung vom Staat in die Hand 
genommen wird, dem Vertreter der dauernden Inkereſſen dieſer Produktion 
gegenüber ihren Augenblicks⸗ und Sonderinkereſſen. Neben den Eiſen⸗ 
bahnen iſt der Wald das erſte große Objekt, das ſchon innerhalb der kapika⸗ 
liſtiſchen Geſellſchaft in ausgedehntem Maße der Verſlaallichung anheimfällt. 

Außerdem behauptet ſich der Wald, ja gewinnt ſogar an Boden 
dorf, wo er nicht dem kapitaliffiichen Profit, fondern dem Luxus dient, 
als Jagdrevier, deſſen Koſten nicht gerechnet werden. 

Im allgemeinen aber erweiſt ſich das Privateigentum am Boden 
in der Warenproduktion dem Wald verderblich. Die beiden größten 
Waldgebiete der Erde find Rußland mik Sibirien, ſowie die Vereiniglen 
Staaten mit Kanada. Jedes umfaßt etwa 600 Millionen Hektar Wald⸗ 
boden. Das gibt einen enormen Holzreichlum, der jedoch bei der bisher 
geübten ſinnloſen Verwüſtung hier wie dort rapid zuſammenſchmilzt. 

Deutichland hat eine ziemlich rationelle Forſtwirlſchaft. Von feinen 
14 Millionen Hektar Waldland find nur 6 Millionen Privakeigenlum. 
Aber feine Holzproduklion reicht nicht aus, feine Bedürfniſſe zu decken. 
1913 importierte es für 322 Millionen Mark Holz. 

Der Krieg hat einen gewaltigen Holzverbrauch mit ſich gebracht. 
Kriegführende Armeen haben ſich in der Regel als große Waldverwüfter 
erwieſen, die heuligen Millionenheere, die nun ſchon den vierten Kriegs⸗ 
winter hinter ſich haben, und die mit unerhörlen Mitteln der Zerſtörung 
ausgerüffet find, haben im Bereich ihrer Operationen den Wald gründlich 
wegraſiert. Dazu kommt der Unterjeebooikrieg. England iſt auf Zus 
fuhren von Holz dringend angewieſen. Es führte im Frieden jährlich 
etwa für 700 Millionen Mark Holz ein. Ein großer Teil der für 
England beſtimmlen Schiffsladungen beſteht aus Holz. Die U-Boole 
räumen gewaltig unter ihnen auf. Endlich bedürfen die Rieſenheere 
für ihre Unterkunft, ihren Schutz, für die Unterbringung der Gefangenen 
maſſenhafter, raſch errichteter proviſoriſcher Bauten, die weit mehr als 
ſolide, dauernde Baulen Holz verſchlingen. So wächſt der Holzverbrauch 
für Bauzwecke, troßdem der Wohnungsbau für die Zivilbevölkerung 
völlig eingeſtellt iſt. Dieſe ſelbſt verbraucht mehr Holz zum Brennen 
dort, wo der Mangel an Transportmitteln oder ſonſtige Verkehrs⸗ 
hemmungen die Zufuhr von Kohle unkerbinden, was auch in manchen 
neutralen Ländern der Fall iſt. Auch der Verbrauch von Papier, das 
viel Holz erfordert, iſt im Wachſeu, da Papier als Erſatz für alles 
mögliche dienen ſoll. 

Die Holzpreife find infolgedeſſen bedeutend geſtiegen, fie drohen nach 
dem Kriege weilerhin hoch zu bleiben, vielleicht noch eine unerſchwinglichere 
Höhe zu erklimmen, da nun mit einem Male der Wohnungsbau und 
die Möbelfabrikation wird einſetzen wollen und eine große Nachfrage 
nach Holz eniſtehen wird. Nun läßt ſich freilich die Gewinnung von 
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Holz ebenſo wie die von Mineralien ſprunghaft ſteigern, aber nur durch 
weitgehende Verwüſtung der leichter zugänglichen Waldungen, was nichks 
anderes bedeutet, als die Linderung der augenblicklichen Holznok durch 
Mittel, die te zu einer dauernden machen. Denn was nach dem Kriege 
aufgeforſtet oder als Forſt erneuert wird, kommt für die jetzige und auch 
die nächſte Generalion zur Deckung ihres Holzbedarfes nicht in Belrachl. 

Dabei gehört Holz zu den Materialien, deren Verſendung auf weite 
Skrecken ſich nur bei billigen Frachlſpeſen lohnt. Seine Zufuhr wird 
nach dem Kriege unker der Frachlraumnot am meiſlen leiden. 

Neben den Beſtrebungen zu deren Behebung wird die Uebergangs⸗ 
wirkſchaft gegenüber der Holznot nicht viel mehr fun können, als die 
beiden Methoden des Sparens und des Erſatzes zu fördern, die hier 
eines der wichtigiten Gebiele ihrer Anwendung finden dürften. Wo 
nur möglich, wird Holz geſpart und durch andere Malerialien erſetzt 
werden müſſen, ſowohl als Brennmalerial, wie als Bauholz, als Malerial 
von Eiſenbahnſchwellen und Gerälen. 

Bei den anderen Rohmalerialien wird die Uebergangswirkſchafk ihre 
Produktion fördern können, freilich nur innerhalb gewiſſer Grenzen, 
namentlich in der Landwirkſchaft. 

Allzuviel darf man dabei freilich nicht erwarken. Aber ein ſüßer 
Troſt iſt manchem geblieben, ein Auskunftsmitfel, das alles wieder 
hereinbringen ſoll, was vier Jahre des furchtbarſten Krieges der Well⸗ 
geſchichte vernichtet haben: der auswärtige Handel. Das Ausland 
ſoll uns alles zuführen, was uns noktut, es ſoll uns relten. 
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5. Der auswärtige Handel. 


Die Erwarkung, daß das Ausland die Wunden heilen werde, die 
der Krieg geſchlagen, war in früheren Kriegen nicht unberechligkt. Er⸗ 
innern wir uns deſſen, was wir oben (Seite 25) über den deuffch- 
franzöſiſchen Krieg von 1870/71 gejagt. Wohl brachte er Frankreich den 
Schrecken der feindlichen Invaſton. Aber mit Hilfe auswärliger Einfuhr 
und auswärkiger Anleihen überwand es bald die ökonomiſchen Nach— 
wirkungen des Krieges. Deukſchland verſpürke damals überhaupk keine 
merkliche Einſchränkung der Induſtrie und Landwirlſchaft. Sie gingen 
während des Feldzuges ruhig ihren Gang weiter, Ebenſo fein Verkehr mit 
dem Ausland. Die Ein⸗ und Ausfuhr wurde im deulſchen Zollverein 
nicht nach Werken, ſondern nur nach Wengen verzeichnet. Es iſt alſo 
unmöglich, ihren Gejamtwert anzugeben. Als einen Gradmeſſer kann 
man wohl das Bruttoerkrägnis der Zölle anſehen. Es beirug in 
Silbergroſchen: 

1869 1870 1871 1872 


20,8 22,4 24,93 28,73 
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In Frankreich krat 1870 ein Rückgang in der Einfuhr wie der 
Ausfuhr ein, doch ging er raſch vorüber. Es betrug im Spezialhandel 
der Werk der 


1872 


Millionen 
danken 


1869 1870 1871 


Millionen Millionen Millionen 
anken Franken anben 


SCHNEE FE ENTER 
Ausfuhr Mus 


Sufammen | 6227 | 5669 | 6440 | 7331 


Im Vergleich zu heute dauerfe der Krieg nur kurze Zeit, ein halbes 
Jahr, er legte nur wenige Arbeitskräfte lahm — in Deulſchland 
wurden 21 (in Mecklenburg) bis 39 (Preußen) pro Mille der Bevölkerung 
zum Kriegsdienſt eingezogen. Die franzöſiſchen Aufgebofe waren anfangs 
noch geringer, ſpäter, von November an, im Verhältnis zur Volkszahl 
größer als die deulſchen, aber nur für einige Monale und nur für einen 
Teil Frankreichs. 

Vor allem aber war die damalige Verminderung der Produktiv- 
kräfte durch den Krieg auf einen jo kleinen Teil der Welk beichränkt, 
daß fie vom internationalen Standpunkt aus gar nicht in Betracht kam. 
Im Gegenteil, die Steigerung des Bedarfs durch den Krieg und feine 
Folgen wirkte anſtachelnd auf die Enlfallung der Produktivkräfte, was 
nach Friedensſchluß fofort zu einer Aera unerhörfer Profperität führte. 
Durch ſie, nicht durch den Krieg, ſtiegen die Preiſe, die während der 
Kriegsjahre in Deulſchland und England vielmehr gefallen waren — 
auch darin ſehr in Unterſchied von heule. 

Bezeichnend ſind folgende Indexzahlen der Preiſe, wobei als Baſis 
(100) der Durchſchnitt der Preiſe von 1891 bis 1900 genommen iſt. 
Die Preiſe für Frankreich und England umfaſſen 43, die für Deutichland 
(Hamburg) 28 Artikel, Lebensmittel und Rohſloffe. 

Die relalive Preishöhe belrug in 


Deukſchland 


England 


a teren) eee 
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Die Preisſteigerung ſeit 1871 war kein Ausdruck eines Nolſtandes, 
ſondern vielmehr eines jähen Aufflieges, den freilich 1873 ein furchtbarer 
Zuſammenbruch beendete. 

Heule ſleht faſt die ganze kapilaliſtiſche Welt im Kriege, und ſelbſt 
bei den Neutralen find durch ihn die Produktivkräfte unterbunden und 
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gelähmt. Von wo foll da der Ueberſchuß der einen herkommen, der das 
Defizit der anderen decken könnte? Eine Zeitlang bildeten die Ver⸗ 
einigten Staalen noch das Land der Hoffnung, von dem der verwüſtelen 
Welt im Frieden das Heil kommen ſolle. Nun ſind auch ſie in den 
Krieg hineingezogen, entziehen auch fie Hunderklauſende und Millionen 
von Arme der Produktion, verbrauchen auch fie ihre Rohſtoffe in 
Werken der Zerſlörung. Damik erſchöpft ſich das letzte große Reſervoir, 
das noch über einen erheblichen Ueberſchuß von Produktionsmitteln nach 
dem Kriege häfte verfügen können. 

Heutzutage iſt es geradezu abgeſchmackt, zu erwarten, der auswärtige 
Handel ſei imſtande, irgendeiner Nation die unvermeidlichen ökonomiſchen 
Konſequenzen der Kriegführung zu erſparen. 

Damit iſt natürlich nicht gejagt, daß die Wiederherſtellung des 
inkernalionalen Handels nicht eine unbedingte Nolwendighkeit iſt. Sie iſt 
es unter allen Umſtänden. Ohne fie iſt eine Wiederaufnahme des alten 
Produktionsprogeffes unmöglich. 

Bei der weilgelriebenen internationalen Arbeitsteilung des modernen 
Kapitalismus vermag heine hapitaliſliſche Nation für ſich allein zu be⸗ 
ſtehen. Jede bedarf auswärliger Zufuhren, die fie gegen eigene Produkte 
auszukauſchen hakt. Die Arbeitsteilung beruht teils auf natürlichen 
Fakkoren, Verſchiedenheilen des Klimas, der Bodengeſtalkung, des Boden⸗ 
reichtums, teils auf hiſtoriſchen, die ökonomiſche, poliliſche und intellektuelle 
Bedingungen für manche Produktionszweige in einzelnen Staaten früher 
oder ausgiebiger ſchaffen, als in anderen. 

Der auf dieſen Verſchiedenheilen beruhende Wellhandel iſt wieder 
neu zu beleben. Dabei werden freilich nicht überall die gleichen Be- 
ziehungen wie vor dem Kriege aufgenommen werden. In den nalürlichen 
Bedingungen der internationalen Arbeitsteilung hat ſich während des 
Krieges nichts geändert. Defto mehr aber in ihren hiſtoriſchen Bedingungen. 

Eine Reihe von Staaten außerhalb Europas, die bisher eine ſtarke 
kapitaliftiiche Induſtrie nicht aufzubauen vermochten, find während des 
Krieges den politiſchen und ökonomiſchen Druck der allen Induſtrieſtaalen 
losgeworden, der fie bisher gehemmt hatte. 

Sie haben neue kapitaliftiiche Induſtrien begründek. Anderfeits halten 
bisher Induſtrieſtaaten Spezialiläten vernachläſſigt, die in anderen Slaalen 
billiger und beſſer zu beſchaffen waren. Der Krieg hat ſie von ihren 
allen Lieferanten abgefchnitten und gezwungen, die fehlenden Produkte 
ſelbſt herzuſtellen, ſo gut oder ſchlecht ſie es eben vermochlen. Soweit 
die frühere Arbeitsteilung auf natürlichen Gründen beruhle, wird fie ſich 
auch nach dem Kriege wieder durchſetzen. Wo ſie aber nur hiſtoriſchen 
Gründen entiprang, hat der Krieg dieſe überwunden und die alte Arbeits» 
teilung wird nicht wieder einfrefen. 

In alten Induſtrieſtaaken wie in Agrarfiaaten find neue Induſtrien 
enlſtanden, durch die manches Land zum Konkurrenten dort wird, wo 
es ehedem ein Abnehmer war; durch die es Rohſloffe ſelbſt konſumierk, 
die es ehedem geliefert hat. So wird gleichzeitig die Zahl der nach Roh⸗ 
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ſtoffen verlangenden Produktionsifäffen vermehrt und die Menge der für 
die allen Induſtrieſtaaken verfügbaren Rohſloffmengen verkürzt. 


Eben, wie dieſe Zeilen geſchrieben werden (15. Februar), veröffenklicht 
die Handelszeitung des „Berliner Tageblatt“ einen Arlikel darüber, wie 
der Krieg den Handel zwiſchen Nord- und Südamerika auf Koſten Europas 
geſtärkt hat. Es heißt dorf unter anderem: 


Die von ihren früheren Lieferanten unverſorgt gelaſſenen Ueberſeemärkle, be⸗ 
— die ſüdamerikaniſchen Republiken, wurden in zunehmendem Umfange von 
en Vereinigten Staaten bearbeitet, und zwar mit ſichtbarem Erfolg. Dies geht 
mit voller Deutlichkeit aus einem Artikel des „Statift* hervor, der für den wachſenden 
Außenhandel zwiſchen Nord⸗ und Südamerika ein umfangreiches Zahlenmaterial 
beibringt. Danach ſind in den erſten zehn Monaten der Jahre 1914 bis 1917 
folgende Warenwerte aus Südamerika nach den Vereinigten Staaten eingeführt 
bzw. aus den Vereinigten Staaten nach Südamerika ausgeführt worden: 


Ausfuhr Südamerikas nach] Ausfuhr der Vereinigten 
den Vereinigten Staaten | Staaten nach Südamerika 


„„ 157,44 Mill. Doll. 65,40 Mill. Doll. 

2 5 1 n 

ee ee 286.67 19,45 35 
NS a. Blei. 483,45. 10:2 180 


Danach ſind Einfuhr und Ausfuhr ungefähr in dem gleichen Verhältnis ge⸗ 
ſtiegen. Abſolut betrachtet geht die Einfuhr der Union aus Südamerika weſentlich 
über ihre Ausfuhr nach denſelben Ländern hinaus. Im einzelnen waren die be⸗ 
deulendſten ſüdamerikaniſchen Staaten an dem Außenhandel mit den Vereinigten 
Staaten in folgendem Umfange bekeiligt (in Millionen Dollars): 


Ausfuhr nach den 
Vereiniglen Staaten aus 


Ausfuhr der 
Vereinigten Staaten nach 


Argenkiniiens 
Bra ſilien 
o si 


Der Anteil der Vereinigten Staaten an der gejamten Einfuhr Südamerikas 
beträgt jetzt 30 Prozent, gegen elwa 15 Prozent bei Kriegsbeginn. Von der ſüd⸗ 
amerikaniſchen Ausfuhr nehmen die Vereinigten Staaten etwa ein Drittel, gegen 
16 Prozent vor dem Kriege auf. Dieſe Verſchiebungen haben ſich, wie der „Statijt* 
hervorhebt, ſowohl auf Koſten der Verbandsländer als auch auf Koſten der Mittel⸗ 
mächte vollzogen. 


Alle früheren Handelsbeziehungen werden nach dem Kriege nicht 
wieder aufgenommen werden, gar manche werden dauernd abgebrochen 
oder verſchoben ſein und es wird einige Zeit dauern, ehe man fie wieder 
durch neue zu erſetzen vermag. 

Um jo nolwendiger wird es fein, alle künſtlichen Hemmniſſe des 
Verkehrs zu beſeiligen, wie ſie vor dem Kriege namenklich die Sollpolitik 


88 


in fo ausgedehntem Maße geſchaffen hal. Niemals bedeufefe für einen 
Staat entwickelter Induſtrie der Schußzoll eine größere Gefahr, wie jetzt 
in der Zeit der Uebergangswirtichaft. 

Man behauptet, Marx und Engels ſeien als Gegner des MWancheſter⸗ 
fums auch Gegner des Freihandels geweſen. In Wirklichkeit haben fie 
dieſen bloß abgelehnt als Mittel, das Prolekariak mit dem Kapitalismus 
zu verſöhnen und es dem Sozialismus abwendig zu machen, nicht aber 
als Mittel induſtrieller Entwicklung innerhalb des Kapitalismus. Für 
England wie für Deutſchland haben fie bereits ausdrücklich den Freihandel 
gefordert. Er iſt ſeitdem noch weit notwendiger geworden. 

Neben den geſetzlichen ſowie nakürlich auch den kechniſchen Hemmungen 
des Verkehrs, den Schutzzöllen und der Frachkraumnot, müſſen auch feine 
gefühlsmäßigen möglichſt reduziert werden. 

Es iſt ja richtig, daß in Geldſachen die Gemütlichkeit aufhört, und 
daß die Geſetze der Konkurrenz und des Profils in der Kapikaliſtenwelk 
mächtiger find als die ſtärkſte moraliſche Enkrüſtung und der größte poliliſche 
Haß. Aber man darf nicht jo weit gehen, daß man den fogenannten 
Imponderabilien jede Wirkung im Geſchäftsleben abſpricht. Die Furcht, 
von einem anderen vergewaltigt zu werden, wenn er übermächlig wird, 
kann große ökonomiſche Wirkungen hervorrufen. Gar mancher Kapitalift 
wird es ablehnen, durch ein Geſchäft mit einem Lande oder einem Unker⸗ 
nehmen, dieſes zu bereichern, wenn er fürchtet, es werde ſeine Macht gegen 
ihn ſelbſt anwenden. Wohl könnte er dabei ſchwankend werden, wenn 
er ſieht, daß andere bereit ſind, dasſelbe Geſchäft zu machen, ſo daß er 
es doch nicht hindern kann. Aber die Verſtändigung der Konkurrenten 
unkereinander halle bereiks vor dem Kriege große Ausdehnung gewonnen, 
ſie iſt durch ihn noch gewaltig gewachſen. Der organifterfe Boykokt kann nach 
dem Kriege eine furchtbare Waffe werden, nicht am wenigſten furchtbar dort, 
wo er nicht offen proklamiert, ſondern ſtillſchweigend, unfaßbar geübt wird. 

Allerdings, wer ſeine Kunden ſuchen, wer um den Abſatz ſeiner Ware 
kämpfen muß, darf in ſeinen geſchäftlichen Transaktionen Sympakhien und 
Antipathien keinen allzu großen Spielraum einräumen. Aber in dieſer 
Lage werden die Produzenten der Rohmakerialien nach dem Kriege nicht 
fein. Sie werden den Markt beherrſchen, fie werden ihre Abnehmer nach 
Belieben wählen können und ſich ohne jeden geſchäftlichen Schaden den 
Luxus geſtallen dürfen, ihre Freunde zu bevorzugen und diejenigen ſchlechker 
zu bedienen, die ſie als gefährliche Feinde fürchten. Je größer deren Kraſt 
im Kriege, je größer die Furcht, die fie einflößen, um deffo ſtärker die 
Widerſtände, auf die ſie im internationalen Handel ſtoßen werden. 

Dieſes Moment wird heute viel zu wenig beachtet, am wenigſten 
merkwürdigerweiſe gerade von jenen, die den Krieg ausſchließlich aus 
Handelsneid erklären. Die Art des Friedensſchluſſes wird ſchon von großer 
Bedeutung dafür fein, wie die Situation auf dem Weltmarkk ſich für den 
einzelnen der heute kriegführenden Staaken geſtaltkek. Nicht minder ſein 
Verhalten nach dem Friedensſchluß, vor allem ſeine Rüſlungs⸗ ſowie ſeine 
Handelspolitik. 
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Da erſtehen nun gerade aus den Tendenzen einer rein nalionalen 
Uebergangspolitik die größten Gefahren für ein gules internakionales Ein⸗ 
vernehmen. 

Aus der unangenehmen Talſache, daß die vorhandenen Rohſtoffe 
für die Induſtrie der Welt nicht ausreichen werden, ziehen die nalionalen 
Uebergangspolitiker den Schluß, ihre Nation müſſe die nöligen Maßregeln 
ergreifen, um ſich auf Koſten der anderen möglichſt viel von dem Vorrat 
anzueignen. Die anderen Bewerber ſollen verdrängt oder doch zurück- 
gedrüngt werden, was ohne Gewallſamkeit nicht abgehen kann. 

So droht dem Krieg der Waffen ein Wirlſchaftskrieg zu folgen, 
der dann vollends ruinieren würde, was jener noch übriggelaſſen haben 
ſollle. Trotzdem werden die gewaltfamen Methoden, den eigenen Staat 
auf Koften der Gegner mit Rohſtoffen zu verſorgen, aufs emſigſle erwogen, 
ja, den meiſten Uebergangspolilikern erſcheinen dieſe Methoden der Rohſtoff— 
gewinnung als der wichligſte Teil der Uebergangswirkſchaft überhaupt. 

Als der einfachſle Weg, ſich die Zufuhr von Rohmalerialien zu ſichern, 
erſcheint der, ihre Lieferung ohne Entgelt als Kriegsentſchädigung im Friedens- 
verlrag zu erzwingen. So ſagte der Berichterftatter, Dr. Streſemann, des 
Reichslagsausſchuſſes für Handel und Gewerbe bekreffend Uebergangs— 
wirtichaft in dem erſlen Zeilbericht: 

„Gelingt es uns, im Friedensverkrag Kriegsentſchädigungen zu erlangen, 


fo werden deren Zahlungen ſelbſtverſtändlich unſere Valuta heben, auch wenn ein 
Teil der Summe nicht in Geld, ſondern in Rohſtoffen ausbedungen würde.“ (S. 29.) 


Dieſe nalionalliberale Anſchauung hat ein verſtändnisinniges Echo 
bei Cunow gefunden. Dieſer meinte in ſeinem Referat über die nächſlen 
Aufgaben der „Wirtſchaſtspolitik“ vor dem Würzburger Parteitag: 

„Erhielle z. B. Deutſchland auch nur eine verhältnismäßig geringe Kriegs- 


enlſchädigung in Geld, jo würde das beträchtlich zur Beſſerung des deutſchen Valuta⸗ 
ſtandes beitragen.“ (Protokoll S. 153.) 


Die Verfechter dieſer Forderung merken nicht, daß der Krieg, ſoll er 
zur Erlangung einer Kriegsentſchädigung führen, wahrſcheinlich fo ſehr 
verlängert werden müßte, daß der Mehrbetrag an Kriegskoſten und die 
daraus ſich ergebende Verſchlechterung der Valuka alles überſteigen würde, 
was in Form der Kriegsenkſchädigung zu erlangen wäre. Und ebenſo⸗ 
wenig merken fie, daß jeder Abſchluß des Krieges durch einen Machk— 
frieden — und nur ein ſolcher kann eine Kriegsenkſchädigung bringen — 
alle jene Imponderabilien, von denen wir ſprachen, gegen den Gewinner 
der Kriegsentſchädigung entſeſſeln und ihm den Weg zum Weltmarkt weit 
mehr erſchweren muß, als eine ſchlechte Valuta es vermag. 

Unter den verſchiedenen Formen der Kriegsentſchädigung ſelbſt iſt 
wieder die ihrer Bezahlung in Naturalien, in Rohſtoffen oder Lebens⸗ 
mitteln, die gefährlichſte. Es macht dabei keinen wefentlichen Unterjchied, 
ob die Lieferungen jener Produkte unentgeltlich oder gegen Entgelt erfolgen. 

Eine Kriegsentſchädigung in Geld kann gezahlt werden durch An— 
leihen, die der unterliegende Teil aufnimmt. Das kann eine Operafion 
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einiger Monate fein. Damit iſt der Krieg formell beendet. Eine Kriegs⸗ 
entſchädigung in Naluralien muß dagegen erſt produziert werden. Sie ſoll 
nach dem Willen ihrer Befürworter auf eine Reihe von Jahren verleilt, 
alſo jahrelang immer von neuem produzierk werden. Nicht die großen 
Banken haben fie aufzubringen, die mit der Regierung Hand in Hand 
arbeiten, die arbeitende Maſſe hat fie zu ſchaffen. Wie, wenn fie ſich 
weigert, diefe Arbeit für den Landesfeind zu leiſten, wenn fie ſtreikl? 
Wenn die Produzenten ſich weigern, ihre Produkte an den Staat zu 
verkaufen? Soll er dieſe konfiszieren oder zur Zwangsarbeit greifen? 
Und wie, wenn die Regierung geflürzt wird, die ſolches verſucht? Soll 
dann der Skaat, dem die Lieferung der Rohſtoffe geſchuldet iſt, ein⸗ 
marſchieren, um eine ihm ergebene Regierung einzuſezen? Oder will er 
nach dem Kriege noch gerüſtet bleiben und die Grenzprovinzen des tribuf- 
pricigen Nachbarn beſetzt halten, um fo einen Druck auf dieſen aus⸗ 
zuüben 

Man fieht, der Kriegszustand wäre mit der Unterzeichnung des Friedens 
nicht beendet, ſondern nur in ein neues Stadium überführt. Und dabei 
würde der Haß und die Furcht der Welk gegen den Sieger immer wieder 
von neuem wachgehallen. 

Nalürlich iſt es ausgeſchloſſen, daß ein Staat moderner Induſtrie 
auf dem Wege der Gewalt alle Rohſtoffe erlangt, die er vom Auslande 
beziehen muß. Er müßte denn alle Welk unkerworfen haben. 

Sicher wäre bei den erzwungenen Lieferungen nur eines: der Verluſt 
deſſen, was jedem Slaate nach dem Kriege am unenkbehrlichſten fein wird, 
ohne das er fein Wirtfchaftsleben nicht wieder aufrichten kann, der Verluſt 
des Friedens und der Freundſchaft der Well. 

Doch nicht viel beſſer ſteht es mit den anderen Gewalfmilteln, die 
vorgeſchlagen werden, dem eigenen Staate Rohftoffe zu ſichern. Und ſelbſt 
Einrichtungen, die an ſich ganz heilſam wären, erhalten den Charakter un- 
erträglicher Vergewaltigung, wenn man fie bloß dem anderen auferlegen 
will und im eigenen Lande das Gegenteil durchzuführen beabſichligt. Da 
gibt es Leute, die davon ſprechen, den Gegnern im Friedensvertrag ein 
Verbot aller die Preiſe erhöhenden Monopole aufzuzwingen, die gleich⸗ 
zeitig aber ſolche Monopole im eigenen Lande fordern. Die verlangen, 
die Gegner müßten fich verpflichten, jedem Ausfuhrverbok für ihre Pro⸗ 
dukte zu entſagen, gleichzeitig aber ſolche Verbote für ſich planen. Endlich 
gibt es Leule, die den verſchiedenen Staaten der Gegner verbieten wollen, 
einander Vorzugszölle zuzugeſlehen, und den mikleleuropäiſchen Zollverein 
aufs lauleſte propagieren. 


6. Staatliche Regelung des Handels. 


Gewiß wird ſich zur Enkwirrung des wirlſchaftlichen Chaos, das 
der Friede vorfinden wird, das Eingreifen des Staates nicht vermeiden 
laſſen, aber foweit dabei internationale Verhällniſſe in Belracht kommen, 
wird äußerſte Behutfamkeit und Zurückhaltung geboten fein. Um den 
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die Völker krennenden Abgrund von Haß und Mißtrauen zu überbrücken, 
den der Krieg von Jahr zu Jahr immer kiefer und weiter gegraben hat, 
muß von allen Seiten ſelbſt der Anſchein des Willens, den Gegner nach 
dem Friedensſchluß noch zu vergewaltigen, vermieden werden, ſoll der 
inlernalionale Verkehr wieder lebhafter werden. Nie wird man mehr 
als da es nolwendig haben, nach dem alten Spruche zu verfahren, der 
gebietef, dem anderen nicht zuzufügen, was man ſelbſt nicht leiden möchte. 

Daß man bei allen Vorſchlägen außer der Wirkung auf das Aus⸗ 
land ſtets die weiteren ökonomiſchen Konſequenzen für das eigene Land 
erwägen muß und ſich nicht vom zunächſtliegenden Schein käuſchen laſſen 
darf, iſt ſelbſtverſtändlich. Und doch wird wenig nach dieſer Regel gehandelt. 

Allenkhalben wird die Forderung erhoben, die Einfuhr von Luxus⸗ 
ftoffen zu verbielen. Das fieht auf den erſten Blick ſehr plauſibel aus. 
Wenn wir nicht Schiffe genug haben, alles zu verfrachten, nicht genug 
Mittel, um alles zu kaufen, was das Ausland bei uns einführen will, 
müſſen wir doch eine Auswahl kreffen, das Unenkbehrliche bevorzugen, 
das Ueberflüſſige am Eintritt verhindern. 

Schön! Aber was iſt das Ueberflüſſige? 

Das ftatiftiihe Jahrbuch für das Deutſche Reich gibt in feinem Ab⸗ 
ſchnilt über den auswärtigen Handel eine Tabelle über den Anteil der 
wichtigften Waren am Spezialhandel. Sie umfaßt für die Einfuhr alle 
Warengaltungen, von denen für mehr als 40 Millionen Mark eingeführt 
wurden. Unter den dorf genannten find nur vier, die als Luxusarlikel 
für die Einfuhr in Betracht kamen: Kaffee mit einem Werk von 220 
Millionen Mark (1913), Tabakbläkter mit 134 Millionen, Rohſeide für 
158 Millionen und Pelzwerk für 188 Millionen, 

Sollen wir die Einfuhr von Rohſeide und Pelzwerk verbieken? 
Nach dem Kriege wird der Mangel an Texlilſtoffen ein ungeheurer fein, 
Das Verbot der Einfuhr von Rohſeide würde den Mangel noch verſchärfen. 
Es mag ſehr demohratiſch ausſehen, wenn es den reichen Damen erſchwerk 
wird, in Samt und Seide zu ſtolzieren, aber leider würde dadurch die 
Nachfrage dieſer Damen nach Stoffen aus Wolle und Baumwolle wachſen. 
Eine Teuerung der billigen Kalkune, der Bekleidung der ärmeren Be⸗ 
völkerung, das wäre das Ergebnis des Verbols der Seideneinfuhr. 


Daneben kommt noch ein anderer Umſtand in Bekrachk. Neben 
einer Rohſeideneinfuhr von 158 Millionen Mark, verzeichnet die Staliſtik 
eine Ausfuhr von Seidenwaren im Werke von 202 Millionen. Dieſe 
Ausfuhr von Seidenwaren bedeuief vermehrte Beſchäftigung deulſcher 
Arbeiter und auch eine Verbeſſerung der deulſchen Valuta. Es wäre alſo 
auch vom rein nationalen Standpunkt, wenn man nur ein bißchen weiter 
blickt, ganz verkehrt, die Rohſeide von der Einfuhr auszuſchließen und 
mit ihren Lieferanten, Italien, Frankreich, der Schweiz und Japan, des⸗ 
wegen in Konflikt zu kommen. 

Und ähnliches gilt für das Pelzwerk. Auch hier ſteht einer Einfuhr 
von 188 Millionen eine Ausfuhr von 225 Millionen gegenüber. 
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Wir find das Land, das die Welt mit zugerichietem Pelzwerk verſorgt. Die 
rohen Pelzfelle kommen aus der ganzen Welt nach Leipzig und werden dort zur 
gerichtet. Der Leipziger Pelzfellmarkt iſt dafür gar nicht zu entbehren und Kr 
wenig die dortige, auf größter kechniſcher Höhe ſebende elzzurichterei. (Gothein, 
— Fragen der Zukunft, Leipzig, Verlag Nakurwiſſenſchaften, 1918, 

Was aber die Einfuhr des Kaffees und namenklich des Tabaks an⸗ 
belangt, fo fragt es ſich einfach, ob man es für angezeigt und möglich 
hält, den Maſſen dieſe Genußmittel in der Zeit der Uebergangswirtichaft 
völlig vorzuenkhalten. Anderſeiks aber auch, ob man ſich der Gefahr 
ausſetzen will, das Verhältnis zu neutralen und auch zu verbündeken 
Staaten durch das Verbot der Einfuhr ihrer Produkte zu krüben. Von 
der Tabakblättereinſuhr im Werte von 134 Millionen Mark kamen 1913 
auf Niederländiſch-Indien 78 Millionen und auf die Türkei 20 Millionen. 
Vom Kaffee kamen für 8 Millionen Mark aus Niederländiſch⸗Indien, 
ebenfoviel aus Venezuela, 6 Millionen aus Mexiko, 33 Millionen aus 
Guatemala, der Löwenanteil, 141 Millionen, aus Braſilien, das mik 
Deulſchland nur nominell im Kriegszuſtand lebt und mit dem ein freund⸗ 
ſchaftliches Verhältnis anzubahnen, ebenſo leicht, wie wichtig fein wird. 
Es war unſer wichkigſter Lieferant von Kaulſchuk (1913 für 39 Millionen 
Mark, neben Britiſch⸗Indien, das für 30 Millionen lieferte). Wie leicht 
könnte es ein deutſches Einfuhrverbof für Kaffee mit einem Ausfuhrverbot 
für Kaulſchuk nach Deulſchland beantworten! 

Alſo äußerſte Vorſicht bei Einfuhrverboten iſt am Platze. 

Eine andere Art ſolcher Verbote wird für Rohſtoffe geplant, deren 
Einfuhr nicht unerwünſcht, viel mehr unerläßlich iſt. Hier ſoll die Ein⸗ 
fuhr nicht abſolut verboten, wohl aber an Bedingungen geknüpft werden, 
von denen man erwartet, daß fie die Preiſe niedrighalten. 

Das ſoll erreicht werden durch die Bildung privilegierker Einkaufs- 
geſellſchaften. Solche Geſellſchafſten hat ſchon der Krieg in ausgiebigem 
Maße erzeugk, viele werden ihn überleben und nach ihm wachſen als 
ein Teil des großen Werks der Organiſierung der Kapitaliffen, das der 
Krieg nicht erſt erzeugt, ſondern ſchon weit vorgeſchritten vorgefunden, 
dann aber enorm weiter eniwickelt hat. Geſellſchaften dieſer Art können 
ſicher planmäßiger arbeiten und leichter Kredit erhalten als vereinzelte 
Private, und daher auf dem Weltmarkt eine günſtigere Stellung gewinnen. 
Aber die Sache wird bedenklich, wenn man verlangt — und das ge⸗ 
ſchieht —, daß dieſe Geſellſchaften vom Staake monopoliſtiſche Rechte 
bekommen, fo daß fie allein die Befugnis haben, Rohſtoffe für den Bedarf 
der Industrie des eigenen Landes zu kaufen und einzuführen, unb jedem 
anderen die Einfuhr jener Stoffe verboten iſt. Damit ſoll verhindert 
werden, daß die konkurrierenden Käufer auf dem Markt des erportierenden 
Landes ſich überbieten und dadurch die Preiſe in die Höhe treiben. 

Es ift nicht ſehr wahrſcheinlich, daß die Einkaufsgefellichaften bei 
ihrem Beſtreben, die Preiſe durch Ausſchalkung der Konkurrenz niedrig 
zu hallen, Erfolg haben werden. Man mag noch ſo oft behaupten, das 
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Seitalter der Konkurrenz habe fein Ende erreicht; für den Weltmarkt beiteht 
es weiter, Und ſelbſt wenn jedes kaufende Land für ſich den privaten 
Handel ausjchalten und durch monopolifierte Einkaufsgeſellſchaften erſetzen 
wollten. jo würde doch die Konkurrenz dieſer Geſellſchaflen der verſchie⸗— 
denen Länder beſtehen und die Preiſe der Rohſtoffe in die Höhe kreiben. 

Auf der anderen Seile vermöchken aber die Produzenten des aus⸗ 
führenden Landes ſagen: „Was ihr Käufer könnt, können wir auch“. 
Das wird ja beim Wellrüſten, ſowohl im Krieg der Waffen wie im 
Wirtſchaftskrieg, nur zu leicht überſehen, daß bei dem heutigen Stand 
des Wiſſens und des Verkehrs jeder Vorteil kechniſcher und organiſaloriſcher 
Art, den der eine Teil ſich zu eigen macht, bald auch von dem anderen 
nachgeahmt werden kann und um ſo raſcher nachgeahmt wird, je größer 
feine Bedrängnis durch dieſen Vorteil des anderen. Dieſes gegenſeitige 
Welkrennen nach Erfindung und Anwendung lechniſcher und organiſaloriſcher 
Vorteile ſichert keinem Beleiligken eine dauernde Ueberlegenheit, vermehrt 
bloß die Laſten und Verheerungen des Kampfes. Eine dauernde Ueber⸗ 
legenheit bietet bloß Vorteile, die aus dem Weſen der beteiligten Menſchen, 
ihren höheren moraliſchen und inkellekluellen Kräften hervorgehen. Die 
laſſen ſich nicht raſch abgucken und nachahmen, die werden nur in lang 
ſamem und mühſamem Ringen, und auch dadurch nicht immer erworben. 

Die Waffe der privilegierten Einkaufsgeſellſchaften gehört zu jenen, 
die jederzeit aufs leichteſte zu parieren find durch den Zuſammenſchluß 
der Verkäufer in einem Kartell, das dann die Preiſe diktieren und in 
die Höhe kreiben kann, bis zu jener Höchſigrenze, deren Ueberſchreikung 
infolge der Abnahme des Konſums und damit der Nachfrage un⸗ 
profitabel wird. 

Geſetzt aber, dieſe Abwehr gelänge wider Erwarken nicht, und die 
Einkaufsgeſellſchaft vermöchte durch ihr Monopol des Einkaufs und das 
daran geknüpfte Verbot jeder Einfuhr durch Private die Preiſe des be— 
treffenden Rohſtoffs niedrig zu halten, jo wird das den ſlärkſten Anlrieb 
für den exportierenden Staat bilden, die Sntereffen feiner Produzenten 
durch Eingreifen ſeiner Gewall zu wahren. 

Nehmen wir an, die Wollinduſtriellen Deutſchlands bildeten eine 
Geſellſchaft zum Ankauf von Wolle im Ausland. Nur von ihr gekaufte 
Wolle dürfte eingeführt werden. Nehmen wir weiter an, dadurch würde 
kalſächlich erreicht, daß die Wollepreiſe niedrig bleiben. Es iſt hunderk 
gegen eins zu wellen, daß daraufhin Auſtralien, Südafrika und Argen⸗ 
finien die Ausfuhr jeglicher Wolle nach Deulſchland verbieten würden. 

Von der deulſchen Wolleinfuhr im Werte von 412 Millionen Mark 
(1913) lieferte Briliſch⸗-Südafrika für 50 Millionen, Argentinien für 90, 
Auftralien für 172 Millionen Mark, 

Es gibt kein Gewaltmittel, das diefe Länder zwingen könnte, ſich 
die Preije für ihre Produkte von einer europäiſchen Einkaufsgeſellſchaft 
diktieren zu laſſen. Anders als für „viel Geld und gute Worte“ wird 
ihre Wolle nicht zu haben ſein. 
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Will der Staat dem Luxus entgegenwirken, muß er das in feinem 
Innern beſorgen, nicht in feinen Beziehungen zu anderen Staaten. Wir 
haben ſchon von den Maßregeln geſprochen, die er zu dieſem Zwecke 
lreffen kann: Abrüſtung, hohe Beſleuerung der großen Einkommen, und 
endlich Stillſezung unprodukliver Betriebe. Auch die Herabſetzung be= 
ſonders großer Gehäller im Staatsdienſt würde nach dieſer Richtung gute 
Wirkungen üben, die erzwungene Sparjamkeif in manchen Kreiſen vor= 
bildlich wirken. Was die unproduktiven Belriebe anbelangt, fo haben 
wir bisher als ſolche nur jene belrachket, die kechniſch wenig leiſtungsfähig 
find. Man kann zu ihnen aber auch jene zählen, die für die Produklion 
und die Geſellſchaft überflüſſige Dinge produzieren. Gegen die Stillegung 
ſolcher Belriebe kann das Ausland nichts einwenden. Auch die Einfuhr 
unerwünſchter Stoffe iſt auf dieſe Weiſe ohne internationale Komplikationen 
zu vermeiden. 

Soweit alſo die Staatsgewalt eingreifen muß, um die Rohſtoffver⸗ 
ſorgung zu regeln, jeder Verſchwendung vorzubeugen und dahin zu wirken, 
daß zunächſt nur das Notwendige produzierk und eingeführt wird, er⸗ 
reicht fie das am ſicherſten nicht durch Regelung des auswärtigen Handels, 
ſondern durch Regelung der inneren Produktion, durch Aufwendung von 
Machtmilteln nicht gegenüber dem Ausland, ſondern gegenüber den eigenen 
Kapitaliſten. 


7. Mitteleuropa. 


Die Verfechter der Machtpolitik in der Uebergangswirtichaft ſcheinen 
ſelbſt kein allzu großes Zulrauen zu der Methode der ſtaatlichen Regelung 
des inkernalionalen Handels durch Einfuhrverbote und Einkaufsmonopole 
und ähnliche Maßregeln zu hegen, durch die die Rohſtoffzufuhr geſichert 
werden ſoll. Sie ſuchen dieſe Methode überflüſſig zu machen dadurch, 
daß fie den Appell an den Weltmarkt ſelbſt überflüſſig machen. Zu dieſem 
Behuf wollen fie ihn durch den inneren Markt erſetzen, den fie politiſch 
beherrſchen. Das heißt, fie ſuchen das von ihrem Staat politiſch ab— 
hängige Gebiet ſoweit auszudehnen, daß es imſtande iſt, alle die von 
ihm erheiſchten Rohſtoffe und Lebensmiktel ſelbſt zu liefern. Dieſe kann 
dann der Staat in der einen oder anderen Form für ſeine Induſtrie 
beſchlagnahmen und ſichern. So wird er unabhängig von dem Wohl- 
wollen ſeiner Nachbarn. 

Dieſes Streben war ſchon vor dem Kriege vorhanden und bildet 
eine der mächtigſten Triebkräfte der modernen Kolonialpolitik. 

Der Krieg, der die Unſicherheit des überſeeiſchen Verkehrs ſelbſt 
für eine ſeegewallige Nalion an den Tag brachte, hat eine neue Form 
dieſes Ausdehnungsſtrebens geſchaffen, Verſuche, Landſtriche, die auf 
feſtem Boden zuſammenhängen und die bisher verſchiedenen Staaksge⸗ 
bilden angehörten, ökonomiſch zuſammenzufaſſen in einer Gemeinſchaft, 
die durch ein Zollbündnis, Militärkonventionen, Eiſenbahnabmachungen 
und ähnliche Vereinbarungen zuſammengehalten werden joll. 
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Su dieſen Verſuchen gehört auch der Vorſchlag der Bildung eines 
„Mitteleuropa“, das außer Deukſchland und Oeſterreich, noch die öſtlich 
und ſüdlich an ſie grenzenden Gebiele, die bisherigen Oſlſeeprovinzen, 
7 5 1 Bulgarien, wohl auch Rumänien, ſowie die Türkei um⸗ 
faſſen ſoll. 

Dieſes Gebilde würde im Kriege ein formidabler Machlfaklor werden, 
wenn es militärifch einheitlich ausgebildet und geleitet, mit einem aus⸗ 
reichenden Eiſenbahnnetz verſehen, in feinen Produktionsmöglichkeiten 
ausgiebig entwickelt würde. Es würde über faſt 200 Millionen Menſchen 
verfügen und über fo viele Lebensmittel, daß es auch durch die ſtärkſte 
Abſperrung nicht auszuhungern wäre. Dabei fchnitte es Rußland völlig 
von Europa ab, und bedrohte die wichligſten Verbindungen zwiſchen 
England und Indien. 

Anders ſleht jedoch die Sache, wenn man Mitteleuropa nicht als 
„Schützengrabengemeinſchaft“ betrachtet, ſondern als Friedensinſtrumenk, 
das der Induſtrie ihre Rohſtoffe ſichern ſoll. Es beſteht wenig Ausficht, 
daß es als ſolches zuſtlande kommt und noch weniger, daß es Beſtand hat. 

Ich habe darüber gehandelt in meiner Schrift über „Die Vereinigten 
Staaten von Mitteleuropa“ (Stuttgart, Dietz, 1916) und brauche dorf 
gejagtes hier nicht zu wiederholen. 

Zu den widerhaarigſten Elementen der mikkeleuropäiſchen Gemein⸗ 
ſchaft würden die Produzenken von Rohſtoffen und Lebensmitteln gehören. 
Die deulſchen und öſterreichiſch-ungariſchen Agrarier würden ſich energiſch 
dagegen verwahren, Krieg zu dem Zwecke geführt zu haben, damit fortan 
im Frieden aus Serbien, Rumänien, Polen, Kurland Vieh und Getreide 
ohne Zollſchwierigkeiten nach Deutſchland und Oeſterreich wandere und 
dort die Preiſe ſenke. Sie werden höchſtens dafür zu haben ſein, daß 
die Zölle für Rohſtoffe und Lebensmittel gegen das übrige Ausland noch 
mehr erhöht werden, als gegenüber den Verbündeken. So weil ſie für 
die Idee Mitteleuropa eintreten, kun fie es aus militäriſchen Rück⸗ 
fichten, nicht zur Erleichterung der Einfuhr im Frieden. 

Auf der anderen Seite werden die Rohfloff- und Lebensmitkel⸗ 
produzenken der Agrarländer, die ſich mik Deutſchland und Oeſterreich 
verbinden ſollen, durchaus nicht davon begeiſtert fein, wenn die mittels 
europäiſche Gemeinſchaft Maßregeln ergreift, durch die ihre Produkte auf 
die deutlſchen und öſterreichiſchen Märkte beſchränkt werden und die ſie 
hindern, höheren Preiſen auf dem Weltmarkt nachzugehen. Werden aber 
ſolche Maßregeln nicht getroffen, kann z. B. die Türkei ihre Rohſtoffe, elwa 
Baumwolle ebenſogut nach England oder Belgien verkaufen, wie nach Deutſch⸗ 
land, dann hat der mitteleuropäifche Zollverein für die Rohſtoffverſorgung 
Deulſchlands doch keine Bedeutung. Er macht bloß das Ausland mißtrauiſch, 
Perg deulſchen Induſtrie mehr Rohſtoffe zuzuführen, als ſie ohne ihn 
erhielte. 

Aber nehmen wir an, alle dieſe Hinderniſſe könnten durch mehr oder 
weniger leiſen Zwang überwunden werden, ſo bekäme Deutſchland dadurch 
noch lange nicht alle Rohſtoffe, die es braucht. Denn fo ausgedehnt und 
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reich an Naturſchätzen das Gebiet Mitteleuropas war, jo ift diefer Reich⸗ 
tum doch nicht jo mannigfaltig, daß er alles das liefern könnte, wonach 
die Induſtrie Deulſchlands und Oeſterreichs verlangt. Die neu ange⸗ 
gliederten agrariſchen Gebiete würden wohl Vieh, Gefreide, Holz ſowie 
Pelroleum liefern, nicht aber Erze und Melalle und auch nicht Tropen⸗ 
produkte. Sie könnten die Eiſenerze aus Schweden, Spanien, Frank⸗ 
reich, ebenſo wie das Kupfer aus den Vereinigten Slaalen, die Wolle 
aus Südamerika und Auſtralien, den Kaulſchuk aus Braſilien und Indien, 
die Palmkerne aus Briliſch⸗Weſtafrika, die Baumwolle aus Aegypten, 
Indien und den Vereinigten Staaten nicht erſetzen. 

Nach Jahrzehnten könnte ja die Türkei vielleicht ein erhebliches 
Quantum Baumwolle liefern, aber einſtweilen iſt das Zukunftsmuſik. 

Rußland förderk in Sentralafien die Baumwollinduſtrie feit vier Jahr⸗ 
zehnten mik aller Macht. Trotzdem reicht dieſe auch heute noch nicht aus, 
die Baumwollinduſtrie des Landes zu verſorgen. Die Hälfte ſeines Ver⸗ 
brauches muß es immer noch durch Einfuhr aus dem Ausland decken. 

„Die ruſſiſche Baumwollernte hat im letzten Jahrzehnt 11 Millionen Pud, 
gleich 180 Millionen Kilogramm betragen. Ebenſoviel wurde eingeführt.“ (Ballod, 

rundriß der Staliſtik, 1913, ©. 69.) 

Dabei iſt die zentralafiatiihe Baumwolle kurzſtapelig und minder⸗ 
wertig, froß der Anwendung beiten amerikaniſchen Samens. 

Angeſichts dieſer langſam heranreifenden, beſcheidenen Ergebniſſe kut 
man gut, auch von der Türkei nicht in nächſter Zeit einen Baumwoll⸗ 
has 1 erwarten, der uns von den übrigen Lieferanten der Baumwolle 
reimacht. 


8. Die Kolonialpolitik. 


Je mehr neben dem milikäriſchen Denken das ökonomiſche wieder 
erſtarkt, deſto mehr wird der Glanz des mikleleuropäiſchen Ideals ver- 
blaſſen. Um fo wichtiger erſcheint wieder vielen die Gewinnung oder 
Feſthaltung eines großen Kolonialreichs. 

Es iſt eine alte Forderung, die die ganze bürgerliche Welt vor dem 
Kriege ſchon verfocht. Eine gewaltige Neuerung hat dieſer jedoch darin 
gebracht, daß er einen erheblichen Teil der Sozialdemokratie zur Kolonial⸗ 
politik bekehrfe. Unſere Partei hatte dieſe Politik ehedem einmütig ab⸗ 
gelehnt. Mußte fie ablehnen, als proletarifche, vemokratifche Partei. Denn 
eine Kolonie in Beſitz nehmen, heißt nicht elwa Land beſetzen, das von 
niemand bewohnt iſt, es heißt, ein Land ſamt feinen Einwohnern in 
Beſitz nehmen. Und in den heute einzig möglichen Kolonien, denen der 
Tropenländer, geben nur nichteuropäifhe Arbeitskräfte dem Boden 
feinen Werk. Die Ausbeutung einer Kolonie bedeutet entweder Verjagung 
der Eingeborenen, wenn dieſe nicht für die neuen Herren arbeiten wollen, 
und Erſatz der Verjaglen durch importierte Arbeitskräfte. Oder Arbeiks⸗ 
zwang für die Eingeborenen, alſo mehr oder weniger verftechte Sklaverei. 
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Auf dem Parteikag zu Mainz 1900 wurde daher einſtimmig eine Reſo⸗ 
lufion angenommen, die die Kolonialpolitik energiſch ablehnte: 
„Die Sozialdemokratie als Feindin jeder Unterdrückung und Ausbeutung 


von Menſchen durch Menſchen erhebt gegen dieſe Raub und Eroberungspolitik 
entſchiedenſten Widerſpruch.“ f 5 


So einmülig dieſe Kundgebung erfolgte, jo fand fie doch ſchon Anſätze 
zu einer Teilnahme an der Kolonialpolitik in ſozialiſtiſchen Kreiſen vor, 
die ſich von bürgerlichem Denken nicht frei zu halten vermochken. Sie 
ließen ſich einreden, die induſtrielle Entwicklung und damit das Gedeihen 
der Arbeikerklaſſe werde bedroht durch einen Mangel an Rohſloffen, und 
nur die Kolonialpolitik vermöge dieſem Mangel abzuhelfen. 

Daran iſt ſoviel richtig, daß unter der kapikaliſliſchen Produktions⸗ 
weiſe die Induſtrie durch das kapitaliſtiſche Profitinkereſſe gedrängt wird, 
ihre PBroduktivkräfte aufs ſchnellſte zu entwickeln, weit ſchneller als die 
Landwirlſchaft, die ihr Rohſtoffe liefert. So wird die hapitaliſliſche 
Induſtrie ſtets von Zeit zu Zeit mit Rohſtoffmangel bedroht, was ſich 
in Kriſen verſchiedenſter Art äußert. Die Schwierigkeiten, die ſich daraus 
ergeben, ſind nur zu überwinden durch Uebergang zum Sozialismus, der 
die induſlrielle Entwicklung regelt und der landwirtjchaftlichen anpaßt. 
Wer den Sozialismus nicht in abſehbarer Zeit für möglich hält, in dem 
bürgerlichen Denken befangen iſt, der ſucht nach Mitteln, die Gefahr für 
die Induſtrie auf dem Boden der beſtehenden Produkktionsweiſe zu be⸗ 
ſchwören. Die bürgerliche Geſellſchaft weiß aber kein anderes Mittel, 
als die zwangsweiſe Steigerung der landwirkſchaftlichen Rohſtoffproduklion 
und die gewaltſame Vergrößerung des Anteils eines Landes an der 
Rohſtoffproduklion der Welt auf Koſten anderer Länder. Beides jcheint 
am eheſten erreichbar durch die Kolonialpolitik, mit ihrer Zwangsarbeit 
der Eingeborenen und der Möglichkeit, das koloniale Produkt dem 
eigenen Lande vorzubehalten. 

Freilich, Arbeiter, die ein kraftvolles prolekariſches und demohraliſches 
Empfinden haben, laſſen ſich durch derartige Erwägungen nicht für 
Sklaverei und Kolonialkriege begeiſtern. 

Als in den Vereinigten Staaten der Bürgerkrieg der Nordſtaalen 
gegen die Südſtaalen von 1861 bis 1865 wütele, ſtanden die beſitzenden 
Klaſſen Englands auf ſeiten der letzleren, die durch Negerſklaben den für 
die engliſche Induſtrie unenkbehrlichen Rohſtoff, die Baumwolle, produ- 
zierten. Und die Arbeiter? Sie ſchienen durch die Aufhebung der Sklaverei 
in ihrer Exiſtenz bedroht. In der Tak ging die amerikaniſche Baum⸗ 
wollproduktion von 1861 bis 1864 von 4½ Millionen Ballen auf 
300000 zurück. Auch nach dem Kriege, wo fie allein auf freie Arbeiter 
angewieſen war, hob ſie ſich anfangs nur langſam, und erſt 1875 hatte ſie 
den Stand von 1861 wieder erreicht. Dieſe langſame Erholung war 
allerdings mehr eine Nachwirkung der Verheerungen des Krieges, als 
der Erſezung von Zwangsarbeit durch freie Arbeit. Heute beträgt die 
amerikaniſche Baumwollproduktion dreimal jo viel wie 1861. 
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Die engliſchen Arbeiter litten zunächſt furchlbar unter den Wirkungen 
des Krieges gegen die Sklaverei. 

„Nach der Berechnung Farnalls hatten die Dijtrikte, die unter dem Baum⸗ 
ee haben, eine Bevölkerung von 1984955. Von dieſer Bevölkerung 
arbeilelen 959 Perſonen in Baumwollfabriken oder in Fabriken, die in der 
einen oder anderen Weiſe mit der Baumwollinduſtrie verbunden waren. Ende 
Januar waren von dieſen Arbeitern 247230 ganz beſchäftigungslos, 165600 arbeiteten 
nicht volle Zeit und nur 121 129 hatten volle Arbeit.“ (Tugan⸗Baranowsky, 
Ss Ei Theorie und Geſchichte der Handelskriſen in England. Jena 1901, 

eile 8 


Nach der modernſten Auffaſſung des hiſtoriſchen Materialismus, wo⸗ 
nach die Ueberzeugung eines Menſchen von dem geſchäfklichen Vorteil 
abhängt, den er von ihr erwarfet, hätten damals die engliſchen Arbeiter 
ſich um des Rohſtoffs willen für die Sklaverei einſetzen müſſen. Sie 
katen das Gegenteil. Mit aller Macht kralen fie den herrſchenden Klaſſen 
ihres Landes enkgegen, die den Nordſtaaken den Krieg erklären wollten, 
um Ruhe und Ordnung und Sklaverei drüben und die Inkereſſen der 
Induſtrie hüben zu ſchützen. 


Und Karl Marx verſtand jo wenig von materialiſtiſcher Gejchichts- 
auffaſſung, daß er die Arbeiter wegen dieſer geſchäftswidrigen „Ideologie“ 
noch pries, anſtatkt die Nokwendigkeik der Sklaverei anzuerkennen. In 
feiner „Inauguraladreſſe“ (1864) erklärte er: 


„Nicht die Weisheit der herrſchenden Klaſſen, ſondern der heldenmütige Wider- 
ſtand der arbeitenden Klaſſen Englands war es, was den Weiten von Europa ver- 
8985 ſich über Hals und Kopf in einen infamen Kreuzzug zur Verewigung und 
f Ku der Sklaverei auf dem jenjeitigen Ujer des Atlantiihen Ozeans zu 
türzen.“ 

Die oben zitierte einſtimmig angenommene Mainzer Reſolution enk⸗ 
ſprach dieſer Auffaſſung. Seitdem hat unter der Einwirkung des Krieges 
ein Teil der deutſchen Sozialdemokratie ebenſo einmülig die gegenſätzliche 


Wirkſchaftspolitik“ an den Würzburger Parteitag nicht nur ein engeres 
Handels⸗ und Zollverhällnis mit Deflerreich, Bulgarien, der Türkei, ja, 
ſoweitk möglich, mit Rumänien und Rußland ſorderle, ſondern auch erklärte: 

„Es wird zu einer wichtigen Aufgabe eines jeden induſtriellen Großſtaales, 
ſich durch Erwerbung eigener Kolonien möglichſt den ungehinderten, 
billigen Bezug der zur Erhaltung und Ausdehnung ſeiner Induſtrie 
nötigen Rohſtoffe zu ſichern.“ (Protokoll S. 162.) 


So ſehr hal Cunow alle jene von ihm früher ſelbſt verfochtenen Argumente 
unſerer Partei vergeſſen, die zeigten, daß die Kolonialpolikik nicht nur 
den Grundſätzen des prolelariſchen Klaſſenkampfes widerſpricht, ſondern 
auch ein ſchlechtes Geſchäft iſt, alſo auch vom Standpunkte der materiali⸗ 
ſtiſchen Geſchichtsauffaſſung als Geſchäflsauffaſſung abgelehnt werden muß. 
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MNatürli nicht ein ſchlechles Geſchäft für jedermann. Vielmehr find 
ſehr mächtige Inkereſſen des Herrſchaftsapparales, der Inkellekluellen, des 
Finanzkapilals mit der Kolonialpolitik verquickt. Aber das Proletariat 
hat kein materielles Intereſſe an ihr, denn fie bringt große Koſten und 
infernationale Verwicklungen mit ſich, ohne die Rohſtoffzufuhr zu ſichern, 
deren die Induſtrie bedarf. Sie bildet vielmehr ein Mittel, dieſe Zufuhr 
zu gefährden. 

Das iſt ſchon oft genug dargelegt und nie widerlegt worden. Und 
doch muß es immer wieder von neuem wiederholt werden, heule mehr 
als je, angeſichts der wachſenden Abhängigkeit ſozialiſliſcher Politiker von 
bürgerlichem Denken. 

Wenn ein Land über ein ungeheures Kolonialreich verfügl, iſt es 
England. Das vereinigte Königreich mit 45 Millionen Einwohnern (nur 
40, wenn man Irland nicht dazu rechnet), beherricht ein Gebiet von 
30 Millionen Quadrafkilometern, mehr als ein Fünflel der Bodenfläche 
des Erdballs, mit faſt 400 Millionen Einwohnern, ein Vierlel der Be⸗ 
völkerung der Erde. Und ſelbſt dieſes rieſige Kolonialreich genügt nicht, 
Englands Zufuhr an Rohſtoffen und Lebensmilteln zu ſichern. Die briliſche 
Einfuhr erreichte 1913 einen Wert von 769 Millionen Pfund Slerling, 
rund faſt 16 Milliarden Mark. Davon kamen aber bloß 213 Millionen 
Pfund aus den britiſchen Befigungen, 556 Millionen aus der übrigen Welt. 

Das Verhältnis ändert ſich nicht, wenn man die Einfuhr von Lebens⸗ 
mifteln und Rohſtoffen beſonders betrachtet. In feiner Neuausgabe von 
Porters „The Progress of the Nation“ von 1912 verzeichnet Hirft 
folgende Zahlen der GStatiffik von 1902. Es befrug die Einfuhr: 


aus fremden aus brikiſchen 
Ländern Beſitzungen 


152 Will. Pfd. | 39 Mill. Pfd. 
79,5 Proz. 20,5 Proz. 
107 Mill. Pfd. 42 Mill. Pfd. 
71,6 Proz. 28,4 Proz. 


Es gehört angeſichts dieſer Zahlen eine beſondere Art Mut dazu, 
deulſchen Arbeitern einreden zu wollen, die Kolonialpolitik würde ihnen 
die Zufuhr der nötigen Rohſtoffe ſichern. 

Welche Gebiete kämen denn für eine ſolche Politik in Ausſicht? 

Amerika kommk von vornherein nicht in Frage. Oder will Cunow 
vielleicht empfehlen, daß das deutſche Kaiſerreich das mexikaniſche Aben⸗ 
leuer . das den Unkergang des zweiten franzöſiſchen Kaiſerreichs 
einleilele 

Daß wir in Aſien uns Sibiriens bemächligen, wird Cunow auch 
nicht vorſchlagen. China wieder hat aufgehört ein Objekt europäiſcher 


„Baumwolle, Wolle, Flachs. Jute, Holz, Oel und Oelſaaten, Petroleum, 


Kautihuk, Eiſen⸗ und Kupfererz, Zinn, Fard- und Gerbſtoffe, Papierſtoff, Tabak⸗ 
blätter, rohe Häute. 
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Zuſammen 


191 Mill. Pfd. 
100 Proz. 
149 Mill. Pfd. 
100 Proz. 


von Lebensmitteln 


der wichligſten Rohſtoffe? 


Kolonialpolitik zu fein. Der Weltkrieg hat ihm erlaubt, ſich poliliſch 
und ökonomiſch zu flärken und finanziell zu ſanieren. Noch mehr hat 
ſich freilich Japan gekräffigt. Das iſt der einzige Skaak, der es unker⸗ 
nehmen könnke, China von ſich abhängig zu machen. Doch wird auch 
das ſchwerlich gelingen. Es wird zufrieden ſein müſſen, eine gewiſſe 
Vorzugsſtellung dort zu behaupten. Auf der anderen Geife vermag 
keine europäiſche Macht mehr in China eine beſſere Stellung zu gewinnen, 
als die der offenen Tür. 

Neben Ruſſiſch⸗Aſien (17 Millionen Quadratkilometer) und China 
(11 Millionen) bildet den größten Beſitz in Aſien Brikliſch-Indien mit 
rund 5 Millionen Quadratkilometern. 

Nun darf man die Mehrzahl der engliſchen Kolonialländer nicht 
als Kolonien im gewöhnlichen Sinne des Wortes, als rechtloſe, auf einer 
tiefen Kullurſtufe ſtehende Beſitzungen betrachten. Das gilt ſicher nicht 
für Kanada (10 Millionen Quadratkilometer), Auſtralien (8 Willionen 
Quadratkilometer) und Südafrika (über 1 Million). Dieſe ungeheuren 
Gemeinweſen find der Art ihres Urſprunges nach Kolonien, ihrer ſtaaks⸗ 
rechllichen Stellung nach jedoch freie Mitglieder des großbritiſchen Staaken⸗ 
bundes. Weit entfernt davon, Objekte der Kolonialpolitik zu fein, be⸗ 
ginnen ſie vielmehr, wenigſtens Auſtralien und Südafrika, denſelben 
Ausdehnungsdrang zu entwickeln, der die Vankees von der Oſlſeile 
der Vereinigten Staaten nach dem fernen Welten bis an die Küſte des 
Stillen Ozeans trieb. Gegen die Rückgabe des deulſchen Beſitzes in Polyneſien 
ſowie in Südweſt⸗ und Oſtafrika werden ſich weit weniger die Engländer 
wehren, als die Bourgeoiſie Australiens und die Buren Südafrikas. 

Oſtindien (5) und Aegypten (3 Millionen Quadratkilometer) find nun 
freilich heute noch richtiger kolonialer Beſiz. Aber die nationalen Selb⸗ 
ſtändigkeitsbewegungen dort, die ſchon vor dem Kriege in raſchem An⸗ 
wachſen waren, haben durch dieſen an Kraft noch gewonnen. Sie haben 
nicht jene Rebellionen erzeugt, die man erwarlete. Aber der Krieg hat 
England gezwungen, an die Hilfe der Bewohner jener Gebiete zu 
appellieren, er hat dadurch das Selbſtbewußtſein namentlich der 
Mohammedaner gewaltig gehoben, die die Engländer als unentbehrliche 
Slützen des Reiches behandeln mußten, dabei aber auch den Gegenſatz 
zwiſchen Mohammedanern und Hindus ſehr verringerk, auf dem das 
engliſche Regiment in Oſlindien bisher aufgebaut war. 

Indien wie Aegyplen find auf dem Wege zur Selbſtändigkeik. Es 
kann ſich bloß fragen, ob fie dieſe als autonome Staaten innerhalb des 
britiſchen Staatenbundes nach dem Vorbild Kanadas, Auffraliens, Süd⸗ 
afrikas gewinnen oder ob ſie ſich völlig von jeder Verbindung mit 
England losreißen. Auf keinen Fall würden ſie das kun, um ſich einer 
anderen Oberherrſchaft zu unterwerfen. Das engliſche Weſen iſt bereits 
lief in den indiſchen Volkskörper eingedrungen, indiſche Studenten, die 
ins Ausland gehen, ſind vornehmlich in England zu finden, die engliſche 
Sprache iſt die gemeinſame Vermilklungsſprache in dem Sprachengewirr 
des indiſchen Reiches geworden. 
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Haben Indien und Aegypten einmal die Kraft erlangt, ſich von 
England freizumachen, dann werden ſie ihre Freiheit erſt recht eiferſüchtig 
gegen jede andere fremde Macht verteidigen. Als Objekte einer anderen 
Kolonialpolitik als der engliſchen kommen fie heute nicht mehr in 
Belracht. 

Anderſeits wird bei weiterem Erſtarken Japans und Chinas das 
franzöſiſche an China grenzende Oſlaſien, wenn Frankreich es nicht mehr 
behaupten könnle, keiner anderen europäiſchen Macht mehr zufallen 
können, ſondern in ein engeres Verhältnis zu einer der beiden oſtaſialiſchen 
Mächle krelen. 


Was bleibt in Aſien für die Kolonialpolitik noch übrig? Cunow 
wird doch die Türkei und Perſien, deren Freiheit er gegen England 
und Rußland eben noch verteidigt hat, nicht nun unter die Kolonialländer 
einreihen wollen. 

Und ebenſowenig wird er fordern, daß das Deutſche Reich ſeinen 
Kolonialbeſitz auf Koffen des befreundeten neutralen Holland vergrößert. 


So kommt als Objekt der Kolonialpolitik nur noch ein Stück 
Afrikas in Betracht. Wenn man an ein deulſches Kolonialreich denkt, 
hat man auch im weſenklichen das kropiſche Afrika im Auge. Endet 
der Krieg mik einem Verſtändigungsfrieden der herrſchenden Klaſſen, jo 
wird er wohl zur Herſtellung eines großen zuſammenhängenden Kolonial- 
beſitzes Deulſchlands mit Kamerun als Kern führen, in dem Deulſchland 
für jene von ihm bisher beſeſſenen Gebiete enkſchädigt wird, die Auſtralien 
und Südafrika jetzt für ſich beanſpruchen. 

Widerſpricht es auch den Grundſätzen des internationalen Sozialis⸗ 
mus, zu erklären, die deulſchen Arbeiter müßten um der Erhaltung des 
deutſchen Kolonialbeſitzes willen den Krieg forkſetzen, fo widerſpräche es 
dieſen Grundſätzen noch mehr, wenn die Sozialiſten der Enkente fordern 
wollten, daß die Arbeiter Englands, Frankreichs, Amerikas, Ilaliens uſw. 
den Krieg forlſetzen, um Deutſchland feines kolonialen Beſitzes zu berauben. 

Kommt es in Afrika zu einem Tauſchgeſchäft in Kolonialgebieten, 
dann wäre es Heuchelei und ein Hohn auf die Demokratie, wollte man 
dabei das Selbſlbeſtimmungsrecht der Nationen anrufen, wo es ſich doch 
nur um einen Wechſel der Fremdherrſchaft handeln würde. 

Aber wie immer ſich das deutſche Kolonialreich nach dem Kriege 
geſtalten möge, ob es als ein zuſammenhängendes afrikaniſches Reich 
wiedererſteht oder als ein Sammelſurium kleinerer, über die ganze Welt 
zerſtreuter Gebiete, auf keinen Fall wird im Ernſt jemand erwarlen 
können, daß dieſer Beſitz für die deulſche Induſtrie auch nur annähernd 
jo viel Rohſtoffe liefere, wie die heutigen britiſchen Beſitzungen für die 
Induſtrie Englands. 

Selbſt wenn anſtalt der 12 Millionen Menſchen, die Deulſchlands Ko⸗ 
lonien beim Ausbruch des Krieges bewohnten, dem neuzuſchaffenden deutſchen 
Kolonialreich die doppelte Volkszahl zufiele, bedeuteten fie doch nichts 
gegenüber den 400 Millionen des britiichen Kolonialreiches. Dabei aber 
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ſtehen, mit Ausnahme Kiaulſchaus, deſſen Rückgabe wohl niemand mehr 
erwartet, die Bewohner der bisherigen deulſchen Kolonien ebenſo wie 
jener Gebiete, die als Auskauſch in Frage kämen, kulturell auf einer 
ſehr niedrigen Stufe, viel kiefer, als die Bewohner Indiens, von denen 
Auſtraliens, Südafrikas, Kanadas gar nicht zu reden. Die Produktivität 
ihrer Arbeit iſt äußerſt gering, es wird im beſten Falle Jahrzehnte brauchen, 
ihre Produkkionsmöglichkeiten erheblich zu entwickeln. 

Selbſt in Kreiſen der Kolonialpolitiker wird vor Ueberſchätzung der 
kolonialen Produktion gewarnt. Das Berliner Tageblatt berichtet in 
feiner Nummer vom 23. Februar über eine Rede, die der Staaisjekretär 
des Reichs kolonialamts Dr. Solf in der Kolonialabteilung der deutſchen 
Landwirlſchaftsgeſellſchaft hielt. Danach erklärle er dort: 

„Die heimiſche Landwirtſchaft braucht nicht zu fürchten, daß ihr in ihrer 
kolonialen Schweſter eine unliebſame Konkurrentin erwächſt. Das hieße die 
Entwicklungsmöglichkeiten unſerer Kolonien denn doch überſchätzen. 
Die drei Jahrzehnte bisheriger Kolonialtätigkeit haben gezeigt, daß eine ſolche 
Furcht unbegründet iſt.“ 

In der Tat, was iſt die Frucht dieſer drei Jahrzehnte emſiger 
Tätigkeit? Der Gejamtwert der Ausfuhr an Rohſtoffen aus den deutſchen 
Schußgebieten nach dem Deutſchen Reich machte 1912 46 Millionen Mark 
aus — bei einer deutſchen Geſamkeinfuhr von Rohſtoffen im Betrage von 
4763 Millionen. Was würde es für den deutſchen Rohſtoffbedarf be⸗ 
deulen, wenn dieſe Einfuhr aus den Kolonien verdoppelt und verdreifacht 
würde? 

Selbſt bei den phantaſtiſchſten Erwartungen für die Zukunft bleibt 
die Talſache beſtehen, daß in der Gegenwart, mit der allein die Ueber- 
gangswirlſchaft zu rechnen hat, die deutſchen Kolonien nur ungefähr ein 
Prozent des deutſchen Rohftoffbedarfs decken. Und damit will Cunow 
ihn ſichern. Oder will er ein Kolonialreich erobert wiſſen, das ausreichle 
zu der von ihm geforderten Sicherung? Hinter ſeinem Programm ver⸗ 
birgt ſich entweder ein ungeheuerlicher Welteroberungsplan, der den Krieg 
ins Endloſe ausdehnen müßte, oder, was das wahrſcheinlichſte, bloße 
Gedankenloſigkeit. 

Aber leider keine harmloſe Gedankenloſigkeit, ſondern eine, die das 
Proletarial geneigt macht, ſich imperialiſtiſchen Gedankengängen hinzugeben 
— denſelben, die den letzten Grund des Welikrieges bilden. 

Geht die Welt mit dem gleichen imperialiſtiſchen Streben aus dem 
Kriege heraus, mit dem fie in ihn hineinging, dann bietet es uns nur 
eine Sicherheit: nicht die des Rohſtoffbezugs, ſondern die eines neuen 
Krieges. Dann wird die Uebergangswirlſchaft nicht den Uebergang vom 
Krieg zu dauerndem Frieden zu bewerkſtelligen haben, ſondern nur die 
Vorbereitung eines neuen Krieges, der der Induſtrie Europas den Garaus 
macht. Das iſt das Inkereſſe, das die Induſtriearbeiter an dieſer Politik 
haben. 

Cunow wird freilich erwidern, er predige hier den Wirlſchaftskrieg 
nur als Verleidigungskrieg gegen England. Er behauptete in ſeinem Bericht: 
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„Es kann heute als ſicher gelten. daß mit dem formellen Friedensſchluß der 
Wirtihaitskrieg mit England und ſeinen Kolonien nicht aufhören 1015 vielleicht 
auch nicht mit den Vereinigten Staaten und mit Frankreich.“ (S. 1 

Dieſen Wirtichaftskrieg ſieht er kommen, weil in a A Idee 
propagiert wird, alle Teile des briliſchen Reiches in einem Sollverband 
zuſammenzuſchließen, in dem England Vorzugszölle vor anderen Staaten 
beſitzen ſolle. 


Cunow vergißt, daß ſolche Pläne erſt ernſthaften Charakter an⸗ 
nahmen, nachdem in Deulſchland und Oeſterreich unter Mitwirkung 
Cunows und ſeiner Freunde die Idee des mitleleuropäiſchen Zollverbandes 
aufgetaucht war, der nicht die verſchiedenen Teile eines Reiches, ſondern 
verſchiedene Reiche zuſammenfaſſen ſoll. Und der erjfe Friedens verlrag, 
in dem jetzt ein derarkliger Zollverband vorgeſehen wird, iſt nicht von 
England, ſondern von Deulſchland und Oeſterreich abgeſchloſſen worden. 
Es iſt der mik der Ukraine, 


Cunow ſieht mit Recht eine Gefahr für Deutſchlands Induſtrie in 
dem geplanten großengliſchen Zollverband. Aber gerade das war einer 
der Gründe, aus denen wir ſeine milteleuropäiſche Agitation bekämpflen, 
weil fie die Wirkung haben mußte, in England eine enkſprechende Agitalion 
für das Gegenſtück hervorzurufen. 

Die größte Gefahr hüben wie drüben ſehen wir nun nicht darin, 
daß die Zollbundspläne verwirklicht werden. Hier wie dork haben ſie 
zu viele Widerſtände zu überwinden, außen und innen. Ein groß⸗ 
engliſcher Zollbund würde ja nicht die Induſtrie Deutſchlands allein 
treffen, ſondern ebenſo ſehr, vielleicht noch mehr, die Frankreichs und der 
Vereinigten Staaten. 


Die Gefahr iſt nicht groß, daß einer der geplanten Zollbünde ver- 
wirklicht wird. Aber das bloße Streben nach ihm bedeutet ſchon eine 
Gefahr, da es ſehr ſtark dem enkgegenwirkk, was nach dem Kriege, ſelbſt 
von rein geſchäftlichem Standpunkt aus, am unerläßlichſten ſein wird: 
dem Abflauen der Gefühle des gegenfeitigen Haſſes, die durch die Krieg⸗ 
führung zur Siedehitze geſteigert wurden. 

Cunow ſteht auch hier auf dem enkgegengeſetzten Standpunkte. Er 
ſelbſt hat bisher fein möglichſtes gekan, dieſe Gefühle noch weiter zu 
enkflammen, und feine Politik iſt nicht geleitet von dem Bedürfnis, die 
nationalen Gegenſätze zu mildern, ſondern von der Ueberzeugung, fie 
würden und müßten nach dem Kriege unvermindert forkdauern. Als das 
wichtigſte Moment, das Mitteleuropa und die Kolonialpolitik notwendig 
machen ſoll, erfcheint ihm folgendes: 

„Die feindliche Erregung der Handels⸗ und Induſtriekreiſe (in Großbritannien 
und deſſen Kolonien) iſt mehr und mehr geſtiegen, in ä und : 
Nordamerika faſt noch mehr als in England ſelbſt⸗ * (©. 161.) 

Sie iſt nicht nur dorf geſtiegen, ſondern auch in den Bereinigfen 
Staaten, in Frankreich, in Italien und Rußland. Die Talſache iſt nicht 
zu leugnen. 
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Der Unterjchied zwiſchen Cunow und uns liegt bloß darin, daß 
ihm dieſe Talſache als eine unabänderliche erſcheint, auf die er ſeine 
ganze Politik begründet, während wir von der Talſache der Solidarität 
der arbeitenden Klaſſen aller Nationen ausgehen und von dieſer Baſis 
aus eine Polilik fordern, die jene „feindliche Erregung“ zu überwinden 
geeignet iſt. 

Es gibt keinen verhängnisvolleren Irrtum als den, zu meinen, der 
nationale Haß, den ein Krieg entzündet hat, ſei unauslöſchlich. Die 
Geſchichte weiſt Hunderle von Belegen dafür auf, daß die Feindſchafken 
eines Krieges oft ſchon bald nach ihm in ihr Gegenkeil umſchlagen, 
allerdings ebenſo viele Bündniſſe. So erſt in jüngffer Zeit Bulgarien, 
das zuerſt im Bunde mil Serbien die Türkei bekämpfte, um kurz darauf 
im Bunde mik der Türkei gegen Serbien zu Felde zu ziehen. Und 
Rußland, Japans Gegner 1905, wurde wenige Jahre ſpäler fein Ver⸗ 
bündeter. Die Buren, Englands geſchworene Feinde zu Beginn des 
Jahrhunderks, kämpfen heute für England gegen Deulſchland uſw. uſw. 

Es wäre abgeſchmacht, zu meinen, Deutſchland ſei von Nakur 
aus dazu verurfeilt, alle Welt zu Feinden zu haben, und keinerlei 
Politik vermöge elwas daran zu ändern. Richlig iſt nur, daß die 
Politik, zu deren Verkrelern Cunow gehörk, die feindliche Erregung 
unvermeidlich macht, von der er ſpricht. Die Relkung der Völker 
erheiſcht es aufs dringendſle, dieſe Politik über den Haufen zu werfen. 

Wie weit das gelingt, das wird abhängen von der Kraft, die der 
internationale und ſozialiſtiſche Teil des Prolekariats gegenüber den 
Imperialiſten und ihren Mamelucken aufzubringen vermag. 

Auch das iſt eine der Aufgaben der Uebergangswirtichaft. 
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VII. Das Geld. 


1. Die Anfänge des Geldes. 


Wir haben bisher die Probleme der Uebergangswirtichaft überwiegend 
nach der ſtofflichen Seite hin betrachtet. Die Probleme, die daraus 
erſlehen, daß im Kriege der ſloffliche Reichtum der Geſellſchaft durch Ver⸗ 
nichtung und Einengung der Produktion wie des Verkehrsweſens eine 
ungeheure Verminderung erlitten hat. 

Soweit dieſe Probleme rein ſtofflicher Natur find, würden fie, unter 
Vorausſetzung der gleichen Ausdehnung und Technik des Krieges, in 
allen Produklionsweiſen die gleichen bleiben. 

Sie erhalten aber in der Warenproduktion eine eigenartige Verdoppelung 
und Komplizierung durch das Geld. Innerhalb der Warenproduklion 
bedeutet jede Veränderung des Stoffes im Produkkionsprozeß, von der 
erſten Aneignung von Rohſtoff in der Natur an bis zur endgültigen An⸗ 
eignung des fertigen Produkts durch den Konjumenten, nicht nur eine 
Orts⸗ oder Formveränderung, ſondern auch eine Geldtransaklion. Die 
ganzen Bewegungen und Veränderungen des ſtofflichen Reichlums ſpiegeln 
ſich ſo in den Bewegungen und Veränderungen von Geldſummen, aller- 
dings oft in ſehr verzerrter Form. Alle ſtofflichen Fragen des Wirtſchafts⸗ 
lebens erſcheinen nun gleichzeitig als Geldfragen. 

Aber das if innerhalb der Warenproduktion nicht bloß der 
Spiegel der Wirtſchaft, ſondern auch ein Mechanismus, der unentbehrlich 
it, um ſie im Gang zu halten. 2 

Wie vieles andere, iſt durch den Wellkrieg auch dieſer eigenarlige 
Mechanismus gründlich in Unordnung geraten. Ihn wieder in Ordnung 
zu bringen, iſt ebenſo wichlig wie die Herſtellung von Transportmikteln, 
von Arbeitsmitteln und Arbeilsgegenſtänden. Wir müſſen daher dieſe 
Frage noch erörtern, ehe wir unſere Unkerſuchung der Probleme der 
Uebergangswirlſchaft abſchließen. 

Sie bildet unter ihnen das ſchwierigſte und komplizierteſte, da es 
fi hierbei vielfach nur um Spiegelbilder handelt, um Abſtraklionen, die 
nicht fo handgreiflich find wie ein Schiff, eine Lokomotive, ein Acherfeld, 
eine Fabrik. 

Wir müſſen daher, ehe wir an die Geldfragen der Uebergangs⸗ 
wirkſchaft herantreten, eine kurze kheoreliſche Einleitung über das Geld 
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geben, wobei wir jedoch nicht alle ſeine Seiten beirachten werden — das 
würde zu weit führen —, ſondern nur jene, die für unſere nächſten Zwecke 
hier in Frage kommen. 

Als die populärſte Form, ökonomiſche Begriffe zu entwickeln, darf 
man die Darſtellung ihres hiſloriſchen Werdegangs anſehen. Sie ſei 
auch hier gewählt. Das heißt, jede der Erſcheinungen, die wir behandeln, 
wird in ihrem Enlſtehen unkerſucht. Keineswegs aber foll die Auf- 
einanderfolge, in der die einzelnen Erſcheinungen erörtert werden, ftets 
der Aufeinanderfolge entjprechen, in der fie aufkommen. Das würde die 
Darlegung mitunter erſchweren, nicht fördern, da Zuſammengehöriges 
auseinandergeriſſen würde. So werde ich z. B. das Papiergeld im Zus 
ſammenhang mit der Münze, vor dem Wechſel, behandeln, obwohl es 
ſpäter als dieſer auftritt. 

Wir gehen von dem Unterjchied zwiſchen der urſprünglichen Pro⸗ 
duklion für Befriedigung des Selbſlgebrauchs ohne Geld und der Waren: _ 
produklion mit Geld aus. Dieſer Unlerſchied iſt ſchon oft dargelegt 
worden und dürfte als allgemein bekannt gellen. Nur kurz ſei alſo 
darauf hingewieſen, daß die Menſchen viele Tauſende, wahrſcheinlich 
Hunderllauſende von Jahren lang in kleinen Gemeinſchaflen lebten, von 
denen jede ſelbſt alles produzierte, was ihre Mitglieder brauchten. Dieſe 
Produktionsweile erhielt ſich fort, auch nachdem Klaſſenunlerſchiede auf⸗ 
gelaucht waren. Die Knechle und Tribulpflichligen befriedigten die Be⸗ 
dürfniſſe ihrer Herren, ebenſo wie die eigenen, durch direkle Leiſtung von 
Arbeit oder Lieferung von Produkten. 

Die Entwicklung der Produklivkräffe durch Arbeitsteilung konnte 
im Rahmen der primiliven kleinen Gemeinfchajten nicht weit getrieben 
werden. Ein neuer Weg wurde diefer Entwicklung gebahnt, als ver- 
ſchiedene Gemeinweſen, die Verſchiedenes produzierten, miteinander in Be⸗ 
ziehung lralen und ihre verſchiedenen Produtle miteinander auslauſchlen. 
Damit wurde die Produktion von Waren angebahnt, das heißt, von 
Gülern, die von Menſchen einer Gemeinjchaft oder einer Belriebsſtälle er⸗ 
zeugt werden, nicht zu dem Zwecke, um fie ſelbſt zu verbrauchen, ſondern 
um ſie gegen Güler umzulauſchen, die jene Menſchen brauchen, aber 
nicht ſelbſt erzeugen. Bei voll entwickelter Warenprodukkion produziert 
jeder das, was er nicht braucht. 

Je größer der Kreis von Arbeitern, die füreinander arbeiten, deſlo 
weiter kann die Arbeitsteilung mit ihren wirtichaftlichen Vorteilen getrieben 
werden. Die Entwicklung des Warenauslauſches erlaubte es, dieſen Kreis 
über den Umfang und das Gebiet des einzelnen Gemeinweſens hinaus 
ſoweil auszudehnen, als das Gebiet des Austaufchverkehrs reicht. 

Dieſe Ausdehnung war jedoch nicht fo einſach. Wenn Produzenten 
verſchiedener Waren auf einem Auskauſchplatz, einem Markt, zuſammen⸗ 
kamen, um ihre Waren auszutaufchen, jo ſetzle das Gelingen dieſer 
Operation voraus, daß der einzelne nicht nur fand, was er ſuchle, ſon⸗ 
dern daß der Beſitzer des Geſuchken auch gerade nach jener Ware ver⸗ 
langte, die der erſtere auf den Markt brachte. 
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Nehmen wir an, ein Schreiner kam mit feinem Tiſch auf den Markt. 
Er brauchte Leinwand. Der Leineweber findek ſich auch dork ein, aber 
der hat ſchon einen Tiſch. Was er verlangt, iſt Mehl, um feinen hung⸗ 
rigen Kindern eine lüchtkige Mahlzeit auf dem Tiſch vorzuſetzen. Nun 
trifft auch ein Müller mik einem Sack Mehl ein, aber er iſt eine durſtige 
Seele. Er ſchiebt die ihm angebotene Leinwand beifeite und ruft 
nach Wein. Verlockend ſtehen vor ihm zwei Fäſſer Wein. Doch der 
Winzer hat ſichs in den Kopf geſetzt, einen Tiſch zu erwerben, nicht Mehl. 
Oer Tiſch iſt aber nur gegen Leinwand zu haben. 

So kann keiner der Austaujche zuſtande kommen, alle Warenbeſitzer 
müſſen mit ihren Produklen unverrichkeler Sache wieder heimwärks ziehn. 
Es iſt ein ſellener Zufall, wenn gerade zwei ſolche Auskauſchende zuſammen⸗ 
kommen, von denen jeder nach dem Produkt des anderen verlangt. 

In der Tat iſt der Anfang der Tauſchwirlſchaft nur in der Weile 
möglich, daß jeder Belrieb im weſenklichen alles ſelbſt erzeugt, was er 
braucht und nur Ueberſchüſſiges oder Ueberflüſſiges austaufcht, jo daß 
ſeine Exiſtenz vom Zuſtandekommen des Tauſches nicht abhängt. 

In dieſem Uebergangszuſtand von reiner Verbrauchswirlſchafk zu 
reiner Warenproduklion befindet ſich der größle Teil der Menfchheit ſchon 
bei Beginn der hiſtoriſchen Zeit, und er hat ſich darin vielfach ſelbſt bei den 
Kulturvölkern bis in unſere Tage erhalten. In den Landſtädlen befreibt 
heute noch der Handwerker Landwirkſchaft, und heule noch produziert 
der Bauer in rückſtändigen Gegenden den größten Teil der Induſtrie⸗ 
produkte ſelbſt, die er braucht. 

In ſeinen Anfängen wird der Auslkauſch etwas Gelegenkliches und 
Zufälliges geweſen ſein. Sobald er anfing, ſich regelmäßig zu wieder⸗ 
holen und an Umfang zu wachſen, kam es leicht dazu, daß beilimmte 
Waren mehr begehrt wurden, leichter in Auskauſch genommen wurden, 
als andere. 

Sobald eine Ware dieſe Stellung bekommen halle, lag es nahe, 
daß Warenbeſitzer, die für ihre Ware keine andere auf dem Markle ein⸗ 
kauſchen konnten, die fie brauchten, es vorzogen, ihre eigene ſchwerer ab» 
zuſetzende Ware gegen die leichter auskauſchbare umzukauſchen, als ohne 
jeden Tauſch vom Markte zu gehen. Für die leichter auskauſchbare Ware 
konnten fie eher das Gut zu erlangen hoffen, nach dem fie begehrten, 
als für das eigene Produkt. 

Ein Beiſpiel macht das klar. Nehmen wir den oben vorgeführken 
Fall des Schreiners, Webers, Müllers, Winzers, die alle ihre Ware 
nicht loswerden. Jetzl freie noch ein Warenbeſitzer auf, der Beſitzer einer 
Kuh. Rindvieh ſei zu einer Ware geworden, für die jeder am eheſten 
Verwendung hat, die am eheſten in Auskauſch genommen wird. 

Der Beſitzer der Kuh hält Umſchau unker den Waren auf dem Markt. 
Er braucht einen Tiſch, bietet daher feine Kuh für den Tiſch an. Der 
Schreiner braucht keine Kuh, er hat drei auf der Weide. Aber er weiß. 
die Kuh wird er leicht wieder los, ſo gibt er den Tiſch lieber für ſie 
hin, als daß er ihn nach Haufe trägt. 
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Im Beſitz der Kuh wendet er ſich an den Weber, deſſen Leinwand 
er begehrt. Der Weber braucht die Kuh ebenſowenig wie den Tifch, 
was er will, iſt Mehl. Da aber der Müller keine Leinwand braucht, 
nimmt der Weber das Angebot des Tiſchlers an, und akzeptiert deſſen Kuh 
für feine Leinwand. Der Tiſchler hat nun feinen Tiſch abgeſetzt und die 
erjehnte Leinwand bekommen, er verſchwindet vom Markt. 

Die gleiche Transaktion vermittelft der Kuh vollzieht ſich nun zwiſchen 
Weber und Wüller und ſchließlich zwiſchen Müller und Winzer. Sie 
bekommen nun alle was ſie brauchen, was früher unmöglich geweſen 
wäre. Die Kuh aber wird ihren Herrn ſo lange wechſeln, bis ſich 19 


lich jemand findel, der fie wirklich als Milchvieh braucht und behält. 
2 ie anderen beſaß ſie bloß an Shen, ihren Tauſchverkehr 


zu vermitteln. Dieſer Gebrauchswerk iſt ein neuer, geht nicht aus ihren 
natürlichen Eigenschaften, ſondern aus ihrer Rolle auf dem Markle hervor. 
Durch dieſe Rolle als allgemeines Tauſchmiltel wurde fie zu Geld. 

Durch das Geld werden Auskauſchoperationen möglich gemacht, die 
ſonſt unmöglich wären. Nur wo ſich das Geld eingebürgert hat, bekommt 
der Warenabſatz eine Schnelligkeit und Sicherheit, die es erlaubk, daß 
der einzelne ſich ausſchließlich der Produktion feiner Spezialität widmet, 
alſo die Arbeitsteilung ſoweik wie möglich getrieben wird. 

Doch die Medaille hat auch ihre Kehrseite. Wo durch den Gebrauch 
des Geldes die Warenproduktion voll entwickelt und an Stelle der 
Produktion für den Selbſlgebrauch getreten iſt, hängt der einzelne 
Warenbeſitzer vollſtändig davon ab, daß er einen Geldbeſitzer findet, der 
ihm ſeine Ware abnimmt, Es mag noch ſoviel produziert ſein, ohne 
Geld findet das Produkt nicht den Weg vom Produzenten zum Kon— 
ſumenten. 

Das Geld iſt das unentbehrliche Mittel der Warenzirkulation, ihres 
Wanderns aus den Händen derjenigen, die die Waren produziert haben 
und nicht brauchen, in die Hände derjenigen, die die Waren brauchen 
und nicht produziert haben. 

Gleichzeitig entwickelt es noch eine andere Eigenſchafl. Erinnern 
wir uns des obigen Beiſpiels vor dem Aufkrelen des Geldes. Der 
Schreiner verlangt nach Leinwand, der Weber nach Mehl, der Müller 
nach Wein uſw. Wo es zu einem direkten Auskauſch kommt, iſt es ein 
Auskauſch ungleicher Gebrauchswerke. Die Ungleichheit der Gebrauchs⸗ 
werte iſt das Motiv des Tauſches. 

Nun kommt das Geld auf, als deſſen Repräſenkanten wir zunächſt 
— vor dem Aufkommen des Metallgeldes — eine Kuh vorgeführt haben. 
Alle die verſchiedenen Gebrauchswerte werden jetzt mit einem und dem⸗ 
ſelben Gul gelauſcht, das für keinen der Tauſchenden außerhalb des Tauſch⸗ 
verkehrs einen Gebrauchswert hat. Die Kuh als Geld kommt nur noch 
in Belracht als eine neue Form von Wert — dem Tauſchwerk. Alle 
die verſchiedenen er tauſchen ſich nun gegen den gleichen 
Tauſchwert — 1 Tiſch, 10 Meter Leinwand, 50 Kilogramm Mehl, 
100 Liter Wein ſind jedes gleich 1 Kuh. An der Kuh als Geld 
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infereffier nur, welche Mengen von jedem der verſchiedenen Produkte 
gegen ſie ausgekauſcht werden. Indem das Geld dieſe Mengen anzeigt, 

1 wird es zum Me Er 

Dieſe werden immf dur e zu ihrer Produktion und Repro⸗ 

Aden geſellſchafllich nolwendigen Arbeitsmengen. Der Austaufch gleicher 
erle iſt nichts als der Auslauſch von Produkten gleichen Arbeiksaufwands. 

Schon in der Wirlſchaft der Bedarfsdeckung finden wir das Streben 
Gleicher und Freier, die mileinander und füreinander arbeiten, nach Gleich— 
heit der Arbeitsleiſtung und Gleichheil des Anteils am gemeinſamen 
Produkt. An dieſem Streben änderk ſich nichts, wenn an Stelle der 
gemeinſamen Arbeit in gemeinſamer Wirkſchaft das Füreinanderarbeiten 
in verſchiedenen gelrennten Privalwirkſchaften tritt. Es wird eher noch ver— 
ſtärkt, weil an Stelle der Kameradſchaftlichkeik die Fremdheik der Pro» 
duzenten kritt. Keiner will dem anderen mehr Arbeit leiſten, als der 
andere ihm leiſtet. 

Dies Streben wird freilich den Beteiligten nicht bewußt, da fie ja 
nicht direkt füreinander arbeiten, ſondern Produkte miteinander kauſchen. 
Es erhält eine eigenartige Aeußerungsform, ſobald nichl Gebrauchswerte 
gegen Gebrauchswerle anderer Art getaufcht, ſondern die verſchiedenſten 
Gebrauchswerte alle an demſelben Tauſchwerk gemeſſen werden. 

Wer jetzt ſeine Ware über ihrem Arbeikswerk verkauft, erhält für 
das Produkt feiner Arbeit das Produkt von mehr Arbeit, mehr Geld, 
als derjenige, der fie zu ihrem Werk oder gar unter ihm verkauft. 

Dieſer Prozeß kann ſich nicht wiederholen, ohne daß der eine an 
Geld reicher wird wie der andere. Sind die Warenproduzenlen Freie 
und Gleiche und geht die Warenproduktion ohne hemmende Beſtimmungen 
vor ſich, dann wird die Folge fein, daß ji) dem Produklionszweig, in 
dem das Ergebnis gleicher Arbeit mehr Geld erlöſt, die Produzenken 
lieber zuwenden, als demjenigen, deſſen Arbeit weniger einbringt. 

Das Angebot der über ihrem Werk bezahlten Waren wird ſteigen 
und den Preis herabdrücken, das Angebot der unter ihrem Wert bezahlten 


} wird finken und damit ihren Preis ſteigern. So ſe er ſich im Wechſel 
Fr ‚angebot und Nachfrage und damit im Schwanken der Preiſe das 
Werkgeſetz dur 


i Das gilt ür die einfache MWarennroduktion, in der der Produzent, 

der die Ware auf den Markt bringt, und der Arbeiter die gleiche Perſon 

“if. Die Sache ändert ſich elwas, ſobald kapitaliftifch produziert wird, 

der Produzent nicht ſelbſt die Produkte ſchafft, ſondern bezahlte Lohn⸗ 

arbeiter dazu beſchäftigt. Es iſt nicht mehr das Produkt eigener Arbeit, 

ö was der Produzent auf den Markt bringt, ſondern das Produkt der Arbeit 

anderer, deren Arbeitskraft er gekauft hat, ebenſo wie die Produkkions⸗ 

\ mittel. Er rechnet nicht mehr die aufgewendete Arbeit, ſondern das auf⸗ 

} gewendete Geld, die Produktionskoften. Auch er ſtrebt nach Gleichheit 

des Erkrags, wie der Arbeiter der einfachen Warenproduktion, aber nicht 
nach Gleichheit des Ertrags der Arbeit, ſondern nach Gleichheit t 

des Geldaufwands, das heißt, nach Gleichheit der Profitrale. 
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Dadurch wird das len lch etwas abgeändert, aber keineswegs 


aufgehoben. Wohl können jetzt nicht nur, ſondern müſſen ſogar die Markt- 


werke mancher Produktionszweige über ihrem eitswert ſtehen, nicht 
bloß vorübergehend, ſondern deen v können ſie es nur in dem 
Maße, in dem andere dauernd darunker ſtehen. Die Maſſe von Arbeit 
und damit von Arbeitswerten, über die die Geſellſchaft verfügt, iſt gegeben, 
und die Maſſe von Marktwerten muß in ihrer Geſamtheit damit überein⸗ 
ſtimmen. Der Arbeitswert bleibt der Ausgangspunkt und die Achſe, um 
die ſich das ganze Syſtem des Warenaustauſches dreht. Damil iſt auch 
die Maſſe der Mehrwerte und der Profile ſowie die Höhe der Profitrate 
und der durch fie bedingten Abweichungen des Marklwerks vom Arbeiks⸗ 
werk gegeben. 


De} niemals Alt mind digt dunn n W. Der Wert der 
Ware auf dem Markte wird nicht gemeſſen an der Menge Arbeit, die 


zu ihrer Produktion geſellſchaftlich notwendig war, ſondern an der Menge 
der Geldware, die den gleichen Arbeitsaufwand erheifcht hal. Dieſe Menge 


Geld iſt ihr reis. 

Wie jedes Ergebnis bewuhßter menſchlicher Tätigkeit früher im Kopfe 
des Menſchen vorhanden fein muß, als Ziel oder Abſicht, ehe es zu prak⸗ 
kiſcher Wirklichkeit wird, jo muß auch der Werk der Ware in Geld ges 


meſſen, ihr Preis im Kopfe des Produzenten feſtgeſetzt ſein, ehe er ſie 


verkauft. Die Zirkulation der Waren iſt unmöglich ohne ihre vorherige 


Werkmeſſung. Dieſe Funklion des Geldes iſt für den Fortgang der Waren⸗ 


produklion ebenſo unerläßlich und wichlig, wie die Zirkulation ſelbſt. Ja, 


als Zirkulationsmittel iſt die Geldware eher enkbehrlich wie als Werk⸗ 


meſſer. 


Die alten Aegypter z. B. gebrauchten im 3. Jahrkauſend vor unſerer 
Zeilrechnung ſchon Kupfer und Gold (nicht Silber) als Geldware und 


allgemeinen Wertmefjer der Waren. Aber die in Geld ihrem Werte nach 


gemeſſenen Waren wurden meiſt in natura gegeneinander ausgelauſcht. 


So wurde bei einer dieſer Tauſchhandlungen z. B. ein Stier gekauſcht. 


Sein Wert wurde feſlgeſetzt auf 119 Kupferulnu (14,4 Kilogramm Kupfer). 


Für ihn wurden gegeben eine Malte, die auf 25 Ulnu angeſetzt wurde, 
5 Maß Honig zu 4 Utnu, 8 Maß Oel zu 10 Ulnu und noch ſieben andere 
Dinge für den Beſl. 

Hier fungiert das Kupfer nur als Wertkmaß. Es hätte als Zirkulations⸗ 
mittel fungiert, wenn der Beſitzer des Stieres für ihn 119 Kupferufnu 
ausbezahlt bekommen und für dieſe dann die Matte und die übrigen Gegen⸗ 
ſtände gekauft hätte, 

Daß es im alten Aegyplen mehr als Werimaß wie als Zirkulations- 
mittel fungierte, rührfe wohl daher, daß das Kupfer als Gebrau 
zu ſehr geluht war. Gerade dieſer Umſtand machle es ſehr geeignet zur 
Geldware, hinderte aber, ſolange feine Produktion nicht ſehr ausgedehnt 
war, feine Anwendung als Sirkulationsmittel, denn ſolange es als ſolches 
umlief, war es natürlich induſtriell nicht verwendbar. 
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Sogar bei den edlen Metallen ſcheint bis ins vorige Jahrhunderk 
noch die Anwendung als Geld hinter der als Gegenſland des Verbrauchs 
zurückzuſtehen. Marx zitiert eine Berechnung Jacobs aus dem Jahre 1831, 
nach der in England von den dort vorhandenen edlen Metallen ein Drittel 
Geldform, zwei Drittel die Form von Luxuswaren beſaßen. 

„In ganz Europa und Amerika aber exiſlierte ein Vi 
in 58 n anden als in Geld.“ (Zur A der en a 


Bei dem eigenklichen Geldmelall von heute, dem Gold, überwiegt 
jetzt allerdings die Neumünzung über die induſtrielle Anwendung. Es 
wurden 1911 in der Welt 


Münzen geprägt induſtriell verarbeitet 
fur (nach Schätzung) 
G 372 Millionen Dollars 166 Millionen Dollars 
Silber . . . 117 Millionen Unzen 142 Millionen Unzen 


Bei den Erörterungen der Geldfragen wird Ha u menig beaniter 
daß der Stoff, der das Geld liefert, nicht bloß als ſolches, ſondern auch 
als Gebrauchswert und Ware Verwendung findet, auf dem Mackle wien 

\ bloß als Geld, ſondern auch als Ware erſcheint und bald die eine, bal 
die andere Form ohne jede Werkveränderung annehmen kann. 

Nicht minder häufig wird aber die Rolle des Geldes als Werkmeſſer 
überſehen, spe Bulk, die es nur ſpielen kann, weil es als Ware einen 
beflimmten Arbeils werk darſtellt. Man belrachlel es meiſt nur als Zirkulalions⸗ 
millel. Dadurch kommk man leicht zu ganz falſchen Ergebniſſen, da da 
Geld als Wertmeſſer keineswegs denſelden Geſetzen folgt, wie als Jirkü⸗ 
lalionsmitlel. 9 

Schon dadurch unkerſcheiden ſich beide, daß das Geld, wenn es als 


Woertmeſſer dient, bloß in der Vorſtellung vorhanden ſein muß. Dagegen 
muß das Geld, das einen Kauf bewirkt, wirklich vorhanden fein. 


Anderſeiks aber, wenn das Geld beim Wertmefjen nur vorgeſtelltes 
Geld iſt, ſo muß dies doch die wirkliche, reelle Geldware ſein, die durch 
keine andere zu erſetzen iſt. Dagegen läßt ſich das Geld, das beim Kauf 
in ſeiner Leiblichkeit fungieren muß, durch Surrogale erſetzen, die an ſeiner 
Stelle den Skellenwechſel des Geldes aus der Hand des Käufers in die 
des Verkäufers vollziehen. 

Der Schuffer kann den Preis eines Paares Stiefel, das er ferlig⸗ 
gemacht hat, feſtſezen, etwa auf vierzig Mark, ohne daß vierzig Mark 
oder auch nur eine Mark in feinem Beſitz oder irgendwie ſichtbar find. 

Aber er könnte ihn nicht feſtſetzen, wenn nicht der Wert des Goldes ebenſo 

feſtſlünde wie der der Stiefel, jo daß der letztere als eine beſtimmle Menge 

Gold — fo viel als in zwei Zwanzig⸗Mark⸗Stücken ſlecht — ausgedrückt 
werden könnle. 


757 Für Geld als Wertmeſſer gibt es keine werlloſen oder unters 


werligen Surrogate. 
Anders ſteht es dagegen mit dem Geld als Zirkulations mittel. 
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2. Die Münze. 


Es hängt ganz von den Produktions und Verkehrsverhältniſſen 
eines Landes ab, welche Waren bei feinen Auskäuſchen fo in den Vorder— 
grund frefen, jo allgemeine Bevorzugung erlangen, daß fie dazu gelangen, 
als allgemeines Taujchmittel, als Geld zu fungieren. Die verſchiedenſten 
Waren wurden zu Geld, Vieh. Sklaven, Pelzwerk, Salz. Kakaobohnen uſw. 


Schließlich ſetzen ſich jedoch überall die edlen Metalle neben Kupfer 


als Geldſtoff durch, dank ihren natürlichen Eigenſchaften. 

Schon ihre Unveränderlichkeit macht fie dazu geeignet, als Geld zu 
fungieren. Die Ware wird gekauft, um verbraucht zu werden, in ihrer 
überkommenen Form zu verſchwinden. Sie fällt aus der Zirkulation heraus. 
Das Geld dagegen bleibt in ihr. Es geht aus einer Hand in die andere, 
wird in keiner verbraucht, ſondern zu einem neuen Ankauf benutzt, ſoll 
für jeden nachfolgenden Verkäufer und Käufer den gleichen Wert repräſen⸗ 
tieren, wie für die vorhergehenden. Vieh und Sklaven aber können er⸗ 
kranken oder gar ſterben, Pelzwerk wird zwar nicht vom Roſt, aber 
von re bedroht, ee = > lem 1 
Gold und. ilber bleiben ſich dagegen jtets gleich und Kupfer iſt wenigſtens 
in der krockenen Luft ae die in den Urfihen der Kultur, Aegypten 
und Babylonien, herrſchle. 

Dabei kommen unker den einzelnen Slücken keine Unkerſchiede der 
Qualität, alſo des Gebrauchswerks, vor, die bei den anderen Waren, die als 
Geld fungierten, oft ſehr bedeutend waren. Die einzelnen Slücke unler⸗ 
ſcheiden ſich nur durch ihre Quantifäten, alſo ihr Gewicht, und find fo 
beſonders Geeignef zur Verkörperung des vom Gebrauchswert verſchiedenen 
Tauſchwerts, der nur die quankikaliven Verſchiedenheiten der Warenwerle 
zur Erſcheinung bringt, 

Dabei find die genannten Metalle ziemlich weich, ohne zu große Mühe 
teilbar, und zwar in beliebige Unterabteilungen. Durch keine dieſer Teilungen 
verlieren fie den Gebrauchswert, den fie neben ihrer Geldfunktion haben, 
ſie können ebenſo leicht aus Geld in Ware, wie aus Ware in Geld ver— 
wandelt werden. 

Ihr Gebrauchswert und damit ihr Warenwerk bleibt ihnen erhalten, 
auch wenn fie noch fo ſehr geteilt werden. Dieſe Teilungs fähigkeit iſt aber 
unerläßlich, angeſichts der großen Verſchiedenheiken der Werte, die auf den 
Markt kommen und dort zirkulieren. Wenn ich einen Goldbarren beſitze, 
der ein Pfund ſchwer iſt, und ich eine Ware erſtehen will, deren Wert 
nur gleich dem eines Zehntel Pfundes Gold iſt, jo macht es keine Schwierig⸗ 
keit, von dem Goldklumpen ein Stück abzuteilen, das ein Zehnkel feines 
Gewichts ausmacht. Wie aber ſollle man ein Zehntel eines Rindviehs 
oder eines Sklaven oder auch eines Pelzwerks abgeben? 

Ferner ſprach für die Anwendung der edlen Metalle als Geld ihre 
leichte Transporkierbarkeil. Sie find von hohem Werte und waren es 
früher noch mehr als jetzt. Ungemein viel Arbeit ſteckt in einem kleinen 
Gewicht edlen Melalls. In wenigen Pfunden und auf kleinem Raum 
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konnle man mit Gold- und Silberſtücken große Werlſummen kransporlieren. 
Man hatte nicht zu fürchten, daß fie beim Transpork litten, Das machte 
die edlen Metalle beſonders geeignet für die Zwecke des Warenhandels, 
der von feinen Anfängen an international war und bereits frühzeitig weite 
Länderſtrecken mileinander verband. 


Zu alledem geſellt ſich endlich noch der Umſtand, daß der Werk der 
genannten Metalle, namentlich der Edelmetalle, ſich nur wenig und langſam 
ändert. Wohl wird der Werk jeder Ware nicht beſtimmk durch die Arbeils⸗ 
zeit, die tatjächlich zu ihrer Herſtellung aufgewandt wurde, ſondern durch 
die geſellſchaftlich nolwendige Arbeitszeit, die in der Seit ihrer jeweiligen 
Werlſchätzung zu ihrer Herſtellung erforderlich wäre. Wenn die Produktion 
einer Ware einen Tag Arbeitszeit koſtete und durch eine Erfindung bes 
wirkt wird, daß fie in einem halben Tage erzeugt werden kann, wird 
der Werk der früher produzierten Stücke auf die Hälfte geſunken ſein, 
wenn ſie erſt auf den Markt kommen, nachdem dieſe Erfindung allgemein 
geworden iſt. 

Der Einfluß des Wechſels der Produklionsbedingungen auf den Wert 
macht ſich aber nicht immer gleich raſch bemerkbar. Er wird ſich am 
ſchnellſten geltend machen bei jenen Waren, die am ſchnellſten konſumierl 
werden, von denen ſich keine großen Vorräte jahrelang aufbewahren laſſen, 
bei denen der größte Teil 9 wieder 3 neuem N il. 
Alſo z. B. bei Gelreide. Deſſen Werk ſchwankt erheblich, je nach dem 
Ausfall der Ernten, der bewirkt, daß dieſelbe Menge Landarbeik einmal 
in viel und einmal in wenig Gelreide verkörperk iſt. 


Je größer die Maſſe der Vorräte, je kleiner die Hinzufügung neuer 
Waren, die durch die neue Produktion geliefert werden, deſto langſamer 
werden Aenderungen der Broduktionsbedingungen den Markkwerk ändern. 


Von wenigen produzierlen Skoffen ſind aber die alten Vorräle im 
Vergleich zur Neuprodukkion größer u die der edlen Metalle, dank dem 
hohen Grade ihrer Unzerftörbarkeit. Ihre jährliche Vernichtung durch 
chemiſche Prozeſſe und Abnützung iſt äußerſt geringfügig, um fo gering⸗ 
fügiger, als man die aus edlen Metallen hergeſtellken Gegenſtände ihres 
hohen Wertes halber meiſt äußerſt ſchonend behandelt. Lexis berechnete 
den jährlichen Verſchleiß von Gold auf etwa zwei Tauſendſtel des Vorraks. 
Den Geſamlbelrag des vorhandenen Goldes für 1900 berechnete er auf 
35,5 Milliarden Mark, der der damaligen Jahresprodukkion umfaßte 
1 Milliarde "Mark, alſo keine 3 Prozent des Vorraks. Seitdem iſt der 


Vorrat auf mehr als 50 Milliarden, die Jahresproduktion auf faſt 
2 Milliarden geſtiegen, alſo auf 4 Prozent. Für das Jahr 1550 ſchätzt 


Lexis den Goldvorrat auf 1700 Millionen, die damalige Jahresproduktion 
wird auf rund 20 Millionen veranſchlagt, alſo eklwas über 1 Prozent. 


Trotz des enormen Anwachſens des Goldvorraks iſt daher der relative 


Zuwachs der jährlichen Neuproduktion geſtiegen. Die Goldmengen, die 


Europa zufloſſen, befrugen allerdings im 16. und 17. Jahrhundert weit 


mehr als den Belrag der Neuproduktion, da gleichzeitig große Goldmaſſen, 
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die ſeit Jahrkauſenden in Amerika und Indien aufgeſtapelt worden, von 
Europäern geraubt und in ihre Heimat gejchleppf wurden. 

Die großen Veränderungen in den Produkkionsbedingungen des Goldes, 
die uns die Ziffern der Neuproduktion anzeigen, find natürlich nicht ohne 


ſich beim Golde die Veränderungen der Produkkionsbedingungen im MWarkk⸗ 


wert auch jetzt noch weniger raſch geltend machen, als bei anderen Waren, 


und daß das namenllich in früheren Jahrhunderlen in hohem Maße zukraf. 

Der Marktwert der Edelmetalle unterliegt weniger raſchen jährlichen 
Schwankungen, als etwa der des Gelreides. Anderſeils wieder iſt der 
Durchſchnittswerk des Gelreides ſeit dem Mittelalter weniger geſunken als 
der der Edelmetalle. Die Produktivität der Arbeit iſt im Landbau nicht 
ſo raſch geſtiegen wie im Bergbau. 

So konſtakierte ſchon Adam Smith, daß der Werk des Gefreides 
von Jahr zu Jahr mehr ſchwankk als wie der des Goldes und Silbers, 
aber im Laufe der Jahrhunderte ſich weniger änderk: 

„Der Wert des Silbers dagegen ändert ſich wohl ſehr von Jahrhundert zu 


Jahrhundert, dagegen wenig von Jahr zu Jahr, er bleibt oft der gleiche oder nahezu 
der gleiche für ein halbes oder ein ganzes Jahrhundert.“ (Wealth of Nations, I, 


Kap. 

Der Preis dieſer Metalle (Gold und Silber) iſt zwar nicht von allen Ver⸗ 
änderungen ausgeſchloſſen, aber die Aenderungen, denen er unterworfen iſt, ſind 
langſam, allmählich und gleichförmig ... Um einen plötzlichen Wechſel im Preiſe 
von Gold und Silber hervorzurufen, wie er in einem fühlbaren und auffallenden 
Steigen oder Sinken der Geldpreiſe aller Waren zutage tritt, iſt eine ſolche öko⸗ 
nomiſche Revolution erforderlich, wie fie durch die Entdeckung Amerikas hervor— 
gebracht wurde.“ (Wealth of Nations, IV, I. Kap.) 

So kommen Gold und Silber am nächſten dem Ideal der Oekonomen 
der Warenprodukfion, einer im Werk unveränderlichen Geldware als Werk⸗ 
meſſer, deſſen der Warenaustaufch zu ſeinem ordentlichen Ablauf ebenſoſehr 
bedarf, wie unveränderlicher Wagen, Meterjtäbe und Hohlmaße. Smith 
fagt darüber: 

„Ein Quantitätsmaß, wie der Fuß des Menſchen, eine Armlang, eine Hand- 
voll, das beſtändig wechſelt, kann nie ein genaues Maß für die Mengen anderer 
Dinge ſein. So kann auch eine Ware, deren Wert wechſelt, nie ein genaues Maß 
für den Wert anderer Waren bilden.“ (Wealth of Nation, I, 5. Kap.) 

Neben der Funktion als Werlmeſſer entjtehen im Laufe der ökono⸗ 
miſchen Entwicklung noch andere Aufgaben des Geldes — ſo als Schatz, 
als Zahlungsmittel — die die Unveränderlichkeif des Geldwertes wünſchens⸗ 
werk machen. Wir werden dieſe Funklionen noch kennen lernen. 

So wünſchenswerk dieſe Unveränderlichkeit wäre, fie iſt beim Geld— 
werk ebenſowenig wie bei anderen Dingen unter dem wechſelnden Monde 
zu erreichen. Aber die edlen Mekalle kommen ihr am nächſlen. 

Das gehört auch mit zu den vielen Gründen, die ſie ſchließlich zu 
den alleinigen Geldſtoffen machten. 
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Die Mengen der Melalle werden gemeſſen nach dem Gewicht. So 
wurden auch die Werke in Geld ausgedrückt als beſtimmte Gewichts» 
mengen von Gold, Silber, Kupfer. Zu einem Kaufgeſchäft gehörte daher 
das Abwiegen des Geldmetalls. 

Das wurde z. B. auch bei den alten Aegyplern regelmäßig dort 
vorgenommen, wo kein Naturaltauſch ftattfand, ſondern man es vorzog, 
das Geldmelall nicht nur als Wertmeſſer, ſondern auch als Kaufmiltel 
fungieren zu laſſen. 

Kupfer⸗ und Gold-, ſpäler auch Silberringe wurden dazu ver⸗ 
wendet, Maſpero beichreibt den Hergang bei dieſem Kaufgeſchäft folgender» 
maßen: 

„Man muß fie bei jedem Handel von neuem wiegen laffen. Die dabei de⸗ 
teiligten Parteien nehmen dies zum Anlaß eines herzhaften Zankes; wenn fie eine 
Viertelſtunde lang geſchrien haben, daß die Wage nicht recht ſei oder die Hand- 
habung falſch, daß man die Wiegung wiederholen müſſe, werden ſie ſchließlich, des 
Kampfes müde, einig und gehen beiderſeits befriedigt von dannen. Das Uebel iſt 
ſchlimmer, wenn die Leute ſo verſchmitzt und ſo unredlich ſind, die Edelmetalle zu 
fälſchen und in die koſtbaren Barren ſo viel Kupfer zu bringen, als ſie enthallen 
können, ohne dadurch verändert zu ſcheinen. Der Händler, der in gutem Glauben 
iſt, jagen wir, acht Ulnu feinen Goldes zu erhalten, und dem man acht Utnu einer 
Legierung unlerſchiebt, die ganz wie Gold ausiieht, oder in der kaum zwei Drittel 
Gold enthalten ſind, verliert dadurch unwiſſentlich ein Drittel ſeiner Ware. 

Wäre es nicht die Gefahr vor dieſem von jedermann mit Recht gefürchketen 
Belrug, dann würde der Tauſch gegen Melalle (im alten Reich Aegyplens) ſchon 
alle anderen Tauſchgegenſtände vom Markte verdrängt haben. Er wird von dem 
Tage an allgemein werden, an dem man ein Verfahren entdeckt, welches das Voll 
des ewigen Wiegens enthebt und ihm die Reinheit der Metallbarren ſichert.“ 
(G. Maſpero, Aegypten und Aſſyrien, Leipzig 1891, S. 21, 22.) 

Dieſes Verfahren kam dorf auf, wo auf einem Markte eine Autorität, 
die das Verkrauen der Käufer wie der Verkäufer beſaß, einzelne Slücke 
des Geldmetalls mit ihrem Stempel verſah, der bezeugte, daß dieſe Stücke 
wohlabgewogen und unverfälſcht ſeien und genau eine beſtimmte Metalle 
menge enthielten. Eine ſolche Autorität mochte elwa ein am Platze 
angeſehener Handelsherr fein. Die abgeftempelten Stücke, die er in 
Verkehr brachte, wurden natürlich ohne weiteres nur von denen genommen, 
die ihn kannten, ihm Verkrauen ſchenklen. Allgemein und dauernd 
wurden ohne Nachprüfung die geſlempelten Metalljtücke erſt genommen, 
als fie eine dauernde und allgemein anerkannte Autorität herſtellle und 
in Umlauf brachte: der Staat. Seine Metallſlücke wurden um fo eher 
genommen und den üüngeenpelen vorgezogen, die fie aus der Geld— 
funklion verdrängten, weil der Staat über die nötige Zwangsgewalt 
verfügte, jede Fälſchung dieſer Stücke ſlreng zu beſtrafen. 

So enkſtanden die Geldmünzen. Sie ſind nichts, als beſlimmke 
Gewichlsteile des Geldmelalls, deren Genauigkeit und Unverfälſchtheit 
der Staat durch feinen Slempel garantierf. 1 ; 

Viele Geldnamen fragen heute noch das Merkmal dieſes Urſprungs 
mit ſich: Pfund Sterling, Lire, Livre. Das Wort Mark bedeutet im 
Mittelalter beides: ein Gewicht — ½ Pfund — und die Marke, den 
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Stempel, der dem Mekall aufgeprägt wurde, um fein Gewicht zu be⸗ 
glaubigen. 

Heule haben freilich die meiſten vergeſſen, daß der Geldname ein 
beſtimmkes Gewicht Feinmelall bezeichnet. 

War die Prägung von Münzen üblich geworden, dann konnfe der 
einzelne fein Geldmelall dadurch in ein ohne weiteres von jedermann 
genommenes Kauſmittel verwandeln, daß er damit in die ſtaatliche Münz⸗ 
anſlalt ging und es dort in Münzen prägen ließ. 

Daneben prägte der Staat auch jene Melallmengen zu Münzen, 
die er ſelbſt zu Käufen oder anderen Zwecken in Umlauf bringen wollte. 
Heute überwiegt die Prägung für den Slaat die Prägung für Private, 

Als die erſten ftaatlihen Münzen beirachtet man diejenigen, die 
in Kleinaſien im 7. Jahrhunderk vor unſerer Zeilrechnung geprägt wurden, 
teils von den lydiſchen Königen, leils von griechiſchen Stadkrepubliken. 

Die Münze iſt die erſte Erſcheinungsform des Geldes an ſich. In 
ihr hat das Geldmekall keinen anderen Gebrauchswerk als den, als 
Sirkulafionsmittel zu dienen. Die Metallbarren können noch ſowohl als 
Ware dienen, wie als Geld, als Rohmaterial der Induſtrie, wie als 
Sirkulationsmittel. Nicht fo die Münze. Will man fie als Rohmaterial 
verwenden, muß man erſt die in ihr ſleckende Münzarbeit ungeſchehen 
machen, ſie einſchmelzen. Als Münze iſt ſie bloßes Geld. 

Dazu iſt fie gemacht worden durch den Staat und fie wird zu dem 
Werke genommen, den der Staat anzeigt. So enlſtand die Auffaſſung, 
das Geld ſei ein Produkt des Staales und er ſei es, der ihm ſeinen 
Werk verleihe. 

Wie unrichtig das ift, erhellt ſchon daraus, daß die Münze als 
Geld nur in dem Bereich des Slaakes fungiert, der ſie geprägt hal und 
für ſie garanliert. Der Warenauslauſch beginnt aber zuerſt an den 
Grenzen der Gemeinweſen, der internationale Verkehr bedeutet feit jeher 
einen wichligen Teil der gefamten Warenzirkulalion. In dieſem Verkehr 


gilt aber die Münze als ſolche mana da wi heule noch ie bei 
en alten Aegyptern das Geldmekall nach dem Gewicht, nicht nach dem 
Seen genommen, nicht gezählt, ſondern gemogen. Da verliert fi) 
jeder Schein, als ſei es der Stempel des Slaates, der dem Geld feinen 
Werl verleihe. 

Jedoch innerhalb des Staates wächſt dieſer Schein durch eine Reihe 
neuer Funklionen, die das Geld erhält. 


3. Das Zahlungsmiltel. 


Wir find bisher von einem Zuflande ausgegangen, in dem die 
Ware direkt gegen das Geld ausgelauſcht, der Kauf bar bezahlt wird, das 
Geld als Kaufmillel fungiert. 

Aber es iſt nicht nolwendig, daß der Hingabe der Ware gleich die 
Hingabe des Geldes folgt. Der Käufer hat vielleicht nicht das Geld 
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bei der Hand. Er hat es ſpäler zu erwarten, braucht aber die Ware 
ſofork. Bei genügendem Vertrauen des Verkäufers zum Käufer kann 
jener ſich mit einem Verſprechen, efwa einem ſchriftlichen, begnügen, in 
dem die Hingabe des Geldes zu einem ſpäleren Termin zugeſicherk wird. 
Das Verhältnis von Verkäufer und Käufer verwandelt ſich hier in das 
des Gläubigers und Schuldners. 

Es kann aus einer außergewöhnlichen momenlanen Noklage des 
letzteren entſpringen, aber auch normalen Bedingungen der Waren⸗ 
zirkulakion. Solche kreten dort auf, wo ſich zwiſchen den Produzenten 
und den Konſumenken als Verkäufer und Käufer der Händler ſchiebt, 
was nämenklich dann einkrilt, wenn "Produzent und Konſument weil 
voneinander getrennt find. Wenn der Produzent efwa in England die 
Ware abgibt, erreicht fie nicht jofort den Konſumenken etwa in Indien. 
Es dauerk einige Zeit, ehe ſie dieſen erreicht und von ihm gegen Geld 
eingefaufcht wird, das wieder die lange Reife zum Produzenten zurück⸗ 
zulegen hat. Dauert die Hin- und NRückreife drei Monate und ver⸗ 
miltelt ein Händler die Transaktion, jo wird er fie off nur unter der 
Bedingung unternehmen können, daß der engliſche Produzent das Geld 
für die Ware, die ihm der Händler abkauft, um fie nach Indien zu 
fransporfieren und dorf zu verkaufen, erſt nach drei Monaten einfordert. 
Das Geld fungiert hier nicht als Mittel des Kaufes, der ja ohne es 
abgeſchloſſen wurde, 4 — als Wittel der Bezahlung einer Schuld. 

Je mehr ſich die Warenproduktion enfwickelt und allgemein wird, 
was ſie nur in kapitaliſtiſcher Form erreicht, deſto mehr wachſen die 
Fälle, in denen das Geld als Zahlungsmittel fungiert, etwa um Mieten 
oder Pachtzinſen von Gebäuden oder Grundſtücken, die man benutzt hat, 
zu bezahlen. Auch bei der Lohnzahlung fungiert es meiſt als Zahlungs⸗ 
mittel, Hier wird in der Regel die Ware, die Arbeitskraft des Lohn⸗ 
arbeilers, nicht nur gekauft, ſondern auch konfumiert, durch feine Arbeiks⸗ 
leiſtung, ehe ſie bezahlt wird. k 

Auf den erſlen Blick iſt die Funktion des Geldes als Zahlungs» 
mittel nicht wejentlicy verſchieden von der als Kaufmiktel. Das Geld 
für die Ware muß doch hingegeben werden, nur geſchieht es in dem 
einen Falle ſpäter, in dem anderen früher. 

Aber. a kann viel in ſich bergen. Der Schuldner kann 
bankrokt werden oder ein Betrüger fein, der durchbrennk. 

Doch auch dann, wenn ſich alles normal abſpielt, hak die jpäfere 
Zahlung ein anderes Geſicht, als der Kauf gegen foforfige Barzahlung. 

Bei dieſem find beide Teile frei. Natürlich nicht frei von inneren 
ökonomiſchen Notwendigkeiten, aber frei von äußerem Zwang. Der 
Schuſter, der Leder kauft, mag dies zur Friſtung feiner Exiſtenz dringend 
notwendig haben. Aber kein Wenſch zwingt ihn, es heufe zu kaufen 
und nicht morgen, bei dieſem Händler zu kaufen und nicht bei jenem, 
dieſe Qualität und nicht jene zu nehmen, jeden geforderten Preis dafür 
zu bewilligen. 
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Anders ſteht es bei der ſpäteren Zahlung. Nun iſt in jeder dieſer 
Beziehungen an Stelle der Freiheit der Zwang getreken: der Käufer 
muß jetzt an einem beſtimmten Termin eine beſtimmke Summe Geldes 
an eine beſtimmte Perſon abliefern für eine beffimmte Ware, die er bezogen 
hal und behallen muß, mag es ihm paſſen oder nicht. 

Dieſe ökonomiſche Zwangslage bietet der Zwangsgewalt des Staates 
reichliche Anläſſe einzugreifen, regelnd oder ſtrafend. Und da abei gewinnt 
er auch neuen Einfluß auf das Geldweſen. 

In der Münze übernimmk der Ofaat zunächſt nur die Garantie für 
ihr Gewicht und ihren Feingehall. Es ſteht den Käufern und Verkäufern 
ganz frei, ob fie die Münze als Kaufmiltel entgegennehmen oder ein 
anderes Tauſchmiktel an ihrer Stelle gebrauchen wollen. Beim Gebrauch 
Sue Geldes dagegen beſteht eine Zwangslage. Die benutzt der Staat, 

di einer Münzen in ſeinem Bereich [2 Soblunosuiliel,. 
one Nur das von ihm anerkannte "SE 1 ee 
Gläubiger iſt verpflichtet, in dieſem Gelde zu zahlen; 
pflichtet, die Zahlung in dieſem Gelde enkgegenzunehmen. 

Das wird ein neuer Grund zur Unkerſtützung des Scheines, als 
ruhe in der Staatsgewalt der Urſprung des Geldes und feines Werkes. 


der > 


4. Die Scheidemünze. 


Der Schein, daß der Staat Geld nach Belieben machen und feinen 
Werk beſtimmen kann, wächſt noch, ſobald er ſein Monopol der Her— 
ſtellung der Münzen und feine Macht, fie feinen Bürgern als geſetzliches 
Zahlungsmittel aufzuzwingen, dazu benutzt, um Geld zu fabrizieren, das 
weit weniger wirklichen Werk enthält, als es anzeigt. 

Wir ſehen hier ab von den zahlreichen Fällen, in denen die Landes- 
herren direkten Betrug verübten, Münzfälſchungen, um auf Koſlen ihrer 
Untertanen ihren Beutel zu füllen, ihnen die von ihnen geſchaffenen 
Werte gegen weniger Wert auszukauſchen. Wir behandeln hier nur 
Methoden, die offen betrieben werden und unter Umfländen ſogar von 
ökonomiſchem Vorleil für das Land ſind, ja zur Notwendigkeit werden 
können. 

Es liegt ſchon von vornherein im Weſen der Münze, daß ihr 
wirklicher Mekallwert nicht ganz dem Wert enlſpricht, den fie nach ihrem 
Stempel repräfentiert. Sie iſt vollwertig in dem Moment, in dem fie 
aus der Münze kommt. Damit beginnt aber auch ſchon ihre Abnutzung. 
Dieſe zählt jedoch nicht. Man wiegt fie nicht nach, ſondern nimmt fie 
für das, was fie angibt zu fein und im Moment ihrer Prägung auch 
war. Natürlich gilt auch das nur innerhalb des Staates. 
nationalen Verkehr wird das Geldmelall gewogen, gelten alſo abgenützle 

lüngen weniger als neugeprägte. 

Nicht alle Münzen nützen ſich in gleichem Maße ab. Die einen 
liegen ſtill in einer Kaſſe und verſchleißen gar nicht, andere wechſeln im 
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Tage hunderkmal die Hände, werden fransporfierf und gejchüffelt und 
verlieren dabei durch Abreibung viel von ihrer Leiblichkeik. Im inneren 
Verkehr des Staakes gellen jedoch die einen ebenſoviel wie die anderen. 

Das gilt auch von Münzen verſchiedenen Metalls, die in einem 
feſlen Verhälknis zueinander ſtehen. 

In den Anfängen der Warenprodukfion iſt es nichk immer eine 
Ware, ſondern mitunter mehrere, die nebeneinander als Geld, ſowohl 
als Werlmeſſer, wie als Sirkulafions» und Zahlungsmittel fungieren. 
Aber bei entwickelter Warenproduktion iſt es ſtets nur eine Ware, die 
als Werlmeſſer dient, in der der Wert aller anderen Waren gemeſſen 
wird. Dienen mehrere Melalle nebeneinander als Geld, ſo iſt nur eines 
von ihnen das wirkliche Werlmaß. 

as gilt auch von den Münzen. Nehmen wir der Einfachheil 
wegen an, was freilich für primitive Verhällniſſe nicht zukrifft, es herrſche 
das metriſche Gewicht. Dann läge es nahe, wenn die drei Geldmekalle 
nebeneinander in gleicher Bedeufung beitehen, daß jedes in gleiche Gewichts= 
mengen geteilt wird, daß etwa die Einheit der Goldmünze 10 Gramm 
Gold, die der Silbermünze 10 Gramm Silber, die der Kupfermünze 
10 Gramm Kupfer enihält. Aber jo verfährt man nichk. Es iſt immer 
ein Metall, das die Herrſchaft über die anderen erlangt. Man würde 
daher, wenn Gold dieſes Metall iſt, das Gewicht der Silbermünze wie 
der Kupfermünze jo wählen, daß es einem Bruchleil der Goldmünze 
enlſpricht. Daß alſo, wenn das Dezimalſyſtem herrſcht, die Silbermünze 
ſo ſchwer gemacht wird, daß ſie 1 Gramm Gold, und die Kupfermünze, 
daß ſie / Gramm Gold werk iſt. 

Bekrägt das Werlverhällnis zwiſchen Gold und Silber etwa 1: 13,5, 
ſo wird die Silbermünze dann nicht 10 Gramm, ſondern 13,5 Gramm 
ſchwer geprägk werden. Und beträgt das Wertverhältnis zwiſchen Gold 
ke Kupfer 1:210,0, jo wird man die Kupfermünze 21 Gramm ſchwer 
machen. 

Nakürlich könnle auch Silber der Werkmeſſer ſein, das Goldſtück 
als ein vielfaches des Silberſlückes geprägt werden, fo daß fein Werk 
3. B. das zehnfache des letzteren ausmachte, alſo ein Goldſtück fo viel 
wert wäre, wie zehn Silberſtücke. Ist das Silberſtück 10 Gramm ſchwer, 
wird dann das Goldſlück 7,3 Gramm ſchwer geprägt werden. Das heulige 
deulſche Zwanzigmarkſlück enthält nicht ganz 8 Gramm Gold. 

Gold-, Silber- und Kupferſtücke ſtehen nach dieſer Regelung in 
einem feſten Verhällnis zueinander. Iſt Gold das werlmeſſende Metall 
geworden, dann können nun Silber- und Kupfermünzen ebenſo als 
beflimmte Gewichle Goldes, wie als beſtimmle Gewichte ihres eigenen 
Mtetalls belrachlet werden. 

Dabei tritt zwiſchen den verſchiedenen Münzarken eine Arbeitsteilung 
ein. Je größer der Wert, den fie bei gleichem Gewicht darſtellen, deſto 
geeigneter ſind ſie für größere Käufe und Zahlungen ſowie für den 
Fernverkehr. Je geringer ihr Werk, deſto mehr taugen fie bloß für 
kleine Käufe und Zahlungen und für den Lokalverkehr. Zu Münzen 
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für die kleinſten Käufe kann man überhaupk nur das geringſtwerkige 
Metall verwenden. Es wäre unmöglich, das winzige Goldkörnchen, 
3 Werk gleich iſt dem eines Kupferpfennigs, zu einer Münze zu 
prägen. 

Je nach der Rafchheit ihres Händewechſels nutzen ſich die Münzen 
in ungleichem Maße ab, dabei machte ſich jedoch ein Unkerſchied bemerkbar 
zwiſchen jenen Geldmetallen, die nicht nur im inneren, ſondern auch im 
internationalen Verkehr als Geld dienten und jenen, die wegen ihres, 
im Verhältnis zu ihrem Werk großen Gewichls auf den Lokalverkehr 
beichränkt bleiben. 


Bei den internationalen Geldmetallen bedeutet die Abnutzung der 
Münze einen Verluſt für denjenigen, der ſie zu Zahlungen im Ausland 
brauchen muß. Mag er fie in ihrer Münzform oder in Barren unge⸗ 
ſchmolzen hinausſenden, fie werden draußen nur nach ihrem wirklichen, 
nicht nach dem durch den Staatsftempel begrenzlen Gewicht angenommen. 
Wo die Skaaksgewalk im Geldweſen den Intereſſen des Warenverkehrs 
und nicht einer bekrügeriſchen Fiskalpolitik dienen will, beſtimmk fie daher, 
daß die Abnutzung der im Lande kurſierenden Geldmünze jenes Mekalls, 
das im internalionalen Verkehr gilt, einen gewiſſen, niedrigen Belrag 
nicht überſteigen darf. Zu leichte Münzen werden von den Staatskaffen 
aus dem Verkehr gezogen und eingeſchmolzen. 

„Nach engliſchem Geſetz z. B. ift ein Sovereign (Pfundſtück), der mehr als 
0,747 Gramm Gewicht (nicht ganz 0,04 Gramm) verloren hat, kein legaler Sovereign 
mehr.“ (Marx, Zur Kritik ujw. 2. Aufl. S. 104). 

Ganz anders fteht es mit den Münzen jener Metalle, die für den 
inkernationalen Verkehr nicht kaugen. Sie können in ihrer Abnutzung 
noch ſoweit gehen, fie werden im Lande ſtels für ſoviel genommen werden, 
als fie nach dem aufgedruckten Stempel aufzeigen. Dieſer verliert bei 
ihnen jede Beziehung zum Gewicht. Solche Münzen können dauernd 
1 Werk anzeigen, als fie enthalten, die Staatsgewalt beſtimmt ihren 

erl. 

Sobald man das einmal erkannt hakle, lag es nahe, Münzen, die 
bloß für den lokalen, kleinen Warenverkehr beſtimmk waren, von vorn⸗ 
herein unkerwerlig auszuprägen. Münzen dieſer Ark bezeichnet man als 


cheidemünzen. Ihr Auftreten fcheint. erſt im 16. Jahrhundert ein⸗ 
zuſe hen. — 18.Sahrhun! 


Für ſie gibt es natürlich keine Freiprägung Privater. Wo käme 
man hin, wenn jeder, der ein Pfund Silber oder Kupfer beſitzt, daraus 
Münzen prägen laſſen dürfte, für die er zwei oder drei Pfund Silber 
oder Kupfer oder Waren in enkſprechendem Werk kaufen dürfte! Das 
gäbe ein ſchönes Gelddurcheinander. Nein, dieſes gule Geſchäft behält 
ſich der Staat vor und er kann es nur dann ohne Schädigung des 
Produkkions⸗ und Auskauſchprozeſſes machen, wenn er die Prägung der 
Scheidemünzen in engen Grenzen vornimmt, nur ſoviel davon prägen 
läßt, als der lokale kleine Verkehr aufnehmen kann und braucht. 
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5. Das Papiergeld. 


Nachdem man einmal joweit war, daß der Slaak Geld prägte, das 
weit weniger Werk enthielt, als es anzeigte, lag ein weiterer Schritt nahe: 
den Profit, den der Staat dabei machte, noch zu ſteigern, indem man 
an Stelle des unterwerfigen Geldſtoffs einen ſo gut wie werkloſen jeßte, 
in dem nur eine verſchwindende Menge Arbeit ſteckke, und indem man 
an überging, auch wertvollere Münzen durch bloße Geldzeichen zu 
erſetzen. 

Dieſer Schrift wurde gefan, als man zur Fabrikation von Papier- 
geld überging, die im 17. Jahrhundert begann, im 18. und zu wieder⸗ 
holten Malen im 19. Jahrhunderk eine große Rolle fpielte. Die Fürſten 
hören gerade zu der Zeit auf, ſich mit Alchimie, mit Goldmacherei, ab⸗ 
zugeben, als fie die Kunſt entdeckten, aus Papier Geld zu machen. 

Das Papiergeld, von dem wir hier handeln, iſt nicht zu verwechſeln 
mit der Banknote, die nicht den gleichen Geſetzen folgt. Das iſt im 
folgenden wohl zu beachten. Es handelt ſich hier nicht um ein Papier, 
das eine Anweiſung auf vorhandenes Mekallgeld darſtellt, ſondern um 
Papierzektel, die der Staat an Stelle von Mekallgeld ausgibt, das er 
nicht beſitzt. Sie ſtellen anſcheinend eine Schöpfung von Wert aus dem 
Nichts vor. 

Man könnte fragen, wie der Wert des Papiergeldes und auch der 
Scheidemünze vereinbar ſei mit der Warxſchen Werktheorie, daß Wert 
nur durch Arbeit geſchaffen werden könne. 

Darauf wäre vor allem zu erwidern, daß das Werkverhältnis der 
Waren untereinander in keiner Weiſe verändert wird, wenn an Stelle 
des Geldmekalls Papier tritt. 

Der Werk des Papiergeldes wird allerdings nicht beſtimmt durch 


6 1 Arbeit, die in ihm wirklich ſteckt, aber dennoch wird er durch geſell⸗ 
0 


wendige Arbeit beſtimmk, nämlich durch die Arbeit, die geſell⸗ 


ſch notwendig wäre, um jene Menge Goldes (das wir von nun 
an als einziges Geldmelall bekrachten wollen) zu erzeugen, die in der 


Waxenzirkulalion durch das Papiergeld erfeßt wird. 
Elwas Aehnliches findet auch in der Warenproduktion ſtalt bei der 
Bildung der Grundrente. Der Werk des Produkts des fruchtbarften 


Bodens oder des ergiebigſten Bergwerks wird nicht durch die kalſächlich 
in ihm ſleckende Arbeit bemeſſen, ſondern durch die Arbeit, die aufgewandt 


— 


wird für die Hervorbringung des Produnls des unſruchlbarſten. Bodens 


oder der wenigſt ergiebigen Mine. 

Solange Gold als Geld notwendig iſt und nicht vollſtändig erſetzt werden 
kann, wird der Wert des Papiergeldes durch den des Goldes beſlimmk 
werden. Gold läßt ſich als Zirkulationsmitlel nur innerhalb des Staates 
eee eee e e niken 

erkehr. 
Der Werk des Papiergeldes wird alſo nicht willkürlich vom Gtaate 
geſchaffen, ſondern er hängt ab von dem Werke des Goldes, das, wenn 
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das Papiergeld nicht wäre, an feiner Skelle zirkulieren müßke. Und der 
Staat vermag nicht beliebig viel Werk auf dieſe Weiſe mit geringem 
Arbeitsaufwand zu produzieren, ſondern nur ſoviel, als das Bedürfnis 
der r inneren Zirkulalion erheiſcht. 

In die Sirkulation tritt in einem gegebenen Moment eine Maffe 
von Waren mit gegebenem Werk ein. Würden fie alle gleichzeitig ver⸗ 
kauft, jo müßte Gold in gleichem Werk vorhanden fein, um fie alle ans 
zukaufen. Doch finden nicht alle Verkäufe gleichzeitig, ſondern nach⸗ 
einander ſtallt. Wer verkauft hat, kann gleich wieder kaufen, jo kann 
ein Geldſtück an einem Tag viele Male den Beſitzer wechſeln. Nehmen 
wir an, auf einen Markt kommen Waren im Gejamtwert von 100 
Millionen Mark. Die Verkäufe und Käufe folgen einander ſo raſch, 
daß jedes Geldſtück im Durchichnift 10 Käufe im Tag bewirkt, jo werden 
Geldſtücke im Geſamtwerk von 10 Millionen Mark erforderlich ſein, um 
die Waren zirkulieren zu laſſen. Iſt zu wenig Geld da, dann wird die 
Zirkulation ſich nicht glatt vollziehen, ſondern gelegentlich ſtocken. Sit 
zu viel Geld da, dann wird ein Teil unbenutzt bleiben. Es iſt ebenſo 
wie bei der Eiſenbahn, bei der die Menge der Güterwagen, die erforderlich 
find, abhängt von der Menge der Güter, die kransporkierk werden ſollen 
und der Schnelligkeil ihrer Beförderung. 

Die Menge der Geldſtücke, die in einem Lande für ſeine innere 
Zirkulation erforderlich ſind, iſt alſo unter gegebenen Bedingungen eine 
gegebene Größe, und ebenſo die Summe ihres Werles. Setzt man nun 
an Skelle ſolcher Goldſtücke Papierzellel, die die gleiche Werkbenennung 
tragen, wie jene, ſo werden ſie in der Zirkulalion zu dem gleichen Wert 
wie das Gold genommen werden, ſolange die Gejamtjumme ihres Nominal⸗ 
werks den Werk des wirklichen Goldes nicht überſteigk, das fie in der 
Zirkulallon erſehen. 

Ganz anders dagegen, wenn mehr Papierzeltel ausgegeben werden, 
als dem Zirkulationsbedürfnis entſpricht. Wie immer ihr Nennwert laufen 
mag, ihr wirklicher Geſamlwert wird beſtimmt. durch den Geſamtwe 
Goldes, das ohne fie zur Zirkulation der Waren erforderlich wäre. 

Nehmen wir an, in einem Lande ſeien eine Milliarde Mark in Gold 
erforderlich, den Zirkulationsprozeß im Gange zu halten. Die Staaks⸗ 
gewalt erſetzt, um ſich billig Geld zu verſchaffen, die Milliarde in Gold 
durch zwei Milliarden in Papier. Dann werden die zwei Williarden 
Papier nicht mehr Werk repräſenkieren, als die eine Milliarde Gold, die 
ſie erſetzen. Das heißt, jetzt werden 40 Mark in Papier erforderlich ſein, 
= ar 3 zu kaufen, die ſonſt 20 Mark in Gold gehoſtet hätte, 


tt des einzelnen Geldſcheines finkt, die Preiſe, in. Papier. 
95 den N en eigen allgemein. Es zeigt ſich nun deutlich, daß der 
fna elieben im Papiergeld Werk ſchaffen kann, ſondern 
1 Wertgejeß abhängig bleibt, 
Nun iſt es an und für ſich eine gleichgültige Sache, ob der Werk 
des Geldes ein hoher oder ein niedriger Werk iſt, ob derſelbe Werk die 
Benennung 10 Mark oder 20 Mark krägt, oder ob dieſelbe Benennung 
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ein größeres oder geringeres Gewicht Gold anzeigt. Mag alles, was 
eine Mark koſtete, nun zwei Mark koffen, ich verliere nichts dabei, wenn 
mein Einkommen ſtalt 2000 Mark 4000 Wark ausmacht. 

Nicht der hohe oder mindere Stand des Geldwerts iſt wichtig, wohl 
aber ſeine 2 g. Nicht alle Waren folgen den Werkveränderungen 
des Geldes gleich raſch, nicht alle Zahlungsverpflichkungen paſſen ſich 
ihnen gleich raſch an. Es gibt Klaſſen, die am Sinken, und wieder 
andere, die am Steigen des Geldwerks interefliert find. 

Ein Warenproduzent, der Schulden in hochwerkigem Geld aufge⸗ 
nommen hat und fie in minderwerligem Geld zurückzahlk, gewinnt dabei. 
wenn die eigene Ware gleichzeilig im Preis geſtiegen iſt. Der Gläubiger 
dagegen verliert, denn er muß alle Waren, die er kauft, nun leurer be⸗ 
zahlen, feine Einnahme aus dem verliehenen Geld bleibt dagegen die 
gleiche. Bei kurzfriſtigen Schulden ſpielt das keine große Rolle, wohl 
aber bei langfriſtigen. Für Induſtrielle und Kaufleute kommt dies 
Moment alſo weniger in Betracht als für den Grundbeſitz mit feinen 
Hypolhekenſchulden. Die Agrarier find denn auch ſtets für Geldver⸗ 
ſchlechterungen geweſen, als ein Mittel ihre Hypolhekenzinſen und Schulden 
ihrem wirklichen Werk nach zu reduzieren, wenn fie auch im Nennwert 


die gleichen blieben. 


Wichtiger für die Arbeikerklaſſe iſt der Umſtand, daß der Preis. der 


}} iskraft, der Geldlohn, dem Sinken des Geldwerks weniger raſch 


olgt, alſo langſamer ſteigt, als die anderen Waren. 


5 Die aged este ſie erklärt ſich wohl dadurch, daß die Pro- 
duktion der Ware Arbeitskraft, nicht wie die anderer Waren eingeſchränkt 


werden kann, wenn ihre Bezahlung unzulänglich wird. Denn die Ware 
Arbeitskraft iſt eins mit der Perſon des Arbeilers, er muß fie repro⸗ 
duzieren, ſolange er leben will. Und ihre Erhalkung über ſein eigenes 
Leben hinaus, die Erzeugung und Aufziehung ſeiner Kinder, befreibt er 
auch nicht als Geſchäfl. Er zieht feine Kinder nicht groß, um fie mit 
Vorkeil zu verkaufen. Allerdings bleibt unter Umſtänden das Sinken 
des wirklichen Preiſes der Arbeitskraft, gemeſſen an den Preiſen der 
Lebensmillel, des Reallohns, nicht ohne Wirkungen auf ihre Reproduktion. 

Erhöhte Sterblichkeit und Geburkenſtreik können fie erheblich redu⸗ 
zieren. Aber das kann auf dem Arbeitsmarkt doch erſt nach 15 bis 
20 Jahren zur Geltung kommen, hat daher auf das augenblickliche 
Angebot von Arbeitskraft nicht den geringſten Einfluß. 

Eine Periode ſinkenden Geldwerkes war daher bisher auch ſtets 


eine Seit finkenden Neallohnes. Der Geldlohn mochte zunehmen, aber 


er wuchs nicht jo ſchnell wie die Preiſe der Lebensmittel. 


15 ble alle Ausbeuter von fremder Arbeitskraft ein Inkereſſe 
an der Aber es gewinnen doch nur Diejenigen dabei, 


N a * 3 * 
die ſich ganz auf den inneren Markt beſchränken, vom Weltmarkt völlig 


unabhängig ſind. 
Auf dieſem muß man nach wie vor mit Gold dezahlen. Da nun 
jedes Land, in dem die Warenprodukfion entwickelt iſt, mit dem Aus⸗ 
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land in Verkehr ſteht, ihm Waren abgibt, von ihm Waren empfängt, 
fo entwickeln ſich in ihm bei der hier befrachtefen Papiergeldwirlſchaft 
zweierlei Preiſe, Gold⸗ und Bapiernreile Letzlere kommen zur Geltung 
im inneren Verkehr, jene im Verkehr mit dem Ausland. Dieſe beiden 
Arken von Preiſen ſtehen in keinem ſeſten Verhältnis zu einander. Der 
Werk des Goldes ändert ſich prakliſch in kurzen Zeilräumen gar nicht. 
Der des Papiergeldes ſchwankt dagegen ununterbrochen, ſobald es über 
die Grenzen des Sirkulationsbedürfniffes hinaus ausgegeben iſt, fo daß 
der Werk des einzelnen Papierzeltels nicht mehr durch den der Gold— 
menge beflimmf wird, als deren Verlreker er durch feine Aufſchrift figurieren 
ſoll. Er ſchwankt nun ſelbſt dann, wenn nicht immer wieder neue Papier- 
geldmaſſen auf den Markt geworfen werden, die den Markkwerk dieſes 


Geldes weiter ſenken. Das Papiergeld hat ja keinen inneren Werk, der, | Cent * 


rt einer, Gelamlmenge wird beſtimmk durch die Menge der Wgren. 72 
ne die Hal und durch die Schnelligkeif des Geldumlauls, durch 4 Fr 
den Ar Dee, ‚notwendigen Zirkulalionswert“, wie Hilferding es € 
aulsdr inanz 1555 S. 29). 225 Se 4 
= Dieſer Werk wechfelt beſtändig, weil ſowohl die Menge der Waren ke; 


werke wie die Schnelligkeit des Geldumlaufs ſich ununterbrochen änder. , 
der Zirkulationsprozeß der Warenwelt ſich bald ausdehnt, bald ann a i 
ſammenzieht. ed de, 
Das Verhältnis zwiſchen dem Marklwerk des Goldes und dem des 
Papiergeldes unterliegt daher ffeten Aenderungen, die oft ſehr überraſchend 
kommen. Wer in einem Land mik der Papiergeldwirtichaft, wie wir 2 
fie hier im Auge haben, mit dem Ausland Geſchäfte macht, elwa von 33 
ihm Rohmaterialien kauft oder Fabrikale ihm verkauft, weiß nie, was a 2 
das Geld wert fein wird, das er fpäter als Zahlung dafür enlweder e 
hinzugeben oder zu empfangen hat. Ebenſo weiß derjenige, der die "A 
Produktion einer Ware mit ausländiſchem Rohſtoff, oder einer Ware 
für das Ausland anfängt, nie, wie zur Zeit ihrer Ferligſtellung das 24 
Verhällnis des Papiergeldes zum Gold ſein wird. Jede Vor berech⸗ en 7 
wu verliert ihre ſichere Grundlage, has Geſchäſt wird immer e 


1 
l 


der Boden, a Spekulation entwi Die 5 
Wonen uklio on ae auf Spekulafion aufge ail. auch 2 


dort, wo ſie reelle Vedürfniſſe zu befriedigen ſucht. Die Produltion V 2 2 

wird ja nicht planmäßig auf Grund der vorhandenen Produktivkräfte N U A 
und der Bedürfniffe der Konjumenten betrieben, ſondern von ſelbſtändigen gelt, 1 * 
Privaten, von denen jeder ſowohl die Höhe der Bedürfniſſe der Kon⸗ Fr a 
fumenten, ſowie die Menge der Produkte, die dieſe ihrerſeils in Aus ge gr 
faufch zu geben haben, aljo ihre Kaufkraft, und ſchließlich die Höhe dee 2 
Produktiokräfte des eigenen Induſtriezweigs, alſo die zu erwartende. Dr * 
Konkurrenz, in Erwägung ziehen muß. Er hat auf dem Wege der Im 


ar: Pr 


4 Le 


Spekulation vorauszubeſtimmen, wie ſich dieſe Faktoren geſtalten werden, ven 2 7 f ; a, 

und danach fein Handeln einzurichten. Se richtiger er ſpekulierk, deſeto , 

beſſer wird ſich fein Geſchäft geſtallen. 4 4 
3 
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Jeder Induſtrielle, jeder Kaufmann muß in dieſer Weiſe ſpehulieren. 
Je gewaltiger der Umfang der Warenproduktion, deſto mehr findet auch 
auf dieſem, wie jo manchem anderen Gebiete eine Art Arbeitsteilung in 
der Weiſe ſtatt, daß eine Sorle von Menſchen erſteht, die die Spekula⸗ 
kion zu ihrem beſonderen und ausſchließlichen Geſchäft machen, die in 
die Warenzirkulation eingreifen, nicht um Waren zu produzieren oder 
für den eigenen Gebrauch zu kaufen oder um Waren vom Produzenken 
zum Konſumenken zu führen, ſondern bloß um auf das Steigen oder 
Fallen der Preiſe zu ſpekulieren, wobei ſie um ſo mehr Erfolg haben 
werden, je mehr fie an Einſicht in den Zirkulalionsprozeß oder an 
ökonomiſcher Macht, dieſen zu beeinfluſſen, den Durchſchniktsgeſchäfts⸗ 
mann überragen. 

Die Neigung zu dieſer Ark Geſchäften wächſt um fo mehr, je un⸗ 
durchſichtiger dieſe, je reicher an Ueberraſchungen, je größer und plötz— 
licher die Schwankungen der Preiſe. Deſto mehr hal der Spekulant zu 
verlieren — joweit er eigenes Vermögen beſitzt, nicht mik fremdem Geld 
ſpekuliert — deſto mehr hat er aber auch zu gewinnen. Die Größe der 
Gewinne lockt und macht die Größe der Verluſte vergeſſen, wie bei jeder 
Lokterie. Aus dem vorſichligen, ſoliden Geſchäft wird immer mehr ein 
waghalſiges Haſardſpiel. 

Stete Unſicherheit und Unruhe auf dem Markle, Spekulation und 
1 raſche um großer Vermögen und verheerende Bankrotte, 

ae ‚das iſt das Bild, das fich dort 
Rn f, wo Papiergeld ebermaß ausgegeben wird. Und im Ueber⸗ 
maß wurde es bisher Haft immer ausgegeben, weil es vorwiegend als 
Mittel betrachtet wurde, den Staat aus einer finanziellen Notlage zu rellen. 

Aber wir müſſen hier nochmals betonen, daß das Papiergeld dieſer 
Ark nicht zu verwechſeln iſt mit der Banknole, die allerdings auch einen 
Papierzettel darſtellt, der als Geld fungiert, aljo äußerlich dasſelbe iſt, 
wie das Papiergeld. Aber dieſer Zellel bedeutet nicht einen Erſatz für 
nicht vorhandenes Gold, ſondern eine ener e lader das da iſt. 
Er wird nicht vom Staate ausgegeben, ſon on einer Bank, er hat 
feinen Urſprung nicht in der Münzhoheik des Slaales, der ausschließlich 
befugt iſt, Geld zu prägen, ſondern in der Entwicklung des Bankweſens. 
Dieſe wollen wir noch belrachten, ehe wir uns daran machen, zu unker⸗ 
ſuchen, welche Konſequenzen ſich aus dem hier dargelegten Weſen des 
Geldes für die Uebergangswirtſchafk ergeben. 


6. Die Banknote. 


Wir haben das Geld als Mittel der Warenzirkulafion mit einer 
Eiſenbahn vergleichen können, die einer gewiſſen Menge Waggons be= 
darf, um bei gegebener Schnelligkeik des Verkehrs eine gegebene Waren⸗ 
menge fransporfieren zu können. Dabei find nichl immer alle Waggons 
in Bewegung. Zu manchen Seifen braucht man mehr, zu manchen 
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weniger, eine gewiſſe Reſerve muß vorhanden fein, es iſt unvermeidlich, 
daß in einem beſtimmlen Zeitpunkt eine Anzahl Waggons auf den ver⸗ 
ſchiedenen Stationen ſtillſteht. 

So iſt es auch unvermeidlich, daß die verſchiedenen Individuen, 
die ſich im Bereich der Warenzirkulafion befinden, das Geld, das ihnen 
aus ihr zufließt, nicht alles gleich wieder in Umlauf durch neue Käufe 
ſetzen, ſondern einen Teil für kürzere oder längere Zeik ſtille liegen laſſen, 
aufhäufen, „akkumulieren“, daraus einen Schatz bilden. 

In den Anfängen der Warenproduklion iſt ſolche Anhäufung ein 


werf außerhalb dieſer Zirkulation iſt gleich Null, es kann als ſolches 
nie konjumiert werden, kreibt ſich ewig nur im Bereich der Zirkulation 
herum. Die Arbeit, die zur Erzeugung des Geldes erheiſchk iſt, ver⸗ 
mehrk alſo nicht die Menge der Verbrauchswerke in der Geſellſchaft, es 
bildet einen Abzug von dieſer Menge. Je weniger Wekallgeld die Ge⸗ 
ſellſchaft braucht, deſto mehr Gebrauchswerle kann fie produzieren. Dies, 
nebenbei bemerkt, eine der nützlichen Seiten des Papiergeldes. 

Aber das gilt nur für die Geſellſchaft in ihrer Geſamtheik. In 
der Warenproduktion produziert aber jeder nur das, was er nicht braucht. 
Seine Waren ſind alſo für ihn keine Gebrauchswerke. Gold dagegen 
als Geld iſt die Ware, die jeder nimmt, für die man jeden Gebrauchs⸗ 
werk kaufen kann, den man wünſchk. Gold bedeutet Verfügung über 
die Gebrauchswerte der Geſellſchaft. So iſt jeder um jo reicher, je größer 
die Goldmenge, über die er verfüge. Daher die Gier nach Gold und 
nach der Anhäufung von Schätzen. 

Je größer deren Menge, um ſo raſcher kann man aber auch große 
Mengen von Gebrauchsgütern ankaufen oder große Mengen von Men⸗ 
ſchen beſolden und vereinigen. 

Neben den Privaten haben daher auch die Beſitzer der Skaaks⸗ 
gewalt ſchon früh begonnen, große Schätze von Gold und Silber zu 
ſammeln, als Mittel raſcher Mobiliſierung im Krieg. 

Der aufkommende Kapitalismus wirkt jpäter dieſem Drang nach 
Gold⸗ oder Silberſchätzen enkgegen. Die preußiſchen Könige gehörten zu 
den letzten, die einen Kriegsſchatz in klingender Münze ſammelten. Schon 
1776 erſchien das Adam Smith auffallend. In ſeinem „Wealth of 
Nations“ bemerkt er: : 

„In unſerer Seit ſcheint es, wenn wir abſehen vom König von Preußen, 
nirgends mehr zur Politik europäiſcher Fürſten zu gehören, Schätze anzuſammeln.“ 
(IV, 1. Kapitel.) 

Dieſe preußiſche Befonderheit hat ſich allerdings bis in unſere Tage 
nicht nur erhalten, ſondern fie wurde ſogar vom neuen Deulſchen Reich 
übernommen, das 1871 den Reichskriegsſchaz von 120 Millionen Mark 
begründele, der im Juliusturm zu Spandau untergebracht wurde. 
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Im allgemeinen ſchwindet das Streben, Wekallſchätze anzuhäufen, 
ſobald der Kapitalismus aufkommt, die Kunſt, Geld fo anzuwenden, 
daß es feinem Anwender mit einem Gewinn zurückkehrt. Jetzk lautet 
die Parole nicht mehr: Akkumuliert Gold, häuft es an, um es als 
toten Haufen beiſammen zu halten, ſondern werft das Angehäufle wieder 
in die Zirkulation, um es mit einem Profit zurückzugewinnen und in 
dieſer Weiſe feinen Betrag, ſeine Akkumulation zu vermehren. 

Aber wenn der Kapitalismus die Schatzanhäufung verpönt, jo enk⸗ 
wickelt er ſelbſt doch wieder Bedingungen, die gelegentliche Schatz 
anhäufung nicht mehr in das Belieben des Einzelnen ſtellen, ſondern zu 
einer ökonomiſchen Notwendigkeit machen. 

Dahin wirkt ſchon die Entwicklung des Geldes als Zahlungsmittel. 
An manchen Terminen ſind größere Zahlungen zu leiſten, für die längere 
Zeit vorher ſchon geſpart werden muß. Wer feine Wohnungs» 
miele in vierteljährigen Abfländen zu enirichten hat, muß das ganze 
Vierteljahr hindurch Geld anſammeln, um die Summe ſchließlich bei» 
ſammen zu haben. Wenn ein Fabrikank eine Mafchine kauft, die ſagen 
wir 10000 Mark kKoffet und ſich in zehn Jahren abnutzt, jo muß er 
jedes Jahr 1000 Mark zurücklegen, um nach zehn Jahren mit dem 
angejammelten Schatz von 10000 Mark die Mafchine erneuern zu 
können. Selbſt Arbeiter müſſen in dieſer Weiſe „Schätze“ ſammeln, elwa um 
in beſtimmken Zwiſchenräumen ihre ſchadhafte Kleidung erneuern zu können. 

Anderſeiks bekommt der Bauer beim Verkauf der Ernte eine größere 
Summe Geldes in die Hand, die er nicht gleich ganz ausgibt, ſondern 
zum Teil als Schatz liegen läßt, um ſie im Laufe des Jahres nach und 
nach zu verausgaben. 

Jedes an der Warenzirkulation beleiligte Individuum unterliegt jo 
der Nofwendigkeil, für beſtimmle Zweche beſtimmle Schätze aufzuhäufen. 
Die Arbeitsteilung, die die Warenprodukkion kennzeichnek, führt jedoch 
auch dahin, daß die Funklion der Schatzanhäufung von einzelnen In⸗ 
dividuen als beſonderes Geſchäft beirieben wird. Wer über einen größeren 
Schatz verfügk, den er nicht ſelbſt braucht, kann mit ihm anderen aus⸗ 
helfen, die einen Schatz brauchen und über keinen verfügen, efwa einem 
Bauern, dem ſein Haus verbrannt iſt und der Geld braucht, ein neues 
zu erbauen. Oder einem Pächter deſſen Felder durch Mißwachs keinen 
Erkrag lieferten, und dem daher das Geld fehlt, feinen Pachtzins zu 
enfrichten. Oder einem prachkliebenden Junker, der doppelt jo viel aus» 
gibt, wie er einnimmt. Verlieh der Schaßbildner fein Geld nicht um 
bloßen Gotteslohn, ſondern bedang er ſich neben der Rückgabe des Ver⸗ 
liehenen auch noch eine Mehrleiſtung aus, dann verwandelle er ſeinen 
Schatz in Kapital. 

Das Wucherkapikal iſt neben dem Handelskapilal die erfte Form 
des Kapilals. Wenn man von Kapitalismus im Alle pricht, darf 
man nur an dieſe beiden Kapitalformen denken. Das induſtrielle Kapital 
gewinnt Bedeutung erſt ſeit dem Zeikalker der Enkdeckungen und den 
Schätzen, die dieſes in Europa konzentrierte, 


128 


Sobald die Möglichkeit vorhanden iſt, Geld kapitaliſtiſch anzuwenden, 
erſteht die Möglichkeit, von dem bloßen Geldbeſitz zu leben, ohne ihn 
zu verringern, ja man kann ihn gleichzeitig vermehren. Der Beſitz und 
die Anwendung von Geldſchätzen wird nun ein Geſchäft für ſich. 

Neben dem Verleihen von Geld kam für die Geldmenſchen auch 
das Geldwechſeln als Quelle von Gewinn frühzeitig in Frage. Jede Münze 
galt ja nur innerhalb des Staates, der fie prägte. Kamen auf einem Markkle 
viele Kaufleute aus verſchiedener Herren Länder zuſammen, jo brachken 
fie vielerlei Münzen mit ſich, die auf dem Markte keinen Kurs halten. 
Die Geldmänner mit überflüſſigem Geldvorrat waren imſtande, ſolche 
Münzen umzutauſchen, was fie nakürlich auch nur gegen Gewinn be⸗ 
lorgten. 

Wenn anderſeiks jemand aus dem eigenen Lande in die Fremde 
ziehen wollle, wechſellen ſie ihm ſein einheimiſches Geld gegen fremdes 1 

Das Geldwechſeln auf der Wechſelbank wurde d 
für dieſe Geldmenſchen. für die Bankiers, neben dem Anleihegeſchäft. 

Als drittes geſellle ſich dazu das i en hr einer hat, 
deſto größer die Gefahr, daß ſein Beſiß ihm entwendet wird. Dieſe 
Gefahr wurde leicht am größten beim Gold, das leichter kransporkabel 
iſt, als die meiſten anderen Güter, und überall auskauſchbar. Die Beſitzer 
großer Schätze krugen daher ſchon früh Sorge dafür, beſonders ſeſte 
Gebäude zu erbauen, in denen ſie ihren Reichtum bargen. Desgleichen 
mußte jeder Bankier lun. Da lag es nahe, daß ihm Geſchäftsfreunde, 
die nicht über fo einbruchſichere Behällniſſe verfügten, die Aufbewahrung 
ihrer eigenen Geldſchätze anvertrauten. Der Bankier konnte das gern 
übernehmen. Ein Geldſtück ſieht wie das andere aus. Das Geld des 
Geſchäftsfreundes war von dem eigenen der Bank nicht zu unlerſcheiden. 
Dieſe übernahm nicht die Verpflichtung, die gleichen Goldſtücke, ſondern 
nur die gleiche Geldſumme wieder zurückzugeben, ſobald ſie wieder ge⸗ 
fordert wurde. Bis dahin mochte der Bankier damit machen, was er 
wollte, er beſaß ebenſogukt das Verfügungsrecht darüber, wie über eine 
ihm geliehene Geldſumme. Er konnte dieſe Depots dazu benutzen, feine 
Geldgejchäfte zu erweilern, ſeinen Profit zu ſteigern. Das wurde fo ge⸗ 
winnbringend für die Banken, daß ſie die Menge der bei ihnen lagern⸗ 
den Gelddepols zu vermehren juchten. Zu dieſem Zweck erboten fie ſich, 
dieſe Geldſummen zu verzinſen, natürlich zu einem niedrigeren Zinsfuß als 
dem, den ſie ſelbſt für das von ihnen verliehene Geld verlangten. Die_ 
Differenz bildete ihren Gewinn. 

Gleichzeilig wandelt ſich der Charakter der Anleihen. Zuerſt wurden 
fie hervorgerufen durch Notlagen, die das Ergebnis von Unglücks fällen, 
geichäftlicher Unfähigkeit oder Leichtferligkeit waren, oder auch von Kala⸗ 
ſtrophen, wie Kriegen, die den Staat ſelbſt zu Anleihen zwangen. Sie 
brachten dem Gläubiger Gewinn, die Notlage des Schuldners wurde 
durch fie oft geſteigert, fein Ruin beſchleunigt, der ſtoffliche Reichtum des 
Gemeinweſens ſelbſt vermindert, wenn die Anleihe Unwirtſchaftlichkeit 
und Verſchwendung unterftüßte. 
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Anders wirken, ſobald der induſtrielle Kapitalismus aufkommt, die 
Anleihen, die dieſem dienen. Die Produkfionsmittel, die der Kapilaliſt 
anwendet, werden nicht von ihm, ſondern von anderen produziert, als 
Waren, die die Produzenken ſelbſt nicht gebrauchen. Sollen ſie als 
Produktionsmittel angewendet werden, müſſen fie erſt von demjenigen 
gekauft ſein, der ſie als ſolche gebrauchen kann und will. 

Es genügt in der kapilaliſtiſchen Produklionsweiſe alſo nicht, daß 
die zum Forkgang und zur Erweiterung der Produktion nötigen Pro— 
duktionsmittel produziert find. Diejenigen, die fie anwenden können, 
müſſen auch das nötige Geld haben, fie zu kaufen. Je raſcher das den 
induſtriellen Kapitaliſten zur Verfügung ſtehende Geld zunimmt, deffo 
raſcher werden ſie ihre Produklion ausdehnen können, vorausgeſetzt natürlich, 
daß die ſtofflichen Bedingungen und die Arbeikskräfte gegeben ſind. 

Das Geld, über das ſie verfügen, ſuchen daher die induſtriellen 
Kapilaliſten möglichſt zu erweitern dadurch, daß fie zu ihrem eigenen Geld 
geliehenes hinzugeſellen. Wohl müfjen fie die Anleihe verzinſen, aber 
ihr eigener Profit iſt noch größer. Ihr Gewinn befteht in dem Ueber— 


ſchuß des 2 über den Zins, i ! Die Anleihen 
werden jetzt ein Mittel, nicht nur die Gläubiger, ſondern auch die er 
zu bereiche ern und die Entwicklung der Produklivkräfte des Landes zu 


| 


Durch nichts wird aber das den induſtriellen Kapikaliſten zur Ver⸗ 
14 ſlehende Leihkapikal mehr vergrößert, als durch die Zunahme der 
Bankdepots. 

Dieſe wachen weit raſcher, als die Geſamtmenge des Geldes im 
Lande, weil immer mehr Geldſummen, die man ſonſt zu Hauſe aufhob, 
den Banken zufließen, um n Zins zu fragen. Die induſlriellen Kapi⸗ 
taliſten ſelbſt gewähren einander gegenſeilig. in di Anlei 
die Banken. Wir haben oben als Beiſpiel einen Fabrikanlen genannt, 
der, um eine angekaufte Maſchine nach 10 Jahren erſetzen zu können, 
jedes Jahr 1000 Mark zurücklegen muß. Dieſe 1000 Mark läßt er 
nicht in ſeinem Geldſchrank liegen, ſie wandern in die Bank und werden 
von dieſer anderen Kapitaliſten für fo lange geliehen, bis der Fabrikant 
die geſamte Summe zurückfordert. 

Dazu gehören freilich ſchon entwickelte kapikaliſtiſche Verhältniſſe. 
Zunächſt wollen wir aber nochmals zu den Anfängen des Bankwejens 
zurückkehren, zu den Schaßbildnern, die feſte Schatzkammern bauten und 
denen ihre Freunde die Aufbewahrung ihrer eigenen Geldſchätze anverkrauten. 

Das geſchah gegen einen Schein, in dem der Bankier ſich verpflichtefe, 

das ended 6 Geld wieder ele au el ſobald es verlangt wurde. 
urde dieſer Schein in der eiſe ausgeſtellt, daß er ſeinen Ueberbringer, 
wer es auch ſein mochte, berechtigte, von der Bank eine beſtimmte Geld- 
ſumme ohne weitere Förmlichkeiten zu entnehmen, jo war damit der 
Anfang der 1 gegeben. 2 

Hatte der Beſitzer eines ſolchen Scheines eine Zahlung zu leiſten, 

jo konnte er zur Bank gehen, dorf unter Zurückgabe des Scheines ſein 
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Geld beheben und damit bezahlen. Es konnte jedoch beiden Teilen, dem 
Zahlenden, wie dem Bezahlten, bequemer oder vorteilhafter, weil zeit⸗ 
ſparend, erſcheinen, wenn der eine dem anderen die Note einhändigte, 
ſobald deren Betrag für die Zahlung ungefähr ausreichke. Ein eventueller 
Ueberſchuß oder Fehlbetrag ließ ſich ja dabei noch durch kleinere Münze 
begleichen. l 

Auf ſolche Weiſe dienten die Noten der Bank als Geld. 

Sie waren leichter zu kransporkieren als größere Goldmengen und 
die Goldmünzen, die im Keller der Bank ruhen blieben, wurden vor 
Abnutzung bewahrt. 

Es lag nahe, ſobald derarkige Noten der Bank als Geld genommen 
wurden, daß die Bank auch Noten ausgab, die Anweiſungen auf ihren 
eigenen Goldſchatz darſtellten. Mit dieſen Noten konnte fie ebenſogut 
Geldgeſchäfle machen, wie mit dem Gold, das fie darftellten. Damit war 
von vornherein das Bellreben gegeben, mehr Noten auszugeben, als 
durch ihren Goldſchatz gedeckt wurden. So lange die überſchüſſigen Noten 
genommen wurden, bedeuleten ſie eine Erweiterung des Geldkapitals der 
Bank, aber auch eine Vermehrung des vorhandenen Geldvorrakes der Ge— 
ſellſchaſt. Dabei blieben fie ſo lange gegen jede Entwerkung geſichert, als 
die Bank jede Mole, die ihr präfenfieri wurde, gegen Gold einlöfe. 

Zu dieſer Einlöjung mußte fie ſtels bereit ſein, denn die Noten der 
Bank wurden nur von Leuten genommen, die ſie kannten und Vertrauen 
zu ihrer Solidikät haften, Wer außerhalb dieſes Kreiſes Gefchäfte machte, 
mußte nach wie vor mit Gold zahlen, und wenn er Banknoten beſaß, 
ſie gegen Gold einlöſen. Erfahrungsgemäß ſtellle ſich nach und nach 
heraus, wie viel Gold im Verhältnis zu der Menge ihrer Noken die 
Bank ſtels bereit halten mußte, um allen Anforderungen auf Einlöfung 
gewachſen zu ſein, oder umgekehrk, wie viel Noten im Verhältnis zu 
ihrem Goldvorrat die Bank ausgeben durfte, ohne befürchten zu müſſen, 
in Verlegenheiten zu kommen. 

Je größer der Geſchäftsbereich der Bank, deſto weiler auch der 
Kreis, in dem ihre Noten angenommen wurden, deſto geringer der Prozenk⸗ 
laß der Noten, die in einem gegebenen Zeitraum gegen Gold eingelöſt 
wurden. Er mußte am geringſten ſein bei einer Zentralbank, die ihren 
Geſchäftsverkehr über den ganzen Staat ausdehnte, Br 
ſalion der Belriebe machte gerade bei den Nolenbanken raſcheſte Fortſchritte. 

Anderfeits konnte durch ſchwindelhafte Notenausgabe der größte 
Unfug gelrieben, die heilloſeſte Verwirrung im Geldweſen angerichtet 
werden, deſſen Regelung der Staat an ſich gezogen halte. Und warum 
follte dieſer die Profite aus der Geldfabrikation Privaten überlaſſen? 

So iſt es in den meiſten Staaten dahin gekommen, daß die Aus⸗ 
gabe von Banknoken das Privilegium einer einzigen oder einer geringen 
Zahl nes eee Zentralbanken geworden iſt, die allein be⸗ 
Seh Tan, Noten auszugeben und damit Geſchäfle zu machen. Deren 
Eritag haben fie mitunter mik dem Skaale zu teilen und dieſem Anleihen 
ohne Zins oder mil geringer Verzinſung zu gewähren. 
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Ihre Geſchäftsgebarung wird vom Staate geregelt und überwacht, 
daher auch das Maximum der ungedecklen Noten, die ſte ausgeben dürfen, 
und die relative Höhe des Barſchatzes, über den fie verfügen müſſen, 


genau beſtim x 
ö ieſe letztere Beſtimmung wird ſehr oft mißverſtanden. Nicht ſellen 
nimmt man an, der Werk, den die Noten repräſenlieren, hänge von der 
Höhe ihrer Golddeckung ab. Er ſteige und falle mit dieſer. So ſchrieb 
Umbreit i im „Korreſpondenzblalt“ der Generalkommiſſion der Gewerkſchaflen 
in einem Artikel über „Gewerkſchaftliche Fragen zur Uebergangswirlſchaft“ 
(9. Februar 1918): „Sinkt unſer Goldbeſtand, ſo ſinkl da 
Nichls irriger als d as. So lange die Einlösbarkeit der Banknoler. 
gegen Be it 12 Werk jtets gleich dem der Goldmenge, die fie 
nach ihrer Aufichrift darſtelen. Der Feuer hat bloß den Zweck, dieſe 
Einlösbarkeit zu ſichern. Er kann fehr ı 1 ng ſein in einem Lande, in 
dem allgemein mit Noten gezahll wird und das Gold bloß für Geſchäfte 
N auf dem Wellmarkte Verwendung findet. 

Ein Sinken der Banknolen unker den Goldwert kann nur dort 
ſlattfinden, wo ihre Einlösbarkeit gegen Gold aufgehoben iſt, jedermann 
gezwungen iſt, fie in Zahlung an Stelle von Gold zu nehmen. Das kann 
nur durch Staatlichen Erlaß für die Nolen einer ſtaaklich privilegierlen 
Bank geſchehen. Dieſe Nolen nehmen damit den Charakter des ſtaat⸗ 
lichen Papiergeldes mit Zwangskurs an, von dem wir im vorigen Kapitel 
ſprachen. Der Wert n kann unter ſolchen Umſtänden e 
Aber wo das einkrilt, wird dies nicht die Folge davon jein, daß 
Goldſchatz der Bank ſinkt, ſondern A. Ihe Notenausgabe die Hedi. 
niſſe der Warenzirkulation Be 
waren von. be der cl e enge au. denn Wert der zirkulierenden. 


Waren und zu de irkulation 90 t ihr 
Es iſt elwas kühn, wenn z. br 9 üer aus Wien in der 
„Neuen Züricher Zeilung“ vom 25. — 1918 in einem Arkikel über 


die finanzielle Lage Oeſterreichs erklärt: 


„Es iſt nicht jo ſehr die Höhe des Notenumlaufs, die bedenklich macht, 
ob zwar der Notenumlauf enorm hoch iſt. Er beträgt nach dem Stand vom 7. De- 
zender 1917 17,7 Milliarden Kronen gegen 3 Milliarden Kronen bei Kriegsbeginn. 
Er iſt alſo um 14.7 Milliarden geſtiegen, wovon 13,2 Milliarden auf die Schulden 
der beiden Staaten der Monarchie bei der "Notenbank und 1,5 Milliarden auf andere 
Umſtände zurückzuführen find. .... 

Anders verhält es ſich mit unferem Goldſchatz. Im Frieden hatte = Br 
bank einen zur Deckung der Noten völlig ausreichenden Goldſchaz . . . der Bel 
der Bank an effektivem Gold ... iſt während des Krieges von 1150 — 324 
Millionen Kronen zurückgegangen.“ 


Dem follen Forderungen ans Ausland gegenüberſtehen, jo daß der 
Goldbeſitz der Oeſterreichiſch-Ungariſchen Bank auf 900 Millionen be⸗ 
rechnet werden kann. 


„Auch das bedeutet nur eine minimale Deckungsquote für den ungeheuren 
Notenumlauf. 

Aber wir laffen darum den Mut nicht ſinken. Wir gehören eben 17925 zu 
den blinden Anbetern des Goldes. Produktiokraft. iſt mehr als Gold 
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Dieſer letzte Sah iſt ſicher ſehr ſchön, er hat nur den Fehler, daß 
Gold ein Mittel der Warenzirkulation iſt. en rom. nicht. 
Pr in dieſer Funktion ni k erſe eben. benſogut 
könnte ſich jemand über den Mangel an Eisenbahnwagen damit kröſten, 
daß die Waſſerkräfte des Landes dadurch nicht berührk würden. Doch 
ſtimmen wir mik Schwoner darin überein, daß wir nicht blinde Anbeter 
des Goldes jind. 

Gerade deswegen aber ſchätzen wir die Erſcheinungen des öſter⸗ 
reichiſchen Nokenumlaufes ganz anders ein, als er. Er hält die Aus» 
dehnung des Nolenumlaufes für weniger bedenklich, als die Verringerung 
der Golddeckung. Wir find der umgekehrten Meinung. 

Wäre der Umlauf an Moten der gleiche geblieben, dann hätte ſich 
ihr Werk nicht geändert, bei gleichem Umfang und gleicher Schnelligkeit 
der Warenzirkulalion, auch wenn die Dechung von 1200 auf 300 Willionen 
ſank. Dagegen muß jede Notenausgabe über das Zirkulationsbedürfnis 
hinaus den Nolenwerk ſenken, ſelbſt wenn die Golddeckung enkſprechend 
erhöht wird. 

Die Leule ſind zahlreich, die meinen, man könne die Nolenzirkulation 
beliebig weit ausdehnen, wenn nur die Golddeckung gleichzeitig ſleigt. 
Andere gehen noch weiter. Sie ſetzen die Deckung einer Verpfändung 


gleich. Der iſt grundfalſch. Die Golddeckung hat di le Aufgabe, eden 
d. braucht. 


der Soli 
metall, das eigentliche irkulafionsmittel, zu ermöglichen. Nur als An⸗ 
weiſung auf Cold fi zirkuliert die Note. 

Wenn ich dagegen eine Anleihe aufnehme und ein Pfand dafür da⸗ 
laſſe, iſt dieſes nicht Geld, ſondern Ware. Ich gebe ſie gerade deshalb 
hin, weil fie kein Geld iſt und ich Geld brauche. Sch verpfände fie, 
ffatt ſie zu verkaufen, entweder, weil ſie zur Zeit nicht verkäuflich iſt, 
oder ich nicht dauernd auf fie verzichten will. 

Ein derartiger Pfandſchein iſt Anweiſung auf Ware, nicht auf Geld. 
Leute, die von deſſen Weſen keine Ahnung haben, bilden ſich aber ein, 
jede Anweiſung auf einen Werk könne als Geld funklionieren. Und da 
ſie meinen, es könne mit der Deckung auch die Zahl der ausgegebenen 
Banknoten beliebig vermehrt werden, jo erweitern ſie das dahin, daß auch mit 
der Zahl der Pfänder die Zahl der Banknoten entſprechend zunehmen dürfe. 

Als ein derartiges Pfandobjekt wurde oft der Grund und Boden 
betrachtet. Wenn der Staat Grund und Boden im Werte elwa einer 
Milliarde konfiszierfe, dann durfte er auch im gleichen Bekrage Papiergeld 
ausgeben. Es war gedeckt. el ee war der Ausgangspunkt 
Aſſigngtenwirk Al der franzö evolution. 

ie ſpu eufe no n pfen. 

Da befürworte z. B. Herr A. Damajchke in der ſchon früher zitierten 
Schrift „Der Tag der Heimkehr“ die Schaffung von „Kriegerheimſtätten“. 
Die Frage, wie das dafür erforderliche Geld beſchafft werden ſoll, bereitet 
ihm geringe Sorgen. Man verpfändet einfach die erſt zu ſchaffenden Heim⸗ 
ſtäkten und gibt für den Beirag Darlehnskafjenjcheine aus. 
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Er ſagt: 

„Wir haben während des Krieges einen überaus wichtigen Schritt getan. Nie⸗ 
mals zuvor hat man gewagt, Geld auszugeben, das nicht durch Gold gedeckt wird. 
(Herr Damaſchhe ſcheink vom Papiergeld früherer Zeilen nie etwas gehört zu haben. K.) 
Durch den Krieg aber gerieten nun viele Leute unverſchuldet in Not, z. B. die 
Fabrikanten, die ihre Ware nicht ausführen können, die Kaufleute, die in Kolonien 
Güter haben, die Beſitzer von ausländiſchen Wertpapieren uſw. Um dieſen zu helfen, 
haben wir Darlehnskaſſen eingerichtet. Bei dieſen können Werle, wie die genannten, 

egen Darlehnskaſſenſcheine verpfändet werden. Dieſer Schritt iſt ohne jeden Wider⸗ 
ar gm worden. Wir 3 — in der Regel gar nicht, ob auf unſerm Papiergeld 
ſteht „Reichsbanknole“ oder „Darlehnskaſſenſchein“. Es iſt 75 ja auch ganz gleich⸗ 
gültig. Nicht das Stück Gold, das in den Kellern der Reichsbank ſleckt, oder das Pfand 
in der Darlehnskaſſe iſt das entſcheidende, ſondern daß das Deutſche Reich mit ſeiner 
Ordnung, mit ſeiner Steuerkraft, mit feiner Ehre für den Schein eintritt.“ (S. 20.) 

In dieſer ganzen Darlegung des Herrn Damajchke, wie faſt aller, 
die über Geldverhältniffe jetzt ſchreiben, merkt. man auch nichl di 
Ahnung davon, daß die Menge des Geldes, das einen beſtimmten Wert 
rappel beſtimmt und begrenzt iſt durch den Wert der in die Zirku⸗ 
lalion eintrelenden Warenmaſſe. Nach Damafchke müßte ein Staat, in dem 
Güler im Werte von 100 Milliarden verpfändet werden, für 100 Milliarden 
Papiergeld ausgeben können. 


e Helge Ude dm Gesehen —f nicht Jap 2 — 
liegen den gleichen miſchen Geſezen wie das Papiergeld, von dem 
wir im vorigen Kapitel ſprachen. nlösliche Banknolen dagegen ſind 


vom Papiergeld weſentlich verſchieden, ſchon ihrem Urſprung nach. Das 
5 ; ie Banknofe 


besten de 950 enverkehrs. Sie kann ein Mittel werden, ihn 
zu beſchleunigen, die Pro ukfivkräfte zu vermehren und die Warenproduktion 
auf eine höhere Stufe zu heben. 

Wir haben ſchon das Papiergeld als eine Erfindung bezeichnet, die 
innerhalb beſtimmler Grenzen Arbeit erſpart, die ſonſt zur Produktion 
von Geldmetall erheiſcht wäre, und damit Arbeitskräfte freiſetzt, die zur 
Erzeugung von Gebrauchswerten verfügbar werden. Die Banknote be— 
wirkt dasſelbe in ralionellerer Form. 

Papiergeld wie Banknote vermehren aber nicht bloß die Zahl der 
Arbeitskräfte, die Gebrauchswerle ſchaffen, fig ermöglichen es auch, die 
Me i ionsmiltel weit raſcher zu vermehren, als durch den 

oldbergbau 1 5 En n kann, Damit wird eine Schranke beſeiligt, 
die der raſchen Entwicklung der Warenproduklion im Wege land, da ja 
eine beſlimmle Ausdehnung der Warenzirkulation einer beflimmten Geld⸗ 
menge bedarf. auc menge. ber Zar die in den Zirkulalionsprozeß ein⸗ 
frefen, wächſt nichk nur mit der Bevölkerung, das heißt der Zahl der 
Arbeitskräfte; fie muß auf das raſcheſle ſelbſt bei gleichbleibender Zahl 
dieſer Kräfte zunehmen, wenn die Produktion für den Selbſigebrauch raſch 
zurückgeht und die für den Verkauf wächſt. Nux die letzlere bedarf des 


Geldes zu ihrer Zirkulalion, nicht die erſtere. 
5 die Warenproduklion die Schwelle der kapilaliſtiſchen Produklion 


erreicht halle, die allein imſtande iſt, fie zu allgemeiner Form der Produkkion 
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zu machen, da wurde ihre Entwicklung im 16. und 17. Sahrhundert mächtig 
gefördert durch die gewalligen Gold- und Silbermaſſen, die von Amerika 
nach Europa floſſen und die Menge des umlaufenden Geldes ſehr ver⸗ 
mehrken. Dieſer Strom krat im Laufe des 17. Jahrhunderts immer mehr 
zurück, dafür erſchloſſen die großen Nokenbanken, die im 18. Jahrhundert 
aufkamen, einen neuen Geldſtrom, der noch den Vorkeil hatte, daß er 
nicht, wie die Gold- und Silbergewinnung, zahlreiche Arbeitskräfte für 
die Erzeugung von Gebrauchswerken brachlegte. 

Durch die Banknote wird es ermöglicht, die N Terkaif Geldmenge 
der raſcheſten, ſprungha ſteſten Vermehrung der zum Ver auf kommenden 
Warenm nenge anzupaſſen. 


Suse Heer 


7. Wechſel und Schech. 


Gleichzeitig erſtehen Methoden, die nicht neues Bargeld ſchaffen, wohl 
aber ſolches und auch Zeit ſparen, den Geldverkehr beſchleunigen und damit 
die Inkenſilät der Warenproduktion ebenſo fördern wie das z. B. durch 
die Beſchleunigung des Warentransports geſchieht. Manche dieſer Methoden 
werden beſonders wichtig für die inkernalionale Warenzirkulakion. In dieſer 
e ee gleichzeitig wachſen mit den zunehmenden 

erlmaſſen und Entfernungen des Warenverkehrs die Unbequemlichkeiten 
und Schwierigkeiten der Zahlungen mik Gold. Auch der Umfang des inker⸗ 
nalionalen Verkehrs ftrebt rafcher zu wachſen als die Goldproduktion. 

Für den internafionalen Verkehr kommt namentlich der Wechſel 
in Frage, für den inneren Geldumlauf der . Beide werden wichtig 
durch die Ausgleichung der Zahlungen, die ſie ermöglichen. 

Wir haben bereits von den Bankdepofiten geſprochen und den Urſprung 
der Banknote aus einer Art der Verfügung des Depofitärs über fein Depot 
abgeleitet. Heute verfügt er in anderer Ark darüber, durch einen Zahlungs- 
auftrag, einen Scheck, der die Bank beauftragt, einem Dritten aus dem 
Depol Zahlung zu leiſten. Beſitzt dieſer Drikte ein Depot bei der gleichen 
Bank, fo kann dieſe Zahlung ohne jegliches Bargeld in der Weiſe ge⸗ 
ſchehen, daß in den Büchern der Bank das Depot des einen um den 
Belrag des Schecks gekürzt und das des anderen um ihn erhöht wird (Gi 

Je größer die Bank, je ausgedehnter ihr Geſchäfksverkehr, je zahl⸗ 
reicher ihre Filialen, deſto öfter wird dieſer Fall vorkommen. Die Deulſche 
Reichsbank wird für den Giroverkehr von den meiſten größeren Geſchäften 
benutz. 

„Im Jahre 1910 wurde bei etwa einer Milliarde Mark werktäglichen Umſatzes 
der Reichsbank nur noch ¼ Milliarde Bargeld erfordert. Nur 500 Mark Nolen⸗ 
umlauf kamen auf den Geſchäftsumſatz der Reichsbank von je 100000 Mark.“ 
(G. v. Schulze⸗Gaevernitz, Die Deutſche Kreditbank, 1 der Sozialökonomie, 
V. Abt., II. Teil. Bankweſen. Tübingen, Mohr. 1915. S. 41.) 

Daneben entwickeln ſich Verrechnungs- und Abrechnungseinrichtungen, 
in denen die großen Geſchäfte, namentlich die Banken, ihre gegenjeitigen 
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Forderungen unfereinander ausgleichen und nur die verbleibenden Reſte 
(Saldi oder Bilanzen) aneinander bar bezahlen oder durch Giro über⸗ 
kragen. Welche Ausdehnung dies Verfahren gewonnen hat, bezeugen einige 
Zahlen, die wir dem eben zitierten Werke Schulze⸗Gaevernitz' entnehmen. 
Es betrugen bei der Reichsbank die Umſätze 


1913 
Millarden 


CCFCCCCCCCPPCCVVVVVA ae. « 
im Abrechnungsverkeerrr hh 
Zuſammen 
Davon Barzahlungsverke y 24.3 43,4 

Barzahlung in Prozenten des Gejamtumfages . 24,7 Prozent] 9,6 Prozent 


Anderer Art als der Scheck iſt — ara Er. iſt nicht ein Zahlungs- 


auftrag, ſondern gi n. Entweder ein direkles Zablungs⸗ 
ripr „in dem Müller verſpricht, dem Schulze zu 
einem gegebenen Termin eine beſtimmle Summe zu zahlen. Oder er iſt 


ein i Zahlungs verſprechen, eingeleitet durch einen Zahlungsauftrag. 
Schulze beauftragt Müller, ihm, dem Schulze ſelbſt oder einem Dritten, 
eine beſtimmte Summe zu beſtimmter Zeit zu zahlen. Dieſer Wechſel erhält 
feine volle Gültigkeit erſt, ſobald Müller ihn akzeptiert, das heißt, durch 
7 Mee ſein Akzept, die Forderung Schulzes als gültig anerkannt 


98,7 


Forderungen aus dem internationalen Warenverkehr werden meiſt 
auf dieſem Wege beglichen. Die deufjchen Exporteure nach England zogen 
Wechſel auf die dortigen Imporkeure, und die engliſchen Exporkeure nach 
Deulſchland zogen Wechſel auf die deulſchen Importeure. 

Die Exporteure hier wie dork verkauften ihre Wechſel, die erſt ſpäter 
fällig wurden, an Banken, entweder gegen bar oder zur Auffüllung ihres 
Depols. So floſſen die Wechſel hüben wie drüben in wenigen Zenkral⸗ 
ſlellen zuſammen, denen es nicht ſchwer wurde, die gegenfeitigen Verbindlich- 
keifen von Land zu Land auszutauſchen. Auch hier braucht bloß der 
2 oder die Zahlungsbilanz in barem Gelde beglichen zu werden, 


ſein. 

Und das Gold bleibt die Baſis des ganzen ungeheuren Geldgebäudes, 
d ic auf dil Meile deb. Sein Anteil un 15 Geldmaſſe wird aller⸗ 
di immer geringer, und auch der Ankeil der Banknolen daran geht 
zurück gegenüber jenen Geldſummen, die bloß aus Sahlungsaufträgen, 
Zahlungsverſprechen, buchmäßigen Zahlungsanſprüchen beſtehen, aber alle 
Geld find, in Geldform umgeſetzte Warenwerte, die noch nicht wieder in 
die Form neuer Waren umgejeßt ſind. 

So ſehr der Anteil des Goldes an der Geſamtheik des Geldes zurück⸗ 
geht, jo nimmt doch abſoluk mit dem Fortgang der Goldprodukiion die 
in Geldform vorhandene Goldmenge zu. Es bleibt der Werkmeſſer der 
Waren, und jede Summe andersartigen Geldes wird ausgedrückt als eine 
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Goldſumme. So gewaltig ſich auch die ganze papierne Herrlichkeit ge- 
bärden mag, ſie bleibt unter der Diktatur des Goldes. Und daran kann 
keine Papierwährung etwas ändern. Das Gold bleibt auch die einzige 
ſichere Baſis des kapitaliſliſchen Geſchäfts. Alle anderen Geldarten find 
im Grunde genommen n prechungen von Gold. können als Geld 
nur fungieren, ſolange die Verſprechungen der Urheber dieſes Geldes für 
bare Münze genommen werden. Schwindet das Vertrauen, der Kredit, 
dann erbebk das ganze Gebäude und droht zuſammenzubrechen. 
Anderſeiks erleichtert es das Kreditgeld, daß bloße Verſprechungen 
in bare Münze umgeſetzt werden. Wird die Geldwirlſchaft immer empfind⸗ 
licher gegen jeden Schwindel, ſo öffnet ſie ihm doch immer mehr Tür und 
Tor. Und je größer die Unſicherheit, deſto mehr blüht die Spehulation. 


8. Das fiktive Kapital. 


Dieſer Zuſkand wird auf den Gipfel gefrieben dadurch, daß ſich zum 
fiktiven Geld auch noch fiktives Kapital geſellt. 

Wir haben geſehen, daß das Geldkapital feine Verwertung in der 
Gewährung von Anleihen gegen Verzinſung ſucht. Der Zins entſpringt 
anfangs einer Erpreſſung, einer Ausnutzung der Notlage des Schuldners, 
fein Satz hängt daher ganz von der Höhe dieſer Notlage ab. 


Ganz anders geffaltet ſich die Sachlage, ſobald die Anleihe ein Mittel 
wird, die induſlrielle Produktion zu befruchten, ein Mittel nicht bloß des 
Gläubigers, ſondern auch des Schuldners, Mehrwert zu gewinnen. Regel: 
mäßigkeif des Geſchäſtsverkehrs und Konkurrenz bringt jetzt Regelmäßig⸗ 
keit, wie in den Profil ſo auch in den Zins. Bei allen kleinen Schwankungen 
des Tages erlangt doch ſein durchſchnittlicher Satz für das ſolide Geſchäft 
eine allgemeine Gellung. 

Gleichzeitig wird es auch ſo allgemein, jede Geldſumme, die man 
nicht ſofort braucht, in einer Bank oder ſonſlwie zinskragend anzulegen, 
daß im Bewußtſein des Geſchäfksmenſchen der Zins zu einem nalürlichen 
Produkt des Geldes wird. . 

Es wird ganz jo Eigenſchaft des Geldes, Wert zu ſchaffen, Zins abzuwerfen, 
wie die eines Birnbaums, Birnen zu fragen.“ (Marx, Kapital, III. 1, S. 378.) 

Sind aber einmal im Bewußlſein Geldkapital und Zins unauflöslich 
miteinander verbunden, erwartet man, überall dort Zins zu finden, wo 
Geldkapital iſt, jo liegt die Umdrehung dieſes Verhällniſſes nahe und ſteht 
man überall dort Geldkapital, wo eine regelmäßige Zinszahlung vorliegt. 
Und iſt der allgemeine Zinsfuß ein beſtimmter, dann ſieht man hinter einer 
beſtimmten Zinsmenge auch eine beſtimmke Menge Geldkapital. 

So erſteht eine neue Form von Wert und Kapital, die nicht ein 
Produkt der Arbeit, ſondern bloßer Berechnung iſt, eine Zum, die Marx 
das fiklive, mitunter auch das illufionäre Kapital nennt. Sit das Anrecht 
auf einen Zinſenbezug in einem Papier fejtgelegt, jo wird dieſes zu einem 
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Wertpapier, zu einer Ware, die man kauft und verkauft, ebenſo wie andere 
Waren. 

Hinler einem fiktiven Kapital kann wirkliches ſtechen, Produkt von 
Arbeit, elwa Produklionsmiltel und Geld für Lohnzahlungen. Aber der 
Werk des fiktiven Kapitals wird nicht danach bemeſſen. 

Nehmen wir z. B. eine Aktiengefellichaft, elwa eine Fabrik. Der 

ien wird nicht berechnet nach dem Werk der Fabrikanlagen 
und des Rohmalerials ſowie der vorhandenen Barmitlel, ſondern nach 
der Höhe der Dividende, die ſie abwerſen. Bei der Gründung der Fabrik 
ſei das Aktienkapital gleich dem wirklich in der Fabrik angelegten Kapital 
geweſen, beides gleich 10 Millionen, und der Kurs der Aktien habe 
ihrem Nennwert enlſprochen, ſei gleich 1000. Iſt der durchſchnilllich im 
Lande übliche Zinsfuß gleich 5 Prozent und erzielt die Geſellſchaft einen 
Jahreserlrag von 1 Million, eine Dividende von 10 Prozent, jo werden 
ihre Aklien auf 2000 ſteigen. Erzielt fie jahraus jahrein 1 Million Gewinn 
und finkt der übliche Zinsfuß auf 4 Prozent, jo wird der Kurs der 
Ahlien 2500 erreichen. 

Auch hinter den Papieren einer Staatsanleihe kann wirkliches Kapital 
ſtechen, wenn fie z. B. zu Eiſenbahnbauten verwendet wird. Aber die 
Slaalsſchuldverſchreibungen haben den gleichen Werk, auch wenn der 
Slaat das Geld, das er für fie einnahm, unprodukliv verpulverte. Ihr 
Kurs wechſelt mit dem üblichen Zinsſuß. 

Nicht nur wirkliche, ſondern auch bloß erwarkete Zinſen ſchaffen 
ſchon ein fikfives Kapital. So bekommt ein wüfles Landſtück, wenn 
es als Baugrund verwendet werden könnte, Werk nicht durch die Zinſen, 
die es lrägt, ſondern durch die, welche von benachbarten Häuſern abge⸗ 
worſen werden und die es auch fragen könnte, wenn es bebaut würde. 

Bei der Gründung einer jeden Alkliengeſellſchaft beruht der Werk 
der Aktien zunächſt nur auf versprochenen Dividenden. 

Das ermöglicht und erleichtert ſchwindelhafle Geſchäfte, bewirkt aber 
auch, daß auf keinem anderen Gebiele die Preiſe ſo ſtark ſchwanken, 
wie bei den fiktiven Werken, daß fie daher das Haupkobjekk der Speku⸗ 
lalion werden, die ſich auf örſe, te für alles fiklive 
Kapilal, konzentriert und am wildeſten austobt. 

Auf der einen Seile wird der Geld- und Kreditmechanismus des 
Produklionsprozeſſes immer empfindlicher. Andererſeiks wachſen gleich- 
zeilig die Erſchülkerungen, denen er zeilweiſe ausgeſetzt wird. So ſchien 
es, als müſſe die kapitaliſtiſche Produklionsweiſe ſchließlich in einem Chaos, 
in allgemeiner wirtjchaftlicher Anarchie enden, die nur der Sozialismus 
bannen könne. 

Indeſſen ſetzte ſchon innerhalb des Kapitalismus N . 
ein. Weniger durch die Bildung der Kartelle, von denen wir in dieſem 


. 


bei ihnen am meiſten bemerkbar machk. Gleichzeilig werden ſie immer 
mehr zu Behältern alles Geldes, das nicht fofort benötigt wird und über 
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das ſie die Verfügung bekommen. In demſelben Maße wächſt die Summe 
von Leihkapikal, das in der Induſtrie zur Anwendung kommk und das 
fie von den Banken in den verſchiedenſten Formen bezieht. Der einzelne 
Kapitaliſt wird immer abhängiger von ſeiner Bank und dieſe bekommt 
immer mehr Einficht in ſeine Geſchäftsgebarung. 

Jie größer die Bank, deſto ausgedehnler der Kreis von Kapilaliſten, 
den ſie konkrollierk, deſto größer ihre Einficht in die allgemeine Geſchäfks⸗ 
lage, deſto größer aber auch ihre Macht, in die Geſchäftsgebarung der 
Kapilaliſten einzugreifen, hier hemmend, dort fördernd. 

Dadurch wird keineswegs jeder Schwindel und jede Spehulakion 
ausgeſchloſſen. Gerade das Bankweien liefert die größten Mittel und 
Möglichkeiten für Schwindler und Spekulanten. Aber die großen Zenkral⸗ 
banken bekommen immer mehr die Macht, allen Schwindel und alle 
Spekulalion zu verhindern, die ihnen nicht paſſen, bei denen fie nichts 
profilieren, die ihnen für ihre eigene Machtpofition und das eigene Ge— 
ſchäft gefährlich erſcheinen. Und die Fülle der Profike, die ihnen aus 
normalen Geſchäflen zufließen, wächſt ſo gewallig an, daß ſie gern auf 
gewagle Geſchäfte kleineren Umfangs verzichten. Nur große Spekulationen, 
ſo rieſenhafler Natur, daß fie ganze Reiche umwälzen, interejfieren ſie 
noch. Die Spekulalionen der gro 
Trie ialismus. 

Im Geldverkehr der einzelnen kapitaliſliſchen Unternehmungen unter- 
einander aber erjegen die großen Banken immer mehr die Anarchie der 
freien Konkurrenz durch ihren eigenen Deſpokismus. In dieſem Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen wachſendem Deſpolismus und wachſender Anarchie bewegt 
ſich je kapilaliſliſche Produktionsweiſe. unn 


9. Die Zahlungsbilanz. 


Wir haben uns in unſeren Ausführungen über das Geldweſen an⸗ 
ſcheinend von unſerem Thema der Uebergangswirkſchaft weit enkfernk. 
Doch haben wir fie ſtels im Auge behalten und jene Seiken des Geldes 
beſonders berückfichtigt, die für fie in Betracht kommen. Je länger die 
Grundlegung ausgefallen iſt, um ſo kürzer werden wir uns bei den Kon⸗ 
ſequenzen für die Uebergangswielſchaft, die wir ziehen, faſſen dürfen. 

Wer von der Regelung des Geldweſens in der Uebergangswirlſchaft 
ſprichl, hat vor allem die Hebung der Valuta im Auge, das heißl, der 
Werlgellung des im Lande umlaufenden Geldes, deren Sinken in einem 
ungünſtigen Wechſelkurs zutage trilt. 

Das Sinken des Geldwertes iſt eine Erſcheinung, die nicht auf 
Deulſchland beſchränkt iſt, ſondern mehr oder weniger bei allen krieg⸗ 
führenden Mächten beobachtet werden kann. Ihre ökonomiſchen Schäden 
haben wir bereits in dem Kapitel über das Papiergeld erörtert und dort 
auch ihre wichligſte Urſache dargelegt, die übermäßige Ausgabe papierner 
Geldzeichen. l 
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Beim Wechſelhurs geſellt ſich dazu noch eine weitere Urſache: die ungün⸗ 
ſtige Zahlungsbilanz. Bei den Erörlerungen der Valukafrage wird meiſt nur 
dieſe allein in Betracht gezogen, und doch iſt fie nicht das wichtigſte Moment. 

Der Wechſelkurs ſtehl ungünſtig, das heißt, der Kurs des aus⸗ 
ländiſchen Geldes ſteht höher als der des inländiſchen, wenn die Zahlungs⸗ 
bilanz eine paſſive iſt, wenn alſo das Land mehr an das Ausland zu 
zahlen als von ihm zu bekommen hat. Was eintritt, wenn z. B. das 
Land mehr Waren einführk als ausführt und dieſer Ueberſchuß durch 
keine Forderungen an das Ausland ausgeglichen wird. 

Um das klarzulegen, wollen wir den Mechanismus möglichſt eins 
fach darſtellen, ohne Dazwiſchenkunft der Banken. Nehmen wir zwei 
Länder, die miteinander Handel ireiben, etwa Rußland und Deulſchland. 
Rußland ſende für 2 Milliarden Mark Waren nach Deulſchland, dieſes 
Waren für 1½ Milliarden Rubel, gleich 3 Milliarden Mark, nach Ruß⸗ 
land. Die ruſſiſchen Exporteure werden Wechſel im Betrage von 2 Milliarden 
Mark auf Deulſchland ziehen; die ruſſiſchen Imporkeure werden dagegen 
1½ Milliarden Rubel, gleich 3 Milliarden Mark an Deutſchland zu zahlen 
haben. Das einfachſte Mittel, dieſe Zahlung zu leiſlen, beſleht darin, 
daß ſie auf Deutſchland gezogene Wechſel ankaufen. Durch dieſen Ankauf 
kommen die ruſſiſchen Exporteure zu dem Geld, das ihnen Deulſchland 
ſchuldek. Aber die ruſſiſchen Imporkeure ſuchen mehr Wechſel auf Deulſch⸗ 
land (3 Milliarden), als gezogen wurden (2 Milliarden). Es werden 
Wechſel im Gejamtbeirage von einer Milliarde Mark mehr geſucht, als 
angeboten, der Markwechſel wird im Preiſe ſteigen. 

Das Steigen des Kurſes ausländiſcher Wechſel wird jedoch einen 
gewiſſen Punkt nicht überfchreiten können, wenn Einlösbarkeif der Bank⸗ 
nolen gegen Gold beſteht, alſo jeder Kapikaliſt ſeinem Geld die Goldform 
zu geben vermag, die allein im Ausland gilt. Der Wechſel aufs Aus⸗ 
land wird gefucht, um die Koſten und Mühen der Verſendung von Gold 
zu erſparen. Je höher der Wechſelkurs, deſto näher liegt es, jtatt Wechſel 
zu kaufen, Gold zu verſenden. Sobald der Wechſelkurs den Punkt 
erreicht hal, von dem an die Verſendung von Gold vorteilhafter wird, 
hört ſein Steigen auf. Dieſer Punkt heißt der Goldpunkl. Er entfernt 
ſich nur wenig vom Goldwert. Die Wechſelkurſe ſchwanken ſtels, aber 
in normalen Zeiten innerhalb ſehr unbedeutender Grenzen. 

Das gilt jedoch nur bei Einlösbarkeit der Noten. Iſt in einem 
Lande kein Gold zu haben, dann fällt Ländern gegenüber, wo dies doch 
oder leichter der Fall iſt, dieſe Grenze für das Steigen des Wechſelkurſes 
fort. Er kann unbegrenzt hoch ſteigen und damit werden die Preiſe der 
imporkierten Waren immer höher, wobei man nicht ſofork genau unker⸗ 
ſcheiden kann, inwieweit dies der Entwertung des eigenen Papiergeldes 
zuzuſchreiben iſt, die auch die im Inland produzierten Waren im Preiſe 
erhöht, oder der ungünſtigen Zahlungsbilanz. 

Dieſem Zuſtand, der ſich während des Krieges herausgebildet hat, 
wird die Uebergangswirtſchaft abhelfen müſſen. Dabei kommt ſie jedoch 
in einen argen inneren Konflikt. 
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Die ungünſtige Zahlungsbilanz der kriegführenden Mächte beruht 
in erſter Linie 2. ihrer u en... ilanz, darauf, daß wegen 
Mangels an Arbeitskräften die für den Export käligen Produktionszweige 
lahmgelegt ſind, indes der Verbrauch im Innern wächſt. Alſo Abnahme 
der Ausfuhr, Zunahme der Einfuhr. N 

Um die Zahlungsbilanz günſtiger zu geſtalten, ſoll nun während der 
Uebergangswirtſchaft die Sache umgekehrt, die Einfuhr gehemmt, die 
Ausfuhr gefteigert werden. Wir haben ſchon die ſtofflichen Hinderniſſe 
dieſer Manipulation erörtert. Wie ſoll die Induſtrie wieder in Gang 
kommen, wenn ihr die Rohſtoffe fehlen? Sie find es haupfſächlich, die 
viel Schiffsraum beanſpruchen, nicht die Induſtrieprodukte. Um die Roh⸗ 
ſtoffe zu bekommen, ſoll der Schiffsraum möglichſt raſch erweitert werden! 
Und gleichzeitig will man die Einfuhr möglichſt beſchränken, um die 
Zahlungsbilanz zu beſſern. 

Nun wird man ſagen, nicht die ausländiſchen Rohſtoffe, ſondern die 
Induſtrieprodukle ſollen ferngehalten werden. Man vergißt nur, daß 
dieſe Fernhaltung die berühmte Schraube ohne Ende iſt. Halle ich durch 
Gewallmaßregeln Induſtrieprodukle des Auslands von mir fern, ſo ank⸗ 
worlel dieſes mit gleicher Münze. Und doch gehört zur Beſſerung der 


Wir können nicht genug Rohſtoffe hereinbekommen. Man braucht 
nicht zu befürchten, daß deren Einfuhr zu groß wird, ſondern eher, daß 
fie ungenügend bleibt. Erſt wenn das Induſtrieland die nöfigen Rohſtoffe 
erlangt hat, kann es daran gehen, ſeine Exportinduſtrie wieder aufzu⸗ 
richten und ſo ſeine Handelsbilanz zu verbeſſern. 

Wie ſoll man aber die Rohſtoffe bezahlen? Wo das Geld für fie 
hernehmen? Wer ſelbſt kein Geld hat, denkt an das der anderen, an 
eine Anleihe. Durch eine Anleihe beim Ausland kann man ſicher eine 
ungünſlige Zahlungsbilanz zeitweilig verbeſſern und gleichzeilig für ihren 
Betrag Rohſtoffe erwerben und damit durch Belebung der Exporlinduſtrie 
eine Beſſerung der Handelsbilanz anbahnen. Aber man baue nicht auf 
ausländiſche Anleihen. Der Weltkrieg wird alle Staaten zu ſehr erſchöpft 
und zugleich alle zu ſehr nach auswärtigen Anleihen begierig vorfinden, 
als daß irgendeiner unker ihnen viel auf finanzielle Stärkung durch das 
Ausland rechnen dürfte. 

Doch braucht man deshalb nicht zu verzweifeln. Iſt vom Ausland 
nichts zu erwarken, ſo verfügt jeder Staat doch in ſeinem Innern über 
ein gehöriges Quantum von Geld, das als Weltgeld benutzt werden kann, 
den Gold ‚a5, den er entweder als Staalsſchatz beſitzt oder den er 
als Schatz der zentralen Notenbank beherricht. 


5 gehört zu den gröbſten Irrtümern der unter den Bankleuien 
mae e Dh ſie dieſen Goldſchatz nicht anzutaſlen wagen. 
Man braucht kein Verfechter der Papierwährung zu fein, darf wohl an⸗ 
erkennen, daß das Gold die unenkbehrliche Baſis des Geldweſens bildet, 
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als Wertmefler wie als Wellgeld, und kann doch das krampfhafte Feſt⸗ 
halten am Goldſchatz für völlig verfehlt erklären. 2 

Dieſes Feſthalten beruht auf der falſchen Anſicht, daß der Wert der 
Banknoten nicht von dem Verhältnis ihrer Menge zum Werk der zir— 
kulierenden Warenmaſſe, ſondern von der Höhe ihrer melalliſchen Deckung 
abhänge. In Wirklichkeit iſt der Goli ni 


hr 


es 

der Banknolen da, ſondern als Reſervefonds für Zahlungen ans 

ind, die in Gold geleiſtet werden müſſen, ſoweik fie ſich nicht aus⸗ 

gleichen. Seine Aufgabe iſt gerade die, Zahlungen in Gold an das Aus⸗ 

land zu ermöglichen, die in anderer Weiſe nicht zu begleichen find, und 
ſo die Zahlungsbilanz auszugleichen. 

Gewiß kann kein Staal, der nicht ſelbſt über die nötige Anzahl 
Goldgruben verfügt, dauernd ſeine Wareneinfuhr mit Gold bezahlen. 
Auch der größle Goldſchatz würde ſich dabei raſch leeren. 

Aber einmal, bei einer außerordenklichen Gelegenheit, darf man ſich 
ſchon einen tüchtigen Griff in die Kaffe geftatten. Dazu iſt der Reſervefonds 
eben da. Der Feldherr handelt taktijch ſicher unklug, der feine Reſerve 
ohne Not und vorzeitig einſetzt. Nicht minder aber jener, der ſie ängſt⸗ 
lich in einem Moment zurückhält, in dem fie den Sieg enticheiden kann. 
Verliert er dadurch die Schlacht, dann iſt es ein ſchwacher Troſt, daß 
die Reſerve intakt blieb, um den Rückzug zu decken. 

Wenn jemals für einen Staat eine dringende Notwendigkeit gegeben 
war, jeinen Goldſchaz zu Ankäufen im Ausland anzuwenden, fo iſt es 
die, vor der ſich jeder am Ende des Krieges durch die ökonomiſche 
Situation geſtellt ſehen wird. 

Die Aufwendung des Goldſchatzes zum Ankauf von Rohmaterialien 
im Ausland bildef auch das zweckhmäßigſte Verfahren für das regelnde 
Eingreifen des Staates in die Einfuhr. Neben der Verſtaallichung der 


Bergwerke und des großen Grundbeſitzes und der ſtaatlichen Regelung der 
kommunalen Landwirlſchaft bietet dieſe Verwendung des ſtaaklichen Gold— 
ſchatzes die beſte Möglichkeit für den Staat, den in Verwirrung gebrachten 
Produhkionsprozeß wieder zu ordnen. Dies Verfahren, die Einfuhr in 
beſtimmte Bahnen zu lenken, iſt viel zweckmäßiger, als der mehr hem— 
mende und an allen Ecken und Enden Anſtoß erregende Apparat der 
Einfuhrverbote und der monopolifierten Einkaufsgeſellſchaften, den man 
befürwortel. 


Daß wir dabei ſteks einen demokraliſchen Staat im Auge haben, 
in dem die Bureauhrakie nicht aufokratijch waltet, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Man braucht nicht zu befürchten, daß der Staat bei dieſer Gold⸗ 
ausfuhr ſeinen ganzen Goldſchatz einbüßt. Eher beſteht die Gefahr, daß 
er nicht genug davon los wird. 

Wir wiſſen ja, daß der Geldumlauf in jedem Lande unter beſtimmten 
Bedingungen nur eine beſtimmte Menge von Gold oder Goldeswerk auf⸗ 
nehmen kann. 

Wenn alle Staaten, die Defizite an Gebrauchswerten aufweiſen, 
dazu übergehen, den wenigen Staaten, die nach dem Kriege Ueberſchüſſe 


142 


produzieren, folche mit Gold abzukaufen, dann wird ſich bei dieſen eine 
große Goldmenge anhäufen, für die ſie keine Verwendung haben. Bei 
einer Reihe neukraler Staaten haben ſich Anſätze dazu ſchon während 
des Krieges gezeigt. 

Nun iſt Geld ſicher, wie ſchon der biedere Roſcher wußle, eine 
angenehme Ware, aber doch nur deshalb, weil es die angenehme Eigen⸗ 
ſchaſt beſitzl, daß ich mir jede beliebige Ware dafür kaufen kann. Geld, für das 
ich keine Ware zu kaufen bekomme, hat keinen Gebrauchswert mehr, denn 
ſein einziger Gebrauchswerk beſtehl darin, die Waren zirkulieren zu laſſen. 

Wenn die Rohſtoffe erportierenden Staaten nur Gold für ihre Waren 
bekommen, nicht Fabrikale, dann mag ihnen das als fchlechter Tauſch 
erſcheinen und dann könnten fie noch zu einem Verbot weiterer Gold— 
einfuhr kommen, im Gegenſatz zu der heute vorherrſchenden Praxis des 
Verbols der Goldausfuhr. 

Aber dieſe Gefahr bildet nakürlich keinen Grund für ein Induſtrie⸗ 
land, ſolange die Länder des Rohſtoffüberſchuſſes ſich die Goldeinfuhr 
nicht verbitten, foviel als möglich von feinem Goldſchatz auf Erwerbung 
von Rohſloffen aus dem Ausland aufzuwenden. Je raſcher, kühner, 
energiſcher man das fut, um fo größer wird der Erfolg ſein. 


10. Die Ausgleichung von Gold und Nole. 


Wenn wir für die Goldausfuhr plädieren, ſo wollen wir damit 
nicht der Papierwährung das Work reden. Als Werlmeſſer und Well⸗ 
geld iſt das Gold nicht zu erſetzen, es muß in jedem Lande die Baſis 

e ebäudes bleiben. Dazu iſt jedoch nicht notwendig, daß in der 
inneren Alekulalon die Goldmünzen wieder frei umlaufen und ſlels nach 
Belieben gegen Noten einzukauſchen find. Papiergeld oder Banknoten 
mögen das ausſchließliche Zirkulalionsmiltel für den inneren Markt 
bilden. Aber fie müſſen in ein beſtimmkes Werkverhällnis zum Golde 
gebracht werden und Gold zu dieſem Verhällnis ſtels für Zwecke der 
Induſtrie oder auswärliger Zahlungen gegen Nolen zu haben ſein. 

Zur Löſung dieſer Aufgabe muß nalürlich Gold im Staat vorhanden 
fein, Er darf ſich nicht ganz des Goldes enkblößen. Aber er braucht 
dazu keineswegs die rieſigen Goldſchätze, die in den Kellern der großen 
Banken heule aufgeſpeichert ſind. Nichk von der Höhe der Deckung 
hängt die Herſtellung der Parität zwiſchen Gold und Nole ab, ſondern 
von dem Umfang der in Umlauf geſetzlen Menge Nolen. 

Es gibt verſchiedene Melhoden, die papiernen Geldzeichen dem 
Golde wieder gleichwerlig zu machen. Welche immer man wählen mag, 
jede hat eine Vorbedingung, die unker allen Umſtänden erfüllt ſein muß. 
Der erſle Schritt, den die Uebergangswirtſchaft tut, um das Geldweſen 
zu ſanieren, muß in der Einſtellung jeder weikeren Ausgabe papierner 
Geldzeichen beſtehen, welchen Namen immer ſie kragen mögen. Das 
gilt für Darlehnskaſſenſcheine ebenſo wie für Banknoten. 
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Nach Erlangung dieſer Vorbedingung gibt es zwei Wege, die 
Bapierwirtichaft wieder in eine Goldwirkſchaft zu verwandeln. Alle die 
verſchiedenen Vorſchläge, das zu erreichen, laſſen ſich auf dieſe beiden 
Wege zurückführen. Der eine beſteht in der raſcheren oder langſameren 
Hebung des Werkes des papiernen Geldes, die jo lange fortzuſetzen iſt, 
bis er dem Goldwerk gleich iſt. Der andere in der Fixierung des bei 
Ausgang des Krieges beſtehenden Wertverhältniffes zwiſchen Papier und 
Gold. 

Am raſcheſlen ließe ſich das Ziel auf dem erſteren Wege in der Weiſe 
erreichen, daß man den Belrag der das Zirkulalions- und Zahlungs⸗ 
bedürfnis überjchreitenden Nolenmenge feſtſetzt, eine Anleihe in dieſem 
Belrage aufnimmt und deren Erlös dazu benutzt, die enlſprechende An⸗ 
zahl Noten aus dem Verkehr zu ziehen. Wenn die Sirkulation 
6 Milliarden Mark in Gold erheiſchen würde und Banknoten im 
Nennwert von 12 Milliarden ausgegeben ſind, würde eine Anleihe von 
6 Milliarden ausreichen, die Banknote wieder dem Golde gleichwertig 
zu machen. 

Aber abgeſehen davon, daß größere Anleihen nach dem Kriege nur ſchwer 
zu erlangen ſein werden, würde dies bei einer Differenz zwiſchen Gold und 
Papier, wie die in obigem Beiſpiel angenommene, einen plötzlichen Sprung 
des Geldwerles bedeuten, eine völlige Umwälzung aller Preiſe. Schwere 
Störungen der Warenzirkulalion wären die erſte Folge der Sanierung, 
das Heilmittel vorübergehend ſchlimmer als das Uebel ſelbſt. Nur wo 
die Differenzen geringere waren, nur wenige Prozente ausmachten, wurde 
bisher die Sanierung des Geldweſens durch eine Anleihe vorgenommen. 

Eine Methode, die langſamer vorgeht, gewallſame Störungen aus⸗ 
ſchließk und gar nichts koſtek, iſt die, daß man einfach nichts lut, ſich 
darauf beſchränkt, kein weiteres Papiergeld auszugeben. Mit der Enk⸗ 
wicklung der Warenproduktion und der Zunahme der Bevölkerung 
nimmt die Menge der produzierken und in Zirkulation krelenden Waren⸗ 
werle von Jahr zu Jahr zu. Damit auch das Bedürfnis nach neuem 
Geld. Der Zirkulalionswerk der umlaufenden Maſſe Papiergeldes wächft 
alſo jährlich. Bleibt dieſe Maſſe unverändert, dann ſteigt der Werk jedes 
ihrer Bruchteile, eines jeden Scheines, bis er ſchließlich den Werk des 
gleichnamigen Goldſtücks erreicht. 

Dieſen Weg haben z. B. die Vereinigten Staaken von Amerika 
nach dem großen rut dl eingeſchlagen, der von April 1861 bis 
zum Mai 1865 währfe und die Staatsausgaben, die für 1861/62 mit 
68 Millionen Dollars veranſchlagt waren, ſchließlich bis auf 1900 Mil- 
lionen Dollars (rund 8 Milliarden Mark) im Jahre 1864/65 hinauf⸗ 
ſchnellen ließ. Man behalf ſich mit Steuererhöhungen und Anleihen. 
Daneben mit der Ausgabe von Papiergeld. Im Jahre 1862 ſetzte man 
für 73 Millionen Dollars Staatspapiergeld (genannt Greenbacks nach 
der grünen Rückſeile) in Umlauf, 1864 waren bereiks für 415 Millionen 
ausgegeben. Die Folge war zunehmende Enkwerkung des Geldes, ein 
Steigen der Preiſe. Im Juli 1864 erreichte das Goldagio 185 Prozenk. 
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Nach dem Kriege verfuchte man, nicht mit einem Male, ſondern 
allmählich, die Menge der Greenbacks zu verringern, indem monatlich 
bis zu 4 Millionen Dollars eingezogen wurden. Doch dieſe Maßregel 
ſtieß auf Widerſtand, ſie wurde aufgegeben, von 1868 an iſt die Zahl 
der Greenbacks im wejentlihen auf dem gleichen Stande geblieben. 
Sie befrug damals 328 Millionen Dollars. Ihr Werk ſtieg von Jahr 
zu Jahr, die Vereinigten Staaten wuchſen in das anfangs zu umfang⸗ 
reiche Kleid von Papiergeld hinein, bis es ihnen ſchließlich paßte. Im 
Sahıe 1879 ſtanden Gold⸗ und Papierdollar einander gleich. Bis dahin 
mußten die Mißſtände der Papierwirlſchaft erfragen werden. 

Es iſt nicht anzunehmen, daß irgendeiner der heule am Kriege be— 
leiligten Staaten im Frieden einen fo raſchen Auſſchwung erleben wird, 
wie damals Amerika. Der Sieg über die Sklavenhalker im Süden 
halte der Bauernſchaft des Nordens weite Landflächen eröffnet, jung⸗ 
fräulichen Boden, der auch bei oberflächlicher Bewirkſchaflung ohne Düngung 
zunächſt reiche Ernten abwarf. Ein weites Feld für neue Arbeitskräfte 
eröffnete ſich da und zog zahlreiche Auswanderer aus den Dffifaaten 
wie aus Europa an. Die Aera der Ueberſchwemmung Europas mit 
amerikaniſchem Getreide und Fleiſch wurde gerade in der Zeit von 1864 
bis 1879 angebahnt. Von 1860 bis 1880 wuchs die Bevölkerung de 
Vereiniglen Staaten von 31 auf 50 Millionen, verdoppelte fich di 
Zahl der Bauernhöfe von 2 Millionen auf 4 Millionen, vermehrte ſich 
die Weizenproduklion von 173 auf 499 Millionen Buſhels. 

Für einen derartigen Aufſchwung fehlen in Europa alle Vor⸗ 
bedingungen, das zuſchüſſige Land ebenſo wie die zuſchüſſigen Menſchen. 
Det Geburienfireik. wird allenthalben die Stärke des franzöſiſchen erlangen, 
die Wanderungsbewegung der Arbeiter wird Europa mehr Arbeitskräfte 
entziehen, als zuführen. Das einzige Land, in dem in den nächſten 
Jahren ähnliche Bedingungen wie in den Vereiniglen Staaten nach dem 
Bürgerkriege gegeben ſein dürften, wird Rußland ſein. 

Das unmerkliche, ſchmerzloſe Hineinwachſen des europäiſchen Kapi⸗ 
kalismus in das weite Papierkleid, das er an Skelle feines eng anliegen» 
den Goldpanzers antat, iſt alſo eine ebenſo zweifelhafte Sache, wie das 
unmerkliche Hineinwachſen in den Zukunftsftaat. 

Könnte man indes nicht das Steigen des Wertes des Papiergeldes 
beſchleunigen, in der Weiſe, wie es in den Vereinigten Staaten anfangs 
verſucht wurde, daß man jeden Monat eine gewiſſe Menge Papiergeld 
einzieht und fo allmählich ohne Kataſtrophe feinen Wert erhöht? Wie 
wir bereits geſehen, fand dieſe Prozedur Widerſtand. Warum? 

Wir haben oben ſchon bemerkt, daß am Sinken des Geldwerkes, 
alſo am Steigen der Preiſe, eine Reihe von Elementen der Bevölkerung 
intereſſiert find. Die Preife, die ſteigen, find die Papierpreiſe im 
Innern, nicht die Goldpreiſe im Wellverkehr. Da die Löhne nicht im 
gleichen Maße zunehmen, wie die Preiſe der Produkle, können dieſe, 
in Gold gemeſſen, krotz der Preisſteigerung ſogar billiger hergeſtellt werden, 
als unter ſonſt gleichen Bedingungen die Produkte in einem Lande mit 
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Goldwährung. So kann der ſinkende Wert des Papiergeldes wie ein 
890 e ll wirken. Anderſeits hilit der ſinkende Wert des Geldes den 

nern, die die Anleihen, die fie aufnahmen, wenn fie langfriſtig find, 
in minderwerfigem Geld verzinſen und zurückzahlen. Die Leidtragenden 
find die Gläubiger. Die gegenteiligen Wirkungen übt nafürlich der 
ſteigende Werk des Geldes, der ſich in ſinkenden Preiſen ausdrückt. Die 
ſchutzzöllneriſchen Induſtriellen fühlten ſich in den Bereinigfen Staaten 
dadurch ebenſo benachleiligt, wie die Bauern, die ihre Hypotheken mit 
ſchlechtem Geld aufgenommen hakten und fie nun mit höherwerkigem 
Geld verzinſen und zurückzahlen ſollten. 

Die Arbeiter allerdings gewinnen bei ſinkenden Preiſen, da der 
Preis ihrer Arbeitskraft ſich nicht jo leicht ändert, wie der der anderen 
Waren. Doch waren die Lohnarbeiter in Amerika noch nicht zu einer 
eigenen Politik vorgedrungen, viele von ihnen fühlten ſich noch als 
künftige induſtrielle Kapikaliſten oder als Bauern und machlen deren 
Politik mit. 

In Europa wird das diesmal nicht ſo leicht gehen. Die Arbeiter 
werden an der Teuerung durchaus keinen Geſchmack finden und ein Sinken 
der Preiſe freudig begrüßen. Aber ſie werden es ſich ſehr überlegen, ob 
ſie zu dieſem Zwecke eine künſtliche Steigerung des Geldwerks durch Maß⸗ 
nahmen verlangen ſollen, die eine Neubelaſtung des Staates und damit 
auch der Arbeiterſchaft herbeiführen. Das gälle von jeder Einziehung 
von papiernen Geldzeichen durch den Staat, mag ſie durch eine Anleihe 
vermittelt werden oder nicht. Der Staal kommt, abgeſehen von ſeinen 

a Wiriſchaftsbelrieben, in den Beſitz von Geld nur durch 
Steuern oder Anleihen. Will er 100 Millionen Papiergeld im Monat 
einziehen, ſo muß er dieſer 100 Millionen zuerſt, wenn er ſie nicht mit einer 
Anleihe bezahlt, mit einer Steuer habhaft werden. Und dieſe 100 Millionen, 
die er nur einnimmt, nicht aber wieder ausgeben ſoll, bedeuten einen 
Abzug von feinen Einnahmen, alſo, wenn dieſe nicht gejchmälert werden 
ſollen, eine Steuererhöhung. 

Und wer wird den Gewinn bei der Transaktion haben? Nicht die 
Arbeiter, denn deren Löhne werden angeſichts der plötzlichen großen Arbeils⸗ 
loſigkeit ihre ſonſtige Ronfervative Schwerbeweglichkeit nur zu ſehr verlieren. 
Sicher gewinnen werden alle diejenigen, die während des Krieges Gläubiger 
geworden find, entweder des Staates oder Privater, ſowie die Kriegs⸗ 
gewinner. Wenn in einem Lande der Wert des Papiergeldes nur mehr 
fünfzig Prozent des Goldwerts bekrägt und es wird durch Einziehung 
der einen Hälfte der Papierſcheine vollwertig gemacht, jo würde das eine 
Verdoppelung der Kriegsgewinne und der Schuldenzinſen bedeuten, und 
zwar auf Koſten des Staates, der wieder auf Koften der Arbeiter lebt. 

Für eine andere Methode, Papier und Gold in Einklang miteinander 
zu bringen, biefet uns das alle zariſtiſche Rußland ein gutes Beiſpiel. 

Die Kriege gegen das revolutionäre Frankreich und Napoleon hatten 
es veranlaßt, gewallige Mengen Papiergeld auszugeben. Dies wurde 
enorm entwertet, im Jahre 1815 waren 426 Papierrubel ebenſoviel wert 
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wie 100 Silberrubel. Nach dem Kriege verſuchke man es, die übermäßige 
Menge Papiergeld einzuziehen. Doch mangelten dazu bald die Kräfte. 
Es gelang nicht, das Silberagio auf mehr als 350 herabzudrücken. Schließ⸗ 
lich enlſchloß man ſich, dieſen Zuſtand als definiliven anzuerkennen und 
zu fixieren. Im Jahre 1839 wurde feſtgeſetzt, daß künftighin 350 Papier⸗ 
rubel gleich 100 Rubel Silber zu rechnen ſeien und Papiernofen in dieſem 
Verhällnis ſtets gegen Silber eingewechſelt würden. Damit war die Ver⸗ 
ſchiedenheil der Preiſe in Metall und Papiergeld nicht aufgehoben, aber 
beide in ein beſtimmtes, feſtes Verhältnis zueinander gebracht, die Uebel⸗ 
ſtände übermäßigen Papiergelds beſeikigk, die ſich daraus ergeben, daß ſein 
Werk nicht durch den relativ beſtändigen Werk des Geldmetalls, ſondern 
den ewig ſchwankenden Zirkulakionswerk der Warenwelt beſtimmt wird. 

Dieſe Methode, die ſogenannte Devalvation, ſetzt einfach fell, was 
wirklich iſt. Sie iſt jederzeit, mit einem Male und ohne alle Belaſtung 
des Skaales und der Slkeuerträger durchzuführen. Sie führt wieder für den 
inneren und den äußeren Markk das gleiche Wertmaß und eine Ueberein⸗ 
ſtimmung der Preiſe ein, aber freilich in der Weile, daß fie den Unterjchied 
zwiſchen melallenem Preis auf dem Wellmarkk und papiernem Preis im 
Inland in dieſes ſelbſt hineinkrägt. Doch wird eben dadurch der Ueber- 
gang zu reiner Mekallwährung vorbereitet und erleichtert, 

Natürlich kann dieſe neue Doppelwährung nicht für die Dauer beſtimmt 
fein. Sie iſt echle Uebergangswirtichaft. Es wäre zu abgeſchmackt, wollte 
man dauernd einen Papierzeftel einen Rubelſchein nennen, wenn er nur 
ein Drittel eines Metallrubels werk if. Man wird krachlen, die alten 
Papierrubel einzuziehen, aber dieſe Maßregel hat einen anderen Sinn, 
als die nach der früher beſprochenen Methode durchgeführte Einziehung. 
Sie bringt jetzt keine Werkerhöhung des Papiergelds mit ſich. Sie braucht 
auch keine Koſten zu verurſachen. 

Es iſt nicht notwendig, die alten Scheine (in dem feſtgeſetzten Ver⸗ 
hältnis) gegen blankes Gold einzulöſen. Es genügt, wenn man fie in 
dieſem Verhällnis gegen Banknolen einlöſt, die ihrerfeits ſlels mit dem 
Golde auf gleich, auf pari ſtehen. 

Bei der 1839 begonnenen ruſſiſchen Geldreform, von der wir ſprachen, 
wurden ſolche „Reichskredilbilletts“ ſchon 1841 eingeführt und 1843 zum 
einzig gültigen Papiergeld erklärt. 

Trotz aller dieſer Vorzüge begegnet auch die Devalvation großen Be⸗ 
denken und ſtarkem Widerſpruch. Sie iſt die beſte Methode, raſch in der 
Warenzirkulalion alle Störungen auszufchalten, die aus dem Widerſpruch 
zwiſchen einem beſonderen im inneren und einem anderen auf dem Welt- 
markt gellenden Werkmaß und Zirkulakionsmiltel entſpringen. Wie ſleht's 
aber mit den Zahlungen, die vor dem Eintrefen der Devalvation ſtipuliert 
wurden? Die Ware, die nun auf den Markk kommt, wird zwei Preiſe 
haben, einen papierenen und einen metallenen. Bei den vorher vereinbarten 
Zahlungen iſt eine derartige Verdoppelung des Werkausdrucks nicht vor⸗ 
genommen worden. Sind ſie in Gold zu zahlen oder in Papier? In 
anderer Weiſe wiederholt ſich dieſelbe Schwierigkeit, die wir ſchon bei der 
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Erhöhung des Geldwerfs durch Einziehung von Papiergeld kennen lernten. 
Sind die Zahlungen alle in Papier zu begleichen, ſo wird, wenn wir das 
ruſſiſche Verhältnis zwiſchen Geldmetall und Papier von 1839 zur Baſis 
nehmen, jeder, der vor dem Kriege ein Gelddepok niederlegte oder eine 
Geldſumme verlieh, an Stelle von 100 Rubeln nur noch 30 zurück⸗ 
bekommen. Sind dagegen die Zahlungen alle in Gold oder Banknoten, 
die dem Golde gleichwertig find, zu entrichten, jo ſieht jeder, der gegen 
Ende des Krieges eine Geldſumme bei einer Bank deponierte oder verlieh 
(der Ankauf eines Wertpapiers kommt auf dasſelbe hinaus), nach vor- 
genommener Devalvation dieſe Summe auf das Dreiundeinhalbfache erhöht. 

Das eine wird als unverdienke Beraubung zugunſlen der Schuldner, 
das andere als ein noch unverdienleres Geſchenk an die Gläubiger empfunden 
werden. 

Noch wiſſen wir nicht, wie die Geldverhällniſſe am Ende des Krieges 
fein werden, wie ſich das Verhällnis von Papier und Gold in den einzelnen 
Staaten ſtellen wird. Wir ſehen aus einer Reihe von Gründen davon ab, 
hier beſtimmle Vorſchläge zu machen. Eines aber kann man heule ſchon 
mit Beſtimmtheit ſagen: Bei der Regelung der Geldverhällniſſe werden 
nicht nur theoreliſche Unklarheiten eine große Rolle ſpielen, die nirgends 
verbreiteter find als auf dieſem Gebiete, ſondern auch ſehr reelle und wohl— 
verſtandene Inktereſſengegenſätze mächtiger Klaſſen und Cliquen werden hier 
aufeinanderprallen und aus der Währungsfrage eines der politiſch am 
hefligſten und meiſten umffritfenen Gebiete der Uebergangswirlſchaft machen. 


11. Der Geldmangel. 


Noch eine Frage haben wir zu behandeln, wohl das ſchwierigſte Problem 
der Uebergangswirkſchaft. Haben wir bisher unterſucht, wie die Qualität 
des Geldes zu beſſern iſt, jo fragt ſich's jetzt, woher die Quantifäfen nehmen, 
deren die Uebergangswirtichaft bedürfen wird. Wie wird fie das nötige 
Geld auftreiben? 

Kein kapilaliſtiſches Unternehmen kann beginnen ohne Geld, alles 
Kapikal muß zuerſt in Geldform vorhanden ſein, ehe es andere Formen 
annimmt. Wenn der Evangeliſt Johannes meint, im Anfang ſei der Logos 
geweſen, das „Work“ oder wohl beſſer die „Wellvernunft“; wenn Fauſt im 
Gegenſatz dazu erklärt: Im Anfang war die Tat, jo ſagk der Kapitalift, 
im Anfang war das Geld. ——— 

Ehe er beginnen kann, zu produzieren und Mehrwerk zu gewinnen, 
muß er Geld haben, um die Fabrik zu bauen, die Maſchinen zu kaufen, 
Rohſloffe anzuſchaffen, Arbeitslöhne zu zahlen. 

Da Geld der Ausgangspunkt eines jeden Kapitals, wird oft genug 
Geld und Kapital verwechſelt, und doch verwandelt ſich nicht alles Geld 
in Kapital, und das Geld, das in kaufmänniſches oder induſtrielles Kapital 
verwandelt wird, vollzieht damit feine Verwandlung in Ware, hört auf, 
Geld zu fein. Erſt jüngſt wieder belehrt uns Umbreit: 
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„Zu den Arbeitsmilteln gehören in erſter Linie die mehliole dann die Betriebe 
und drittens die Kapitalien.“ (Der Tag der Heimkehr, S. 25.) 

Rohſtoffe und „Bekriebe“ find nakürlich in den Händen des Kapikaliſten 
auch Kapital. Unter dem „Kapital“, das Umbreit als drilke Art von 
Arbeitsmitteln (er meint Produktionsmikteln) nennt, kann nur Geld ver- 
ſtanden werden; jenes Geld, das zu Lohnzahlungen verwendet wird. Geld 
iſt natürlich weder ein Arbeitsmittel im beſonderen noch ein Produkkions⸗ 
millel im allgemeinen, ſondern ſtels nur Zirkulakionsmiklel. Der dritfe 
Faktor, der neben Rohſtoffen (Arbeiksgegenſtänden) und Arbeitsmiiteln 
in der Produktion auftritt, iſt nicht das Geld, ſondern die Arbeitskraft, 
die mit Geld gekauft wird, ebenſo wie Maſchinen und Rohmalerial. 

Der Kapitaliſt muß alſo Geld haben, ehe er an die Produklion von 
Waren geht. Aber das Geld wird, krotz der Alchimie der Papierwirtichaft, 
nicht aus nichts erzeugt. Es wird gewonnen durch Verkauf von Waren. 
Alſo nicht das Geld iſt am Anfang, ſondern die Ware. Doch wie dieſe 
produzieren ohne Geld? 

Das Problem kommt auf die Frage hinaus: Was war früher, das 
Ei oder die Henne? Iſt einmal die kapitaliftiiche Wirlſchaft im Gange, 
dann findet ununkerbrochen nebeneinander die Produklion von Waren, 
die Verwandlung von Waren in Geld und die von Geld in Waren ſtalk, 
die dem Konſum oder neuer Produktion dienen. Von keiner dieſer Trans⸗ 
aklionen kann man ſagen, fie vollziehe ſich früher als die andere, bilde 
einen Anfang. — 

Der Anfang der kapitalifliichen Produktionsweise überhaupt ſetzte aber 
allenbings. Die Akkumulation von Geld voraus. Es iſt kein 5 daß 
ſie mit dem Zeitalter der Entdeckungen einſetzt, alſo mit der neueren Kolonial⸗ 
polifik. Das Erbeuten und Zuſammenraffen der Gold- und Silbermaſſen, 
die ſeit Jahrlauſenden von den Bewohnern einzelner Teile Amerikas und 
Subiens „aulagı gefördert und aufgellapelt worden waren, oft nur aus 
Freude am Glanz, das bildete die Geldbaſis des Kapitalismus, die 
urſprüngliche Akkumulation“ des Kapilals in Geldform. 

Noch über die Anfänge der kapitalifliichen Produklionsweiſe hinaus, 
noch zur Zeit des Merkanlilismus, bis ins achlzehnke Jahrhundert hinein, 
galt die Anhäufung von Gold im Lande als die Quinkeſſenz aller ökono⸗ 
miſchen Weisheit. 

„Iſt einmal die hapilaliſtiſche Produklionsweiſe im Gange, dann ver⸗ 
liert die Frage, ob Geld oder Ware den Ausgangspunkt hapilaliſtiſcher 
Produktion bedeutet, jeden Sinn. Aber fie taucht wieder auf, ſobald 
einmal die Kontinuität des Produklionsprozeſſes erheblich durchbrochen 
wird. Das iſt ſeit dem Beginn der kapilaliſtiſchen Produktionsweiſe nie 
ſo kiefgehend und jo allgemein der Fall geweſen, wie im jetzigen Kriege. 
Nach ſeinem Abſchluß wird ſich's zeigen, daß am Anfang jedes kapila⸗ 
liſtiſchen Produktionsprozeſſes das Geld ſteht und wird die Frage brennend: 
woher das Geld nehmen, um die ſlillgeſetzten Produklionszweige wieder 
in Gang zu bringen? 


149 


Um fie zu beantworten, wird auch ſchon der Geiſt der urſprünglichen 
Akkumulation beſchworen. Das Verlangen, das erforderliche Geld durch 
Kriegsentſchädigungen zu beſchaffen, iſt aus dieſem Geiffe geboren. 

a a wir die Uebergangswirtſchaft vom internationalen, nicht vom 
nationalen Standpunkt aus untkerſuchen, kommt für uns dieſe Löſung der 
Geldfrage nicht in Belrachk. 

Woher aber ſonſt das Geld nehmen? 


Die Menge Geld kann man nicht nach Belieben vermehren, ſie iſt 
unter bejtimmten Verhällniſſen eine beſtimmle Größe, der Warenwert nimmt 
bei ungeſtörker Warenzirkulation die Geldform an, um ſich ſchließlich aus 
dieſer wieder in die Form einer neuen Ware zu verwandeln. 


Die Summe des vorhandenen Geldes wird alſo beſtimmt durch die 
Summe der Warenwerle, die Geldform angenommen und noch nicht die 
Rückverwandlung in neue Ware vollzogen haben. Der Erlös für alle 
verkauften Waren, der noch nicht zum Ankauf neuer Waren benutzt wurde, 
das iſt die Summe des vorhandenen Geldes, das in den verſchiedenſten 
Formen exiſlieren kann, als Münze, Banknote, Wechſel, Scheck, Buch» 
forderung. Ueber mehr als dieſes Geld kann die Kapilaliſtenklaſſe nicht 
verfügen. Das Kreditſyſtem kann dieſe Größe nicht vermehren, es ge⸗ 
ſlattet bloß, fie kapitaliſtiſch intenfiver auszunutzen und dadurch allerdings 
auch die Warenproduktion und damit die Menge des vorhandenen Geldes 
auszudehnen. 

Das Kapikal kann jedoch nicht das ganze, jeweilig vorhandene Geld, 
über das es verfügt, der Produktion zuführen. Der Kapitalift will leben, 
gut leben. Zu dieſem Zwecke funktioniert er als Kapitaliſt, und er hal 
einen Anhang unproduktiver Exiſtenzen, der auch leben will. Das Geld, 
das dieſe Schichten für ihren Konſum ausgeben, kann nicht als Kapital 
verwendet werden. 

Das übrige Geld, von dem ein Teil den Werk verzehrker Produkfions- 
miltel erſetzt, ein anderer akkumulierten Mehrwert darſtellt, wird nicht 
alles vom induſtriellen Kapilaliſten direkt wieder feinem Unternehmen 
zugeführt. Ein großer und ftets wachſender Teil wird in Leihkapikal ver⸗ 
wandelt, wird einer beſonderen Klaſſe von Geldhapikaliſten von den 
kommerziellen und induſtriellen Kapilaliſten zeilweiſe zur Verfügung geſtellt. 
Wir haben bereits geſehen, wie immer mehr alles nicht fofort wieder in 
Ware umzuſetzende Geld bei den Banken deponiert wird und wie ander⸗ 
feits jeder kapikaliſtiſche Betrieb immer mehr mit Leihhapikal arbeilek. 

Von der Menge verfügbaren Leihkapikals hängt immer mehr der 
Forlkgang des kapitalifliichen Produkkionsprozeſſes ab. Wenn der Kapitalift 
von Geld ſpricht, hat er vor allem das Leihkapikal im Auge. Wird mehr 
E angeboten, als gefordert, jo iſt Geld flüſſig; wird mehr ver⸗ 
wick 5e. angeboten, dann herrſcht Geldknappheit. In letzterem Falle 

ins hoch angeſetzl, der Kapilaliſt klagt, das Geld ſei keuer. 
Bei niederem Zins dagegen iſt das Geld billig. Mit dem Geldwerk hat 
das nichls zu lun. Und ebenſowenig mit der Menge der vorhandenen 
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Geldzeichen. Wohl aber feht Fülle und Knappheit des Geldes in enger 
und ſteter Wechſelwirkung mit dem Produktionsprozeß. 

Sit er ſehr belebt, herrſcht Proſperikäk, dann ſucht jeder die gute 
Konjunklur auszunutzen. Da drängen ſich die Kapitaliſten nach Geld. 
um ihre Anlagen zu erweitern und die beſtehenden möglichſt intenfto 
auszubeufen. Alle auf den Markt kommende Ware wird jofort in Geld, 
dieſes aber auch wieder ſofork in Ware verwandelt, der Zeitraum ſehr ver⸗ 
kürzt, in dem die geſchaffenen Warenwerke in Geldform verharren. Die 
Nachfrage nach Leihkapital ſteigt enorm, ohne daß dieſes enkſprechend 
zunimmt. Das Geld iſt knapp. Und doch wird glänzend verdient und 
die glücklichen Gewinner werfen das Geld mit vollen Händen zum Fenſter 
hinaus. Nie kommt fo viel Geld „unter die Leute“ — unter was für 
Leute! — als in Seiten derartiger Geldknappheit. 

In Seiten der Stagnation kritt das Gegenteil ein, da wird Geld 
ſehr flüſſig und doch ſchränkk ſich jeder ein, Not nimmt überhand. 

Wan darf bei Geldknappheit alſo nicht ohne weiteres an Mangel 
denken. Doch wäre es ebenſo verkehrt, fie ſtets als ein Zeichen von 
Proſperilät zu betrachten. Sie kann den verſchiedenſten Urſachen enk⸗ 
ſpringen. So iſt ſie auch ein Kennzeichen der Panik, des Mangels an 
Vertrauen, bei dem es die Kapikaliſten vorziehen, ihr Geld als Schatz 
unverzinſt zu Haufe liegenzulaſſen, ſtakt es gegen Zins auszuleihen. 

Einen großen Unterjchied macht es auch, ob das Geld als flüſſiges 
oder fixes Kapital angewandt werden ſoll. Das flüſſige Kapital, Roh⸗ 
ſtoffe und Löhne, ſchlägt raſch um, kehrt ſchon nach Monaten, vielleicht 
nach Wochen zu ſeinem Ausgangsort als Geld zurück, wird dem Geld⸗ 
markt nicht lange entzogen. Anders das fire Kapital, Maſchinen, Bauten. 
Es braucht oft Jahre, bis dieſe fertig find, inzwiſchen bleibt das Kapital 
der Warenzirkulation völlig entzogen. Und auch nach der Ferligſtellung 
kehrt es nur bruchſtückweiſe nach und nach, je nach dem Waße feiner 
Abnutzung und damit Werlabgabe, an ſeinen Ausgangspunkt zurück. 
Wenn ein Bau 20 Millionen koftet und jedes Jahr im Werk feines 
Produkts oder in feinem Erkrag ein Zwanzigſtel ſeines Geſamlwerkes 
wiedererſcheint und in Geldform umgeſetzt wird, und wenn die Errichtung 
des Baues 2 Jahre währte, jo werden 22 Jahre vergehen, ehe das 
verausgabte Geld vollſtändig wieder dem Geldmarkte zugeflofjen iſt. 

Sind aber die Bauten einmal ferkig, dann nehmen fie, außer zu 
Reparatur» und Erhaltungszwecken, kein Geld mehr in Anſpruch, fie 
liefern nun jedes Jahr mehr Geld auf den Geldmarkt, als fie ihm enk⸗ 
nehmen, vermehren alſo das vorhandene Geld. 

re ſich nun die Geldverhältniffe während des Krieges ge⸗ 


Eine Reihe von Betrieben wurde völlig ſtillgeſetzt. So zahlreiche 
Kleinbetriebe der verſchiedenſten Gebiete, die ohne die Perſon ihres Be⸗ 
fißers nicht fortgeführt werden konnten. Sobald die Beſitzer zum Kriegs⸗ 
dienſt eingezogen wurden, ſtanden ihre Betriebe ſtill. Daneben wurden 
ganze Erwerbszweige lahmgelegt, z. B. in manchen Ländern die über⸗ 
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ſeeiſche Schiffahrt, oder das Baugewerbe mit allen feinen zahlreichen 
Hilfsgewerben. Wir haben hier nur die Arbeiten für die Zivilbevölkerung 
im Auge. Die für den Militärbedarf ſtehen auf einem anderen Blatt. 

Die Gelder, die die Bauunternehmer für Ankauf von Baumaterial, 
Auszahlung von Löhnen uſw. bereitgehalten hatten, oder die von Banken 
für ſie bereilgehallen waren, kamen nicht zur Verwendung. Was ſie 
oder ihre Hilfsgewerbe an Malerialien beſaßen, wurde verkauft, neues 
nicht angekauft. Alſo bloß Verwandlung von Ware in Geld, nicht von 
Geld in Ware, bloße Vermehrung von Geld. 

Wie die durch Abnutzung einer Maſchine in das Mafchinenprodukt 
überlragenen Werke dazu benutzt werden müſſen, ſchließlich eine neue 
Maſchine zu erwerben, wenn der Produklionsprozeß unverkürzf forfgehen 
ſoll, ſo muß auch der Teil der Summe der Wohnungsmieten in einem 
Lande, der nicht Grundrente vorſtellt, ſondern Erſatz für die Abnutzung 
der Häuſer, wieder zu deren Reparatur oder zum Bau neuer Häuſer ver⸗ 
wendet werden, ſoll nicht Wohnungsnot eintrelen. Während des Krieges 
iſt beides eingeſtellt. Die Wohnungsmieten werden nach wie vor bezahlt, 
aber ihr Erlös, oder eine dieſem Erlös gleichkommende Geldſumme 
anderer Kapikaliſten, als der Hausbeſitzer, nicht wieder zur Herſtellung 
neuer Wohnungen angewandt, aljo nicht in Ware verwandelt, weder von 
den Hausbeſitzern ſelbſt, noch von den Bauunlernehmern, die ſonſt in⸗ 
direkt durch die Banken das nötige Geld zu Hausbaulen erhielten. 

Anderen Produklionszweigen wurde der Bezug von Rohmaterial 
abgeſchnillen. Sie verarbeitefen das vorhandene Rohmalerial, verkauften 
alle ihre Vorräle, kauften aber kein weiteres Material mehr, und wenn 
fie ſchließlich die Produktion einftellten, zahlten fie auch keine Löhne mehr. 
Alſo auch ſte verwandelten bloß Ware in Geld und nicht wieder Geld 
in Ware. Ein großer Teil der Texlilinduſtrie ſowie der Möbelfabrikakion 
gehört in dieſe Gruppe. 

Eine drikte Gruppe wird von Produkkionszweigen gebildet, die von 
dem Rohſtoffbezug aus dem Ausland unabhängig find. Dazu gehören 
vor allem die Produzenten von Rohſtoffen ſelbſt, Landwirtſchaft, Berg⸗ 
werke, Schwerinduſtrie. Sie produzieren nicht nur weiter, ſie produzieren 
mit erhöhten Gewinnen. Die Preiſe ihrer Produkte ſteigen, nicht nur 
wegen des Sinkens des Geldwerles, ſondern auch, weil die Störung des 
Verkehrs ihre monopoliſtiſche Macht ſteigert, die Preiſe über die Werle 
und Produktionspreije hinaus zu erhöhen. Ihre Produkkionskoſten 
ſteigen nicht in gleichem Maße. Ihre Arbeitskräfte find zum Teil Kriegs⸗ 
gefangene, die wenig koſten. 

Auch die Löhne der einheimiſchen Arbeiter find in der Regel hinter 
den Warenpreiſen zurückgeblieben. Männer wurden durch Frauen und 
Kinder erjeßt und dabei die Arbeiterſchutzgeſetze ſuspendierk. Wohl wird 
durch Ueberanſtrengung die Produkkivikät der Arbeit herabgeſetzt, aber 
nicht ſofork. Vorübergehend wird die Produktion dadurch geſteigerk. Die 
Ausgaben der Unternehmer ſinken oder ſteigen doch wenig, indes der 
Erlös ihrer Produkte gewaltig anwächſt. 
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So ſteigen die Geldeinnahmen der Unternehmer jener Produktions» 
zweige. Ein Teil davon wird in erhöhtem perſönlichen Verbrauch ver⸗ 
ausgabf, gegen Ware umgeſetzt. Der andere Teil ſollte zur Erneuerung 
des Produklionsapparals verwendet werden. Aber dazu fehlen die 
Vorbedingungen, Produkte und Arbeiter. Kein Dünger, keine Zufter- 
mittel, keine Maſchinen werden gekauft, alle nicht unbedingt nöligen 
Reparaluren verſchoben, von Neubauten wird abgeſehen. Auch hier wird 
mehr verkauft als gekauft. 

Eigenarlig geffalten ſich die Dinge bei der Lohnarbeiterſchaft. Der 
Arbeitslohn überjchreifet in der Regel nicht das, was der Arbeiler zur 
Erhallung ſeiner Arbeitskraft und ſeiner Familie braucht. Das Geld. 
das er als Lohn erhält, verausgabt er binnen kurzem, er vermehrk nicht 
die Geldmenge im Lande. 

Indeſſen muß auch der Arbeiker, wie wir geſehen, für gewiſſe Ge⸗ 
legenheiten „Schätze“ anſammeln, in Zeiten der Proſperikäk auch einen 
Nolpfennig für Seiten der Arbeiksloſigkeit. Diele Geldſummen erreichen 
nie eine Höhe, die es der Arbeilerklaſſe geſtatten würde, mit ihren Er⸗ 
ſparniſſen die Kapitaliſtenklaſſe auszukaufen, wie die Sparapoftel ehedem 
meinten, ſie können aber doch erhebliche Beträge erreichen und finden 
meiſt in den Sparkaſſen ein Unterkommen. 

Der Krieg hat die Menge derarliger Spargelder ſehr vgrmehrk. Der 
perſönliche Verbrauch der Arbeikerbevölkerung, wie des größten Teils der 
Zivilbevölkerung, abgeſehen von den Kriegsgewinnern, hat ſich ſehr ver⸗ 
ringert. Das bedeutet keine Vermehrung der Geldmenge dorf, wo die 
Einſchränkung aus dem Mangel an Geld hervorging, der entweder eine 
Folge von Arbeitslofigkeit oder der Verminderung der Arbeit und das 
mit des Lohnes, oder eine Folge davon iſt, daß der Lohn nicht jo raſch 
ſtieg, wie die Preiſe der Lebensmittel. 

Aber die Preiſe können raſcher ſteigen als der Lohn, und doch die 
Geldausgaben der Arbeilerfamilie ſinken, wenn ſie keine Gelegenheit hal, 
die keuer gewordenen Sachen zu haufen. 


Wie geſtallet ſich denn die Lage der Arbeiterfamilie? Die Woh⸗ 
nungsmieten find relativ wenig geſtiegen. Kleider, Möbel, Hausrat find 
unendlich teuer geworden, aber nicht zu haben. Bier und Tabak find 
ſellen, die Wirtſchaflen geben kaum noch Gelegenheit, Geld auszugeben. 
Dabei iſt die Arbeiterfamilie vielfach reduziert, der Mann im Felde, er 
verbraucht nichts vom Einkommen der Familie. Dafür verdienen Weib 
und Kind. 

Wir ſehen hier ab von der Unkerſtützung der Familien der Kriegs⸗ 
teilnehmer, da wir hier zunächſt, wie ſchon gejagt, nur die Geldverhäll⸗ 
niſſe erörtern, die ſich aus der Geftaltung des Produktionsprozeſſes 
unter dem Einfluß des Krieges ergeben, aber ohne das Eingreifen der 
Kriegsverwalkung. Auch abgeſehen von jenen Unlerſtützungen überſteigen 
die Einnahmen nicht weniger Arbeiterfamilien ihre Ausgaben, nicht wegen 
ihres Wohlſtandes, ſondern gerade wegen ihrer Notlage. 
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Der Mangel, an dem fie leiden, bleibt der ſtofflich gleiche, mag er 
eine Folge des Mangels an Geld oder an Ware fein. Oekonomiſch 
aber macht das einen Unkerſchied. Denn in letzlerem Falle wird dadurch 
die Geldmenge im Lande vermehrt. Es wird Arbeitskraft als Ware 
verkauft und nur ein Teil des dafür erlöſten Geldes wieder in neue Ware 
verwandelt. 

Freilich, gegenüber den Summen, die ſich bei den Kapikaliſten an⸗ 
ſammeln, kommt die Vermehrung des Geldes durch die erzwungene 
Konſumeinſchränkung der Arbeilerklaſſe wenig in Betracht. 

So werden durch die verfchiedenflen Methoden weit mehr Waren 
verkauft als gekauft —, wie ſchon bemerkt, innerhalb des Prozeſſes der 
Produktion für die Zivilbevölkerung. Dieſe akkumuliert immer mehr 
Geld, deſſen Betrag um jo mehr anſteigt, je länger der Krieg dauert. 
Das vorhandene Geld müßte jetzt ein ungeheures Ausmaß erreicht haben, 
wenn es keinen Abnehmer gefunden hätte, der es doch wieder in Ware 
verwandelte. Aber derſelbe Krieg, der dieſe Geldflüſſigkeit erzeugt, bedarf 
ihrer. Hier findet er das Geld, ohne das er nicht geführt werden kann. 
Wieder wie in den Zeilen des Dreißigjährigen Krieges ernährt der Krieg 
den Krieg, nur finden wir die primitiven Methoden der Naturalwirticaft 
in die der Geldwirlſchaft umgewandelt. Aber hier wie dort iſt es die 
Ernährung des Krieges durch den Krieg, die ſeine lange Dauer ökonomiſch 
möglich macht und erklärt. Nur ſah man in den Zeiten der Natural» 
wirlſchaft die Konſequenzen klarer als heute, wo die Nebel des Geld⸗ 
weſens ſie verhüllen. 

Das Geld, das verfügbar wird, zieht der Staat an ſich, zum Teil, 
dem weitaus geringflen, in Form von Steuern, zum Teil in der von 
Anleihen. Wie ſonſt die induſtriellen Kapilaliſten, verwendet auch er das 
Geld entweder zur Zahlung von Lohn (oder Sold) oder zum Ankauf 
von Waren. Aber beides dient nicht mehr dem Prozeß der Produktion, 
ſondern dem der Vernichtung. 

Das Geld, das als Kapilal im Produklionsprozeß verausgabt wird, 
kehrt zu ſeinem urſprünglichen Beſitzer, um den Mehrwerk vergrößert, im 
Laufe der Warenzirkulation wieder zurück. Das Geld, das nicht als 
Kapital, ſondern zum Ankauf von Konjummitteln verausgabt wird, iſt 
für immer ausgegeben, der Käufer bekommt es nie wieder zu ſehen. 

Der Staat hat das Geld im Kriege in letzterer Weiſe ausgegeben, 
der Kapitalift aber, der fein Geld dazu hergab, will es wiederhaben, er 
will es in Kapital verwandelt wiſſen. Dieſem Bedürfnis entipricht die 
Anleiheform. Er bekommt für fein Geld ein Wertpapier. 

Wir haben von ſolchen Werlpapieren ſchon oben gehandelt, wo wir 
vom fiktiven Kapital ſprachen. 

Schon im Frieden haben die Kapitaliften es geliebt, die Geldſummen, 
die fie durch die Natur ihres Betriebes anzuſammeln gezwungen find, 
in fiktives Kapital zu verwandeln. 

Erinnern wir uns deſſen, was wir über die Notwendigkeit jagten, 
in die jeder Kapitalift, ja jedermann innerhalb der kapitaliftiihen Pro⸗ 
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duktionsweiſe, verſetzt wird, zeitweiſe Geldſchätze von beflimmtem Umfang 
anzulegen. Er deponiert das Geld zinskragend bei einer Bank. Doch 
der Zins, den dieſe ihm zahlt, iſt gering. Er bekommt einen höheren 
Zins, wenn er fiklives Kapital kauft, Wertpapiere, und dieſe bei der 
Bank hinkerlegt. 

Aber was er dort liegen haben foll, iſt Geld. Soll er feinen Be» 
trieb ohne Störung fortfegen können, müſſen die Wertpapiere jederzeit 
in Geld verwandelbar fein, und zwar ungefähr in ebenſoviel Geld, als 
ſie ihn koſteten. Nicht wegen dauernden Zinsgenuſſes kaufte er fie, 
ſondern, um fie bald wieder zu verkaufen, am liebſten zu einem erhöhten 
Kurs. Iſt der Kurs gefallen und braucht er Geld, dann lombardierf 
er ſie, verpfändet er ſie für ſo lange, bis der Kurs wieder geſliegen iſt, 
was ihn freilich ſchwere Zinſen koſten kann. 

Das alles ſetzt voraus, daß das geſchäftliche Leben ſich immer in 
gleichen Geleiſen bewegt, daß den Kapikaliſten, die Wertpapiere verkaufen, 
immer wieder ſolche entgegentreten, die Wertpapiere kaufen, und daß 
gleichzeitig mit den Kapitaliſlen, die Papiere lombardieren, wieder andere 
er die ihre Papiere wieder einlöfen und die Pfandſummen zurück⸗ 
zahlen. 

Tritt eine Panik ein oder eine Skockung, werden einſeilig Papiere 
bloß angeboten und lombardierk, aber keine gekauft und eingelöſt, dann 
werden die Papiere unverkäuflich, dann ſchwinden den Banken die 
Mittel zur Lombardierung, dann bleibt den Kapitaliſten ihr fiklives 
Kapital, aber es fehlt ihnen das Geld zur Fortjeßung ihrer Betriebe. 
Sie müſſen dieſe einſtellen. 

„In dieſen Talſachen, daß ſogar eine Akkumulation von Schulden als eine 
Akkumulation von Kapital erſcheinen kann, zeigt ſich die Vollendung der Verdrehung, 
die im Kreditſyſtem ftattfindet. Dieſe Schuldſcheine, die für das urſprünglich geliehene 
und längſt verausgable Kapital ausgejlellt find, dieſe papierenen Duplikate von 
vernichtelem Kapital, fungieren für ihre Beſitzer jo weit als Kapital, als fie ver- 
kaufbare Waren find und daher in Kapital zurückverwandelt werden können.“ 
23 Kapitel III, 2, S. 14. Man vergleiche über das „illuſoriſche, fiktive Kapital“ 
der Staatsſchuldverſchreibungen für unſeren Zweck namentlich noch S. 2 und 3.) 

Lenſch glaubt heute noch, daß „eine Akkumulation von Schulden 
eine Akkumulation von Kapital“ darſtelll. Nach einem Bericht des 
„Vorwärts“ vom 25. März 1918 erzählte er dem Volksbund für Freiheit 
und Vaterland: 

„Der Staat iſt (im Krieg) ein ganz anderer Wirkſchaftsfaktor geworden, 
denn er hat etwa ein Drittel des Volksvermögens als Kriegsanleihe in Händen., 

Dadurch, daß Lenſch an Stelle von „Kapikal“ „Volksvermögen“ jagt, 
wird die „Verdrehung“ des wirklichen Verhältniſſes noch grotesker. 

Die große Geldfrage nach dem Kriege wird nun die ſein, die 
Maſſen fiktiven Kapitals, die während feiner Dauer geſchaffen wurden, 
wieder in Geld zu verwandeln. Der Vorgang, daß im Rahmen des 
Produkkionsprozeſſes mehr Ware verkauft als gekauft wurde, wird in 
der Uebergangswirtſchaft die entgegengejeßte Richtung annehmen. Es 
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wird ſehr wenig zu verkaufen da fein, aber ein großes Bedürfnis nach 
Geld, um zu kaufen. Geld iſt jedoch, außer durch Raub und Erpreſſung, 
nur durch Verkauf von Waren zu erlangen. Als ſolche kommen zur 
Vermehrung des Geldes, das der Friede vorfindet, zunächſt nur die 
fiktiven Kapikalien in Betracht, die der Krieg geſchaffen. Wer wird fie 
kaufen, wenn alles verfügbare Geld von der Produktion in Anſpruch 
genommen iſt? 

Angeſichts der Bedeufung der Frage hal man viel Scharfſinn auf 
ihre Löſung verwendet — ſoweit dieſe Bedeukung erkannt wurde, was 
noch nicht allgemein der Fall iſt. Wir können unſere Aufgabe nur 
darin ſehen, auf die Wichligkeit des Gegenſtandes hinzuweiſen. Eine 
prakliſche Löſung haben wir nicht vorzuſchlagen, von den vorgefchlagenen, 
die uns bekannk geworden ſind, bringt uns keine das Ei des Kolumbus. 
Sie laufen entweder auf eine Anleihe beim Ausland hinaus, oder auf 
eine Vermehrung der in Umlauf geſetzten Geldzeichen. 

Wir haben ſchon wiederholt darauf hingewieſen, wie wenig Hilfe 
jeder Staat nach dem Kriege für feine inneren ökonomiſchen Schwierige 
keiten vom Ausland zu erwarten hal. Am wenigſten in der Geldfrage. 
Die kriegführenden Staaten werden nach dem Kriege völlig ausgepumpt 
ſein. Sie werden alles Geld, das ihnen geblieben iſt, ſelber gebrauchen 
und nichts ans Ausland abzugeben haben. Die Zahl der neulralen 
Staaten iſt klein und fie werden in nicht viel beſſerer Verfaſſung ſein. 

Vor einer Vermehrung der Geldzeichen, elwa Neuausgabe von 
Darlehnskaſſenſcheinen zur Lombardierung von Wertpapieren, muß 
dringend gewarnt werden. Sie würde nicht als Mittel dienen können, 
den angeſtreblen Zweck zu erreichen, ſondern nur als Mittel, einen anderen, 
ebenfalls ſehr wichtigen und ſehr wohl erreichbaren Zweck zu vereileln. 
Sie würde die wirkliche, in Geldform vorhandene Werkmenge nicht ver⸗ 
mehren, wohl aber die Wiederherſtellung der Valuta unmöglich machen. 
Sie könnte den Geldapparat in keiner Weile vergrößern, wohl aber 
feine Unordnung empfindlich ffeigern. 

Wir werden uns ſchon mit dem Gedanken verfrauf machen müſſen, 
daß es eine Melhode, die Menge verfügbaren Geldes, die der Friede 
vorfinden wird, raſch zu ſteigern, nicht gibt. 

Um fo wichtiger wird die Art der Verausgabung dieſes Geldes 
werden. Der Produkkionsprozeß wird um fo raſcher wieder in Fluß 
kommen, je mehr von dem vorhandenen Geld produktiv, alſo unter den 
gegebenen Verhällniſſen als induſtrielles wirkliches Kapital verausgabt 
wird, für die Zahlung von Löhnen für induſtrielle Arbeiker, für den 
Ankauf von Produktionsmilteln, und je weniger unprodukfiv, für den 
perſönlichen Gebrauch der Kapitaliſten und ihres Anhanges und für 
unproduktive Staatszwecke, 

Mag man die Probleme der Uebergangswirlſchaft nach der ftofflichen 
oder nach der Geldſeile hin betrachten, ihr A und O bleibt ſlels: 


Internationale Abrüſtung. 
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VIII. Uebergangswirtſchaft und Sozialismus. 


Ven der kommenden Uebergangswirlſchaft werden die mannigfalligſten 
Bilder entworfen. Es iſt ja auch nicht möglich, ihre Umriſſe heute ſchon 
ganz klar zu erkennen, wo noch nicht abzuſehen iſt, unler welchen Um— 
ſtänden und Bedingungen der allgemeine Friede zuſtande kommt. Die 
Uebergangswirtichaft wird ſich anders geffalten unter einem Machlfrieden 
und anders unter einem Verſtändigungsfrieden. Und fie wird verſchie⸗ 
dene Formen in den verſchiedenen Staaten je nach ihrer ökonomiſchen 
Eigenart annehmen. Ob die Exporlinduſtrie während des Krieges ruhle 
oder weilerging, ob das Land Rohſtoffe oder Snduftrieprodukte ausführt, 
ae für die befondere Geftaltung feiner Uebergangswirtfchaft ſehr wichlig 
werden. 

Aber wie immer fie fich geffalten, und wie immer man fie ſich vor⸗ 
ſtellen mag, in einem ſtimmen alle urleilsfähigen Beobachter überein und 
eines wird für alle Staaten eintreffen: fie werden alle ihre Friedens- 
wirlſchaft auf einer ſtofflich wie geldlich weſenklich eingeſchränkten Baſis 
aufzunehmen haben. Sie werden alle viel ärmer ſein, als ſie noch im 
Juli 1914 waren. 

Doch in keinem Lande wird die Verarmung alle Schichten der 
Bevölkerung gleichmäßig kreffen. Einigen Kreiſen hat der Krieg Gewinne 
gebracht, manchen ſogar enorme Gewinne. Dieſe konnten bei der all⸗ 
gemeinen Verarmung nur erzielt werden dadurch, daß die Waſſe der 
Bevölkerung noch unter den Durchſchnikt der allgemeinen Verarmung 
herabgedrückt wurde. Und fie wird ihre Herabdrückung um ſo bitterer 
empfinden, je weniger ſie in dem Reichtum der Emporkömmlinge die 
Belohnung überlegener Geiſtesgaben oder die Enkſchädigung für ſelbſtloſe 
Hingabe, ſondern vielmehr den Erfolg eines robuſten Gewiſſens ſieht, 
das ſeine Paläſte auf Leichen baut. 

Die der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft überall eigenkümlichen Klaſſen⸗ 
gegenſätze werden in der Seit der Uebergangswirtſchaft ſchroffer werden 
als je. 

Das wird die Löſung ihrer Aufgaben nicht erleichtern, Sie wird 
im höchſten Maße darauf angewieſen ſein, alle vorhandenen Produkkiv⸗ 
kräfte aufs beſte planmäßig auszunutzen und jede Verſchwendung zu 
vermeiden. 
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Das iſt aber nur möglich bei einheiklichem Zuſammenwirken, das 
wird verhindert durch Zwiekracht und Kampf, alſo auch durch Klaſſenkampf. 

Daher verlangen denn auch viele Erforſcher der Hebergangswirtichaft die 
Forlſetzung des Burgfriedens über den Krieg hinaus, und vor allem 
warnen ſie vor Streiks, die der geſchwächte ökonomiſche Organismus 
nicht vertragen könne. 

Das iſt alles ſehr richtig, aber deswegen braucht man daraus doch 
nicht die Konſequenzen zu ziehen, zu denen jene Erforſcher kommen. 
Um einen Kampf zu hindern oder zu beenden, gibt es zwei Methoden: 
die eine beſteht in der Aufhebung des Ar der den Kampf her⸗ 
vorruft; die andere in der ing des einen Teils unler den 
anderen. Das gilt bei Kriegen, b i Parleiſpallungen, bei Klaſſenkämpfen. 
Eine andere Methode gibt es micht. Mit biokem gullichen Zureden, 
man ſolle ſich einigen, mit bloßem Ausmalen der Schönheil der Einig⸗ 
keit erreicht man nichts. Das iſt Gerede in den Wind. 

Slo laſſen ſich auch Klaſſenkämpfe nur vermeiden durch Aufhebung 
der Klaſſen, alſo durch den Sozialismus, oder durch willenloſe Unter- 
werfung der einen Klaſſe unker den Willen ihrer Gegner. 

Wer dies letzlere nicht will, dem bezeugt die ökonomiſche Gefährdung 
der Uebergangswirlſchaft durch Klaſſenkämpfe und namentlich Streiks 
nur die Schädlichkeit der kapitaliſtiſchen Produklionsweiſe für die Ge⸗ 
ſellſchaft. Der ſieht darin den Beweis für die Ueberlegenheit des So⸗ 
zialismus. 

Doch jo argumentieren die Verfechter des Burgfriedens für die Zeit 
der Uebergangswirtſchaft nichl. Was fie wollen, iſt, daß im allgemeinen 
Inkereſſe die eine Klaſſe darauf verzichte, Forderungen zu erheben, die 
die andere nicht freiwillig gewährt. Und nalürlich wird dieſer Verzichk⸗ 
friede nicht von denen verlangt, die gewonnen, ſondern von denen, die 
verloren haben, den Proletariern. 

Doch iſt jedes derartige Verlangen vergebliche Liebesmüh. Das 
ſollte ſchon die Geſchichle des lezten Jahrhunderts außer Zweifel geſtellt 
haben. Auch wiſſen die Prolekarier, daß kein Verzicht, zu dem ſie ſich 
freiwillig verſtünden, den Klaſſenfrieden erhallen, daß jeder bloß ihre 
Gegner reizen würde, noch weitere Verzichkleiſtungen zu verlangen. Nur 
im Kampf vermag ſich das Proletariat zu behaupten. 

Das iſt nicht zu ändern, folange die kapilaliſtiſche Produklions⸗ 
weiſe beſteht. Wer daran Anftoß nimmt, müßle, wenn er unbefangen 
dächte, auch an ihr Anſtoß nehmen. 

Indes iſt nicht zu erwarten, daß die Uebergangswirlſchaft gerade 
viele Streiks nach der herkömmlichen gewerkſchaftlichen Methode ſehen wird. 
Dieſe Methode dürfte in hohem Grade verſagen. Sie hat die englifchen 
Arbeiter in den fünfziger und ſechziger Jahren, die Deutſchen im lebten 
Jahrzehnt des vorigen, im erſten des jetzigen Jahrhunderls weit gebracht, 
nun aber dürften wieder einmal die Mekhoden des poliliſchen Kampfes 
in den Vordergrund trelen, doch auch dieſe nicht mehr in den alten 
Formen, als bloße Wahlkämpfe oder parlamentarijche Kämpfe. Streiks 
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werden dabei auch eine Rolle ſpielen, politische Streiks, die nicht auf 
die Unternehmer, ſondern auf die poliliſchen Fakloren einwirken wollen. 

Dieſes Ueberwiegen des Poliliſchen über das Gewerkfchaftliche dürfte 
einmal daher rühren, daß der Einfluß des Staates auf das Wirlſchafts⸗ 
leben ſchon im Kriege ungemein ſtark geſtiegen iſt und in der Zeil der 
Uebergangswirkſchaft kaum eine Minderung erfahren, eher noch weiler 
ſteigen wird. Um ſo wichliger wird für jede Klaſſe die Frage, in welchen 
Händen die Staatsgewalt ſich befindet, welchen Klaſſeninkereſſen fie dient. 
Aus der wachſenden wirkſchaftlichen Macht des Staates folgt noch lange 
nicht wachſendes Vertrauen zur jeweiligen Staatsgewalt. 

Dann aber verſprechen die rein gewerkſchafllichen Methoden des Kampfes 
um deswillen geringeren Erfolg, weil die Lage der Arbeiter auf dem 
Arbeitsmarkte ſich weſenklich verſchlechtern wird. Auf der einen Seile 
wird die Arbeiksloſigkeik ungeheure Dimenſionen annehmen, die nur 
durch politiſche, nicht durch gewerkſchaftliche Mittel einzudämmen find. 
Auf der anderen Seile hat die Unkernehmerorganiſalion im Kriege 
ungeheure Forlſchritte gemacht und fie wird noch weilere Forklſchritte 
machen. Die kleinen Betriebe ſind maſſenhaft aus der Produktion aus⸗ 
geſchieden und die Kartellierung der großen iſt von Staats wegen noch 
gefördert worden, joweit das noch nötig war. 

Das alles erſchwert ſehr den rein gewerkſchaftlichen Streik, der fein 
Ziel durch geſchäftliche Preſſion auf den Unternehmer zu erreichen ſuchk. 

Aber bringt uns nicht die Organifation der Kapitaliſten dem Sozialis⸗ 
mus näher, der Organiſterung der Produktion? 

Mehr noch als die Unkernehmerverbände wirken in dieſer Beziehung 
die großen Zenkralbanken, auf die wir in dieſem Zuſammenhange ſchon 
hinwieſen: Die Karkelle und Truſts bringen bloß Betriebe des gleichen 
Produktionszweiges in einen organiſakoriſchen Zuſammenhang. Die 
Banken bekommen die Kraft, beſtimmend in das Verhältnis der ver⸗ 
ſchiedenen Produklionszweige zueinander einzugreifen und damit die 
Produktion wahrhaft zu regeln. 

Doch dieſe Regelung iſt keine ſozialiſtiſche. Der Sozialismus will 
den Bedarf der Geſellſchaft, alſo der Gelamtheit der Konſumenken, zur 
Triebfeder der Produklion machen an Stelle des Profiks. Er will 
an Stelle der Macht einzelner, über die Produktionsmittel zu verfügen, 
von denen die Maſſe ausgeſchloſſen iſt, die Verfügung der Gefellichaft, 
der Maſſe, über die Produktionsmittel ſezen. Er will in der Wirlſchaft 
wie in der Politik die Autokratie durch die Demokralie verdrängen. 

Die Herrſchaft der Banken führk nicht zu dieſen Zielen hin, ſondern 
von ihnen weg. Sie regelt die Produktion, aber nicht im Inkereſſe der 
Allgemeinheit, ſondern im Intereſſe des eigenen Profils, der auch gewallig 
wächſt. Neben den Agrariern und den Monopoliſten der Bergwerke 
und der Schwerinduſtrie gehören die Großbanken zu den Kriegsgewinnern. 

Die Bankokratie, die Bankenherrſchaft, macht der Macht einzelner 
über die geſellſchaftlichen Produklionsmittel nicht ein Ende, ſondern 
erhebt ſie auf den Gipfel, indem ſie den Geldkönigen nicht nur ihr 
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Privateigentum an Geld ungeheuer vermehrt, ſondern daneben noch 
ihnen immer mehr die Verfügung über die Geſamkheit alles Geldes 
verſchafft, das im Lande nicht augenblicklich gebraucht, alles Geldes, 
das für PBroduklionszwecke verfügbar wird. 

Der kapitaliſtiſche Betrieb beruht auf der Aulokrakie des Unker⸗ 
nehmers. Wie das Kartell, fo beſeitigt auch die regelnde Großbank 
nicht dieſe Aukokralie, ſondern unkerwirft bloß die zahlreichen kleinen 
Deſpötchen der Oberherrſchaſt einiger wenigen großen Selbſtherrſcher. 

Die Anſicht iſt weit verbreitet, daß der Kapitalismus dadurch, daß 
er Banken und Kartelle entwickelt, ſelbſt den Sozialismus organifiert. 
Daß das Prolefariat, wenn dieſe Organifationen einmal weit genug 
entwickelt find, ſich bloß in das Belt zu legen braucht, das ihm die 
Kapitaliſten ſelbſt bereitet haben, und daß es ja nicht den Verſuch machen 
darf, ſich früher ſein Belt ſelbſt herzurichten, ehe die Kapilaliſtenklaſſe 
nicht damit fertig wird. 

Dieſe gemütliche Anſchauung vom unmernklichen Hineinwachſen in 
den Zukunftsilaat, der aus der Tätigkeit der Kapikaliſten hervorgeht 
und an dem dieſe eifrig arbeiten, führt dahin, daß man es als die 
wichtigfte Aufgabe des Proletariats betrachtet, die Kapitaliffenklaffe zu 
unterſtützen, da es damit feine eigene Befreiung fördert. 

Dieſe neueſte Faſſung der Theorie von der Harmonie zwiſchen 
Kapital und Arbeit wird noch dadurch erweilert, daß man gleichzeitig 
findet, daß die Staaksgewalt, je mehr ihre wirtſchafklichen Funktionen 
wachſen, deſto mehr auch von ſozialem Geiſt erfüllt wird, ſo daß ſie dem 
Kapitalismus alle für die Arbeilerklaſſe unangenehmen Begleiterſcheinungen 
nimmt und er ſich ſchließlich ohne allen prolelariſchen Kampf durch feine 
Eigenbewegung in den reinen Sozialismus auflöſt. Das Prolelariat 
hat nichts zu kun, als, wie den Kapitalismus, fo auch den Staat zu 
unkerſtützen und zu hoffen und zu harren. 

In Wirklichkeit liegen die Dinge weit weniger gemütlich. 

Warx ſagte bekanntlich in feiner Adreſſe über den „Bürgerkrieg in 
Frankreich“: 

„Die Arbeiterklaffe kann nicht die ferlige Staalsmaſchinerie einfach in Beſitz 
nehmen und dieſe für ihre eigenen Zwecke in Bewegung ſetzen.“ (3. Auflage, 
Seite 43.) 

Noch weit mehr als von der Staaksmaſchinerie gilt das von der 
ökonomiſchen Maſchinerie des Kapitalismus. Hier wie dort gilt es, die 
vollkommenſte Demokratie durchzuführen. Dazu bietet die Allmacht der 
Kart = ze Banken keine Borbedingungen, — nk. 
enoſſenſchaft, die demokraliſche Genoſſenſchaft, die Genoſſen⸗ 
i aft der Arbeiter als Produzenten und Konſumenlen, das iſt die Baſis, 
905 der ſich die ſozialiſtiſche Produkkionsweiſe wird aufbauen müſſen. 

ir aſts wird ünter den heutigen Produklionsverhältniſſen nur wenig 
— elt. 

Wohl machen die Konſumgenoſſenſchaften raſche Forlſchrikke, aber 
in dem Produktionsprozeß, in dem ſich die Klaſſenlage der Arbeiter 
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entjcheidet, können fie nur in wenige Zweige eindringen, nur in jene, in 
denen klägliche Gebrauchsarkikel der Arbeiter ihre lezte Form bekommen. 

Nicht nur Laſſalle, ſondern auch Marx wendeten daher ihr Haupk⸗ 
inkereſſe den Produklivgenoſſenſchaften zu. Marx ſah in den „Kooperativ- 
fabriken“ eine „Uebergangsform aus der kapitaliftiihen Produklionsweiſe 
in die aſſoziierke“, erwartete „die allmähliche Aus dehnung der Kooperaliv⸗ 
unfernehmungen auf mehr oder minder nalionaler Stufenleiter“. (Kapital, 
II, 1, S. 428.) 

Wohl betrachtete er auch „die kapikaliſtiſchen Aktienunternehmungen“ 
als eine ſolche Uebergangsform, aber als eine, in der „der Gegenſatz 
negaliv“, indes er „in den anderen (den Kooperalipfabriken) pofitiv auf⸗ 
gehoben iſt“, der Gegenſatz nämlich, 

„gegen die alte Form, worin geſellſchaftliches Produklionsmittel als individuelles 
Eigentum erſcheint; aber die Verwandlung in die Form der Aktie bleibt ſelbſt noch 
befangen in den kapitaliftiichen Schranken; ſtatt daher den Gegenſatz zwiſchen dem 
Charakter des Reichtums als eſellſchaftlichem gr 705 Privatreichtum zu überwinden, 
bildet ſie ihn nur in neuer Geſtalt aus“. (S. 4 

Als eigenkliche Uebergangsform, die rn die den Gegenſatz pofifiv 
überwindet, bleibt demnach nur die Produkkivgenoſſenſchaft übrig. Aber 
gerade fie macht innerhalb des kapitaliſtiſchen Getriebes gar keine Forte 
ſchrilte, eher Rückſchritte. Solange das Privateigentum an den Produkkions⸗ 
mitteln und die Warenproduktion herrſcht, verliert jede Produktivgenoſſenſchaft 
über kurz oder lang ihren demokraliſchen Charakter, um zu einer Ariffokratie 
einiger wenigen begünffigten Genoſſenſchafler einzuſchrumpfen und ſchließlich 
zu einer hapitaliſtiſchen Aukokrakie zu werden. Erſt auf der Baſis des 
geſellſchaftlichen Eigentums an den Produkkionsmitteln und der geſellſchaft⸗ 
lichen Regelung der Produktion für den Verbrauch und nicht für den Profit 
wird dieſe Produkfionsform ſich entfalten können. 

Die e ökonomiſche Organiſalion von Belang, die die Arbeiker⸗ 
klaſſe ran des Kapitalismus entwickelt, iſt die Gewerkſchaft. Sie 
wird für die Organiſterung der ſozialiſliſchen Produktion unentbehrlich fein. 

er ſie wird dieſer Aufgabe nur deshalb gerecht werden können, 
weil ſie ihr Weſen nach dem Siege des Prolefariats gänzlich umwandeln 
muß. Heuke iſt fie in erſter Linie eine Organiſakion des Kampfes, nicht 
der Regelung der Produktion. 

Wir ſehen alſo, daß der Kapitalismus keineswegs das organiſakoriſche 
Belt der neuen Produktionsweile herrichtet, in dem ſich's das Prolekariat 
nach ſeinem Siege ohne weiteres bequem machen kann. Es wird natürlich 
an die ökonomiſchen Organifationen anknüpfen, die es vorfindet, auch 
an die hapilaliſtiſchen, aber fie nicht „einfach in Beſitz nehmen und für 
feine eigenen Zwecke in Bewegung ſetzen“, ſondern vielfach gänzlich um⸗ 
wandeln oder durch neue Organiſakionen erſetzen, die erſt zu bilden find. 

Neues kann der Menſch jedoch nicht ſchaffen, wenn es nicht vorher 
in feinem Bewußtſein und feinem Wollen als Ziel beſtimmte Umriſſe 
gewonnen hat. Die Details des Planes mögen erſt feſtgeſtellt werden, 
wenn der Zeikpunkk der Ausführung gekommen iſt, Kräfte, Materialien, 
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Grundlagen genau bekannt find. Das Endergebnis mag unfer dem 
Drang der maleriellen Bedingungen ein ganz anderes werden, als die 
urſprüngliche Abſicht war, aber ohne beftimmte Abficht, ein beſtimmkes 
Ziel kann niemand bewußt arbeiten. Ohne ein großes Ziel, ein Ideal, 
iſt keine neue Geſellſchaftsform zu ſchaffen. Aus dem Kampf für das 
ſozialiſtiſche Ideal und nicht aus der Praxis der Rartellierten Unternehmer 
und Finanzmagnaten wird der Sozialismus hervorgehen. 

Bedeutet das aber nicht ein Aufgeben des hiſtoriſchen Materialismus, 
einen Rückfall in den ukopiſtiſchen Idealismus? Mit nichten. Das 
wäre es nur, wenn die Ideale, um die es ſich handelt, als raum- und 
zeitloſe Ideale betrachtek würden, als Ziele der Verwirklichung einer 
ewigen Gerechligkeit, einer ewigen Sittlichkeit, die Schaffung einer für 
alle Zeiten vollkommenen Geſellſchaft. 

Für den hiſtoriſchen Malerialismus ſteht das Denken und Wollen 
der Menſchen, wie jede Nalurerſcheinung, nicht außerhalb des ehernen 
Kauſalzuſammenhanges. Der philoſophiſche Idealismus fieht im menſch⸗ 
lichen Denken und Wollen ganz einzigartige Erſcheinungen, die ihre 
Urſachen aus ſich ſelbſt ſchöpfen. Dieſe Auffaſſung iſt unvereinbar mit 
dem hiſtoriſchen Makerialismus. Für ihn iſt jede Veränderung im Denken 
und Wollen der Wenſchen auf einen Anſtoß von außen zurückzuführen. 

Hiſtoriſche Wirkungen nun erzielen nur ſolche Veränderungen, die 
ſich nicht in einem oder ein paar Individuen allein vollziehen, ſondern 
in zahlreichen, in jo vielen und fo kraftvollen, daß fie imſtande find, ſich 
in der Geſellſchaft durchzuſetzen. So weit verbreileke geiſtige Veränderungen 
können nur hervorgerufen werden durch neue Verhältniſſe der Außenwelt, 
die auf jene vielen Individuen übereinſtimmend in gleicher Weiſe wirken. 
Die veränderlichen Verhällniſſe der Außenwelt, die derartige gleichförmige 


Maſſenwirkungen hervorrufen, find die ökonomiſchen Verhältniſſe. 


— Der Kapitalismus bereitet den Sozialismus vor, weil er das Prole- 


f 7 tariat zur zahlreichſten und ſchließlich auch kraftvollſten Klaſſe der Gefell- 
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ſchaft erhebt und es empfänglich macht für die ſozialiſtiſchen Ziele, und 
nicht deshalb, weil die Unternehmer und die Banken die Produktion 
organifieren. Sollte das Proletariat nicht ſtark genug werden, die Macht 
ant muh we dann könnle aus dem Kapitalismus nie der Sozialismus 

en, auch wenn fein ganzes internationales Getriebe von einer einzigen 
Bank organifiert würde. Und aus dem ökonomiſchen Zuſammenbruch 
des Kapilalismus würde kein Sozialismus erſtehen können, wenn kein 
Prolefariaf da wäre, fähig und bereit, die Geſellſchaft fozialiftiich zu 
organiſieren. 


— Die Machk und die Reife des Prolelarials iſt die enlſcheidende 


8 für die Durchführung des Sozialismus, und nicht ein 
beilimmter Höhepunkt der kapitaliſtiſchen Organiſation durch Truſts und 
Banken. Das Proletariat würde, nachdem es die Skaaksgewalk erobert 
hat, ſcheikern, wenn es nicht die Fähigkeit beſäße, an Stelle der kapila⸗ 
liſtiſchen Organiſation feine eigene Organiſierung der Produktion zu ſetzen. 
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Andererſeiks vermag es im Beſitz der Staatsgewalt den Sozialismus auch 
dann zur Durchführung zu bringen, wenn die kapitaliſliſche Organiſalion 
noch nicht zu voller Enkfallung gelangt iſt, wenn es nur die Kraft und 
Fähigkeit erlangt hat, feine eigene Organiſalion der Produktion auf 
nationaler Slufenleiler durchzuſetzen. 

Dieſe Kraft und Fähigkeit hängt ſicher auch ab vom Skand der 
Rapitaliftiichen Entwicklung, die die induſtriellen Prolekarier der Verödung 
des Landlebens entreißt, fie in Betrieben, in Großffädten und Induſtrie⸗ 
zentren zuſammendrängt, fie dort ſchult und organiſierk, ſowie zu Klaſſen⸗ 
kämpfen wider Willen anſtachelt, die ſie weiter ſchulen und organiſteren. 

Doch zur Entwicklung der Fähigkeiten der Maſſenorganiſalion und 
zu maſſenhafter Verbreitung ſozialiſtiſcher Erkenninis gehören auch Koalitions⸗ 
recht, Preßfreiheit, Wahlkämpfe. Gehört auch eine gute Schulbildung. 
Nicht immer treffen dieſe Bedingungen gerade mik hochgradiger kapifa= 
liſtiſcher Organiſation zuſammen. Dieſe kann fich auf einem ſehr geknech⸗ 
teten, unwiſſenden, unſelbſtändigen Prolekariat aufbauen. 

Andererſeiks iſt Höhe der kapilaliſtiſchen Organifation nicht gleich⸗ 
bedeutend mit Höhe der hapilaliſtiſchen Produktionsweiſe. Letzlere 
hal ihren Höhepunkt in England erreicht. Dagegen war die Herrſchaft 
der Kartelle und der Banken in anderen Staaten weit ſtärker entwickelt. 

Endlich iſt zu erwarten, daß der Sozialismus in verſchiedenen 
Ländern, die auf verſchiedener Höhe kapitaliftiiher Entwicklung ſtehen, 
gleichzeilig zur Durchführung kommen wird. 

Den Ausgangspunkt eines proletariſchen Gemeinweſens kann freilich 
nur ein Land bilden, in dem das Proletariat nicht bloß die große Mehrheit 
der Bevölkerung bildet, ſondern auch in jahrzehnlelangem Ringen zur 
poliliſch intelligentiten und organiſakoriſch fähigſten der demohraliſchen 
Klaſſen geworden iſt. 

Hat aber einmal das Prolekariat in einem ſolchen Staale die Or⸗ 
ganiſierung der Produktion in feiner Weiſe mit Erfolg in Angriff genommen, 
dann muß das Beiſpiel zündend wirken, dann wird ſich kein Land mit 
kapitaliſtiſcher Produktion der Einwirkung des bahnbrechenden Slaaks⸗ 
weſens entziehen können, dann können die zurückgebliebenen Staaten 
mit Rieſenſprüngen die vorangegangenen einholen. 

Von der Macht und Reife des Proletariats und nicht von “4 
Stärke der kapitaliſtiſchen Organiſalion hängen die Ausfichten des 
Sozialismus ab. Von der Stärke der kapitaliftiichen Organijation weder 
in dem Sinne, daß der Sozialismus unmöglich iſt, ſolange dieſe Or⸗ 
ganiſalion nicht eine beſtimmte Höhe erreicht hat, noch in dem Sinne, 
daß er unmöglich iſt, ſolange dieſe Organiſation ausreicht, das hapil- 
liſtiſche Getriebefortzujeßen, ſolange alſo dieſes nicht ftocht und zuſammenbricht. 

Nicht vom Zuſammenbruch des Kapitalismus, ſondern vom Sieg 
des Proletariats. erwartete Marx den Sozialismus. Ein folder gelegenk⸗ 
licher Zuſammenbruch könnke eine Veranlaſſung werden, den Anflurm | 
des Prolekariaks zu verſtärken, er vermag ihn nicht zu erſetzen. 
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Nichts irrfümlicher, als die Anficht, weil die kapitaliftifche Produk⸗ 
lionsweiſe bei Ausbruch des Krieges nicht zuſammengebrochen ſei, habe 
ſie ihre Lebensfähigkeit und Notwendigkeit für lange hinaus erwieſen. 

Dieſe Anſicht wurde im erſten Jahre des Krieges oft geäußert, auch 
von Sozialiſten. Jetzt iſt man ſtiller damit geworden. 

Niemand weiß, welche geſchäftlichen Komplikalionen die Uebergangs⸗ 


wirlſchaft bringen mag. Um fo ſicherer weiß man, daß fie die Klaſſen⸗ 


gegenſätze enorm verſchärfen und die rieſenhafteſten Klaſſenkämpfe enk⸗ 
feſſeln wird. Dabei iſt auf der einen Seite die Macht der Karkelle und 
der Banken, auf der anderen die Zahl der Prolekarier durch Zermürbung 
des Millelſtandes gewaltig gewachſen. 

Das wirlſchafkliche Eingreifen der Regierungen wird zunehmen, ihre 
poliliſche Macht aber ſchwinden. Nie find Regierungen ſtärker als im 
Kriege, nie ſchwächer, als nach einem langen Erſchöpfungskriege, wie 
immer er ausgehen mag. 

Auf der Gegenſeite war im Kriege das Prolefariat ſchwächer als 
vorher, denn dieſer brachte jo undurchſichlige, komplizierke, unerwartete 
Verhälkniſſe, erfchwerte jo ſehr die Gewinnung richtiger Informationen 
und die gegenſeilige Verſtändigung, daß viele Prolekarier irre wurden 
an den ſozialiſtiſchen Parteien, dieſe ſelbſt tiefem Swiefpalt verfielen, ein 
Teil die Macht der Regierungen und der kapilaliſtiſchen Parteien ſtärkle. 

Das wird 1 anders nach dem Kriege werden. erlegt wieder 
d k der Politik in die Inlandspolilik, die den Maſſen 
ue f at aber über die fie leicht zu informieren find, Und deren Verhälk⸗ 
niſſe werden fo ſcharf zugeſpitzt fein, daß fie auch dem Naivſten klar 
werden. Nie wird der Zuſammenſchluß der proletariſchen Maſſen zu 
gemeinſamem Kampf ſo energiſch geweſen ſein, wie er nun ſein wird, in 
der Seit der Uebergangswirlſchaſt. 

Das wird auf jeden Fall ein koloſſales Ringen geben, vielleicht 
ſchon den Enkſcheidungskampf zwiſchen Kapital und Arbeit. Es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß die Uebergangswirlſchaft nicht bloß den Uebergang 
von der Kriegs- zur Friedenswirlſchaft, ſondern auch den vom Kapikalismus 
zum Sozialismus bedeulkekl. 

Man glaube nicht, daß dieſer Gedanke einer anderen Quelle enkſtammt, 
als einer nüchternen Erwägung aller Möglichkeiten. Der Wunſch iſt keines 
wegs fein Vaker. Denn wenn das Prolekariat in der Zeik der Uebergangs⸗ 
wirtſchaft zur Herrſchaft kommt, hal es den Sozialismus unfer den für 
ihn ungünfligffen Bedingungen durchzuführen, und doch kann es nur zur 
Herrſchaft kommen unker der Bedingung und zu dem Zwecke der Ver⸗ 
wirklichung des Sozialismus. 

Sein Ziel iſt: Wohlſtand für alle. Die materielle Grundlage, auf 
der es zu erreichen iſt, bildet die rieſige Entwicklung der Produhliokräfle 
durch den Kapitalismus. Hier finden ı wir eine jener unerläßlichen maleriellen 
Vorbedingungen des Sozialismus, die das Kapital für die arbeitende und 
darbende Menſchheik ſchafft. Nach dem Kriege wird gerade dieſe Vor⸗ 
bedingung mehr als je eingeengt fein, Ein ſiegreiches Prolefariat geriele 
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dann in die Lage des Erben eines Millionärs, der bei Prüfung des 
Nachlaſſes findek, er habe nichts geerbt, als eine Million Schulden. 


Kein ſozialiſtiſches Regime kann ein Elend aufheben, das aus all⸗ 
gemeinem Mangel der Geſellſchaft entſpringt. Es kann nur das Elend 
eines Mangels inmitten des Ueberfluſſes beſeiligen. 


Der Sozialismus würde auch in der Uebergangswirkſchaft Voll⸗ 
kommneres ſchaffen als der Kapitalismus, da er durch Aufhebung des 
Privakeigenkums an den Produkfionsmitteln die Organiſterung der Pro⸗ 
duktion direkt, nicht auf Umwegen, zum Beſten der Geſellſchaft, nicht des 
Profits durchführen, viele Schwierigkeiten der Geldwirkſchaft vermeiden 
könnte. Und vermöchte er angefichis der allgemeinen Verarmung das 
proletarifche Elend nicht gleich völlig aufzuheben, jo wäre er doch imſtande, 
es zu mildern durch Ausgleichung der Gegenſätze. Er würde durch 
feine Friedenspolilik einerſeits, feine Beſchränkung der großen Einkommen 
anderſeils jeder Verſchwendung aufs nachdrücklichſte ſteuern und die Zeil 
des Uebergangs zu dem normalen Zuſtand beſchleunigen. Bei dem koloſſalen 
Wachskum der geiſligen Broduktivkräfte, der Erfindungen und Entdeckungen, 
das die Not des Krieges gebracht hakt und das die Vereinigung wiſſen⸗ 
ſchafklichen Inlereſſes mit induſtrieller Praxis der Arbeiter im Sozialismus 
in noch ſtärkerem Maße und in erfreulicherer Weiſe forkſetzen wird, muß 
dieſer normale Zuſtkand dann eine Summe allgemeinen Wohlſtands bringen, 
wie fie vor dem Kriege noch nicht möglich geweſen wäre. 


7 die Zeit bes e märe_.eine_Jchmierige für ein ure 
liſti tegime, fie kann leicht zu An führen, denen zu genügen 
1 die materiellen M IE en. Nicht nur aus der ökonomiſchen Rück⸗ 
ſtändigkeit Rußlands, ſondern auch, und vielleicht noch mehr, aus der all 
gemeinen Zerrüklung des Landes durch den Krieg ſtammen die Schwierig⸗ 
keiten für die Bolſchewiki. Bereits 1902 wies ich in meiner Schrift 
über die „ſoziale Revolution“ auf dieſe Schwierigkeit hin. Ich jagte dort 
Gikierk nach der drillen Auflage von 1911): 


„Eine feindliche Invaſion . jo entſetzliche Zerſtörungen mit fi, ſchafft 
ſo ungeheuerliche Anforderungen an den Staat, daß ſie eine Revolution, die aus 
ihr entipringt, aufs ſchwerſte mit Aufgaben belaſtet, die dieſer nicht eigentümlich find 
und die vorübergehend faſt alle ihre Mittel und Kräfte abſorbieren. Dabei fällt 
eine Revolution, die aus dem Kriege enkſpringt, mitunter mit einem Verſagen der 
revolulionären Kräfte zuſammen, wenn dieſe durch den Krieg vorzeitig zur Löſung 
von Aufgaben berufen wird, für die ſie noch zu ſchwach iſt. Der Krieg Jelbſt kann 
dieſe Schwäche noch ſleigern, ſchon durch die Opfer, die er mit ſich bringt, wie durch 
die moraliſche und intellektuelle Degradierung, die ein Krieg meiſt hervorruft. Alſo 
enorme Vermehrung der Aufgaben des revolutionären Regimes und gleichzeitige 
Schwächung ſeiner Kräfte. Daher kann eine Revolution, die einem Kriege entipringt, 
leichter ſcheitern oder frühzeitig ihre Triebkraft verlieren, wenn ſie nicht kief in den 
Verhällniſſen begründet iſt ... Wir haben alſo nicht den mindeſten Grund, eine 
G. Mu ng unſeres Vormarſches durch den Krieg zu wünſchen.“ 


** 


Das bezog ſich auf die Frage, ob wir einen Krieg wünſchen ſolllen 
zur Herbeiführung der Revolution, es bezog ſich auf die Ausfichten einer 
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Revolution im Kriege, nicht auf die Ausfichten während der Uebergangs⸗ 
wirtihaft. Daß ein Krieg jo lange dauern und das Gepräge der Wirlſchaft 
ſo gänzlich verkehren könnte, daß eine eigene Uebergangswirkſchaft nol⸗ 
wendig würde, ließ ſich damals noch niemand kräumen. 

Für die Uebergangswirtichaft gilt das oben Gefagte nicht in allen 
Punkten. Das Proletariat iſt in ihr ſtärker als im Kriege. Aber die 
materiellen Mittel zur Durchſetzung des Sozialismus ſind in der Uebergangs⸗ 
wirlſchaft nicht minder beſchränkt als im Kriege. Unter den Bedingungen 
der Uebergangswirlſchaft zur Herrſchaft zu kommen, braucht alſo nicht das 
Ziel unſerer Sehnfucht zu fein. Indes ſchon 1902 bemerkle ich darüber: 

„Aber auf unſere Wünſche kommt es nicht an. Wohl machen die Menſchen 
ſelbſt ihre Geſchichte, aber ſie wählen nicht nach Belieben die Probleme, die ſie zu 
löſen haben, noch die Umſtände, unter denen fie leben, noch die Mittel, durch die 
ſie die Probleme löſen. Käme es auf unſere Wünſche an — wer von uns würde 
nicht den friedlichen Weg einem gewaltſamen vorziehen, dem unſere perſönlichen Kräfte 
vielleicht nicht gewachſen ſind, der vielleicht uns ſelbſt verſchlingt. Aber unſere Aufgabe 
iſt es nicht, se Wünſche zu äußern und von der Welt zu fordern, daß fie ſich 
ihnen füge, ſondern die gegebenen Aufgaben, Umſtände und Mittel zu erkennen, 
um die letzleren zweckmäßig zur Löſung der erſteren benutzen zu können.“ (S. 58, 59.) 


Der Tag des Sieges des Prolelariats hängt nicht von unſeren Wünſchen 
eine een n ee e el 
Volkes gleichmäßig bewegen und enkzünden. Auch der flammendſte Appell 
kann den Sieg nicht um eine Stunde näherbringen. Und die krampf⸗ 
hafteſte Beſchwörung vermag ihn ebenſowenig wie die brukalſte Vergewaltigung 
einzelner um eine Stunde hinauszuſchieben. 

Was aber auch kommen mag, unſere Aufgabe bleibt die gleiche. 
Skels haben wir alles aufzubielen, daß das Proletariat in jedem Moment 
über das höchſte Maß von Kraft verfügt, deſſen es gerade fähig iſt, und 
daß es ſie aufs zweckmäßigſte und energiſchſte zu den Zwecken ſeiner Be⸗ 
freiung und damit der Befreiung der Menſchheit einſetzt. Mehr zu kun, 
kann niemand von uns verlangen. Das zu kun iſt unſere heilige Pflicht. 
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